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11. Plen~rtlt2:un1 des Landtases Rbeinland"Pfa.b 
am %3. Mlrz 1955 

Die Sitzung wird um 9.40 Uhr durch den Viz.epl'.'äsi
denten Bögler eröf!net. 

Vb:eprlsldent BISrter: 
Die 77. Sitzung des Landtages von Rheinland-Pfalz 

ist eröffnet. Beisitzer der heutigen Sib:ung sind die 
Herren Abgeordneten Drathen und Fliesen .. Die Red
nerliste führt der Herr Abgeordnete Drat.hen. Ent
schuldigt fehlen die Herren Abgeordneten Rüb, Deden
bach, Schweinhardt, Dau·ber und Sommerey. An der 
heutigen Sitzung nehmen als Gasthörer teil 45 Teil
nehmer des 8. Lehrganges des Bürgerkundlfchen Ar
beitskreises Rheinland"Pfalz.. Ich begrüße dfe Demen 
und Herren auf das herzlichste. 

(Beifall des Hauses.) 

Zur Beratung kommt der 

Einzelplan 06 " Sozlalmlnlsterlum -
Berichterstatter ist der HeIT Abgeordnete Steger. Ich 

erteile ihm das Wort. 

Abg. Ste&"er: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 

Hau.shalts- und Finanzausschuß hat den Hiushalts
plan des Sozialministeriums für das Rechnungsjahr 
1955 am 15. Februar beraten und die Anderungsanträge, 
die er beschlossen hat, in der Drucksache II/1045 zu
sanunenge!aßt. Bei Kapitel 01, Titel 38, erklärte der 
Regierungsvertreter au! Befragen wegen des verhält
nismäßig gelingen Ansatzes .von 200 000 DM - Aus
gleichsabgabe nach dem Schwerbeschädigtengesetz -, 
daß mit einem höheren Aufkommen als bisher, schät
zungsweise mit 500 000 DM, gerechnet werden ktlnne 
und daß dieser Betrag dann ausschließlich der Erfillr 
lung de_.. Verpflichtungen aus dem Schwerbeschädig
tengesetz dienen werde. Bei Kapitel 01, Titel 101, wird 
erwogen, die Anzahl der Ministerialräte um 1 zu er
höhen. 

Meine Damen und Herren! Wie auch sonst gehörte 
das stärkste Interesse des Ausschusses den „Allgemei
nen Bewilligungen", die im Haushaltsplan unter dem 
Kapitel 02 zu !inden sind. Es wurden Anderungen be
an tragt, die durchweg Erhöhungen bedeuten; sie gehen 
zurück auf die Wünsche der Vertreter der einzelnen 
Fraktionen. Es ist nicht möglich, hier auch nur aus
zugsweise die Wünsche näher zu begründen, weshalb 
ich auf das Protokoll verweise. Immerhin hatten diese 
Anträge eine Erhöhung der Ansätze um etwa 500 000 DM 
zur Folge. Ich verweise bezüglich der Ein.zelheiten wie
derum auf die Drucksache II/1045. 

Außer diesen E4höhungen waren die Mittel zu be
willigen, die für das Blindenpflegegeld in Frage kom
men. Das Sozialministerium hat inzwischen einen Er
laß herausgebracht und ihn dem Sozialpolitischen Aus
schuß vorgelegt. Der Sozlalpolltische Ausschuß hat die
sem Erlaß zugestimmt, so daß die Zahlungen an die 
Blinden nach den Bestimmungen dieses Erlasses ge
tä tlgt werden können. 

Beim Kapitel 06, Titel 313 - Zuschüsse zur Durch
führung der vorbeugenden Gesundheitsfürsorge für 
Kinder und Jugendliche gemäß § 3 der Reicbsgrun.d
sä ue - hielt man es für dringend erforderlich, die 
Mittel zu erhöhen. Es ist Ihnen bekannt, daß von der 
Sowjetzone aus eine starke Propaganda betrieben wird, 
auch Kinder unseres Landes zu Ferienaufenthalten in 
der Sowjetzone zu veranlassen. Es war die Meinung 
des Ausschusses, diese Bestrebungen bekämpfen und 

.1 

dafür sor.gen ~ müssen, daß diese Kinder hier bleiben, 
daß aber darüber hinaus auch Kinder aus der Sowjet
zone zu uns in die westlichen Gebiete kommen. Au! 
diese Erwägungen ist die Erhöhung um l 00 000 DM 
zurückzuführen. 

Beim Kapitel 08 befaßte sich der Ausschuß mit einer 
Eingabe des Betriebsrates der Landesnervenklinik 
Andernach, die zum Ziel hat, 30 Pfleger dieser Anstalt 
in die n!ichsthöhere Besoldungsgruppe zu bringen; 
denn dies sei au! Grund des besonders schweren Dien
stes dieser Pfleger gerechtfertigt und notwendig. 

Der Ausschuß anerkannte die sachliche Berechtigung 
dieser Höhergruppierung. Er hat auch einige Änderun
gen getroffen, die ihm allerdings selbst absolut unbe
!rit?dlgend erschienen; aber er lst der Meinung, daß 
man die endgültige Regelung der in Ausioicht stehen
den Besoldungsreform überlassen müsse, abgeseht!n 
davon, daß diese Angelegenheit natürlich außerdem 
für das nächste Haushaltsjahr im Auge behalten wer
den kann. Das hier Gesagte gilt audi für eine Gruppe 
von Pflegern der Anstalt In Alzey. 

Bei den Kapiteln 12 bis 18 ergaben sich keine. Ande
rungen. In den verschiedenen Anstalten unseres Lan
des geht alles seinen vorgeschriebenen Gang; es war 
zusätzlich nichts zu bewilligen, abgesehen von einer 
Röntgenanlage für die Landesnervenklinik Andernach, 
eine Frage, die vom Ministerium aus noch geprüft 
werden soll. 

Das Landeserziehungsheim Gau"Algesheim soll nach 
Oberwinkel verlegt werden, und <iafür wurde ein neuer 
Titel 870 mit 25 000 DM ausgestattet. 

Es wird das Hohe Haus interessieren zu hören, daß 
die Anstalt für Hirn-, Nerven- und Rückenmarksver
letzte, die bisher in Alzey untergebracht war, nun end
lich eine neue, zweckentsprechende Heimat in Meisen
heim am Glan finden wird. 

Bei Kapitel 30, Landessozialgericht. kam unter Titel 
300 die Entschädigung der Beisitzer, also der Sozial
richter, zur Sprache, und diese Entschädigung wurde 
1;1ls zu gering erachtet. Sie wird vorgenommen nach der 
Gebührenordnung für Schöffen un<i Ge~worene; aber 
es wurde die Ansicht vertreten, daß die Funktio!J. die
ser Beisitzer denn doch eine etwas andere sei als die 
der Schöffen und Geschworenen. 

Ein weiterer Mißstand wurde bei Kapitel 33, Gerichte 
für Arbeitssachen, behandelt, nämlich der, daß bei Ta
gungen der Arbeitsgerichte dort, wo Nebenstellen er- · 
richtet worden sind, entweder gar keine oder nur sehr 
unzulängliche Tagungsräum.e zur Verfügung ständen, 
und daß sich dadurch unzuträgliche Verzögerungen in 
der Abwicklung der Verfahren ergäben. Das Ministe
rium wurde um Abhilfe gebeten. 

Zum Schluß hat dann noch der Herr Sozialminister 
dem Ausschuß einige genauere Informationen zur Frage 
der Fremdenlegion gegeben, Informationen, die den 
Fraktionen bekanntgegeben werden sollen. Da diese 
In!ormationen vertraulich waren, halte ich mich nicht 
für befugt, in meinem Bericht auf diei;e Dinge zurück~ 
zukommen. 

Meine Damen und Herren! Der Haushalts- und Fi
nanzausschuß bittet das Hohe Haus, den in der Druck
sache II/1045 zusammengefaßten Anderungsvorsdilägen 
seine Zustimmung zu geben und den Etat anzunehmen. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Vizeprlsldent Bi5gler; 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Wir kommen 
zur Aussprache. Das Wort hat Frau Abgeordnete Her" 
mans-Hillesheim von der Fraktion der CDU. 
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(Hermans·H1llesne1mJ 

Frau Abg. Hermans-Hillesheim: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 

eine gute Gewohnheit unseres Landtages, auch bei Je-
der Beratung des Haushalts sich mit der Jugend, ihren 
Anliegen und ihrer Betreuung zu beschäftigen. Auch in 
diesem Jahre haben wir Anlaß dazu. Vor mir liegt eine 
Zusammenstellung von Meldungen über den sowjet
zonalen Jugendplan~ Ich übergehe, \Vas darin über die ~· 
FDJ, die Fortsetzung einer uns noch sehr bekannten i 
Staatsjugend, gesagt ist. Aber es muß zu denken ge
ben. wenn es heißt: „Geplant ist die Schaffun2' von 
27 400 neuen Plätzen in Kindergärten; die Zahl der 
Erntekindergärten soll auf 2123 mit 39 948 Plätzen ge
steigert werden; _in Pionierlagern sonen 88 000 Kinder, 
in Betriebsferienlagern 600 000 Kinder ihre Ferien vet·
leben. 25 000 Kinder aus der Bundesrepublik sollen sich 
in diesem Jahre während der großen Schulferien in 
der Sowjetzone aufhalten. 

Wir sollten uns über die propagandistische Wirkung 
solcher Zahlen nicht täuschen. Wer von uns, der sie 
liest oder hört, fragt sich nicht ganz unwillkürlich: Und 
was haben wir dem entgegenzusetzen? Dabei bin ich 
davon überzeugt, daH wir einen Vergleich gar nicht zu 
i;cheuen brauchten, wenn - ja, wenn - wir ihn anstellen 
könnten. Für die Sowjetzonenstellen ist nämlich das 
Zahlenmaterial leichter zu beschaffen, weil die gan
zen Einrichtungen und Maßnahmen ausschließlich vom 
Staat getragen werden. Daß bei uns der größte Teil 
der praktischen Jugendarbeit sich in völliger Frelwll
ligkei t im Rahmen der Jugendverbände und der kari
tativen Organisationen abspielt ist sicherlich der Sache 
nac.ti ein Vor:z.ug, den wir gar nicht hoch genug ein
schätzen können. Er erschwert uns aber ebenso natür
lich den überblick über das gesamte Maß der hier von 
uns geleisteten Arbeit, damit aber auch die Maglichke~t 
der propagandistischen Gegenwirkungen gegen die 
Selbstanpreisungen aus dem Osten. 

Lassen Sie mich hier ein paar Verse aus dem „Faust." 
frei nachdichten ; 

Mit Zahlen läßt sich trefflich streiten, 
Mit Zahlen ein System verbreiten; 
An Zahlen läßt sich trefflich glauben, 
Von einer Zahl läßt sich kein Jota rauben. 

Deshalb möchte ich anregen, daß d ie zuständigen Mi
nisterien der Landesregierung möglichst schnell eine 
Bestandsaufnahme aller Einrichtungen und Maßnah
men der Jugendwohlfahrt, der Jugendpflege und der 
Jugendfürsorge veranlassen. 

~Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr gut!) 

Ist Eiß doch für uns selbs't und für unsere weitere Tä
tigkeit von großem Wert, genau zu a-fahren, obeispiels- · 
weise wieviele Kindergärten in unserem Lande beste
hen wo sie vorharuden sind und wo sie fehlen, wer sie 
unt~rhält und wie hoch .die Zahl der in ihnen betreuten 
Kinder ist. Desgleid1en erscheint es mir wichtig 'LU er
fahren, vvias in unserem Lande in Richtung ac.1! Ferien
betreuung der J'!lgend, Ferienlager und dergleichen, 
tatsächlich •geschehen iist, und ich möchte a:uch bitten, 
mit den in Frage kammenden Stellen so bald wie mög
lich zu erörtern, was in dem jetzt beginnenden Ferie.n
jahr .geplant ist. 

Die Verbände brauchen - so glaube ich - einer sol
chen Bestandsaufnahme nicht mit Zurückhaltung oder 
gar Mißtrauen zu begegnen, geht es doch nicht um d-ie 
Vorbereitung irgerudwelcher staatlicher Aktionen oder 
Einmischun.gen, sondern nur darum, Klarheit zu ge
winnen, ob die Mittel, die im Haushalt des Landes, der 
Gemeinden und der Gemeindeverbände ausgeworfen 
t>in<l, genügen, ob sie a-uf die verschiedenen Aufigaben 
einigermaßen zweckentsprechend verteilt sind, wie sie 

vom Letztempfänger verwan<lt werden un9 wo in Zu
kunft Schwerpunkte für den Einsatz öffentlicher Mit
tel g~ehen werden müssen. 

(Ahg. Dr. Habighors t. : Sehr r ichtig!} 

Hier .besteht unseres Erachtens eine echte und drin
gende Aufgiabe für den Landesjugendbeirat, der j~ bis
het· nicht al.1zu oft getagt .hat. Ich darf den Herrn So
zilalminister .bitten, meine Anregungen wohlwollend zu 
prüfen und den Landesjugendbeirat zur Erörterung der 
hier au:f®eworfenen Fragen eiD2lUberufän. 

(Beifall 1bei ~en Regierungsparteien •. ) 

E.in Schwerpunkt 1.1-nserer Aufmel'ksamkeit scheint 
mir schon erkennbar zu sein. Er wurde heute morgen 
a.uch schon bei der Berichterstattung erwähnt. Wir 
müssen dafür sorgen, daß drie ostzonale Wer.])ung für 
die Kin<l.erterienverscb.ickung nicht in größerem Um
fange bei unserer Bevölkerung ankommt, indem wir 
hi~r ebe~o gi\nst:i,g~ ,Möglicllikeiten vorbereiten. 

(Frau .Aibg. Dr. Gante?liberg: Sehr gut.! 
Sehr notwendig!) 

Wir begrüßen es sehr, daß bei den Beratungen im 
Haushalts- und Finanzausschuß die Ansätze für die 
i.ms ·lintereooierenden Zwecke um 200 000 DM erhöht 
wurden. Obwohl in jedem Etatjahr eine ganz erhebliche 
Erhöhung festzustellen ist, macht der Gesamtaufwand 
des Landes ·an direkten Zu10chüssen flir die Jugend
arbeit aber doch nur einen kleinen Teil der Haushalts
ausgaben aus. Angesichts dieser Sachlage i~t es für uns 
eirl.e Selbstverständlichkeit, daß die Ansätze, soweit sie 
nach dem Haushaltsplan aus allgemeinen Haushalts
mitteln ~u decken sind, auch tatsächlich daraus bestrit
ten werden. Sollte sich zum Beispiel im Laufe des Haus
haltsjahres hera;usstellen, diaß die Einnahmen aus de1· 
Tot.o-Abgaibe über den verianschlagten Gesamtbetrag 
hinausgehen, so haben wir- den Wunsch, diese Über
schüsse aurch überplanmäßige A'Ltfwendungen bei den 
wichtigsten Positionen der Jugendpflege und Jugend
fürsorge .und nicht el1W'a stillschweigend zur Deckung 
allgemeiner Haushaltsaufgaben verwendet zu sehen. 

Geldaufwand und bloße materielle Unterstützung je
der Art sind allerdings noch kein gültiger M~ßstab· Iür 
den "'irklichen Wert und Erfolg der Jugendarbeit. Wir . 
werden so leleh.t nicht in die Lage kommen, vergleich
bare Geldaufwendungen für unsere .Jugend zu machen 
wie das Dritte Rei<:h für die HJ oder wie die ostzonale 
Regierung 'für die sogenannte Freie Deutsche Ju•gend. 
Wir müssen uns aber in jedem Augenblick darüber klar 
sein, diaß die Jugendarbeit hier und dort wegen der 

. g~~n~&ttj~tj}~p. ;?;i~Jri~j;µng, aus <ler sich die Unrer
... ~~~Aie„~~t,„N,~µ;i~!rn zyyan.gsfäufi:g ergeben, gar nicht 

miteinander verglichen werden kann. Drüben geht es 
.\fm 4®. ME:P.~e.n. nicht als Persönlichkeit, sondern nur 
ais' äu tomät~Sd.1 iul-i,k"tionierendes Werkzeug in der Hand 

., '"~oit''~~~ifr ~d Staat, a15 Faktor der Produktion oder 
des Rüstung;;potentia1s. Des.halb ist droben die Familie 
l.äUgSt' ilü?eS n~'tllrliChen .Sinns und .2Jusamimenhalts be
raubt. V'on einer Anerkennung eines über das nur 
Biologische hina:t1sgehenden Eltern-Kind-Verhältnisses 
kallll. dort nicht mehr •gesprochen werden. 

Das totalitäre System begnügt sich aber nicht nur 
mehr mit der Herrschaft über die körperlichen und. 
geistigen Kräfte und die Zeit de r heranwachsenden 
Jugend; es hat jüngst auch seinen Anspruch auf die 
Seele erhoben. Die Jugendweihe, wie man sie jetzt in 
der Ostzone ein.zuführen versucht, ist nichts anderes 
als der Zwan:g zur Anbet ung des herrschenden Systems. 
zum Götzendien~t vor dem totalen Staat. 

·(Ftiau Abg. Dr. Gantenberg; Sehr ·gut!) 
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(Hermana-H!lleahelm) 

F'ilr uns steht gerade nach den Erfahrungen, die un
ser Volk in den letzten 20 Jahren .gemacht hat, der 
Mensch als Mensch, als freie, in sich gefestigte, unab
hängig urteilende und selb9tverantwortlkhe Persön
lichkeit in der Mitte und am Ziel ,all unserer Bemühun-
gen. 

(Bel!aU bei den Regierungsparteien.) 

Unsere Jugendial'beit vor allem hat nur Sinn und 
Wert, wenn sie a.us unseren Kindern und Heranwach
senden solche Pexsönlkhikeiten z;u bilden vermag. Hier 
hat nach Au.ffaSS'U!lg der CDU das Elternhaus eine Auf
gabe, die ihm - aibgesehen von außergewöhnlichen Um
ständen - von niemandem abgenommen und mit glel
C'hem Erfolg durchgeführt werden kann. 

(Abg. Dr. Bod.en: Richtig!) 

Wir können deshalb dem Staat und der öffentlichen 
Hand nur eine helfende, unterstützende und fördernde 
Rolle zuerkennen. Deshalb darf staatliche Förderung 
unter keinen Umständen dazu :führen, die Kinder und 
Jugendilichen aus dem Fwnil~enkreis ohne 2JW'ingenden 
Grund herauszulösen <>da- gar heraiuszulocken. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir wünschen nicht, zu einem oberflächlichen Erleb
n!sbetrieb beizutragen, sondern zu echter Erholung 
und Entspannung nicht zu angeberischem Hel"llmtram
pen fn aller Welt, sondern zu wirklichem Kennenlernen 
unserer Heimat. · 

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien.) 

Wir wünschen Gediegenheit aller jugendpflegerischen 
Einrichtungen. unter keinen Umständen a.ber eine Ver
wöhnung der heranwachsenden Jugend durch Gewöh
nung an Din&e, die sie sich später von eigener Hände 
Arbeit nicht leisten kann. 

Vor allem wünschen w'.!r durch die Mittel, d.iie wir für 
die Jugendarbeit :wr Verfügung stellen, nicht zur Züch
tung von Jugendmanagern und Berufsjugendlichen bei
zutragen. Kindsein und Jugend sind für uns nicht 
Se!Jbstzweck, sondern nicht mehr und nicht weniger als 
natürliche Durchgangsstufen zum körperlich, geistig 
und seel!sch reffen Menschen, zu jener freien Persön
Uchkeit, die als Bilrger a.uch den Staat trägt und ihm 
eine friedliche und gLückliche Zukunft siehert. 

Wenn unsere Bemühungen dazu beitragen, dann 
haben wir alles getan, was hier unsere Pflicht und 
unsere Aufgabe ist. 

(Beifall des Hauses.) 

Vbepri.sident BlSgler: 
1 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Volkemer von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Volkemer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren[ Bei der 
Beratung des Sozialetats können wir die Mängel der 
in der Bundesrepublik noch nicht durchgeführten So
zialreform leicht erkennen. 

{Sehr gutr bei der SPD.) 
Wir haben auch nach Uberprüfung des Gesamtetats 

· festgestellt, daß die Relation der Mittel für den So
:daletat im Vergleich zu den Mitteln, die für den Ge
samtetat aufgewendet werden, nicht das richtige Ver
hältnis aufweist und daß die Mittel !ür den Sozialetat 
sehr kümmerlich und stiellµiltterlich behandelt in die 
Erscheinung treten. Ich erspare mir, Zahlen zu nen
nen, sonst würde diese Diskrepanz noch augenschein
llcher werden. 

Ich darf feststellen, daß wir es dank unserer Initia
tive bei der Beratung des Sozialetats vermochten, doch 
einige Verbesserungen zu erreiehen und höhere An• 
sätze für wichtige Positionen durchzusetzen. Diese Er
höhungen sind Ihnen bereits durch den Herrn Be
richterstatter vorgetragen worden. Sie liegen Ihnen in 
der Drucksache II/1045 vor. 

Wir haben zu diesem Problem noch einige Anträge 
zu stellen, die im Verlauf der Aussprache zum Tell 
von mir, zum anderen Teil von einem meiner Frak
tionskollegen begründet werden. Da wir enge Ver
bindung zu den Jugendorgsnlsationen unterhalt~, 
haben wir leider die betrübliche Tatsache festgestellt -
wir haben diese Feststellung auch vom Landesjugend
ring bestätigt bekommen -, daß die Jugendarbeit im 
Lande zur Zeit gehemmt ist, da das Landesergän
zungsgesetz zum geänderten Reichsjugendwohl!ahrts
gesetz vom 28. März 1953 noch fehlt. Die Aufgaben, 
die den Verbänden gestellt sind, werden in dem § 9 · 
des Gesetzes. klar umschrieben. Zwar liegt zu diesem 
Komplex der Erlaß der Landesregierung vom 30. März 
1954 vor. Darin wird aber das Problem nicht genil.:. 
gend angesprochen, und es wird darauf hingewiesen, 
daß das Landesergänzungsgesetz Klarheit schallen 
werde. Seit dem 30. März 1954 ist also bekannt, daß 
das Landesergänzungsgesetz geschaffen werden muß. 
Bis jetzt liegt es aber noch nicht vor. 

In seiner letzten Sitzung vom Dezember 1954 be
schäftigte sich der Landesjugendbeirat sehr eingehend 
mit dieser Frage. Damals wurde ebenfalls eine Rege-
1ung durch die Landesregierung zugesagt. Leider ist 
es bei dieser Zusage geblieben. Sie wurde bis heute 
nicht eingehalten. Das Gesetz ist .besonders wichtig 
im Hinblick .auf die Bildung und auf die Zusammen~ 
setzung des Landesjugendwohlfahrtsausschusses. Ohne 
die Konstituierung dieses Ausschusses ist eine prak'
tlsche Arbeit nicht möglich. Es muß daher dringend 
Abhilfe geschaffen werden, denn eine ersprießliche 
Arbeit ist nur möglich, wenn die Landesregierung 
dieses Landesergänzungsgesetz bald dem Landtag zur 
Verabschiedung vorlegt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dieses Gesetz hätte bereits dem Landtag der ver
gangenen Legislaturperiode zugeleitet werden müssen. 
Wir hoffen also, daß die zukünftige Landesregierung 
sich bemühen wird, dem neu gewählten Landtag so 
schnell wie möglich - wenn möglich, als erstes Ge
setz - zuleitet, um damit das Versäumte nachzuholen. 
Die Gründe, warum dieses Gesetz bisher noch nicht an· 
uns gelangte, würden sehr interessieren. Vielleicht 
gibt uns der Herr Sozialminister nachher darüber Aus
kunft, warum diese Gesetzesvorlage noch nicht ein
gebracht wurde. 

In diesem Zusammenhang dar! herausgestellt wer
den, daß der Jugendarbeit und insbesondere der Ju
gendpflege nicht die Aufmerksamkeit gewidmet wird, 
die unumgänglich notwendig wäre. Die Förderung der 
Jugendarbeit. wird auch nicht mit dem nötigen Ernst 
vorgenommen. So hat beispielsweise der Landes
jugendpfleger angeblich - ich betone ausdrücklich an
geblich! - keine Reisemittel zur Verfügung, um seine 
Verpflichtungen als Landesjugendpfleger vollauf er
füllen zu können. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Die Jugend müßte besonders .betreut werden; sie hat 
Beratung, sie hat Hilfe und sie hat eine Stütze not
wendig. Sie muß geführt werden, weil ein großer Teil 
der Jugendlieben nicht die Selbständigkeit hat, die er
forderlich wäre, um die Probleme zu meistem. Dafilr 
müssen die Voraussetzungen geschaffen werden. 
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Wenn nun die Landesjugendorganisationen den Lan
desjugendpfleger auffordern, bei ihnen zu erscheinen, 
um ein Problem zu behandeln, das mit ihrer Arbeit 
zusammenhängt, so müssen diese Jugendorganisationen 
für den Landesjugendpfleger, der bei der Landes
regierung im Sozialministerium tätig ist, die Reise
ko::ten aufbringen. Eine bedauerlidle Tatsache und 
rürwahr ein düsteres Kapitel der Sozialpolitik beson
ders hinsichtlich der Jugendpflege in unserem Lamile! 

Zur Charakterisierung, wie sich diese Tatsache aus
wirkt, darf auf folgendes hingewiesen werden: Am 
Samstag, dem 19. März, fand eine Arbeitstagung der 
Landesjugendpfleger in Kaiserslautern statt. Das Mi.,
nisterium war rechtzeitig von dieser Tagung verstän
digt worden, und der Landesjugendpfleger hatte die 
Aufgabe, auf dieser Tagung zu sprechen und eT hatte 
- wie wir erfahren haben - das auch zugesagt. Er ist 
aber nicht erschienen, und erst im letzten Augenblick 
hat die Leitung der Tagung erst davon Kenntnis er
halten, daß der Landesjugendpfleger nicht erscheinen 
könne. Es wäre deshalb an die Landesregierung die 
Frage zu richten, ob etwa das Schrelben dort nicht 
eingegangen ist und, im Falle, daß der Brief einge
gangen ist, warum er nicht beantwortet wurde. Des 
weiteren würcfo uns interessieren, ob ihm unter dem 
Vorwand des Zeitmangels die Reisemittel, die erfor
derlich waren, um nach Kaiserslautern zu kommen, 
versagt worden sind. Es wäre für uns äußerst inter
essant, das zu erfahren, und ich hoffe, daß uns der 
Herr Sozialminister nachher auf diese konkreten Fra
gen Antwort geben wird. 

Ich habe schon betont, daß die Jugend in der gegen
wärtigen Zeit eine besondere Betreuung erfahren muß. 
Voraussetzung dafür ist natürlich, daß der Jugend vol
les Verständnis entgegengebracht wird, indem die not
wendige Anz~hl von .Jugendheimen erstellt wird, denn 
nur in den Jugendheimen wird die Jugendeinefrucht
bare Arbeit leisten können. In der Gemeinschaft die
ser Jugendheime, bei Diskussionen in einem sauberen 
und würdigen Raum kann der Jugend der Aufbau
stoff, den sie braudlt, gegeben werden; dort können 
Anregungen empfangen werden, die später im prak
tischen Leben Verwertung finden. Eine besondere Be
treuung muß man natürlich der Jugend angedeihen 
lassen, d.ie aus dem sowjetisch besetzten Sektor zu 
uns kommt. Wir erkennen nämlich genau, daß - wie 
es auch Frau Hermans-Hillesheim deµtlich zum Aus
druck gebracht hat - von der anderen Seite alles ver
sucht wird, um nicht nur die Kindesseele, sondern auch 
die Seele <ler halbwüchsigen Jugend durch faloche Dar
stellungen zu vergiften. 

Wir haben also die Verpflichtung dem vorzubeugen 
und demzufolge auch alles zu tun, damit diese Jugend, 
die aus der sowjetischen Zone kommt, auch tatsächlich 
die erforderliche Betreuung erfährt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist wichtig, daß diesen Jugendlieben neue Impulse 
gegeben werden, und das kann am besten durch demo
kratische Lehrstoffe erfolgen, denn demokratische Lehr
stc.>ffe erhalten sie bei unserer Beratung und bei eine1· 
entsprechenden Leitung. Der Unterschied zwischen 
hüben und drüben muß fi.ir die Jugend klar erkennbar 
und wohltuend empfunden weroen, dann wird sl.e in 

• cler Lage sein, ein eigenes Urteil über die Zone, aus 
der sie kommen, und unser Gebiet zu fällen. Es muß 
also der Aufenthalt der Jugendlichen in unserem Ge
biel ein Kraft.quell für sie zu neuem und wertvolleren 
Lebens werden. Z1..t diesem Kapitel haben wir einen 
Antrag vorgelegt, der erfreulicherweise als Gemein
schaftsantrag der Fraktionen eingebracht ist und Ihnen 
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unter der Nummer IIil063 vorliegt. Hier soll - und wir 
haben d.ie dringende Bitte, daß der Landtag das be
schließt - der Ansatz von 415 000 auf 445 000 DM erhöht 
werden.. Der Antrag i5t nicht aus der hohlen Hand her
aus gestellt worden, sondern in Zusammenarbeit mit 
dem Landesjugendring wurde dieses Ergebn1s erzielt. 
Der Landesjugendring geht aber wohlweislich - weil 
er unmittelbarer mit der Jugendarbeit zu tun hat - von 
anderen Voraussetz.ungen aus und wünscht höhere An
sätze, und wir haben den Wunsch, daß diesen berech
tigte~1. Fqr<;ler:ungen des Landesjugendr~es entspro
<;1:1-.@.~~:„:„„„„. „ „ 
. , Ich. q.a.rf. ,in. diesem Zu.:;ammenhang noch einmal auf 
e.i.n-e Frage, die an ~ Landesre~erung gerichtet wurde, 
zurückkommen, auf die Kleine Anfrage, die ich selbst 
eingebrac...'1 t habe, die in der ,Drucksache III/907 und 
auf die Antwort, die in Drucksache III/.92'4 vorliegt. 
Wlr habeq damals vermutet, daß Mittel aus dem 
Jugendetat fehlgeleitet wurden und daß sie, wenn 
nicht dil"ekt gelben, dann aber quasi ,gelben Organi
sationen z.ur Verfügung gestellt werden. Wir haben 

' . kein Interesse daran, daß Jugendliche eine Unterstüt
r..ung erfahren, die spezielle Aufgaben und Interessen 
Begüterter "tu ve1·treten haben werden. D~u ka:m und 
darf n icht sein, und wir bitten dringend, daß die Lan
desregierung sehr eingehend prüft - selbst wenn noch 
so dring.mde w1d intensive Vorstellungen von Abge-
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ordneten· u:nd von Kreisen der Arbeitgeber erfolgen -, 
daß die Mittel nu1· dem Zweck zugeführt werden, für 
den sie eigens bestimmt sind. Ich habe also die Bitte, 
Rei;r Mini:.'lter, daß in Zukunft, wenn solche Ersuchen 
gestellt werden, sie von vornherein mit d er Begrün
du.1-ig ab~ewiesen werden, die ohnehin geringen Mittel 
müßten zweckentsprechend angewandt werden. 

Nun ein besonderes K'.ilpitel, das uns sehr bewegt. Es ist 
heute frilh und. auch in der Berichterstattung angedeu
tet worden, die Errichtung von Kindergärten. Für diese 
Zwecke müssen unbedingt mehr Mittel als bisher zm· 
Verfügung ge!':tellt werden, um so mehr, als der Bedarf 
ari Kindergärten im Vergleich zu früheren Zeiten sehr 
deutlich augenscheinlich wird. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Ich darf erwähnen, daß wir gerade jn unserem Lande 

zwangsläufig eine große Anzahl von Industrie-Neuan
siedlungen habcm und daß diese Neuansied~ungen wahr
scheinlich in verstärktem Umfange fortgesetzt werden. 
Daraus ergibt sich ganz folgerichtig, dnß Frauen mehr 
&ls bisher beruistätig werden müssen und daß sie dem
z:ufo.lge - wenn sie abgehalten sind, ihre Kinder selbst 
ru versorgen und zu erziehen - wenigstens in der Zeit, 
in der sie in den Fabl'i.ken stehen und den Belastungen 
ausgesetzt s ind, die Gewißheit haben, daß ihre Kinder 
wohl untergebracht sind in gut geleiteten Kindergär
ten. Das ist äußerst wichtig, und wir sollten bei den zu
künftigen Beratungen uncf bei der Festsetzung der 
Positionen gerade für die Errichtung der Kindergärten 
mehr als je tun. Ich darf hier darauf hinweisen: Nicht 
nur die Industrieansiedlung und die größere Anzahl 
wo Frauen, die bel"'Ufstätig sind, si.nd ein Grund für 
die Föroerung, sondern heute sind die Gefahren auf 
den Straßen durch den starken Verkehr größer denn je, 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
und Kinder dürfen sich nicht allein überlas.sen bleiben; 
sie· müssen wissen, daß sie von 7 oder 8 Uhr morgens 
bis 12 und von 1 his 5 Uhr nachmittags untel'gebracht 
sind und betreut werden, und die Mutter muß, um 
nicht auch wieder den beruflichen Gefahren und Tük
ken ausgesetzt zu sein, die Beruhigung haben, daß ihr 
Kind wähi:end des. Tages gut versorgt ist und daß ihm 
ni~ts pass.teren kann. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
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Darüber hinaus erhalten die Jugend.liehen sehr viel · 
geistige Anregungen, die unter Umständen für ihr gan
zes ferneres Leben bestimmend sein können; sie wer
den von geschultem Personal gepflegt, betreut und ge
leitet. Dies zum Kapitel der vermehrten Förderung von 
Kindergärten. 

Weiter muß das Problem der Gewerbeärzte noch 
einmal angeschnitten werden. Ich weiß, daß bei 
der Beratung des Haushalts des Innennlinisieriums, 
Ka.pltel Gewer·beauf.s.ichtsbehörde, schon davon gespro
chen wurde. Aber allein die Gewerbeärzte, · die vom 
Lande her im Zusammenhang mit der Gewerbeaufsicht 
tätig sind, genügen nicht. Ich meine die Gewerbeärzte, 
die in grlSßeren Fabriken entweder angestellt sein sol
len und die spezielle Aufgabe haben, unaufhörlich den 
Gesundheitszustand der Beschäftigten in einem Be
triebe nicht nur zu überwachen, sondern auch Vorsorge 
zu treffen, damit tatsächlich Krankheiten durch ge
schickte sachkundige Beratung vermieden werden kön
nen. Also in diesem Falle Vorbeugung, statt nachher 
Krankheiten zu heilen. Es gibt eine große Anzahl Ju
gendlicher heute in den Betrieben, und gerade in un
serem Industriegebiet stellen wir fest, daß 40, ja 50, 
ja, in manchen Gegenden bis zu 60 v. H. Jugendlicher 
unter zwanzig Jahren beschäftigt werden; und gerade 
diese Jugendlichen, die stark angespannt sind, bedür
fen der ärztlichen Beratung. Es sollten· deshalb regel
mäßig Reihenuntersuchungen durcbgetührt und regel
mäßig Röntgenaufnahmen gemacht werden - die sind 
dringend erforderlidl. -, damit Krankheitsansätze so
fort erkannt werden können, damit auch die entspre
chende Behandlun.ii einsetzen kann. Ferner soll durch 
ind!'v!duelie Beratung Wld AufklärWlg dafür Sorge 
getragen werden, daß künftige Gefahren vermieden 
werden. Dies zu den Gewerbeärzten, die nach unserer 
Auffassung drinilicher sind denn je, denn die Arbeits
intensität Ist heute stark; man muß heute einmal in 
einen Betrieb .gehen, um zu sehen, mit welcher Hast 
dort gearbeitet werden muß; hinzukommen noch ill 
die Elnfiilsse wie schlechte Luft, Hitze, Kälte usw. 

Neben den Gewerbeärzten sollten in allen größeren 
Betrieben mindestens eine Fürsorfierin, und eine Hills
kra!t tätig sein, denn die Fürsorgerinnen in den Be
trieben haben sich außerordentlich gut bewährt; sie 
können bei freiem Entscheiden und bei völliger Un
abhängigkeit geradezu Wunder wirken, wie wir aus 
der Praxis erfahren haben. Also au! die Betreuung 
muß in allen Fällen Rechtsanspruch bestehen; es darf 
nicht nur der Fürsorgegrundsatz eine Rolle $plelen, aus 
diesem Grunde auch dle so betonte Förde~ von Ge
werbeärzten und Fürsorgerinnen in den Betrieben. 

Ich dar! sagen - und die Arzte und Fachkundigen 
werden das kawn bestreiten können -, daß ein gestei
gertes Arbeitstempo heute eine verstärkte Nervosität 
bedingt, insbesondere bei Frauen, aber auch bei den 
Jugend.liehen. Sie altern viel .früher, als man das an
nimmt, weil sie körperlich durch schwere Arbeiten und 
unzulängllche Klimaverhältnisse in den Betrieben zu 
stark in Anspruch genommen sind. Deshalb ist ein um
fassender Schutz aller Arbeitnehmer - 'vom jüngsten 
bis zum ältesten - dringend. geboten, denn es gilt die 
Tbc. zu bekämpfen, wo wir nt.\r können und dafür die 
Mittel richtig anzuwendeµ. Es soll in diesem Zusam
menhang der Kampf gegen eine der Geiseln mit aller 
Eindringlichkeit geführt werden. 

Wir lassen uns gern den Vorwurf machen, einen 
Wdhlf.ahrtsstaat aü!richten zu wollen; aber wir .sagen 
gleich hinzu: Wer: uns den Vorwurf macht, der tut das 
unbearündet und unberechtigt; denn nicht der Staat 
mlt den gerlngSten, sondern der Staat mit den höchsten 
Sozialau!wendungen ist der gesündeste. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Das soll einmal deutlich heryorgehoben werden. Ich 
darf noch ei.rurull - und selbst wenn es Thnen lanll
welllg werden sollte - betonen, was ich früher bereit:! 
von dieser Stelle aus gesagt habe, daß wir uns in 
puncto sozialer · Betreuung und Sozialversicherung 
Schweden und England mit ihren Leistungen zum 
Vorbild nehmen, und das werden wir immer tun, bis 
in unserem. Lande bessere Voraussetzungen geschaffen 
werden. Um das zu erreichen, was ich vorgetragen 
habe, werden wir immer darauf pochen, daß es ähn
lich geschieht, und daß es genau so wirksam geschieht. 

(Abg. Pickel : Nicht nur ähnlich, besser!) 

- Wenn es woanders besser ist als bei uns, dann sollen 
wir es genau so gut machen, und wenn es annähernd 
ist wie bei uns, dann sollen wir uns ein Beispiel daran 
nehmen, verehrter Herr Kollege. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Pickel: Wir machen 
es besser, viel besser!) 

Lassen Sie mich nun das Kapitel d('r Sozialgerichts
barkeit kurz streifen. Die Sozialgerichtsbarkeit müssen 
wir mehr als bisher intensivieren: dte gesetzlichen 
Voraussetzungen sind geschaffen; zur Zeit fehlt uns der 
Uberbli.ck über die Entwicklung der Streitfälle. Ich 
darf Sie, Herr Sozialminister, noch einmal daran erin
nern, daß wir in der 65. Sitzung des Landtaaes vom 
21. September 1954 in einem Antrag, der hier behan
delt wurde, zu wissen wünschten, ob es stimmt, daß 
seit der Einführung der Sozialgerlchtsbarkelt die Fälle 
statt abgenommen zugenommen haben. Es ist durch 
Herrn Ministerialdirektor .runglas bestätigt worden, 
daß eine größere Anzilhl von Fällen jetzt ansteht, Als 
das am l. Januar der Fall war. Es wurde uns auch 
die Zusage gegeben, daß wir - Sie können ver
stehen, daß uns das interessiert - die Zahlen darüber 
erhalten werden. Nur wenn wir das Zahlenbild haben, 
vermöien wir entsprechend zu drängen und Vorschläge 
z~ machen, wie am 'schnellsten die Abwicklung erfol
gen kann. Wir bitten Sie also dringend, Herr Ministel·, 
uns die Gründe hier bekanntzugeben dafür, weshalb 
die Zahlen bislang nicht vorgelegt wurden. Dann möchte 
ich noch einmal darauf hinweisen, daß bei den Ent
scheidungen leider bisher zu v iel Formalismus, statt 
des erforderlichen Sozialethos ~estzustellen war. 

{Sehr gut! bcl der SPD.) 

Das Sozialethoo soll eines der bewegenden Mome nte 
für die Urteilsfällung und -begründung sein. Dann 
kommen wir dem Ziel, das die Sozialgerichtsbarkeit 
slch gesteckt hat, näher. Leider muß ich sagen, daß das 
Landessozialgericht zur Zeit etwas unzulänglich unter
gebracht ist. Durcll diese Unzulänglichkeit entsteht 
Platzmangel, und dadurch werden d ie flotte Abwick
lung gehemmt und die Entscheidungen verlangsamt. Ich 
weiß nun, daß hier in der Nähe ein neues Gebäude er 
richtet wird, und daß wir wahrscheinlich im Laufe des 
Jahres das Landessozialgericht in bei;seren, größeren 
und übersichtlichen Räumen unterbringen können. Das 
ist auch notwendig, denn die Sozialgerichtsbarkeit er
füllt in unserem sozialen Leben eine nicht zu verken
nende Rechtsposition. 

Nun zu einem anderen Kapitel in diesem Zusammen
hang. Es betrifft die Schulung des Personals und ins
besondere' die Schulung der Beisl tzer. 

Diese planmäßige Schulung erachten wir für uner
läßlich. Wir haben Ihnen hierzu auch - leb werde dies 
noch kurz begründen - einen Antrag vorgeleet in der 
Drucksache II/1062. Die Bedeutung der Sozialgerichts
barkeit gegenüber den Menschen und für den Men
schen darf nicht unterschätzt werden. 

Die Frage der Entschädigung der Beisitzer muß In 
diesem Zu.samfnenhang auch noch e inmal erwäqnt 

,, 
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'"'e!'den. Sie muß höher sein als die Sätze, die bisher 
an die Beisitzer gezahlt wurden, schon darum - das 
haben wir jetzt festgestellt -, weil sich. nur noch wenige 
ehrenamtlich.e Kräfte finden, die als Beisitzer zu fun
gieren beabsich.tigen. Denn die Arbeit, die dort zu lei
sten ist, ist mehr als eine formale. Ich darf daran er
innern, daß die Beisitzer oft, um an die Außenstellen 
zu gelangen, bis zu 14 Stunden unterwegs sein müs
sen, .daß sie alle Unannehmlichkeiten und Opfer zu 
bringen haben" und daß sie, wenn sie morgens wn 
5 Uhr wegfahren und abends nach 22 Uhr oder 23 Uhr 
zurückkommen, um es gelinder zu sagen, dafür ganze 
6 DM bekommen. Das ist unerträglich und unmöglich. 
Ich werde in diesem Zusammenhang noch auf die 
Arbeitsministerkonferenz zu sprechen kommen. Wir 
rr1öehten bitten, alles zu t'l.ln, damit die Arbeit der Bei
sitzer keine Last und kein Opfer bedeutet, sondern daß 
sie im Interesse der Anspruchsberechtigten voll wirk
sam werden können und die Arbeit mit einer gewis
sen Freude verrichten. 

tBeifall bei der SPD.) 

Damit, meine Damen und Herren, glaube ich, den 
Antrag einigermaßen begründet zu haben. Das Per
~onal sollte auch, wie die Beisitzer, eine Möglicl:ikcit 
haben, Einblick in die gesetzlichen Bestimmungen zu 
bekommen. Ein Beisitzer bei einem Sozialgericht muß 
anders bewertet werden als ein · Beisitzer bei einem 
ordentlichen Gericht. Dort sind weniger Voraussetzun
gen zu erfüllen als bei der Arbeitsgerichtsbarkeit und 
bei der Sozialgerichtsbarkeit. Die Sozialgerichte müß
ten vielmehr den Charakter der Verwaltungsgerichte 
haben und dadurch auch eine andere Einschätzung der 
Bedeutung der Funktionen, die dort von den Bei
sitzern· und von den Angestellten ausgeübt werden 
müssen. Dem ist zur Zeit leider nicht so. So haben die 
Assessoren, die jetzt _bei den Hilfskammern angestellt 
sind, sich mit Recht beklagt, daß sie ni.cht vorwärts 
kommen können, um so mehr als jetzt schon bekannt 
ist, daß diese Hilfskammern voraussichtlich im Jahre 
1958 aufgelöst werden sollen. Ich stelle die Frage: Was 
geschieht mit dem Personal, das zur Zeit dort beschäf
tigt ist. Es muß unbedingt diesem Personenkreis eine 
so;dale Sicherheit gegeben werden, a~r auch die Ver
sicherung, daß sie die Laufbahnbestimmungen einhal
ten können und daß sie, wenn ihre Tätigkeit dort ab
gewickelt ist, auch noch mit einiger Sicherheit in der 
Verwaltung irgendwo untergebracht werden können. 
Das gleiche Problem wie bei den Assessoren trifft zu 
für das Personal, was bislang bei den Versorgungs
ämtern tätig war. Ich darf sagen, daß sich erfreulicber
wei~ die letzte Sitzung der Arbeitsminister mit den 
vorhandenen Planstellen beschäftigt hat und die Ar
beitsminister auch der Auffassung sind, daß alles ge
tan werden muß, um dem Personenkreis, der bislang 
bei den Versorgungsämtern tätig war, auch weiterhin 
eine Existenz in der Verwaltung zu sichern. Es kann 
nicht angehen, daß die Jl.1enschen, die seit 1945 in der 
Verwaltung sitzen, praktisch. nach zehn Jahren auf 
die Straße gesetzt werden und nicht mehr w.issen; 
wie die Sache weitergeht. 

(Abg. Schuler; Aber daran denkt doch niemand!) 

- Leider sind Kündigungen ausgesprochen worden auch 
beim Versorgungsamt in Landau. Mit Re<:ht sin'd die 
Gekündigten besorgt um ihre Zukunft, nicht nur um 
ihre persönliche, sondern auch um die ihrer Familien. 

Au~ diesem Grunde sollte man, da die Zahl nicht 
allzu ·groß ist, nach Möglichkeit Wege suchen, diesem 
Personal eine gewisse Stütze zu geben. Ich trage das 
nicht etwa vor, weil wir das erfunden haben, sondern 
das, was ich Ihnen vortrage, ist das Resultat dei- Be-
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sprechungen und eindringlichen Zuschriften, die an 
uns gelangt sind. 

Las!>en · Sie 1:11.ich mm dem Kapitel der Arbeitsge
Tichtsbarkeit zuwenden. Wir haben auch - das tun wir 
immer - wenn Anhaltspunkte vorliegen - etwas Er
freufü~~es festzustellen. Ich stehe nicht an, zu behaup- · 
ten, däß die Arbeitsgerichte, die zur Zeit in unserem 
Land best7hen, etwa schlecht untergebracht seien. Wir 
haben erfreulicherweise die meisten Arbeitsgerichte in 
~dig~~ . ~.~u,men untergebracht. Damit ist ein ge
ordneter Arbeitsablauf sichergestellt. Es ist in dem 
Berlcht hervorgehoben worden, daß bei den Sitzungs
tagen, die auswärts stattfinden, sehr viele Unzuläng
lichkeiten festgestellt werden. Die Landesregierung 
könnte zwar sagen, wir sind nicht immer verantwort
Ikh. Ich unterstelle auch, daß der Herr Sozialminister 
Dr. Zimmer und Herr Ministerlaldirektor .Junglas sich 
iweifellös Mühe gegeben haben. Es sollte aber so sein, 
daß die Landesregierung ihre ganze Autorität in die 
Waagschale wfrft und den Orten, in denen die Sit
zungstage stattfinden, auferlegt, daß sie auch Schuld 
tragen, wenn die Abwicklung nicht beschleunigt wer-
den kann. Sie m(issen mit.verantwortlich gemacht wer-
d.er\ für ordentliche Räume, die zur Verfügung gestellt 
.werden m\!ss~n. Ich habe mit Erschrecken festgestellt, 
daß Prozesse in ihrer Abwicklung gehemmt sind . In 
tlem Krers· Mainz ist es so, daß das Mainzer Arbeits- " 
~cbt Sitzungstage in Alzey abhält. In Alzey waren 
scb.on immer· schlechte Voraussetzungen gegeben. Jetzt 
sind sie noch schlecrter. Die Sitzungen sollen in einem 
Gebäude,_ in dem zugleich eine Wirtschaft ist, abge
halten werden. 

(Hört, hört! bei der SPD.) 

So kann es nicht bleiben. Es müssen geeignete 
Räume mit Wartesälen und Zeugenzimmern zur Ver
fügung gestellt werden. Die Arbeitsgerichtsbarkeit bil
det einen genau ~o wichtigen Zweig der Rechtsspre
cb,u.o.g „:wie .. das Strafrecht auch. Aus diesem Grunde 
gilt ~. die Voraussetzungen dafür zu schaffen damit 
e~i'ie" " 'w~klich"''vi\'.iro!ge Abwicklung der Proze~se ge
sichert ist. Der Arbeitsgerichtsbarkeit - das ist l eider 
so - darf nicht das Odium des Belanglosen und des 
Un"'ichtigen anhaften. Wenn das der Fl'lll ist dann 
haben wir, die Bedeutung ·dieser Gerichtsbarkeit ver
kannt. Durch die Regierung sollte auch unseres Et"
achtens imme1· wieder Hinweise an die Kreise der Ar
b~i.tgeper~ .. der Wirtschaft, · des Großhandels usw. ge
geben. . werden,. dl!Jllit die Arbeitsrechtsbest immungen 
in" 'vönem 't.'riri!arige uberall auch tatsächlich beachtet 
werden. Bei gutem Willen und bei etwas Loyalität 
könnten Spannungen zwischen Arbeitgeber und Ar
beitnehmer verhindert werden. Dadurch könnte ein 
großer TE:il der anhängigen Prozesse vermieden wer
den. Darauf k ommt es uns doch schließlich an. 

· (Abg. Steger: Sehr richtig!) 

Nun Wl:isen Wir, daß die Entscheidungen bei. der 
Arbeitsgerkh~sbarkeit nach sozialen Erwägungen ge
fällt werderi sollen. Ich beziehe mich auf einen Aus
spruch des ersten obersten Arbeits richters im Lande 

. Bhei..nlan.d,J?fal.z. Dex oberste Arbeitsrichter hat be
reits, als wir unser Arbeitsgerichtsgeset:>: erlassen ha
ben, eine Verlautbarung an die Arbeitsrichter heraus
gegeben und betont, daß In Zweifelsfällen immer den 
W1rt::chaftHch Schwachen Rechnung getragen werden 
solL Das ist auch der Sinn der Arbeitsgerichtsbarkeit. 
Hier darf man sich auch nicht an Formalismen hal
t~n oder sich nur etwa auf die Zeugenaussagen stüt-
7.en. Denn sie vermitteln ntcht immer das richtige 
Bild. Ich habe soviele Erfahrung auf diesem Gebiet 
und auch festgestellt, daß Zeugen in den Gerichts-
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saal gekommen sind, dle unmittelbar vorher vo~ .Ax-
. beitgeber beeinflußt und instruiert waren, wo sie aus 
purer Angst ihrem ~beitgeber gegel:).über, sie könn
ten ihren Arbeitsplatz verlleren, leider das sagten, wa~ 
ihnen aufgetragen worden ist, anstatt das zu sagen, 
wozu sie fhr Gewissen verpnichtet. hätte. 

Deshalb möchte ich, daß man weniger auf diese 
Zeugenaussagen Wert legt, als sich bemUht festzu
stellen, unter welchen sozialen Umständen es zu einer 
Kündigung, zur Nichtzahlung des Lohnes und gar zur 
EnUassung gekommen ist. 

Auch diese Beisitzer bei den Arbeitsgerichten sollten 
- die Frage muß ja gekoppelt werden - eine bessere 
Entscllii.digung .bekommen. Ich habe durcb zustlm
mende Äußerungen erfahIJen, daß man Im Hause 
gewillt ist, den Weg gemeinsam zu beschreiten. Ich 
darf auch sagen, daß diese Angelegenheit nicht eine 
Erfindung unsererseits ist, sondern wie ich aus der 
Presse entnehmen konnte, hat sich die letzte, Arbeits
ministerkonferenz sehr e"Ingehend mit dem Problem 
befaßt, und zwar sehr gut begründet dargestellt, daß 
eine ErhClhung ertol&en soll; denn die Tätigkeit dieser 
Belsitzer Ist mehr als Arbeit denn als ein, Ehrenamt 
aufzufassen. Das allein rechtfertigt schon, daß man 
unserer Forderung entspricht. · 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auch noch 
auf die Würde der Arbelt.sgerichtsbarkeit, die auch im 
Mittelpunkt der Arbeitsministel"konferenz stand, hin
weisen. Es wurde da die Frage erörtert - ich will mir 
darüber kein abschließendes Urteil bilden -, ob die 
Beisitzer der Arbeitsgerichte statt in, Zivilanzügen auch 
in Roben erscheinen sollen, um so der Arbeits&ericht9-
barkelt den Stempel des Würdevolleren aufzuerlegen. 
Ich spreche ausdrücklfch davon, wenn Sie das auch als 
lächerlich ansehen. Ich habe Sie im Verdacht, daß Sie 
das nicht ganz würdigen, was uns bewegt, dieii hier vor
zutragen, Herr Kollege. Wir haben von uns aus diese 
Forderung, dle , mit Recht diskutiert wird, nicht er
hoben. Es darf nicht sa se.fn,· daß die Arbeitsrichter 
da sit%en, als ob in einer Wirtschaft eine Bespre
chung stattfände, sondern der Kläger und der Be
klagte, die den Raum betreten, sollen .sehen, daß ihre 
Angelegenheit vollen Ernstes und würdig behandelt 
und auch entsprechend beschieden wird. 

Mit diesem Problem wird eine andere Frage akut, 
und zwar die, ob die Rechtsanwälte, die beL den Ar
beitsgerichteu nach den gesetzlichen Bestimmungen 
zugelassen werden - ich darf Ihnen hier sagen, wir 
waren dagegen, aber die Mehrheit des Bundestages 
hat das im Arbeitsgericht.11gesetz festgelegt -, einfach 
in einem Sportanzug voi: den Richter treten können 
oder ob sie, wie das auch bei ordentlichen Gerichten 
i.lblich Ist, mlt einer Robe erscheinen sollen. Ich will 
auch hier nicht sagen, daß wir das eine oder andere 
für glücklich~ wünschenswert und unentbehrlich hal
ten, aber wir sollten einmal die Frage diskutieren, 
damit wir uns gemeinsam ein abschlleßendes Urteil 
bilden können. 

Bevor ich das Thema der Arbeitsgerichtsbarkeit ab
schließe, möchte ich nicht versäwnen, auf eine Frage 
zu sprechen zu koonmen, die uns schon sehr lange be
wegt, und zwar handelt es sich um die richtige Ein
gru-ppieru.ngdes stellvertretenden Präsidenten bei.m.Lan
desarbelts.gerlcht. Der stellvertretende Präsident des 
Landesarbelts.gerlchtS in Rheinland-Pfalz !St zur Zeit 
Jn A 1 ·b eingrupptert. E·r müßte, um seiner Funktion 
die richtige Bedeutung beizumessen, unbedingt in A 1 a 
eingruppiert werden; denn die Ptäsklenten der Sozial
gerichte und der Präsident des Lanqesarbeitsgeridlts 
sind in der Gruppe B 8 eingereiht. Die Spanne ...wischen 

Präsident und stellvertretender Präsident ist also so 
groß. Es darf auch erwähnt werden, daß <lie Senats
präsidenten bei den Sozialgerichten durchweg in A 1 a 
eingruppiert sind. Wir haben zu diesem Fragenkomplex 
keinen Antrag geste1lt, ·behalten uns aber vor, im Zu
sammenhang mit dem Richterbesoldungsgesetz auf die-

. ses Problem zurückzukommen. 

Ein anderes Kapitel bei der Betrachtung des Etats 
des Sozialministeriums ist das der Schwerbeschädigten, 
die nach dem Schwerbeschäd!·gtengesetz in der Indu
strie unterzubdngen sind. Mir liegen Zuschriften und 
Statistiken vor, aus denen zu ersehen Ist, daß es leider 
noch eine ganz große Anzahl von Schwerbe.~chädigten 
gibt, die im Augenblick nicht untergebracht sind. Die 
Zahl der nicht Untergebrachten ist aber im V~rgleich 
zu dem, was nach unserer Aufiassung untergebradlt 
werden könnte, viel zu groß! Die Unterbringung wird 
erschwert, weil verschiedene Umstände nach Au.f.fas
sung der Arbeitgeber und einzelner ~werbetreiben.de1· 
eine Beschäftigung von Schwerbeschädigten nicht zu
lassen. Die Unterbringung ist aber auch durdl einen 
anderen Zusammenhang erschwert, auf den ich jeut 
einmal hinweisen möchte. 

Es gibt eine große Anzahl von Schwerkörperbehin
derten, die zur Zeit !n den Betrieben beschäftigt sind. 
Als nun die ArbeitSbehörde den Versuch gemacht hat, 
in diese Betriebe Schwerbeschädigte einzuweisen, ha
ben die Arbeitgeber reagiert und gesagt, gut, wenn wir 
Schwerbeschädigte einstellen sol,len, dann entlassen wir 
dafür die stark Körperbehinderten. Es gibt Fälle, wo 
Körperbehinderte enUassen werden sollten, diie bereits 
15 und 20 Jahre .im Betriebe sind, bei denen aber erst 
nach dieser Zeit die Minclerleistun.gs!ähl.gkeit entdeck~ 
wurde. Wir haben diesen Personen empfohlen, Anträge 
auf Gleichstellung ~ls Schwer.beschädigte zu stellen. 
Wir freuen WlS, daß die Haupt(ürsorgestellen diesem 
Anträgen wirklfcj:l wohlwollend begegnet sind. 

Auch die Frage der Unterbrln.gung von Schwerhör.f
gen muß noch konkretisiert, d. h. in eine gesetzliche 
Form gebracht werden. Es besteht zwar ew Empfeh
lung, daß Schwerhörige gleichbenandelt wet·den solien, 
aber die Arbeitgeber sagen, wenn dl3s im Gesetz stünde, 
WUrden wir uns bemühen, wenn es aber auf gesetz
lichem Wege nicht zu erreichen ist, werden wir es auf 
bloße Empfehlung hin nicht tun. Es sollten also auch 
die Schwerhörigen, die whklich beklagenswet1e Leute 
sind, auf Grund gesetzlicher Bestimmungen in den Be
trieben eingescut werden können, und sie sollten einen 
Rechtsanspruch auf einen Arbeitsplatz haben. 

Vor einigen Tagen habe' ich mich mit einem Schwe1·
beschädigten über sein Schicksal unterhalten. Det· Mann 
hat mir erklärt, er sei über 5-0 v. H . schwerkriegsbe
schädigt, lungenleidend und gehbehindert, und sein 
Arbeitsplatz liege 60 km von seinem Wohnort ent'
fernt. Er muß morgens kurz nach 5 Uhr abfahrEn uncf 
kommt abends gegen 8 Uhx· nach Hause. Er ist aL>o 
über 14 Stunden unterwegs. Sie werden gleich erfah
ren, was mich bewegt, das zu sagen. Wir sollten alles 
1.un, um diesem Personenkreis eine Wohnung möglichst 
in der Nähe des Arbeitsplatzes zu verschaffen. Das Ist 
eine der wichtigsten Voraussetzungen. Wir bitten, d1:1ß 
solche Einzelfälle,. wo sie auftreten, auch tatsächlich 
beachtet werden und für Abbilfe gesorgt wird. Das ist 
wirklich eChte soziale Hilfe. Ich glaube auch, bei gutem 
Willen wird eine Lösung für solche Grenzfälle gefun
den werden können. Wenn wir hier etwas erreidten 
wollen, müssen alle Kräfte i.usammenwirken. 

Nun einige Bemerkungen zum Besoldungsproblem 
der Personen, die im Arbeitsbereich det· Soz!alvergiche
rung tätig 'ind. Die Reichsbesoldung und die TOA sin~ 
wirklich veraltete gesetzliche Bestimmungen. Wir soll-
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ten uns darüber einig sein, daß diese Gesetze heute zur 
M11kulatur gezählt werden müssen. Wir müssen alles 
tun, um hier eine Reform möglichst rasch herbeizu
führen. Es genügt n icht, daß die Tarifpartner, insbe
sondere die Arbeitnehmer, immer wdeder darauf drän
gen, sondern hier hätte auch die Landesregierung eine 
sehr schöne Aufgabe, im Bundesrat darauf hinzuwir
ken, daß von dort aus eine Neuregelung der Besoldung 
:;;ämtlichcr Beamten, Angestellten und Arbeiter im öf
fenllldwn Diens t erfolgt. 

Da·bei sollte das Bestreben vorherrschen, die Gruppe 
A 10 a ohne Rücksicht auf die dorf festgelegten Bestim·· 
mungen zu streichen, und es dürfte heute keine Person 
mehr, gleichgültig wo es sei, in der Gruppe A 10 a sein, 
sondern sie müßte mindestens in die Gruppe A 9 a ein
gereiht werden; damit wäre wenig6tens schon etwa~ 
geholfen. Denn bei der 13ewertung der Arbeit müssen 
wir ja die verschiedensten Faktoren beachten, und zwar 
die Schwierigkeiten, die Unannehmlichkeiten und die 
Opfer sind richtig einzukalkulieren; dann erst kommen 
wir zu einer dem Personenkreis gerecht werdenden 
Lösung. Wir werden nicht erlahmen, unsererseits An
strengungen wegen Verbeseruhg der Besoldung zu be
treiben, und wir werden unsere Arbeit auch fortsetzen 
Wir ruhen nicht eher, bis das von uns geplante und 
gesteckte Ziel erreicht ist. ' 

Abschließend, meine Damen und Herren, noch ein 
Wor1 zu dem Problem der älteren Angestellten. Wie
viel ~la~nische Beteuerungen haben wir schon gehört. 
~s wird IDlmer wieder dara1Uf hingewiesen, und anläß
J 1.ch der Etatberatungen im letzten Jahr habe ich aueh 
eme Andeutung gemacht, daß für die .Angestellten, die 
das 40. Lebensjahr überschritten haben :mch noch eine 
Möglichkeit, eine Lebensbasis zu haben, geschaffen 
werden muß. Denn Sie wissen alle, daß man mit 40 
Jahren nicht verbraucht sein kann .und mit 40 Jahren 
noch einen Rechtsanspruch haben muß. :zu leben, und 
deshalb müssen wir eine Lösung finden. 

(Beifall Lm g.aruen Hause.) 
Die Lösung darf aber nicht allein !n Form von .gut 

gemeinten Vorschlägen erfolgen, sondern wir sollten 
uns beani,lihen, ähnlich wie das Schwerbesch.ädlgtenge
setz es auch vorschrel·bt, eine gesetzliche Regelun.g z1.i 
sch~f!en, wonach alle Arbeitgeber, Händler usw. ver
pflichtet werden, einen bestimmten Prozentsatz älterer 
Angestellter in ihren Betrieben unterzubringen. Denn 
das Sch.icksal dieser Mensc-hen ist wirklich ·beklagens
w~rt. Sie bilden Schlangen bei den Arbeitsämtern; sie 
könnei:i dort nicht vermittelt werden, und gestern ist 
von hier aus der Ausspru<'h .getan worden, daß ein 
Intellektueller für die Demokratie ,gefährlicher werden 
kann als sonst jemand, ·und wir möchten auch sagen, 
daß die Angestellten a uch nicht zu Gefahrenherden fil1· 
die neu aufjgerichtete Domokratie werden dürfen. 

Aus dieEiem Grunde haben wir die Bitte: Helfen Sie 
aiie zusammen, damit wirklich auch eine Hilfe für die 
älteren Angestellten ernstlich geschaffen werden kann. 

(Frruu Abg. Hennig: Bravo!) 
Nun darf noch die Erwartung ausgesprochen ~rden, 

daß -die von mir auf.geworfenen Fragen von der Lan
desregierung auch beachtet werden, und, wir haben die 
Bitte, daß alles geschieht, um eine Lösung der von mir 
aufgezeigten Fragen hierbe.miführen. 

Damit möchte Ich meine Betrachtungen ZJum Sozial
etat schließen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vlzeprisldent ßögler: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Steger von der 

Fraktion der FDP. 

Abg. Sieger: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! kh da rf 
vorausschicken, daß ich infolge einer ernsten Erkran
kung des Herrn Kollegen Sommt'rey gezwungen bin, 
heute h ier für ihn einzuspringen. Er hat mkh wissen 
lassen, daß er es sehr bedauert, diese Gelegenheit nicht 
wahrnehmen zu können, um von dieser Stelle aus auch 
seinerseits wieder ein Wort zu sagen, nicht zuletzt für 
die Vertriebenen •Und Flüchtlinge. Obwohl ich für diese 
Fragen nicht zuständig bin, darf ich doch, gewisserma
ßen stellvertretend für ihn, auf einen Punkt verwei
sen, der immer noch im argen liegt; das ist die unzu
reichende Personalausstattung in der Abteilung Flücht
lingswesen beim So.zialministerium. 

Dort liegen Hunderte von Akten, die auf Begutach
tung warten, und in der Mehrzahl der Fä lle soll .~s 

Monate dauern, bis sie überhaupt in Angriff genom
men werden können. Darauf möchte ich noch einmal 
aufmerksam machen. Dieses Thema ist bereits in einer 
Kleinen Anfrage III/874, die an die Landesregierung 
gerichtet wurde, aufgegriffen worden. Die Landesregie
rung hat auch geantwortet, und zwar unter Bezug auf 
eine Kleine Anfrage, die vorher schon vom Herrn Kol
legen Paul Wolf gestent worden ist. Nach dieser Ant
wort konnte man annehmen, daß die aufgetretenen 
Mißstände in kurzer Zeit erledigt werden würden. 

kh bitte den Herrn Sozialminister, nach diesen Din
gen l.'U sehen und vielleicht noch eine Auskunft zu 
erteilen, wie die Dinge geregelt werden sollen. Denn es 
handelt sich hier zweifellos - wenn das in irgendeinem 
Fall gesagt werden kann, dann hier - nicht nur um 
Akten, sondern jede dieser Akten beinhaltet ein Men
schenschicksal. Und gerade deswegen ist dieser Frage 
eine erhöhte Bede•.it.ung beizumessen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe schon als Be
richterstatter des Haushalts- und Finanzausschusses auf 
das Kapitel allgemeine Bewilligungen Bezug genom
men. Ich konnte es dort nur kurz streifen, und ich 
möchte jetzt einige Worte dazu sagen. 

Ich habe den Eindruck. daß das, was unter diesen 
„Allgemeinen Bewill igungen" verzeichnet ist, in der 
Öffentlichkeit nicht genug bekannt ist. Es ist zwar 
anzuerkennen, daß beispielsweise die „Allgemeine 
Zeitung" in Mainz einmal einen Bericht zu diesem 
Etat gebracht und dort Kapitel, Titel und Zahlen ge
nannt hat. Aber den Eindruck, den ich eben erwühnte, 
daß das nämlich zu wenig bekannt ist, werde ich 
trotzdem nicht los. 

Auf der anderen Seite kann Ich Ihnen folgendes 
sagen. Ich traf gerade neulich einmal einen Menschen. 
der sehr, sehr böse wur über den Steuerdruck, der 
auf ihm lag, wie auch über anderen dieser Steuer
druck liegt, und den Zorn dieses Mannes habe ich ge. 
rade mit dem Hinweis auf diese Kapitel gewisser
maßen bändigen können. Ich habe feststellen können. 
daß er von diesen Dingen im großen und ganzen gar 
keine Ahnung hatte. Er wußte nicht - und die mei
sten wissen es nicht -, wohin die Millionen gehen, die 
wir. Jahr für Jahr für dieses Kapitel unter diesen 
Titeln bewilligen. Die meisten Menschen wissen nicht, 
welche sozialen Taten hinter diesen Titeln und Be
zeichnungen stecken, und ich wäre eigentlich versucht, 
diese Titel hier einmal der Reihe nach wieder aufzu
zählen, zumal ich das Empfinden habe, daß auch man
ches Mitglied dieses Hohen Hauses sie im einzelnen 
gar nicht genug kennt. Ich will es aber unterlassen, 
um keine Zelt wegzunehmen. 

Aber wenn ich von sozialen Taten spreche , dann 
sind das Tatsachen! Wer sich die Dinge ansieht, wird 
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auch feststellen. vor welche großen Auf.gaben die Men
schen gestellt sind, die sich mit dieser Materie zu be
fassen haben. Es Ist eine Wl8eheure Fülle von Aufgaben. 

Auch ich lenke die Aufinerksamkeit darauf, daß ein 
großer Teil dieser Zuschüsse immer wieder der Ju
gend zugute kommt; es ist beute morgen ja auch schon 
mehrfach von der Fürsorge für die Jugend gesprochen 
worden. 

Wenn der Kollege Volkemer von HemmUQgen 
spricht, die da eingetreten und vorhanden sind, von 
Fehlern und Mängeln, die dargelegt wurden, so darf 
ich sagen, daß diese natürlich abgestellt worden sind. 
Aber ich bin der Autfassung, daß es sich im allge
meinen um Schönheitsfehler handelt, und diese Schöne. 
heitsfehler beeinträchtigen in keiner Weise d;ie Tat
sache, daß hier Jahr für Jahr gedacht wird, und zwar 
ohne Hintergedanken, wie das im Dritten Reich ge
schehen ist, der Jugend gedacht wird. aus echter Sorge 
um ihr lei~liches und seelisches Wohlergehen. Und das 
könnte zu dem Appell an die Jugend berechtigen, das 
anzuerkennen und auch zu versuChen, ein positives 
Verhältnis zu diesem Staat zu gewinnen. 

Meine Damen und Herren! Der Sozialetat ist ein 
Spiegel, in dem sich Not und Elend der Menschen 
und der menschlichen Natur, in dem sich die Schat
tenseiten des menschlichen Daseins sehr deutlich ab
zeichnen .. Wie selten denkt der Gesunde in den Tagen 
der Gesundheit an alle diejenigen, die sich nicht aller 
normalen körperlichen Funktionen erfreuen können, 
die in dieser Hinsicht benachteiligt sind, an die Tau
ben, Blinden, Stummen, Geistesgestörten, an alle, die 
diese Ml1ngel entweder von Geburt aus haben oder 
aber die durch Unfälle, durch Kriegseinwirkungen 
usw. zu diesen Mängeln gekommen sind. Es sind schon 
sehr, sehr ernste Dinge, die hinter den Zahlen in die
sem Etat stecken. 

Und wenn es bedauerlicll ist, daß in diesem Ausmaß 
geholfen werden muß, so ist es andererseits aber auch 
erfreulich, Jahr für Jahr in diesem Ausmaß helfen zu 
können. 

Meine Damen und Herrenr Bei dieser Gelegenheit, 
am Schluß der zweiten Legislaturperiode des Land
tages Rheinland-Pfalz, darf wohl auch einmal gesagt 
werden, daß die Mitglieder dieses Hauses, insbeson
dere die Mitglieder des Ausscliusses !Ur Sozialpolitik 
und Vertriebene, die in erster Llnie zusammen mit 
dem Herrn Sozialminister und seinen Mitarbeitern vor 
diese Aufgaben gestellt sind, sie immer mit Au!ge
sdllossenheit betrachtet haben, sie immer zu lösen ver
suchten, indem sie ihr Bestes gaben. 

Es ist Ihnen bekannt, daß am Schluß der Beratun
gen des Haushalts- und Finanzausschusses Kürzungen 
vorgenommen worden sind, und es ist immerhin 
charakteristisch, daß von diesen Kürzungen der so.: 
zialetat in keiner Weise betroffen wurde. Es liegen im 
Gegenteil jetzt noch Anträge vor, Erhöhungen vorzu
nehmen. Und so geht es ja schließlich jedes Jahr bis 
zum Schluß der Beratung, nach meiner Meinung ver
anlaßt durch die Sorge pnd den Wunsch, zu helfen. 
Wer acht Jahre dieser gesetzgebenden Körperschaft 
angehört hat, erkennt auch den Unterschied zwischen 
einst und jetzt. 

Und wenn er zugibt, daß manche würuiche uner
füllt geblieben sind, dann ist er doch für das inzwi
schen Erreichte dankbar. Es wurde erreicht durcll eine 
zweUellos erfolgreiche Wirtscha!tspoutik und außer
dem durch eine Einstellung zum Mltmenschen, die sich 
wesentlich von der früher einmal gezeigten Einstel
lung unterscheidet. Ich persönlich, meine Damen und 

Herren, sehe da Fortschritte, die es ermögUchen wer
den, im Interesse des Ganzen die Zugeständnisse zu 
machen und auch zu erhalten, die immer wieder nötig 
sind, wenn ein großes Ziel erreicht werden soll. 

Unter den Gesunden, die sich rühren und regen 
können, müßte es meines Erachtens möglich sein, zu 
dem Grundsatz ru kommen, daß das Sozialprodukt so 
verteilt wird, daß alle ihren gerechten Anteil bekom
men und daß genügend übrig bleibt, um auch den 
Kranken und Schwachen so ausreichend zu helfen, daß 
auch ihnen die Sonne scheint, während nicht Bedilrf
tlge ganz entscllieden auszuscllließen sind. 

(Abg. Motz: Sehr richtig!) 

Es steht nämlich außer allem Zweifel, meine Damen 
und Herren, daß es viele Menschen gibt, die heutzutage 
dort partizipieren, wo sie nicht partizipieren. dUr!en. 
Ich denke da nicht nur an Steuerhinterzieher, sondern 
icll denke auch an diejenigen, die auf dem Gebiet der 
Filrsorge frgendwie Mißbrauch treiben; das giqt es 
zweifellos~ wenn man die Fürsorge einmal im weitesten · 
Sinne nimmt. Ich m~ine, daß der Steuerhinterzieher 
eigentlich zuviel von dem behält, was er selbst ver
dient hat; aber derjenige, der Mißbrauch treibt auf 
so:dalem Gebiet, nimmt sich sogar von d€'m, was andere 
verdient haben, und das sind beides üble Kapitel. Ich 
will da allerdings keinerlei Rangordnung aufstellen. 

(Abg. Ritter: Nur mit dem Unterschied, daß der 
eine es aus Not tut, Herr Kollege, und der andere 

aus dem Überfluß heraus!) 
- Von Not kann im allgemeinen in diesen Fällen nicht 
die Rede sein. Es fehlt da an der nötigen Moral, und 
die$e Unmoral ist zu bekämpfen. 

Ich bin also der Auffassung, daß auf diesem Gebiet 
ein grundlegender Wandel geschaffen werden muß. 
Werin man bedenkt. daß der heutzutage in der Wirt
schaft tätige unselbständige Mensch sich nach meinem 
Dafürhalten seinem Betrieb immer mehr nähert, daß 
er immer mehr in diesen Betrieb hineinwächst, daß 
dieser Betrieb "imrrier mehr etwas Wirkliches und etwas 
Konkretes für ihn wird, dann sollte man diese Ent
wicklung - wenn sie vorhanden sein sollte - fördern, 
weil nur durch ein wirkliches Hand-in-Hand-Arbeiten 
aller Sozialpartner und Beteiligten im wirtschaftlichen 
Raum, in den großen und kleinen Betrieben, die Be
dingungen geschaffen werden können, daß alle vor
wärts kommen uod Mittel zur Verfügung stehen, auch 
den Schwachen ausreichend zu helfen. Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, daß heute die betriebliche So
zialpolitik im Gegensatz zu früheren Zeiten der S<:hritt
macher der staatlichen Sozialpolitik ist oder zum min
desten sein mü!3te. Die Sozialpolitik muß im Betrieb 
beginnen, wobei man das Wort „soziale Betriebsgc- . 
staltung" durch das Wort „menscliliche Betriebsgestal
tung" ersetzen sollte. Nur so kommt es im Laufe der 
Zeit zu einer Gemeinschaft, und nur daraus kann der 
Staat die Mittel gewinnen, die uns heute immer noch 
fehlen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch ein Wort 
zu den Gruppen sagen, die nicht von der Gemeinschaft 
ausgeschlossen werden sollten. Ich denke dabei an die 
älteren Angestellten. Es dürfte 8ich erübrigen, auf 
dieses Thema näher einzugehen, naclidem der Herr 

/ Kollege Volkemer das mit so warmen Worten getan 
hat. In dieser Hinsicht muß unbedingt etwas gesche
hen, meine Damen und Herren. Man sollte an die Mit
glieder des Bundestages heran treten. die zu den einzel
nen Parteien gehören, um auch dort so etwas ähnliclles 
zu erreichen w!e beim Schwerbeschädigtengesetz, denn 
anders ist es anscheinend nicht möglich, diese zum Teil 
noch vollkommen unverbraucllten Menschen wieder in 
den Arbeitsprozeß einzugliedern. 

' ,: 
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Wenn ich nun \Vicdc;· o.ur . den Etat zurückkomme, · 1 
meine Damen und Henen, so bin ich der Meinung, daß 1

1 es uns immer noch viel zu viel an Mitteln fehlt, um 
neben der unbedingt notwendigen Fürsorge mehr Vor- J 

sorge zu tl'eiben. Vorsorge zum Beispiel gegen den II 

Volkstod det' Krebskrankheit, Vorsol'ge gegen die Früh
invalidität, die Arbeitslosigkeit mit sich bringt und j 
weitere Verengung des Al·beitsmarktes durch Krank
heit, zumal im Hinblick darauf, daß über kurz oder ' 
lang die Jugend zum Wehrdienst eingezogen wird. Sol
che Von;orgc soll die sonst nicht zu umgehende Für
sorge übct•nüs9ig machen ode1· doch mehr und mehr 
eindämmen. Man muß sich aber meines Erachtens da
vor hüten, daß aus diesen Bestrebung~n wieder ein 
neuer .l\ppar~t \VJrd> der scl'-Jießlich neben und unti!r 
und zuletzt so!f:at· übet· dem bereits bestehenden Appa
rat ~tände. 

übrigens wird solche Vorsorge unter anderem auch 
dadurch praktiziert, daß man - wie ei; gestern gesche
hen ist - d<!r Landesuniversität eine Sport.halle angl!i~
dert. Auch das ist Vorsorge, und deshalb haben wie 
diesen Plan sehr begrüßt, zumalediese Sporthalle wei
wsl~n Kreisen zur Verfügung gestellt werden soll. 

Auch der Jugendarbeitsschutz ist Vorsorge, und ich 
bemerke nebenbei, daß a'l.l<:h die Arbeitgeber diese Vor
sorge durchaus begrüßen, daß sie positiv z.u dlesen.Din
.r,en stehen. Sie erinnern sich an die Debatte hier im 
Juni vor1gen Jahres, die durch den Antraig der SPD 
nusgclöst wurde. Ich habe oom~ls festgestellt, daß, 
bevor diese Debatte stattfand, die Industrie- und Han
delskammer Lud'.v~gshafen und auch die Handwerks·· 
kammet' Ludwigshafen Merkblätter herausgegeben hat
ten mit dem Ziel, diesen Jugendarbeitsschutz durch
zuführen. 

Meine .Damen und Herren! Das Interesse der FDE 
an der Sozia!gerichtsburkeit - und ich kann vielleicht 
auch sagen, an der Avbeitsgerich~ba.rkclt - ist schon 
bewiesen durch die ständige Bemängelung, die wir ge
genüber der Bezahlung der Sozialrichter z,um .A.usdruck 
gebro.cht haben. Wir ha·ben diesel'halb mehrfach Vor
stellungen erhoben; aber es ist dies nun einmal Bun
desangelegenheit. Wir nehmen uns dieser Dinge nicht 
so st-hr deshalib an, weil diese Beisitzer nun wirklich 
c-twas verdienen sollen, weil das groß geschrieben wer
den müßte, aber wir sind der Auffassung, daß doas 
Interesse an dieser wichtigen Arbeit geweckt werde:1 
muß, Indem man di&.;en Leuten eine Verigütung gibt, 
die dem Wert dieser Arbeit entspricht. Wenn man das 
nicht tut, wiro daCür das nötige Interesse nicht mehr 
vorh~rnden sein. Man wird dann keine Menschen mehr 
finden, die diese Arbeit übernehmen. Das ist unsere 
Sorge, gerade weil wir diese Gerichtsbarkeit für a·ußer
ordentlich wichtig halten. 

Ich weiß allerdings nicht, ob es möglich sein wird 
oder ob es überhaupt praktisch ist, weitere Beisitzer 
schulen ;m wollen. ehe nicht diese wichtigere Frage der 
Gebübr~n geregelt ist. 

Meine Damen und Herren, ich komme nun rum 
schluß. Ich bin also der Meinung, daß wir im allgemei
nen sagen dürfen, In der Bundesrepublik schon einen 
ganz gut~n St.and.ard der sozialen Sicherung errekht zu 
haben, wenn auch noch vielelS getan werden muß und 
no<:h viele Fragen offen gE-blieben sind. Diese Behaup
tung wird meines Erachtens schon ·bewiesen durch den 
Etat, den wir hier vor uns liegen haben, der ja auch 
nur ein Ausschnitt aus dem Ganzen ist. Die FDP-Frak
tion wird diesem Etat ihre Zustimmung geben, ver
bunden mit dem Dank an den Herrn Sozialminister 
und seine Mitarbeiter und verbunden mit dem Wunsch, 
daß der von uns sehr get;chätzte Herr Minis terialdirek-

tor Junglas bald wieder gesund an seine Arbeit zuw 
rückkehren möge. Ich darf Sie bitten, Herr Minister, 
ihm diesen Wunsch ru übermitteln. 

(Beifall des Ha,uses.) 

Vizepräsident Bögler: 

Das Wort ·hat Herr Abgeordneter Teschner \'On der 
Fraktion der CDU. 

Abg. Tescbncr: 

Herr Präsidentl Meine Damen und Herren! .Mein 
Herr Vorredner hat das Problem der Vertrielxinenpoli
tik, der Politik im Raume der Vertriebenen und Flücht
linge, schon angeschnitten. Ich möchte dieses Problem 
nun ein wenig mehr vom Grundsätzlichen her heraus· 
stellen. Ich möchte einmal die Etappen auC~igen, in 
denen wir - möchte ich sagen - marschiert sind. 

Die erste Etappe, die sorziale Etappe, be-gann damals, 
als wir hierher kamen, vertrieben, seelisch und kör
perlich krank, und als wir dann einbezogen wurden in 
den sozialen Raum. Damals fiel von unserem Herrn 
Sozialminister das Wort, daß Vertriebenenpolitik mit 
dem Herzen betrieben werden müsse, für das ihm auch 
jetzt noch unser Dank ausgesprochen werden ~oll. Da
mals hatte Herr Ministerialrat Dr. Meiborg die Dinge in 
seinen Händen, und zwar zu recht, denn das Vertrie
benenprol:llem war damals ein rein soziales Problem. 
Diese erste Etappe liegt nun Gott sei Dank weit hinter 
uns. nicht aber hinter der Gruppe der Sowjetzonen
flüchtlinge, deren Strom weiter vom Osten M<!h dem 
Westen fließt.' ' 

Die zweite Etappe umfaßt die Gcseiz.gebung über die 
Einglie<lerung der Menschen und die Herausnahme der 
Vertriebenen aus dem S01Zialen Raum oder auch - ein
mal ganz materialistisch gezeichnet - den Versuch, aus 
dem Sozialhilfeempfänger einen Steuerzahler zu ma
chen. Die Geset:l;gebung lag beim Bund, die Ausfüh
rung liegt beim Lande. Damals trat dann auch zuer~t 
die Frage auf, ob an der leitenden Stelle im Ministe
rium ein Einheimischer oder ein Mann des Ostens :-:te
hen sollte. 

Zum Lastenausgleich müssen hier einmal ein paar 
Zahlen genannt werden, damit die A'l.l·ffassung ver
schwindet, die Einheimiscllen seien nur der zahlende 
und die Menschen des Ostens der nehmende Teil. Die 
Tatsache, daß der Wie<leraufl>a.u der Städte nur mög
lich mit Hilfe der Mittel aus dem Lastenausgleich. der 
In unser Land in einer Höhe von vielen hundert Mil
lionen geflossen ist, muß einmal gesehen werden. Aber 
auch bei der Ha.us rathilfe, die mehr ins Individuen~ 
hineingreift, hat die einheimische geschädigte Bevölkl'
rung - i<:h darf die Zahlen yorlesen - bi:;her erhalten 
36 669 000 DM bis zum 31. Dezember 1954, die Vertrie
benen und Flüchtlinge eine Kleinigkeit über 25 Mil
lionen. Es soll das einmal herausgestellt werden. 

Ich bedaut!rc sehr, daß mein Kollege Die! nicht da 
jst; selbst die Landwirtschaft bezieht erh ebliche Mittel 
aus dem Lastenausgleich in unserem La nde, die sich 
nahe an die fünf Millionen heranbewegen. Es muß das 
einmal in aller Öffentlichkeit klargestellt werden, daß 
der Lastemmsgleich nicht nur eine Angelegenheit der 
Menschen des Ostens ist, sondern durchaus auch eine 
Angelegenheit der einheimischen Wirtschaft und der 
einheimischen geschädigten Menschen. So viel rum La
stenausgleich. Die Durchführung liegt beim Land. Ich 
habe in der letzten Zeit - im Gegensatz zu der ersten 
Zeit meines Auftretens hier - Gelegenheit gehaqt, dem 
Herrn Landwirtschaftsminister meinen Dank a-us7.u
sprechen für das bisher Geleistete - es Wlar uns eln 
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Herzensbedilrfnis -, die Bauern des Ostens hier wiedet 
seßhaft 2lU machen, denn es führt kein Weg z:um Osten, 
wenn kein Bauer mehr dia ist, und dort liegt unsere 
ganz besondere Sorge. Ich !reue mich - und ich möchte 
meinen, alle sollten sich !reuen - über die Erfolge, die 
hierbei erzielt worden stnd. Wir beben lebhafte Aus
einandersetzungen gehabt l1ber die Frage: Darf man 
HeckeOtWald roden? Darf man Bauern dort ansetzen? 
Nun, beute sind vier J'81hre vergangen, heute sitzen 
Bauern au! den Heckenhöfen - Ich selbst a uch - und 
jene Debatte war für ~ich Anlaß, in eine solche Hek
kenwal.d$iedlung einzusteigen. Man hat mlch gefragt: 
Dahin willst Du Dich setzen? Jia, da will ich mich mit 
meinen Kindern e.nsiedeln. Das ist ,geschafft worden, 
ds.rüber gibt es lreinen Zweifel; in der Hohen Eifel ist 
dies gleich.falls geschehen. Sicherlich haben es die Men
schen dort nicht leicht, das steht fest, aber wenn wir 
zurück nach dem Osten gehen, glaube ich nicht, ds.ß 
uns dort die gebratenen Tauben ins Maul fliegen wer
den - um einmal diesen vulgären Ausdruck zu gebrau
chen -, ich bin !roh, daß Bauern sich hiet· finden und 
die Härten auf sich nehmen, um sich Ihr Bauerntum zu 
er-Jvi,lten. 

Aber auch auf dem anderen Gebiete der Eingliede
rung sind erhebliche Erfolge erzielt worden und wer
den well!er erzielt werden. Das ist die zweite Etappe. 

Aber nun stehen wir vor einer absolu~en Wende; 
wir stehen vor der dritten Etappe. Deshalb begrüße 
ich es auch außerordentlich, daß jetzt eine selbstän
dige Abteilung im Ministerium geschaffen worden ist 
und ein Mann des Ostens die Leitung der Abteilung 
übernommen hat. Der Sozialminister hat damit die 
Wünsche - ja, man könnte sagen die Forderungen -
aller Menschen des Ostens hier im Lande erfüllt, und 
ich glaube mit Sicherheit, daß sich das trucbtbringend 
auswirken wird. Die dritte Etappe sehe ich darin, daß 
jetzt - wenn ich das so sagen darf - die Ostpolitik vor 
uns steht, und wenn ich für unsere Heimkehr eine 
Formulierung suche, dann möchte ich sagen: Der Osten 
ist wieder dem deutschen Menscllen zu erschließen. 
Wenn ich so formuliere und sehe die Menschen aus 
dem Donauraum, die aus Rumänien, die aus dem Su
detengau, aus Schlesien und Ostpreußen, dann weiß 
ich, daß sich mit dieser Formulierung jedesmal ganz 
verschiedene Begriffe zeigen, daß jeweils andere Wege 
beschritten werden müssen. Ich weiß, wie oft man mir 
gesagt hat : Ihr geht Ja nicht mehr zurück! Gehst Du 
denn noch zurück? Ich weiß darum, daß Menschen 
nicht z.urUckgehen werden, die aus dem Osten gekom
men sind, daß viele nicht zurückgehen können. Meine 
Damen und Herren! Wenn diese Zuversicht und dieser 
Wille bei uns erlöschen sollte, dann .ist der erste Pan
Lhersprung vom Osten aus gelungen und der nächste 
kommt früher oder später. Im Osten aber tritt damit 
ein anderer Wille zutage. Da begnügt man sich nicht 
mit der Front an der Oder-Neiße, auch nicht mit der 
Front am Eisernen Vorhang, da geht der Wille weiter 
hin nach dem Westen, und ich weiß nicht, wer den 
Willen brechen will, wenn wir Menschen des Ostens 
nicht in dem Kampf um den Osten vorne stehen. Nicht 
mit der Atombombe, n1cht mit G4!walt! Aber eine gei
stige Kraft ist diesem Willen des Ostens entgegenzustel
len, und der muß eetragen werden von der ,gesamten Be
völkerung des Westens. So nur sehe ich die Möglich
keiten, den Osten uns wieder zu erschließen. Ich ge
brauche ausdrücklich diese Formulierung und denke 
zurück an die Zeit, in der meine Vorfahren hinzogen 
nach dem Osten, um lhn zu erschließen. 

Ich kenne den Osten vom Balkan bis hinauf nach 
Finnland, und es war mir ein leichtes, wenn ich durch 
die Batschka und den Banat !uhr, zu sagen: Das ist 

ein deutsches Dorf, das ist kein deutsches Dorf, und 
weon ich die Weichsel, den Bug, den Narew entlang
gefahren bin, dann sah ich deutsche Dörfer dort, und 
im Baltikum bis hinauf nadl Narwa oben, sah ich 
deutsche Städte. Kulturträger sind wir drüben gewe
sen, begehrte Menschen waren wir einst. Ein polnischer 
König war es, der den deutschen Ritterorden nach 
Ostpreußen gerufen hat. Zu vieles ist zerbrochen 
worden durch einen Nationalismus von hüben und 
von drüben. Ich denke daran, wie nach dem ersten 
Weltkrieg die Deutschen in Jugoslawien angesehen 
waren. Alles is't zerschlagen worden in den zwölf 
Jahren, und ein mühsamer Weg wird es sein, das wie
deraufzubauen. Mühsam, aber doch nur dann von 
Erfolg, wenn wir wirklich mit dem Nationalistischen 
aufräumen. Wenn wir daran gehen, Europa wieder 
aufzubauen von hier nach drüben. Es wird gerungen 
um den deutschen Menschen. Ich kann jetzt nicht alles 
sagen, was· vielleicht zu sagen wäre. Es gibt noch 
deutsche Menschen jenseits der Oder und der Neiße. 
Sie werden in der Presse gelesen haben: Deutsche 
Schulen in der Tschecho-Slowakei, Deutsche Schulen · 
in Schlesien, Deutsche Schulen in Ostpreußen. Da wird 
gerungen um den deutschen Menschen; das müssen 
wir wissen. 

Wenn ich die Probleme drüben so ganz unterschied
lich sehe, dann bin ich etwas in Sorge - und nun bin 
ich einmal östlich ausgesprochen selbstkritisch w: Un
sere Organisationen sollten nicht ein großes einheit
liches Machtgebilde sein. Sicherlich sind viele Dinge 
des Ostens unser geme~nsames Anliegen, unsere ge
meinsame Forderung, aber ich deutete auch schon an, 
als ich die einzelnen Volksstämme hier aufzählte wie 
unterschiedlich es drüben ist, und es muß der Mann 
aus dem Donauraum mit seinen Leuten anders reden 
als der Mann aus Ostpreußen; er muß andel'e Konzep
tionen haben, als jene sie haben. Deshalb sollte - so 
m.öchte ich meinen - die individuelle Förderung der 
einzelnen Stämme hier Platz greifen. Herr Minister, 
ich bitte sehr darum, daß diese Dinge so gesehen wer
den, und ich möchte meinen, daß so gesehen die Refe
rate in der neuen Abteilung noch nicht endgültig aus
gestattet sind. Es ist da eine Mission zu erfüllen, die 
vor uns steht und die von uns erfüllt werden muß. 
So sehe ich die Dinge 'vor uns stehen, und ich glaube, 
es ist unsere Aufgabe, sie zu erfüllen. 

Zum Etat selbst. Die Mittel langen aus. Das ist ein
heitliche Auffassung der Vertreter des Ostens in allen 
drei Fraktionen. Eln wenig Kritik möchte ich an der 
Verwendung der Mittel üben. Wenn wir nur aus ma
terialistischen Grilnden eine Vereinigung der Menschen 
des Ostens hätten, dann müßte ich sagen: Dafür kön
nen wir die Hilfe des Staates nicht in Anspruch neh
men. Ich war etwas erschütl;l?rt, als uns bekannt wurde, 
daß die Fliegergeschädigten - aus gleicher Position -
höher dotiert werden als die Sowjetzonenflüchtlinge, 
weil ich meine, daß rein materielle Anliegen irgend
einer Gruppe keinen wesentlichen Anspruch auf staat
liche Förderung haben, und wir erwarten diese För
derung deshalb nur von dort, wo politische Aufgaben 
zu erfüllen sind. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr richtig!) 

Ich denke daran, daß Heime gefördert werden, na
t~llch Heime, in denen Menschen des Ostens, Frauen, 
Blmde und Krüppel und Alte sind. Dafür s tehen an
dere Mittel zur Verfügung. Dafür stehen erst einmal 
für den einzelnen persönlich die Mittel aus dem La
stenausgleich zur Verfügung, es stehen andererseits 
aber auch durchaus Mittel des Lastenausgleichs für 
Gemeinschaftseinrichtungen zur Verfügung. So sind 
Mittel in Kanäle geflossen, in die sie eigentlich nicht 
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gehüren. Die Mittel, die zur Verfügung stehen, ange
setzt an der richtigen Stelle, langen meines Erachtens 
aus, um die Aufgaben zu erfüllen, die erfüllt werden 
müssen. Diese Dinge bitte ich in den nächsten Mona
ten, vielleicht auch Jahren sehr zu beachten, in denen 
<lie Ostpolitik auf uns IZlllkommt. Und sie kommt auf 
uns zu: sie kommt jeden Tag auf uns zu mit den 
Mf>n~chcn aus der Sowjetzone, und ich bin erschrocken 
i.iher die Dinge, die ich erfahren habe. Zehn Jahre sind 
die Menschen einer Propaganda eines sozialistischen 
Staates, einer sozialistischen Wirt'lchaft ausgesetzt ge
we8cn . Audi. sozialistische Wirl<;chaft kann Erfolge zei
tigen, das i8t ganz k.lal'. 

(Abg. Völker: Hört, hürt!J 

Aber dazu die Unfreiheit drüben, die uns den Osten 
unerkäglich macht. 

(Abg. Hertel: Freiheit und So~!alismus 
sind nicht voneinander ·rn trennen!) 

- J'a, da~ Wort Sozialismus wird ja dort auch alle 
Tage im Munde geführt. Sehr verehrter Herr Kollege, 
ich d<irf Ihnen folgendes sagen: Herr Grotewohl war 
n 1ch ein Sozialist. kll. ,;tand damals in der Sowjetzone 
in der Politik; ich habe böse Dinge erlebt - ich will 
das hier nicht weiter ausführen -, ich nehme an und 
hoffe zuvni;ichtlich, daß Sie stärker sein werden. Ich 
habe schon einige Gespräche mit Ihren führenden 
Leuten gehabt; das kommt vielleicht auf Sie 7.U, das 
Problem. das Grotewohl nicht gemeistert hat, und fctl 
würde mich darüber freuen, wenn Sie es schaffen soll
t en ; ahl"r il"h darf auch durdlaus meine zweite! an
melden, denn auch in Ihren Kreisen wird e!'i schwache 
Leute geben neben starken, das sei in der Rlchtung 
hin ~inmHl ausge<1procllen. 

(Abg. Völker: Überlassen Sie das uns, 
Herr Kollege!) 

Meine D<1men und Herren! Ich fühle mich verpfüch
tet, Ihnen einmal das ganze Problem vom Grunds!Ht.
lichen her vorzutragen, um :r.n erreichen, daß die Span
mmgen zwischen den Einheimischen und uns aus dem 
Osten endlich verschwinden. Die Spannungen liegen 
auf dPr materiellen Ebene des Lastenausgleichs - des
halh meine Zahlen aus dem Lastenausgleich '- sie He
gen aber auch vielleicht in der Scheu vor dem Osten. 
'.'.'ir iiP.hPn den Osten und der Osten lc:t reich wie rlt"r 
'.\\: .-aen, w„ungleich tn anderer Art. 

Der O~ten ist wnkompli:r.ierter wie der Westen. Ich 
wünschte, daß wir von uni;erem Osten ein wenig Geist 
hierher hr!ngen künnten und auch, daß Sie, wenn Rie 
e inmal nach <lern Osten kommen, den Geist dies We
~tens dnrthin l>rini.;„n würden. 

(Beifall l.Jei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsldent Bögler: 

Das Wort hat der Herr Albgeordnete Wolf von der 
Fraktin1 der SPD. 

Abg. WoU: 

Herr Präsident! Meine Damen .und Herren! Nach den 
Pingchenden Ausführungen, die mein Kollege VQlkcmer 
7um s-,zialetat gemacht h~t ~md mit denen erd>ie Wich-
1igkei1. cier Sozialpolitik eindeutig unterstrichen hat, 7.U 

denen 11lwr auch andererseits noch vieles zu sagen wäre. 
möchte ich mich auf zwei Gebiete beschränken, einmal 
mif <lie a llgemeine sozi.ale Fürsorge, weil ja der heuti'!le 
Staat runbestrcitJbar die A11fgabe hat, allen in unver
.~ch„ ldett- Not ger11tenen Menschen in ihrem ~chweren 
Lebenskampf die notweondige Unterstützung z,uteil wer
dP.n 7,11 las!'.t'n. Zum andern hat der Staiat 1aber auch die 

Aufgabe, den 0!1ganisationen und Verbtinden, die sich 
mit der Ftlrsor-ge des· einzelnen Menschen odt>r ;md1 
von Mensdlengruppen hefAs~n. hilfreich unter die 
Arme zu ~lfen . Tn <>iner ZC'lt <lE'r h Ö<'hstPr> T..ei.:tun~l>'-
1mforderuruum df'n Ein'7e~mensch~n gilt es. E"jnE"m Groß
teil der Bevölkerung die Freude Nr! I.e.bt>n üb€rhaupt 
7.1.1 E't'h-a ltE'Tl . 

trn~t:-r Anl.rng Nr. Tr/ 1061 - TrntPJ"l't,iit;mng dE>r .ge
meinn1if:7.igen Ve1·h>intle - si"•hl' vor, d.'lJ1 diesen Wohl
fahrtsorgani:<atinnen :und F.inri<'hLungt>n mit gemein
nützigem c'h~rakter 7.U den b isher im Etat steht>nden 
:n5 000 DM i25 fJOO DM noch einmal da?:ugegcben wer
den. Wir wi~"en, da ß dliese Verhiinde wm :Reispiel 
Alter<:ht>f·m~ unte!'tmltN1 nn<l am:h 'n~gP«:kin<"f+>rgfirten. 

wir wi::ilje.n aber aiuch, daß diese Verbi:inde aus eigener 
Krafi Lmter keinen Umständen in der La~ sind, sich 
selbst zu ei;halten. Es hit eine Aufga·be der Allgemein
heit. In d'iesem Falle eine Aufgabe des Sti1at.es. dies?. 
Einrichtungen zu •untet'lStützen. \Venn SiE" ~ich einmal 
überle~en, Vl"B!I <iie &ha.ffung -eines Bettplatzes in ei
nem 'lolmE"TI Helm kost~t, dann glaube ich, können die 
Leistungen, die der Staat diesen Verbänden zur Ver
fügung stellt, gAr nicht .groß :gem1.g sein. F.!i ist jeeer 
Efn'wrirrd, d'1ß wir damit 7'\J einem rein füroor>gcrischen 
sO'rlalen S~nt giel11.n°gen und ihn vielle!cbt bereits ha
ben, 7tl dk'kzuwcisen. 

Wh' !reu~i uns a1s Fraktion, d.aß v.erschiedene An
sätze, die. Q.kh m;it maufl bestimmten fürsorgerischen 
Problemen ~äftigen, eine Erhöhung gefunden ha
ben. Wem1 id), .zum Beispiel di~ Mütt~rerholungskuren 
nur eirun;al herausgreife, so .glaube ich hier ohne wei
teres feststellen zu k.ünnen, daß dlieses Problem der 
Müttererhohtngsl·mren vor zwei oder drd Jahriehnten 
überh;,;Dt ni<'ht in dem Maße akut war. als da!' heut?. 

· der Fall fät. wo beinahe jede Mutier und Hausfrau ge
zwungen ist, zum T .ebensunlerh;ilt der Familie i;chlecht
hin d·urcb. iihre Arbeit in irgendeinem Betriebe bei.zu
trugen. Die Familie .. als <l ie klein1<te 7.ellt- im Volk ist 
nicht in der La.>ge, der Mutter jährlich den Urlaub von 
ihren Pflichten •?U gewähren, d~r ihr eigentlich in er
höhtem Maße zukommt. Wir müssen <leshalb weit meh1·, 
als das: di~ .T~hr ge!«:hehen ist, im nächsten J a.hr 
darauf bedacht ;rein. diese .:\'litte! für unsere Frauen 
und Mtltter ·noch um ein beträchtlicht-s zu erhöhen. 

Der S~chdienst des Ti ol.t>n Kre1.12es wird mihmter von 
e iner nidif gnaclP kie! rwn Be-völkerung!'.~<:hkht.ali< iiber
flüssig angeEiehen. Wlr wissen aber gen<'lu , meine Damen 
und Herren. daß noch lange n tdlt das letzoo Schlcksl\l 
des vergangenen Krie-gE>s ·aufg~klilrt. ist. Und Wohl
tätigkeit~~titnl'lt.A·l tungen. wie sie kürzlich in Koblenz 
vom ~ut"l<'.'hen Roten Kreur. durchl;(efü hrt wurden, sind 
IDeio.es Srta.cll.tens n.acli nicht da211.1 angetai1, die N otwen
<Ugkei t und i'l·ie ungeheure Bedeutung die..;es Suchdien
und Mütter noch. um ein beträehtli<:'hes zu erhöhen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Teilnehmer an diesen Wohltäti:gkeitsveranst.al
tungen brin!l:tm überhaupt nicht innerlich dde Aufge
schl~senheit um:I die Voraussetzungen mit. E~ läßt sich 
mit einer Eintrittskarte, '\vcnn sie auch 200 DM kostet, 
nicht auch ·m.n: in etwa erklären. daß der Betreffend~, 
der ::in dieser Verani::t::i.ltung teilnlmmt. an dem Schkk
snl d>ieser ·viele~ Men:;;rhE'n . dPren Leben oder Stel."ben 
nocli nicht „ai.dgekllirt Ist, teiJ.hahE>n lrnnn. 

Ein weiterer Punkt. dem wir unsere Beachtung schen
ken l>Ollten, Herr Minister, das sind die Kriegsopfer
siedlungen. Wil" stehen - ich persönlich Ot>d0uere das 
auf de.s äußerste - erneut vor der Fra·ge, die deutsche 
J.ugend in Uniformen zu stecken. Die Opfer des letzten 
Kl'iett~ und -auch die Op.Eer des vorletzten Krieges sind 
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bei weitem noch nicht versorgt. Ich g1au'be, .gerade diese 
Menschen, die auch !ür Volk uoo Vaterland, .filr Familie 
und Staat gekämpft haben, haben In erster Llnie ein 
Recht daraul, we!Uptens durch den be.scheidienen Be
sitz eines Eigenheimes nun zu wrissen, wo sie ihre T~ 
mit !hrer Familie verbringen können, ohne die FUrcht 
zu haben, gerade in der Form unserer heutigen Wirt
schaft eines Tuges dlurch den Vermieter auf die Straße 
gesetzt 2lU werden. 

(Unruhe und Hört-Hört-Rufe bei den Regierungs
parteien.) 

Nun, meine Damen und Herren, möchte ich efn:J.ges 
zu dem Vertriebenen- und Flüchtlingsproblem sagen. 
l'.!efö Kollege Tasc.'mer hat dieses Prable..-n sehr weit 
umrissen. Er hat bei.nahe außenpolitische Darlegul\ien 
zu diesem Problem hier gemacht. 

MeLne Bitte gieht ooih.in, daß er innerhalb sel•ner Par
tei mit demselben Elan, mit dem er hier das Ostpro
blem den Abgeordneten des Landtages und der Bevöl
kerunr in Rheinland-P!elz vorgetragen hat, ebenfalls 
zum Vortrag bringen möge. Er f\I)ram davon, daß 
drüben der Sozialismus an der Macht wäre Wld daß er 
bestimmte Be!ürchbungen nur bei dem Hören des Wor
tes .,8oa:ialismus" In .sich e.utsteigen verspüren wilrde. 

(.Abg. Techner: So .galllZ ein!ach ist das Problem 
doch nicht!) 

Meine Damen und Herren! Gerede wir in West
deutschland oder weite Telle in Westdeutschlaru:l ge
brauchen im Laufe eines Taiges das Wort „Christentum." 
dutzende und aber dutzende Male, ohne daran :zu den
ken., wlrklid1 christlich zu leben 1UI1d z.u handeln. Was 
d·rüben von unserem Kollgen Teschner mit Soa:iall~s 
bezeichnet wurde, ist Bolschewismus, der dde Unfrei
heit will. Und den Zwischenruf meines Fraktionskol
legen Hertel „Soz!JalismUlS ist von der Fre!hei t un trenn -
bar" möchte ich hier noch einmal unterstreichen. 

Meine Damen und Herren! Nad1dern. die Kapitel 28 
und 29 - Wohnungs- und Flüchtlingswesen .- weggefal
len sind und die Titel, die in diesen Kapiteln ver.ankert 
waren, unter andere Kapitel und Titel aufgeteilt w.or
den sind, könnte· der Ein.druck entstehen. als ob die 
Eingliederung der Vertriooenen bereits vol121ogen wäre. 

Der Bericht von Herrn Dr. Meiborg in der Staats
Zeftung Nr. 10 verstärkt diesen Eindruck. Ich will gar 
nicht die Zahlen, die In diesem Bericht genannt wor
den sind, in Zweifel ziehen. Tatsache ist und bleibt 
jedoch, daß die bisher im Lande Rheinland-Pfalz ge
tätigte Eingliederung der Heimatvertriebenen zu einem 
großen Teil auf Kosten der Berufsausbildung und des 
fachlichen Könnens erfolgt ist. 

Wir dUr!en uns doch auch hier in diesem Hause nicht 
der Tatsache verschließen, daß durch die Inangri!!
nahme all der Maßnahmen der Alliierten in unserem 
Grenzgebiet es ausschließl!c..h möglich war, e ine große 
Anzahl der Heimatvertriebenen unterzubringen und 
ihnen überhaupt die Möglichkeit zu geben, Geld zu 
verdienen und mit diesem Geld ihre Familie ernähren 
:r:u können. Wenn diese Maßnahmen eines Tages ab
geschlossen sein werden, stehen wir erneut vor der 
Fraae, die vielen Tausenden von Menschen, die in
zwischen nicht jünger geworden sind, in das zivile 
und wirtschaftliche Leben unseres Landes eingliedern 
zu müssen. Ich sehe da seb"r große Gefahren auf uns 
zukommen. Ich dar! jetzt schon das Ministerium bit
ten, Versorge zu treffen, um z.u diesem Zeitpunkt 
bereit zu sein, diesen Menschen weiterzuhelfen. 

Die Eingliederung der Vertriebenen ist im Rahmen 
des Möglichen :r:!lgig vorwärtsgegangen. Das sei aner
kannt. Die Leistung des Landes durch Gestellung von 

Bürgschaften hat' fn etwa ausgereicht, die verschie
denen Wünsche von Handel, Gewerbe und Industrie 
zu berücksichtigen. Aber mir kommt es In erster Linie 
darauf an, Arbeitsplätze zu · schaffen; denn bei uns 
im Osten ~ ich' schließe das Sudetenland mit ein c... gab 
es nicht nur freie und selbständig schaffende Men
schen, sondern der weitaus überwiegende Tell un
serer Bevölkerung war in einem Arbeitnehmerverhält
nis. Es kommt mir darauf an, in den hier bestehenden 
krisenfesten Industrien die notwendigen Arbeitsplätze· 
für diese Menschen zu schaffen, und daß dieser 
Wunsch vom Lande und vom Bund her unterstützt 
wird. " 

Ein weiteres Problem - die Zelt drängt, deshalb 
will ich die bäuerliche Siedlung hier weglassen - ist 
das der 13ler. Wir wissen, daß 20 v. H. der Beschäf
tlgten in der Verwaltung Heimatvertriebene und an
erkannte Flüchtlinge sein sollen. Das ist ein Fünftel 
der gesamten Beamtenschaft des Landes. Wenn ich 
auch dankbar anerkenne, daß der Herr Justizminister· 
gestern feststellte, in seinem Ressort sei diese Quote 
erfüllt, 

(Abg. Steger: Mehr als erfüllt!) 

- Ja, mit 2 oder 3 v. H . mehr erfüllt -
so hat es mich doch tle! berührt, als er sagte - ich 
neide nicht etwa den jetzt wartenden Assessoren ihre 
Stelle '-, daß die Einstellung dieser Assessoren unbe
dingt notwendig ~i, um eine Überfremdung der Be
amtenschaft im Lahde Rheinland-Pfalz d u rch !31er -
sprich Heimatvertriebene uod Flüchtlin~e - zu ver
hindern. 

Meine Damen und Herrenl Ich und mit mir die 
250 000 Heimatvertriebehen in diesem Lande, wir ha
ben uns niemals als Fremdlinge hier gefühlt, sondern 
wir fühlen uns als Deutsche unter Deutschen, die ge
zwungen sind - heute auch zu einem großen Teil sehr 
gern -, in diesem Lande zu leben. Aber wir bitten, 
nicht irgendwann und irgendwo als Fremdlinge be
zeichnet zu werden. 

(Zuruf von der FDP: War auch nicht so gemeint!) 

Nun noch ein Wort zum Ministerium selbst. Der Herr 
Minister hat in Besprechungen mit maßgeblichen Hei
matvertriebenen zugesagt, in seinem Fachministerium 
eine Stelle zu smaf!en, in der die Heimatvertriebenen 
in ihren Angelegenheiten in eigener Verantwortung 
mitwirken können. Ich glaube, daß diese Wünsche der 
Heimatvertriebenen, die seit Jahren auch von dieser 
Stelle hier immer w ieder vorgetragen worden sind, 
vom :Ministerium endlich einmal verwirklicht und der 
Hauptabteilung nach außen h in der Rang gegeben 
werden sollte, der dem staatspolitischen Problem der 
Heimatvertriebenen schlechthin entspricht. 

Die Schaffung eines Kulturre!erates erscheint mir 
dringend erforderlich. Die Salzburger, die jahrhun
dertelang in Ostpreußen lebten, hatten Immer noch ihr 
Salzburger Dezernat bei den verschiedensten ostpreu
ßischen Regierungen. Die Pfälzer von draußen haben 
bei der Regierung der P!alz ihre Vertretungskörper
schaft. Es Ist ein Freude zu sehen, wie sich die Pfälzer 
von drinnen und draußen jährlich treffen, um ihre 
Erfahrungen auszutauschen und ihre Freundschaften 
zu erneuern. Wir wünschen, daß auch noch nach Jahr
zehnten, wenn sich unsere Nachkommen - sollten es 
die politischen Verhältnisse so verlangen - völlig ln 
dieses Land eingegliedert haben sollten, d-er Deutschen 
aus den deutschen Ostgebieten ebenfalls gedacht wird. 

Nun :r.u den Gutachtern für die SowjetzonenflUcht
Unge, von denen der Herr Kollege Steger gesprochen 
hat! Ich möchte nichts gegen die Persönlichkeiten 
sagen, die sich mit den Dingen beschäftigen; ich halte 

' ·::: ".„ 
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diese Persönlichkeiten sogar für sehr qualifiziert, aber 
PS mu~ noch einmal unterstrichen werden, daß es 
unter keinen Umständen ausr~ichend ist, WM dort ge
arbeitet werden kann. Der Sowjetzonentlüchtling, de-r 
den Ausweis zur Exhilenzgründung, zur Zuweisung 
einer Wohnung und zu anderen Dingen braucht, kann 
nicht monatelang warten, bis das Ministerium über ·I 
:;eine Zuweisung nach Rheinland-Pfalz oder in die 
Bundesrepublik schl~hthin entschieden hat. Wir wer
den uns vorbehalten, im neuen Landtag entsprechende 
Anträ_ge zu stellen. Wir hätten es allerdings gern ge
sehen, w~nn Sie. Herr Minister, diese Stellen bereit!: 
im Haushaltsplan vorgesehen hätten. 

Ein weiteres Problem im Zueammen'hang mit <lf'n 
Sowjetzonenflüchtlingen ist die Lagerunterbrlngung. 
Nur wenige Sätze d'flm~ Ich Vl!'eiß, daß wir keine a'U!l:
gl!sprc•chenen Flüchtlingslager ·haben; wir haben aber 
Notlager. Wenn ich nur an ein Lager, d~e Wilhelmschiule 
in Ludwig'!llhafen, de<nke, dann muß ich ~gen, die Zu
s tiinde in ditesem Lager sind u.nverantwortlich. Aller
dings möd1te ic:h hier dick unterstreichen, daß das 
11ii:hl etwa in der Verantwortung der Stadt Ludwtg~
hafen liegt, sonder>n dieses Lager muß vom Land un
IE>rhaltf>fl. werden. Di~er ·Personenkreii;, der mm ein
mal im L:mde anwesend i'st, aber niemals in den Gen:u Ll 
irgendwelcher Verg.Urn;tigungen des BundE'SVertriebe-
1umge~etzes kommen wird, sollte ru einem geeilgneten 
Zeil.punkt in bereitstehende W<JOhnungen eingof'Wiesen 
werden. 

Es sei mir gestattet, .ganz offen darauf hinzuweisen, 
daß eine Familie, die ein Gesamteinkommen von Uber 
10-00 DM hat und ian Lager ist. der sechs Wohn•un~n 
;;nge!Jol.en ·worden sind, der aber die Miete von r2o.
oder 130.- DM zu teuer war, keinesweg~ damit rechnen 
i<ollte, m-it Unterstützung des Landes oder irgendeiner 
Koni..:n1une 1in eine so7.'ia11 erstellte '\'lohnung einziehen 
zu könnPn. 

Meine Damen und Herren! Ich k<mn'Tle zum Schl·uß. 
Der Herr Ministerprä1;ident sprach •bei seinem Etat da
\'On. daß er '<ilR SaarländP.r, 

(Ministerpräsident Altmeter: Saardeut\SCher!) 

- Ent~ch1Jldigen Sie, Herr Minister'präsident - a,Le ·Mlni
sterprä~ident die11es Landes mit den Sa•ardeutschen 
fühle und daß er d~raiuf vertrruue, d~ß die Saatdeut
:-chen zu einem geeigneten Zeitp\mkt ihr Bekenntnis 
7Um Deutschtum ablegen werden. Wir HPlmabvertriP
benen, die wir in Rheinloand-Pf.alz leben, kommf"l1 aus 
cem deutschen Oste1.'l. von der Osti;:ee bis zum Sdl'\wr
zen Meer herunter. Wir sind treue Bürger unseres Hei
m·atlandes Rheinland-Pfalz. Wir wollen aber ebenfalls 
nicht vergesi:en - zu keinem Zeltpunkt vergessen -, daß 
wir trotz allem heJJmatvertriffie-ne Sclllesier, Ostpreu
ßen, Pommern usw. sind. Wir wollen tms In diesem 
Lande in die Wirt.~rhMt eingliedern, wir wollen nur nicht 
verschmolzen, ein.geschmolzen werden in die19em Lande. 
Meine Damen uoo Herren! Wenn das Deutschlanrcl In 
den Grenzen von 1937 wieder einmal W-irklichkeit wer
den soll, dann ihalbcn die Heimatvertriebenen auch in 
diesem Lande die Pflicht, ihre ost.deutsche Heimat ~n 
ihrem Herzen 7.U •bewahren, diese ostdeutsche Hffinmt 
ihren w~stdeutsdl•en ·Mitbürgern In ihrem W~t ver
st ändlich zu machen und diese ihre alte Heimat ihnm 
Kindern nahezubringen und in ihnen den Vtillen zur 
Riickkt>rr in d~ese Heimat zu erhalten. Denn dies.e Hei
mat ist nun einmal ein Stück de:- Ge9amt.de..1t<1ml.;:im:1R, 
das wir .ia sl'hließlich Alle wollen. •Jnd clR!=: wir Mich a.uf 
friedlichf'tn Wege durch das wachsen .Cer politist'hen 
und menschlichen E1·kC'nntnis in beiden Lagern eines 
Tage:;: erreichen wollen. 

(Beifall ~m ,~nzen HaU9e.) 

Vbeprlsident Bögler: 

Da& Wort hat der Herr Abgeol'dnete Wolters von der 
Fraktion der CDU. 

Abg. WoUers: 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich im Auf
trage meiner Fraktion :r.u dem Soz.ialetat noch ein paar 
kurze Schlußworte sprechen. 

Zuu~chsl dnnrnl dar! Ich darauf aufm(.'rkRi<lm mactien. 
daß meine Fraktion w11chr:'K'heinlich ni<'ht den Anträgen, 
die heute ·morgen seitens ner Fntktion der SPD gp
stellt woroen sind, ihr!" Zustimmung geben kann. 

<Al'.g. Viilk Pr: D<1s bednuern wir ·~ehr!) 

Das bedeutet nicht. daß '\Mir grundsätzlich die An
:sät.ze, die nun gemacht w<>rden sind, für falsch halten. 
sondern wir sehen den ~mtetat als ein einiheil
liches Gan.?JeS, und wir 'h ätten ganz gern gesehen, daß 
man rnit dit'sen Anträgen in den Aus:;chüssen gekom
men wäre; dann hätte man echt darüber verhandeln 
können. 

{Beifall bei den Regie1"ll ng~parte-ien. ) 

k'!i halte ' ll'S im Inleresse der Gesamtheit des Etats 
nicht für rkhtig, daß man diese Anträge nun 'in letzter 
Minute au! den Tisch des Hauses legt; es müßten doch 
immerhin 4Htch innerhatb der Fraktionen darüber Ver
srnndigi,mg~·n erzielt weroen. 

(Abi{. Dr.' Ha<big'horst: Sehr wa'hr! - Aibg. Paul W<>lf: 
Die Anträge lagen ja vor!) 

Mt:ine ~ehr verehrten Da men und Herren! Ich darE 
wohl sagen, daß ich es nicht mehr für notwendig halte, 
über . Einize.lfragen zu sprachen. Auch meine Fraktion 
hätte noch eine ganze Reibe von Äncteiiungs.wünsc."1en 
vorzubringen. auch in Personalfragen. Ich denke .bei
spielsweise an die Ans taltspfleger. Aber wir wollen 
uns daran halten - wa:c; auch im Finanzausschuß n ie
dergelegt 'Y,.,rd~n i!it - . die Frage rurückzustel!en bis 
zu einer fü"uen 'Aesoldungsref<'rm, und ·wir rechnen be
stimmt damit, Mß dann seiteni> <les -~ozialrninli::ter~urms 
auch auf ei,ne gerechte Einstufung der Anstaltsp!leger 
und des P.rtcgeper.sonals in Anbetracht ihrel' außer
ordentlich Bchwie1·igen 1'äldgkeit geachtet wird. 

(sehr w;o,hr! und Se.hr gut.! bei der CDU.) 

Wenn man heute d1e Bedeutiung des SO'zialetats in 
den le~ten vier Jiahren noch einm;o1l rückbl ickend über
schaut, dan,n muß man feststellen, daß der Sozialetat 
nicht mehr so im Mittelpunkt der Gesetizgebungsarbe:t 
steiht, wie dies TJO<;h vor vier Jahren der Fall war, weil 
inzwisdler .der Bund fast alle Sozialfragen ·Elllt·f Grund 
der. kanktu.r.ri4:rrenden Gesetzgebung an sich geziogen hat. 

Es wäre aber meines Erachtens völlig falsch, die B('
deutunig de5 Sozialministeriums zu unterschätzen. Im
merhin' Wdtd dem Lande noch eine große Anzahl von 
Ausführungen der Sozialgesetze übertragen ; tmd d ie 
AUElführunllJ d~r Sorialgesettze ist für ihre Anwf'ndung 
von genz entscheidender Bedeutung. 

(A})g, füilRer: SPhr richtig!) 

Wenn man in einem Ministerium nkht so sehr die 
Paragraphen, sondern in erster Linie ·den Menschen 
sehen muß, dann ist dies vor· allem fan Sozia1ministe
rium <let• Fall. 

(.Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr rich ti~!) 

De9halb legen meine T'al't.eifreuodE- gera<lE> ti~n E>nt
~cheidenden Wert damu f, d<!!ß die Stellen im Sozial
tnl'nl:O:tt!'l'tn'm i:mn !IOkhen Männern und Fmuen be-set.zt 
werden, die nicht in erster Linie da~ Bürokratisch~ 
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sehen, sondern Mensch sind in einer echten sozialen 
Gesinnung und Haltung. 

(Bei!all im ~nz.en Ha'l.IBe.) 
Es kommt auch nicht darauf an, das Ministerium 

quantitativ zu vergrößern, sondern entscheidend ist die 
Qualität der Menschen, die in der Sozialpolitik tätig 
sind. 

(Abg. Dr. Haiiighorst: Sehr wahr!) 

Obwohl also das Ministerium heute zu einem gro
ßen Teil Ausführungsbehörde ist, legen wir aber auch 
entscheidenden Wed darauf, daß das Ministeriwn auch 
In Zukun!t die Bedeutung erhält, die es auf Grund 
seiner gesamten politischen Bedeutung beanspruchen 
kann. -

(Beifall bei der CDU.) 

Wir haben - der Aibieordnete Steger hat es z.u mei
ner Freude bereits gesagt - mit Bedauern vernom
men, daß die Krankheit unseres Ministerialdirektors 
Junglas wahrscheinlich noch länger andauern wird 
und er seine Arbeit noch nicht aufnehmen kann; und 
wir !reuen uns über die Wünsche, die der Abgeord
nete Steger unserem - so darf ich wohl sagen - So
zialpolitiker Junglas ausgesprochen hat, und wir wün
schen mit Ihnen allen, daß er recht bald seine Arbeit 
im Sozialministerium wieder aufnehmen kann. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Aber Wir sehen das Ministerium nicht nur als aus
führende Behörde an; denn durch die Institution des 
Bundesrates hat die Landesregierung besonderen Ein
fluß auf die Gestaltung der sozialpolitischen Gesetz
gebung. Meine Freunde haben den dringenden Wunsch, 
daß diese Frage seitens der Landesregierung nicht als 
nebensächlich aniesehen wird, sondern daß diese 
Frage zu einer Herzensangelegenheit der Landesregie
rung wird. Wir haben zu der Landesregierung das 
Vertrauen, daß sie in einer fortschrittlichen sotlalen 
Gesinnung hier mitwirkt; denn d!h- gute Ruf des Lan
des Rheinland-Pfalz, gerade auf sozialpolitischem Ge
biete bahnbrechend gewirkt zu haben, muß auch für 
die Zukunft Ansporn sein, diesen ehrenvollen Ruf zu 
behalten. 

(Beifall ·bei den Regierungsparteien.) 
Wir stehen heute vor großen sozialpolitischen .Auf

gaben. Hier ist soeben bereits das Wort Sozialreform 
ausgesprochen worden. Es ist bedauerlich, daß es lei
der fast schon ein Schlagwort geworden ist; denn das 
ist gefährlich und dient zweifellos nicht der wichtigen 
Sache. Wenn bei einer kürzlich durchgeführten Um
frage auch bei der Bevölkerung 1m Lande Rheinland
P!alz festgestellt wurde, daß der weitaus größte Teil 
der Befragten die Regelung der sozialpolitischen Frage 
!Ur die vordringlichste Aufgabe hält, dann soll man 
hieraus die entsprechende Schlußfolgerung ziehen. Die 
Sozialreform ist nicht allein die Frage der Neuordnung 
der Sozialversicherung, obwoh.1 dies zunächst die wicli.
tigste und vordringlichste Aufgabe ist. Die Sozial
reform geht natürlich viel weiter. Wir werden nicht 
daran vorbeikommen zu versuCben, das Gesellscha!ts
bild neu zu ordnen, es an die augenblicklichen Wirt
schaftsverhältnisse heranzubringen, mit einem Wort ge
sagt, die gesamte Sozialpolitik situationsgerechter zu 
machen. 

Wenn es eine Erkenntnis ist, daß der Mensch zur 
vollen Ent!altung der Persönlichkeit nur dann kom
men kann, wenn er selbst mitbestimmend im gesell
schafllichen Leben steht, dann sollte es unser Anliegen 
sein, möglichst viele Menschen zum Mitbesitzer zu 
machen. Hierbei denken wir an das Eigenheim, an die 
vielen Methoden, die heute schon in den verschiedenen 

Betrieben angewandt werden, und z.war zum Teil sehr 
segensreich angewandt werden. 

(Abg. Steger: Sehr gut!) 

Meine Parteifreunde beirilßen alle diese Versuche, 
denn wir sind der Auffassung, daß diese Versuche 
doch zu einer gewissen Klärung der zu beschreitenden 
Wege führen werden. 

Das 19. Jahrhundert stand unter dem Gesichtswin
kel, den Arbeiter aus seinem Proletariertum heraus
zuholen; das 20. Jahrhundert muß den nächsten Schritt 
tun, den Aribeitnehrner zwn vollberechtigten und 
gleichberechtigten Partner in der Wirtschaft w machen. 

(Sehr gut! und Beifall im ganzen Hause.) 

Ich sa~te soeben, daß die Neuordnung der Sozial
versicherung das Wichtigste und Entscheidendste der 
kommenden Sozialreform ist. Wir haben mit Befriedi
gung festgestellt, daß die Vorarbeiten zur Neuordnung 
der Sozialversicherung nun intensiv gefördert werden, 
so daß wir annehmen können, daß ln verhältnismäßig 
kurzer Zeit mit gesetzgeberischen Ergebnissen gerechnet 

·werden kann. Meine Parteifreunde stehen au! dem 
Standpunkt, daß es keiner völligen Umwandlung be
dad, daß man die bewährten alten Methoden mit guten 
neuen Aufgaben erweitern soll. Meine Parteifreunde 
sind weiter der Auffassung, daß wir unbedingt an 
dem Versicherungsprinzip unserer Sozialversicherung 
!e5thalten sollten, weil wir mit einer gewissen Sorge 
den Weg voraussehen, den das Versorgungsprinzip 
gehen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Jeder Mensch ist nach unserer Auffassung ver
pflichtet, soweit es seine Kräfte zulassen, auch für 
sein Alter die entsprechende Vorsorge zu tre!fen. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Diese Vorsorge sehen wir zu einem großen Teil in 
einer guten Sozialversicherung, die durch dle Selbst
beteiligung eine entsprechende Sicherung schafft für 
die Wechselfälle des Lebens. Die Sozialversicherung 
muß neben der Selbstbeteilgung der Arbeitnehmer 
natürlich· auch die Beiträge der Arbeitgeber haben 
und, meine sehr verehrten Damen und Herren, auch 
die des Staates. Der Staat muß zu dieser Sozialver
sicherung den pflichtgemäßen Beitrag zahlen, und zwar 
hat er ihn zu zahlen aus seiner Gesamtverantwortung 
gegenüber den minderbemittelten Bevölkerungskreisen. 

Durch die Einführung der Sozialversicherung wur
·den, wie ich bereits einmal gesagt habe, die Wohl
fahrtsetats der Gemeinden sehr stark entlastet. Au!
gaben, die zu allen Zeiten die Gemeinden zu über
nehmen hatten, wurden von der Sozialversicherung 
abgelöst. Auch aus dieser Verpflichtung heraus hat 
die Sozialversicherung einen Anspruch auf eine ent
sprechende Zuwendung de$ Staates. 

Die im vorigen Jahre durchgeführte Erhebung über 
den Stand der Sozialversicherung sind in Teilstücken 
bekannt und werden, wie mir bekannt ist, im Laute 
der nächsten Woche in einem Gesamtbericht des Bun
desarbeitsministeriums verö!fentlicht werden. Wie wir 

1 
aus den Teilberichten bereits ersehen konnten, liegt 

1 

tatsächlich die Versorgung der arbeitenden Bevöllte
, rung noch sehr im argen. Es ist unser dringendstes 

i Anliegen, daß gerade die Altrentner so gestellt wer-

1

1 den, daß sie wirklich nach einem arbeitsreichen Leben 
einen Lebensstandard haben, der frei von Not und 
Sorge ist. 

(Sehr gutt und Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

„„ ..... . 
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Ich glaube, daß es hierzu der Hilfe aller bedarf. 
Diese große sozialpolitische Frage 'kann zweifellos 
nicht mit Schlagworten gelöst werden, sondern es be
darf hierzu der -Mithilfe aller, die guten Willens sind. 
Hier sollen Wissenschaft und Praxis in gemeinsamer 
Arbeit Reformpläne entwickeln, die geeignet sind, den 
sozialen Frieden in unserem Volke zu erhalten und zu 
festigen. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Bravol) 

Meine Damen und Herren! Es ist nicht so einfach, 
dieses Problem zu li\sen, und mein Kollege Volkemer 
hat soeben auf England und Schweden hingewiesen. 
kh zitiere hier den Experten in scnialen Angelegen
heiten der SPD, Herrn Professor Preller, der noch in 
einer der letzten Zeitschriften der Sozialversicherung 
davor warntJ ausländisu.11.e Beispiele ·auf Deutschland 
zu übertragen. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! D.as geht 
nicht; das würde auch in unserem Volke nicht gehen, 
sondern wir müssen aus eigener Initiative neue Ge
danken entwickeln und neue Wege gehen. 

Wir wünschen, daß da~ Sozialministerium hier mlt
mbeitet und mitwirkt durch geeignete Vorschläge in 
den Ausschüssen des Bundesrates und durch Zurver
fügungstellung V0111 Material, ~lches die Landesregie
rung in die La.ge versetzt, zum Wohle unse~ Volkes 
eine Entscheidung im Bundesvat zu tre.ffen. 

Wenn in den letzten Mon::iten bereits einige sozial
politische Gesetze den Bundesrat im ersten Durchgang 
passierten, so haben wir mit Befriedigung festgestellt, 
daß seitens des Bunde-srates und - wie wir annehmen -
auch von der Landesregierung sehr bßachtlkhe Vor
schläge zur Änderung der von der Bundesregie~ 
'.'orge;;ehenen Ge-setze gemaeht w<>Nlen !'=lnd. Wir geben 
11„s der Hoffnung hin, daß der Bundestag dctese Vor
schläge des Bundesrates. die a.us sOIZ!ialpol·itischem Ver
antwortungsgefühl im Bundesrat gestellt worden sinri, 
beaehtett wird. 

Ich darf zum Schluß meiner Ausführungen nochmals 
z1i~amrnenfa9send sa11:en. daß wir unterdi~en Geskhti;
punkten .dem Sozia.Lminisber!um .ger:.'lde für die Zu
kunft eine ganz besiondere Bedeutung beillllessen und 
daß wir den dringenden Wunsch haben, daß das Mint
i>terium im Rahmen der gesamten Landesregierung den 
Platz einnimmt. der die besondere Bedeutung dieses 
Ministerl,uim~ für die 7.iukunft unterstreicht. 

Wir haben in dem vorliegenden Etat festgestellt, daß 
Fortschritte ervielt worden sind. Ich habe bereits ge
sagt, daß wir nicht alles, was v.rir wollten, in diesem 
.Jahr verwirkli<:hen konnten. W.fr treuen uns aber, daß 
auch seitem der Opposition anerkannt wurde, daß in 
diesem Jahr wiederum ·beachtliche soziale Fortschritte 
auch bei der Aufstelhmg des Sozialetats erzielt worden 
~ind. kh darf Ihnen namens meiner Fraktion mitteilen, 
d·aß ·wir dem Etat in der vorliegenden Form unsere 
Zustimmung gehen werden. 

(Beifall bei den Hf'gierungsparteien.> 

Vizepräsident Bögler: 

Das Wort h<1t Fr~m Abgeordnete Herklotz von der 
Fraktion der SPD. 

Frau Abg. Herklotz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch im 
Namen meiner Fraktion darf ich zunächst dem Herrn 
Ministerialdirektor J.unglas die besten Wüns<>be zu sei
ner hoffentlich baldigen Gene:::;ung übermitteln. 

(Beifall der Regierun·~sparteien.) 

Wir tun das besonders deshalb, weil er <lie Sozial
poltttk zu seiner Herzenssache gemacht hat und weil 
auch unsere Fraktion in allen Gremien gut mit ihm 
T.Ul'!Bmmenat'bei t.et. 

{Brä.vo-Rufe und Beifall bei den Regierungs -
· parteien.) 

Und nun, meine Damen und Herren, obliegt mir die 
AufgabE". noch einii;:e nerner:kungt>n r.um Bliru:!enpfJegE>·· 
gcldgesetz zu mr1chf"n, Wir ·h~ttf"n nieht die Ahsicht, das 
zu tun. A,ber das Schil'k~al dieser bedau<"rnswE'rten Men
~en bewegt uns so staf'k. ooil w~r den Wun~ hiaben. 
wenigstens einen Teil des Ausfall11 von monatlichem 
Pflegegeld, das die Blinden bis zum Jahr 1953 erhialten 
h:aben und das nun durch das Fürsorgeän.denmgs.gesetz 
in Wegfall gekommen Ist, auS21Ugleichen. Dieser Ausfall 
stellt eine iats.lichlic..'1.e Sc.~ädigung für den bis.h.e:r be-
:rugBber~tigten Personenkreis dar. Aus diesem Grund 
he.ben sidl meine Fraktionsfreunde bemüht, bei der Be
ratung des Erlasses dl'r T.lflndPSregierung über die Ge
währung von Pflegegeld ~n ZivlLblinde die Inkraft
setzung a.m 1. Oktober 19'54 zu erreichen. Leider konnten 
meine Fraktionsfrermde aber ihr V~rlangen nicht durch
setzen. Statt dessen haben wir nun die bedauerliche 
Tatsache l'lU verzeichnen, daß der Haushalts- und Fi
nan~ussdl.uß, dem unsere Forderun~ noch eoinmal vor
getragen ·vo,nuro(>, lediglich einer Inkrafts~tzung <les .Er
lasges ab 1. .Tanuar 1955 zustimmt. Dadurch entsteht 
den Blind-en, die bis.her e[n mon~tli('hes Pflegegeld er
hieJtrn, ein t.:qt~ilmllrher Verlust von 75 DM. 

Wenn alle Kräfte, die guten Willens sind, 'in diesem 
. Hause ?.lUlmmmenarbeiten, dann gelingt es uns vielleicht 
doch noch, die nach unserer Auffassung sehr empfind
liche Schädigung auszugleichen und eine Regelung zu 
treffen, wonach ein Anspruch auf Blindenpflegegeld 
.itesichert ist. Besonders wichtig wäre, daß auch Neu
zugänge von Zivilblinden, die jeb:t erst regfatriert wer
den, die Mögiichkeit. be-kommen, einen Anirag auf Aus
zahlung des Pflegegeldes zu stellen, gestützt auf den 
Erlaß der Landesregierung oder die noch zu schaffen
den gesetzlichen Bestimmungen. 

& war uin.ser Bestreben, meine Damen und Herren, 
den .Anspruch auf Pflegegeld für ZiviLblinde gesetzlich 
zu sichern. Durch das Sozi:!Lminist~rium wuroe ab<!r 
immer wieder betont, daß - bedingt durch i:lie konkm·
riertmde Gesetzgebung des Bundes - ein Blindenpflege
geld nicht gewährt werden könne. In anderen Länd.er!1. 
bestehen jedoch solche gesetzliche Regelungen, und in 
der leto:.ten . .und abschließenden Sitzung des So.zialpoli
tischen Au.sschu<Sses .hat det· Vertreter des Justizm·ini
sterilllffi.s unaufgefordert die Mitteilung gemacht, dta.fi 
oos Ju.sti,znninißterium bislang noch nicht gefragt wor
den sei. ob ein etwa von der I.Jandesreg;ierung in Rhein
la,nd-Pfalz ru erlassendes Pflegegeldgesetz für Zivil
blinde mit dem Grundgesetz auf dem Gebiet der kon
kurrierenden Gesetzgebung lrollidieren würde. 

Ddese Erklärung, meine D:i.men oan.d Herren, hat eine 
Schockwirkung bei uns ausgelöst. Wenn es der Lan
de~re&te~~~ wirklich ernst damit gewesen wäre, diese 
hilfsbedürftigen 'MetlJSChen zu ·unterstützen, dann hätte 
sich eine Lö:<.'\.mg fin<len lfl!':SE'll. Meine Damen und Her
ren, es fat heute mangen von der mensct\lichen und 
soit·alen Ge;tnnung gesprochen word>en, die uns alle 
erfüllen sollte. Liassen Sie diese Gesinnung in dieser 
Frage lm neuen· T .andtag zur Geltung ·kommE"<n! Han
deln wir nach einem Wort d~ großen Naz~reners: Was 
ihr dem Geringsten meiner Brüder tut. das habt ihr 
mi.!: 111etan! 

(.Bravo-Rufe und Beifall des H3m;e5.) 

Vi:iepräsidcnt Böglcr: 

Da::. Wort hat Hen· So~ia1minister Dr. Zimmer. 
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Sozi&lminister Dr. Zimmer: 
Herr Prlisident! Meine Damen und Herren! Zu

nächst darf ich eine kleine Sache nachholen, die ich 
in meiner Eigenschaft als Innenminister noch zu. er
ledigen habe. Das ist eine Abschlußerklärung zu der 
Erörter1mg des Falles Melshelmer in Traben-Trar
bach, der vor einem Jahr und drei Monaten hier in 
einer Großen Anfrage der sozialdemokratis~en Frak
tion behandelt worden ist. Ich hatte damals zugestan
den, die Angelegenheit genau prüfen und untersuchen 
zu lassen. Das (st in der Zwischenzeit geschehen. Nach 
Rücksprache mit dem Herrn Kollegen Schmidt, der 
die Anfrage damals begründet hatte, und nach Vor
lage aller einschlägigen Berichte bin ich in deT Lage, 
von uns aus heute tiier zu erklären, daß für ur.i.S kein 
Anlaß vorliegt, irgendwelche disziplinaren oder straf
rechtlichen Maßnahmen g~gen den Beigeordneten Mels
heimer in Erwägung zu z'iehen. 

(Hört, hört! bei den Regierungsparteien.) 

Ich hoffe, daß damit die Angelegenheit erledigt i~ 
Ich habe es für notwendig gehalten, diese Erkl!irung 
hier abzugeben, weil der betreffende Beigeordnete 
daran erinnert hat, daß er eine solche Ehrenerklärung 
!ordern könne. 

Nun, meine Damen und Herren, darf ich zu dem 
eigentlichen Thema kommen, zu dem Sozialetat. Ich 
darf zunächst allen Damen und Herren, die hier ge
sprochen haben, versic;bern, daß ich alle gegebenen 
Anregungen und alle ausgesprochenen Wünsche einer 
sehr sorgfältigen Prüfung unterziehen werde, daß 
nichts in den Wi.nd geredet ist und daß das Sozial
minister!um versuchen wird, alle gegebenen Anregun
gen In seine Arbeit elnzubeziehen. 

Es ist se1bstverständllch Kritik ,geübt worden, und es 
wurde de/bei manches gesagt, was sicll ~e weitere;1 
bei der Diskussion meines Erachtens als nicht begrün
det hemusstellt. Ich darf mich 2ll.llllächst den Ausführun
gen 1:1.lwenden, diie Frau Abgeordnete Hillesheim hier 
vorgetraigen hat. Frau Abgeordnete Hillesheim, Her
mans-Hillesh.eJ.m - kh bitte um Entschuldigung - h~t 
unter großen Gesichtspunkten die Frage der Jugend
pflegearbeit 1m Hinblick auf das sowjetliSch besetzte 
Mitteldeutschland hier aufgerollt .. Ich bin illr für die 
Anregung, eine Best:mdsaufnahme der L;mdesregierung 
über äie gesamten Jugendpflege-, Jugendfürsorge- und 
WOihlfa.hrlseinrichtungen einschließlich Kindei:igärten 
durchzuführen, d.ankibar. Es besteht zwar hierüber be
reits seit einiger Zeit eine Broschüre des StatLstischen 
Landesamtes, d!e wesentliche Aufschlüsse gibt; ich geb~ 
aber zu, deß sehr vieles n.lcht darin enthalten ist~ Das 
Ministerium wird !ich bemüihen, Ihren Wünschen Rech
nung zu tragen. Ich glaube, es wird für das Haus von 
großem Interesse sein. 

Sie hatten in den Mittel:PUnkt Ihrer Erörterungen 
die ostzonale Kinderwerbung gestellt. Meine Damen 
und Herren! Sie :wissen, diaß wir diC1Ser Frage, sobald 
.sie im letzten Jahre aufgetaucht war - sie klllm über
raschend auf uns xu -, unsere größte Aufmerksamkeit 
geschenkt haiben. Wir hatten ?:!War rechtzeitdg .beim 
Bund aur diese Vorgänge hingewiesen; der Bund ist 
aber anscheinend aus etatrechtlichen Bedenken nicht 
;:u einer recht:zeitlgen Initiiative seinerseits gekommen. 
Wlr haben seit einfiger Zeit sehr intensive Vor.bespre
chunigen geführt, und es hat vor einigen Tagen eine 
Besprechunig In dieser Angelegenheit stattgefunden, an 
der 35 Vertreter aller Interessierten Verbände teilge
nommen haben. Ich bin sehr gerne bereit und sogar 
dankbar, wenn ich Gelegenheit haben werde, dem So
dalpolit.i.schen Allisschuß in kürzester Zeit über die hier 
besprochenen Dinge Aufklärung und Aufschluß zu ge-

.. f ' 

ben, handelt es sich doch hier um eine Angelegenheit 
von grtißt.er politischer Bedeutung; denn es Lst eanz 
richtlg darauf hin.gewiesen, daß die Zdelsetxung und 
Methode der ganzen JugenOOrbeit hier eine andere Ist 
als in der staatlich .gelenkten JU1gendarbeit <ier Sowjet
zone, daß bei uns das Prin.z!i.p der Freiheit und Men
schell!WÜrde n1cht angetastet werden kann_ Darauf folgt, 
daß wir vielleicht im Anlaufen dieser Dinge etwas lang
eamer sind, daß aiber die Gründlichkeit, mit der wdr 
die Dinge anpacken, dann ia.ber auch einen besseren 
E:nderfolg für unsere Jugend sicherstellen wird. Wfr 
werden alles tun, um den Ju.gendvevbänden und den 
karitativen Organiisationen eine wirkungsvolle Jugend
pflegearbeit und Kindererholungsfürsorge zu ermög
lichen, damit ohne politischen Mißbrauch die Kinder 
Wohltaten erfahren, die ihrem Alter und ihrem Ge
schledlt gemäß sind, ohne daß sie in die staatlichen 
Zwecke eines Staatssystems hingepreßt werden. Ich bin 
Uberzeugt, daß sich in dieser Frage eine völlige über
ei nstimmung mit allen Richtungen, die in diesem Hause 
vertreten sind, herbeiführen lassen wird. Ich darf mit 
Genugtuung feststellen, daß a.ucll bereits 1n diesem 
Etat erhebliche Mittel für diese Arbeit vorgesehen sind, 
die nach den jetzigen Beobachtungen, die wir machen 
konnten, möglicherweise ausreichen werden, um d·iese 
Dinge .bewältigen zu können. 

Herr Abgeordneter Volkemer hat eine Reihe von 
kritischen Bemerlwngen gemacht, auf die ich kurz ein
gehen möchte. Er hat bemängelt, daß bisher ein Lan
deserg~esetz zum Jugendwo.hlfahrtgesetz noch 
nicht ergangen sei. Ich darf offen sagen, daß bis auf 
die beiden Stadt-Staaten Hamburg und Bremen bisher 
noch kein Land ein solches Gesetz erlassen hat. 

{Abg. Sassenroth: Hessen!) 
- Hessen hat Ieddglich eine Teilmaterie dieses Gesetzes 
vorweg durch eine Verordnung ,gelöst, weil die Ge
samtmaterie auch in Hessen schwierig ist. Bayern hat 
einen Re!erentenentwurf vorgelegt, und, um auf unser 
Land zu kommen, darf ich erklären, daß wir ein drei
!ach verschiedenes Rechtsgebiet 9lnd, wo die früheren 
Einrichtungen und Traditionen verschied-en sind, und 
daß deshalb au! diesem Gebiet wie auf anderen Ge
bieten die gute Redaktion eines einheitlichen Landes
gesetz.es sehr sdi.wierig ist. Die betreffendein Referate 
sind damit beschäftigt, und icll hoffe, daß durch eine 
Verstärkung des Personals im neuen Jahr - das hat 
nämlich auch gefehlt - eine raschere Durcharbeitung 
des Stoffes vor sich gehen kann. Ich selbst bin ebenso 
wie Sie daran interessiert, aber ich kann nicht Unmög
liches von den paar Beamten, die in dieser Abteilung 
beschäftigt sind, verlangen. Es ist von mir aus eine 
Verstärkung dieser Abteilung im neuen Jahre vorge
sehen, so daß ich darauf hoffe, in absehbarer Zeit 
unter gebührender Abstimmung mit anderen Ländern 
auch hier :zu einem Erfolge zu kommen. 

Sie haben bemängelt, daß angeblich der Landes
jugendpfleger wegen Reisekooten dringende D:lenstge
'schäfte draußen nicht habe wahrnehmen können. Ich 
habe den Fall, den Sie dort erwähnt haben, bisher in 
den' Einzellheiten noch nicht nachgeprüft, aber ich 
möchte hier einmal feststellen, daß über den E.insa~ 
des Landesjugendpflegel'S nicht er selbst und auch 
nicht die einladenden Verbände im ga=en Lande ab
sch.lleßena verfügen können, sondern schließlich das 
Ministerium verfügt. Wir sind .gehalten, die Dienstrei
sen sehr genau zu überprüfen; das wissen ja die Da
men und Herren des Haushalts- und Finanzausschus
ses. Ich bin selbstver"Ständlich dafür, daß er an wichti
gen Beratungen teilziimmt; aber wollen Sie bitte auch 
nicht vergessen, daß wir auch Kreisjugendpfleger, 
Stadtjugendpfleger und Be:iirksjugendpfleger haben 

,/ 
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und daß nicht gerade zu allen Sitzungen, die dt'außen 
im Lande stattfinden, nun unbecHngt der Lan~sjugend
p!leger entsandt werden muß. Ich behalte mir aber 
..-or , den einen Fall nach:lJup rüfen; ich lmnn also sagen. 
dall der Landesjugendpfleger selbstverständlich bei 
wil'htigen Beratungen die -Genehmigung bekommen 
wird . 

Niun ist der Herr Kollege Volkemer auf eine andere 
Frage eingegangen, die ~reits v on ihm 21Urm Gegen
stand einer Kleinen Anfrage gemacht worden ia t. 

Aus der Bea ntwortung der Kleinen Anfrage haben 
Sie ersehen, daß mein Kol IP.ge. Her-r Ministerialdirektor 
Junglas, ctie Frage sehr eingehend geprüft hat, und ich 
muß ThnPn sa gen, daß Sie anscheinend - soweit ich 
gchiirt hahe - be?,welfelt haben, ob mit Recht der vom 
L andesjugendpfleger vorgelegte Bericht dabei verwer
tet wor<len ist. Ich weiß ·zwar nicht, auf wen sich Ihre 
Infor-mationen st.ützen, ::t'ber es tut ja nichts Z'llr Sache. 

(Abg. Volkemer: Zuverlässige Quellen!) 

kh will aber das h ier öffentlich bekanntgeben. da
mit das Hohe H aus entscheiden kann, ob Herr Mini
s ter-ialdirektor Junglas mit Recht oder zu Unrecht 
die:.:e Beihilfe gegeb{'n hat, und ich möchte der Sache 
nid 1t iius dem Wege gehen. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Ins Mikrophon, 
Herr Minister, wir wollen es alle hören!) 

- Danke! - Ich möc:hle vorwegsehicken, daß Herr Mini
:; t..,ri::tlciir~ktor Junglas im Anfang Bedenken gehabt 
hHt, d iese Beihilfe T.u erteilen, daß er dann aber die 
t:kdenken zurückgestellt hat, nachdem die S11.che er
neut durchgesprochen worden war. Ic:h will Ihnen das 
Widüit:~le aus dem Reisebericht vodesen. -

r..~ handelt sich formell tim eine Gesellschaft für 
Jugendfreizeit, eingetn1gener Verein; Vor sitzender die
ser Gesellschaft ist Herr D r. Marx, Tuchfabrik Ma rx, 
Lam l.m,dit In der Pfalz. -

Der Landesj ugendpflege r hat nun diesen 13etrieb 
bt!„!chtigt und er schreibt nun folgendes: 

Mehrere Arbeits- und Interessenkreise sind vor
h anden. Die Leiter der Arbeit.skreise werden von 
den Jugendlichen selbst gewählt. Ein Progra mm
ausschuß verein igt und koordiniert die Tätigkeit 
der üh1·igen Arbeitskreise. Ein Sprecher der Ju
gendlichen ist Verbindungsmann zum Betriebsfüh
rer. Die Beteiligung der Jugend.liehen ist sehr groß, 
obwohl die Arbeit der e inzelnen Interessenkreiiie 
erst nach Betriebsschluß ·t>Pginnt. Den einzelnen 
Arbeitskreisen s tehen e in. Gruppenraum, der Speise
saal und ein Lesezimmer mit Jugendbücherei zur 
Verfügung. Durch Elternabende und ähnliche Ver
anstaltungen wird der Kontakt zu der .ElternS<:haft 
der .Tugendlichen hergestellt. 

(Hört, hört! bei der CDU.) 

Der zahlreiche Besuch dieser VerariRtalt.ung4E=n be
kundet, daß die Elternschaft diese Ar\Jelt sehr un
ters tützt. 

(Hört, hört! bei der CDU.) 

Zeilschrift der J ugend im Betrieb, „Die Bildung", 
unterrichtel ü.ber a lle Vorgänge. Die Beiträge stam 
men meist von den Jugendlichen selbst. Anläßlich 
eines Beh·iebsrundganges hatte ich Gelegenheit, mit 
Jugendlichen an iihren Al'beitsplätzen zu sprechen .. 
Alle. die ich a nsprach, erzählten begeistert von der 
Arbeit in den einzelnen Arbeitskreisen. 

(Hört, hört! bei der CDU.) 

Eine kurze Besprechung der Verantwortlichen für 
die Jungen- und Mädelarbeit unterstrich den Ein-

druck, da!~ es ich um eine Erziehungsarbeit auf 
durchaus idealistischer Grundlage handelt , 

'(Hört, hört! bei der CDU.) 

der von der Betriebsführung a lle erdenkliche Hilfe 
geleistet w{rd. Aus dieser Jugendgruppenarbeit ist 
die Idee der .gemeinnüt7.igen Gesell sch~ ft für Ju
gendfreizeit entstanden. Dieser haben sich b is jetzt 
etwa 32 Betriebe angeschlo;:sen usw. 

Jetzt schreibt e.r zum Schluß. '- Man muß also 
.-.weierlei unte~cheiden: den BetriPh selbst und die 
aus dem Betrieb heraus gewach!';ene Organisation der 
Gesellschaft für .Tugi>ndfri?i:>.f'it -: 

Die von mir heobad1!eten Auswirkungen dieser 
Arbeit lassen diese F.inrimtung <i11rrh~11s ::i l<; för
dernngswürdig erscheinen. Die Abskht, eine unter
nehmerisC'h ausgerichtete Betriebsjugend zu schaf
fen, konnte ich nicht feststellen 

(Hört, hört! bei der CDU.) 

und wurde auch von den verantwortlichen Herren 
der Geschäftsführung energisch abgelehnt. Da es 
sich um eine auf der Bundesebene tätige Organisa
tion handelt, die immPrhin von dort heraus ge
wachsen is t, sollte die Förde rung durch das Bun
desministerium des Innern möglich sein . 

(Abg. Volkemer: Schöner Vorsch lag!) 

Nun will ich Ihnen sagen, daß es bei dieser Sach
lage und, nachdem. von den vet·:ichiedensten Seiten diese 
Arbeit außerdem noch befürwortet worden ist, ein Zu
schuß bei gerechter Will'digung meines Erachtens durch 
das Ministerium nicht verweigert werden k-0nnte . 

(Seru· i·.it.:hligl bei den Regierungspa l't.eie11.) 

Nun, meine .Damen und Herre n! Wir s ind ja nun 
n icht in der Lage, etwa die dieser Ges.e llschaft ange
schlossenen Betriebe in anderen Teilen des Bundes
gebie tes zu prüfen und zu berücksichtigen. Vielleicht 
könnte man in Zukunft dar-an denke n. wenn wir in 
unserP.m T.'lnde solche Betriebsarbdl rei::t.st.E>llPn. dal1 
man dann eben den Zuschuß für <'11e Betriebe in un
serem Lande zur Verfügung stellt. Jedenfalls glaube 
ich, Herr Kollege Volkemer, daß Sie daraus der Ar
beit des Ministeriums keinen Vorwurf machen kön
nen. Ich halte auch Ihre Schlußfolgerung für bedenk
lich. 

Meine Damen u nd Herren! Zweifellos hätten die 
Unternehmer genügend Geld, ohne ~t1111.tliC'he 7.uschüsse 
allein. eine unternehmeri~d1 ausgerichtPtP Jugend
arbeit aufzuziehen, oder glauben Sie das nicht? 

Ist es nicht politiS<:h bes-ser, daß der Staiat imaner
hin die -Möglichkeit hat de.dur<:h, daß e1· 1gew'isse ~
gren7.te kleine Ztt~iis~e .gibt, •auch ein Augenmerk 
tmd eine gewisse Prüfung dieser Arbeit vo rnehmen 7.1.l 
k~nnen? 

(Beifall bei den Reg.ierungi::parteien.) 

Ich glaiube doch, man sollte In diesen Dingen etiwl!li:: 
weitsichtiger arbeiten. Wenn w ir uns völUg negativ 
verhalten hätt~. dann ·w'(irde di!l.s imö!l'Ucherweise ge
fördert '\\'etden, WM Sie ja gerade nicht wollen : e ine 
einseitig unternehmerisch e usgerichtete Jugendal"beit. 

CAbg. Volkemer; Das ist es ohnehin!) 

- Nach dtesetn Bericht n icht.! Ich wür>de mkh sehr in 
tereesleren für die Tatbestä nde, die Sie uns mitteilen 
können zur Begründun.it l·hrer Ansicht. N~ch dem jetzi
gen Vorgang sind wir nicht ·bereehtlgt, etwas derarti
ges anzunehmen. 

Meine IDa.rnen und H~rrE"n1 Nuin 7.U den Kinde!'gärten. 
Ich freue mich, daß die Bedeutung der Klndet,gärten 
von verschiedenen Rednel'n, ins besondere auch vom 
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Herrn Kollegen Voikemer, hervorgehoben woreen Ist. 
Man kann au! diesem Ge.biet allerdings nicht leicht 
zuviel tun. Immerhin möchte ich das Au~merk der 
Damen und Herren darauf lenken, ob es In aUen Fäl
len richtig ist, daß man, wo Mann und Frau gleich
zeitig :berufsstäbig sind, diesem Ehepaar es ermöglicht, 
ihre Kleinkinder zu dem Z.Weck in die Kindergärten 
zu sch'fcken, damit beide 3rbeiten können. Wlr haben 
in dieser Hinskh t ei1nige bedenkliche Ansätze, daß ge
wisse junie Ehepaare zu sehr - nach unserer Auffas
sune - die Sorge für Ihre Kleinkinder dem Staat und 
der öffentlichen Hand überlassen. 

(Selhr richtii! bei den Regierungsparteien.) 

und dafür - zum Teil ohne Not - beide einer ~t efn
brineenden ArOOdt n.a<:h.gehen . .Darüber haben wir spe
zielle Unterlagen aus einer bekannten Stadt in unse
rem Lande. 

(Abg. Lorenz: Das sind Einzelerscheinungen!) 

- GewH.s, ich habe auch nur von ·El!nzelerscheinun.gen 
gesprochen und deshalb •gebeten, ein Augenmerk dar
auf :ziu richten. 

(Abg. Hertel : Sie sollen doch Eigenheime ibauen ! 
,Mit was denn? Sie müssen doch eflwas verdienen!) 

Kindergärten werden im allgemeinen von den Kom-
munalveri>änden oder von den karitativen Organisa
tionen getragen. Wir beteili~n uns nicht nur bei der 
erst.en Einrichtune, sondern auch durch lauferide Zu
schüsse da, wo es notwendig ist. Uber die Mittel ver
fügen im allgemeinen die Bei::il"ksregierungen. 

(Albg. Schmldt: D~e jungen Frauen sollen sich mit 
ihren Schiwiegerm.iittern besser ·vertragen! Dann 

gehts auch! ~ Heiterkeit im Hause.) 
- Da hat eln Kenner der Zeit~chichte gesprochen! 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Das ist keine staat
·nche Auf~be!) 

Jetzt :.:u den Gewerbeämten. Ich freue mich, daß der 
Herr Kollege Volkemer auf diesen wichtigen Punikt in 
diesem Zusammenhang rgekommEn ist. Er hat eine 
Reihe von Vorschlägen gemacht, die sich vollkommen 
mit unseren Tendena:en decken. Ich will hler nicht vor
~reifen. Ich werde am Schlusse meiner Au.s.führungen, 
nämlich im Zusammenhang mit der Soz.ialref.orm kurz 
darauf z.urückkommen. Wenn fch es vergessen sollte, 
bitte ich um ihren freundHch.en Zuruf, weil es näm
lich ·im Rahmen des Sozialplans und der Socialrefo-"11 
einen bedeut&a.lnen P!Jatz .hat. Ebenso .begrüße ich den 
Vorschlag der Fürsorgerinnen in den Betrieben. Ich 
unterstreiche vollkommen, was d3lru gesagt worden 
ist, daß 1n dieser Hlnsicht die großen Betriebe noch 
ein weites Feld betriebs1lürsorgerischer Arbeit vor sich 
ha·ben. 

Sie s~nd" dann au! die &xtialgerichtsbarkeit ri:.u spre
chen gekommen. Ich will daxu ei.nlige Ausfilhronigen 
machen. Die Soczia:Lierichtsbarkeit ist, wie Sie wissen, 
erst 1n den letzten Jllihren zum Zuge eekommen bzw. 
aufigebau t worden. Gen.au wie ·in den anderen Ländern 
hat es im Lande RheinLancl-Pmlz große SchW1ierigkei
ten gemacht, die entsprechenden Berufsrichter für di~ 
&xtialgerichte der Bezirke und für das Landessoctial
gericht frei:rubekommen. Infolgedessen hat sich auch 
das Funktfonleren der Sooialgerlchte sehr l~e hiruws
geschoben. Damit stehen wfr nicht allein. Illl allen 
Ländern der Bundesrepwblik ist der gleiche Saclwer
halt zu verzeichnen. Ich verweise Sie zum Beispiel hiin
slchtlich von Nordrhein-Westfalen auf einen Artikel in 
der „Kett.eler-Wecbt" vom 1. Februar 1955, wo -genau 
dasselbe Problem wie bei .uns vomanden ist. .genau 
dieselben Ursachen und auch igenau derselbe Zustand . 

Sie können sich darauf verlassen, daß im Lande Nord
rhein-Westfalen eine m lndestens aenau so starke so
zial-politische Verpflichbung empfunden wird wie in 
unserem Lande, auf diesem Gebiete vorwärtszukom
men. 

Ich wm Ihnen die Zahlen bekanntgeben, die nun-· 
mehr hier i:u verzeichnen sind . .Die Rückstände im Ok
tober vergangenen Jahres betrugen rund ~2 000. Die 
Grunde sind bekannt. Die Sozialgerichte sind nicht in 
Funktion gekommen. Seither haben sich die Rückstände, 
insbesondere seit Dezember, bei den Sozialgerichten 
erheblich verringert. Wir rechnen damit, daß mit Hilfe 
der 7 Hilfskammern, die nunmehr eingeriehtet werden, 
in spätestens zwei Jahren, genaiu so wie in den anderen 
Ländern, alle Rückstände au·fgearbeitet sind. Wir kön
nen aus den Gründen, die Sie .übrigens auch angeführt 
haben, den Apparat nicht :z.u sehr ausweiten, weil ja 
die Erledigung dieser Rückstände eine Art - erlauben 
Sie mir den Ausdruck, obwohl er n icht ganz passend 
ist - Stoßgeschäft ist, weil alle Anu·ä.ge runächst einmal 
durch die Miühle der Rechtsprechung hindurchgehen 
müssen und weil alsdann ein steiler Abfall der kün!
tiigen Arbeit der So?.ialgerichte erfolgen muß. 

Wir haben irur Zeit im ·Lande .insgesamt 43 Kammern 
und 8 Senate eingerich~et An diesen Kammern und 
Senaten sind tätig 48 .Berufsrichter 'Ulld 712 Laien
richter. Sie werden verstehen, daß die Aufstellung die
ses grnßen Gerichtsapparates nicht nur eine seohr um
fangreiche, sondern auch eine sehr diffizile Allbeit 
war. Wir können nicht Beru•fsr!chter berufen, ohne daß 
wir wissen oder die Wahrscheinlichkeit dafilr da ist, 
daß sie auch für dieses hohe und wichtige Amt geeignet 
sind. Die Eignung ist ja von verschiedenen Rednern 
herausgestellt worden. Sie ist ja nicht nur eine juri
stische. Diese Richter müssen eine Aufgeschlossenheit 
für die entsprechenden sozialpolitischen Probleme be
sitzen, sie müssen sich besondere Kenntnisse aneignen 
au! diesem weiten Feld der sozialen Geset:zigebung. 
Der Aufbau ist damit im wesentlichen abgeschlossen. 
Mit diesem Absch1uß glauben wir, daß in den kom
menden Monaten und Jahren ein verhältnismäßig ra
scher' Abstieg sich entwickeln wird. Dazu wollen Sie 
bedenken, daß bisher das Bundessozialgericht noch 
kaum in Funktion getr-eten ist. Dessen Rechtsprechung 
ist a.ber wiederum für die Rechtsprechung unserer 
Sozialgerichte und des Landessozialgerichts von rich
tungweisender Bedeutung. Deshalb ist eine Reihe von 
Entscheidungen, die gefällt werden sollen, sehr schwie
rig, und solange das Bund~·ialgericht auf diesem 
Gebiet noch keine ,grundsätzliche Entscheidung getrof
fen hpt, auch nicht ganz unbedenklich. 

Wir haben uns darüber unterrichtet, wie es in den 
anderen Ländern ist. Sogar in den Ländern Baden
Württ.emberg und Bayern, die die einzigen Lä nder mit 
e.lner Revisionsinstanz gewesen s ind, bevor es ein Bun
dessozialger icht gab, waren beim Landessozialgericht 
5000 Rückstände vorhanden aus zum Teil denselben 
Gründen wie bei uns: mangelnde Organisation, man
gelnde Grundsatzentscheidungen des Bundessozialge
richts. 

Ich darf Ihnen die Versicherung geben, daß wir uns 
nicht nur große Mühe gegeben haben, sachgerechte 
Sozialgerichte zu bilden, sondern ich habe auch die 
"Oberzeugung, daß die Sozialgerichte in dem Geiste, in 
dem diese Sozialgesetze erlassen sind ~ ganz gleich, ob 
es steh um die Rentenversicherung oder um die 
Kriegsopferversorgung handelt - , eine volksnahe und 
sachgemäße Rechtsprechung entwickeln werden. 

Nun haben Sie von der Schulung der Beisitzer ge
sprochen und einen entsprechenden Antrag gestellt. 

• 1 • ' 1 '1 :: .'. „ :. . .. 1 ,;, • ' ·.·. · '· .·• • • ,„ '' ; ' '. 1· 1 ·: .
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Ich ha be im Ausschuß dagegen prinzipielle Bedenken 
erhoben, wenigstens dann, wenn beabsichtigt sein 
sollte, diese Beisitzer durch verschiedene Organisa
tionen schulen zu lassen. Ic:h hätte deshalb zunä chst 
an Sit> die i'rage zu richten, wie denken Sie sidl die~e 
Schulung und durch wen soll sie erfolgen? 

(Abg. Volkemer: Durch Verbände und Regierung 
zuRammen!) 

- Dann müßt.e meines Eramtens darüber sehr ein
gehend beraten ·werden; denn die Lalenrkhti'.'r sollen 
ja keine Berufs richter werden und sein. Sie sollen 
hineinbringen in das GeriC'.ht die Sachkunde, die Le
benskunde ll'US dem Lebenskreis der Betroffenen. 

(Beifall llei den RegierungspartelP.11.) 

Für die Rechtsfindung des Richterkollegiums sollte 
nicht nur die spezifisch juristische, an den Geseb:en 
geschulte Logik der Berufsrichter maßgebend sein, 
sondern es sollte hier mit hineingearbeitet werden die 
Lebenskunde und die unmittelbare Verpflichtung, die 
der e in7.elne mitbringt. 

(Widerspruch bei der SPD.) 

Nun möchte ich doch annehmen, daß in der Hin
s icht von d~n Organisationen und Verbä nden nur Per
sönlichkeiten genannt werden, die diese Lebensktinde. 
die Erfahrung und die soziale Einstellung mitbringen. 

(Sehr r ichtig! bei der CDU.} 

kh will also dieses Laienelement in seiner - ich 
möchte fast sagen ~ frischen. unverbraucht.en Kraft 
nicht irgendwie juristisch finassieren lassen. Entschul
digen Sie, vit>lleicht bin ich im Irrtum, aber ich habe 
diese Vor stellung von Laienrichtern. So habe kh sie 
früher auch in Verw11ltungsgerichten erlebt und sie 
gerade dort a ls sehr produktive Elemente bei der 
Rechts findung erfahren. Ich glaube, auch unsere Be
rufsrichter sind selbst dankbar, wenn ihnen die Laien
richter mit dieser Eigenscha ft begegnen ; denn die Be
rufsrichter s tellen ja das spezifisch juristische Element 
da r ; s ie m üssen auf die Innehaltung der Gesetze und 
auf die richtige A nwenduni;i; in proczessualer Hinsicht 
bedacht se in. 

(Abg. Hertel : Die Sicherung des Formalen!) 

Sie sind aber nicht ln der Mehrheit. Infolgedessen 
!'ollten wir einmal mit Ruhe diese Rechtsprechung ab
warten. Entschuldigen Sie, ich bin etwas näher darau.E 
eingt>g<mgen. aber ich h alte das für einen grundsätz
lichen Punkt. 

Die Entschädigung von der Sie gesprochen ·h<aben, 
ist auch nach unserer Auffassung unzureichend. Ich 
darf Ihnen mitteilen, daß diese Angelegenheit Gegen
stand der Beratungen ist, die die Arbeitsminister 
s1.:huu begonnen haben. V:ir versuchen, eine möglichst 
einheitliche Regelung für das ganze Bundesgebiet her
beizuführen durch Ausarbeitung von entsprechenden 
Richtlinien. 

Bezüglich der Versorgung!!~mter und der dort aus
gesproch.::nen Kündigungen - von denen Sie gespro
chen haben - kann ich Ihnen mitteilen, daß nicht ·be
absichtigt ist, diese Kräfte zu entlassen. Soweit ich 
unterrichtet bin. handelt es sich nur um eine vorsorg
liche Kündigung, die eine Anpassung der Gehälter an 
die Richtlinien des Arbeitsplatzes und des Tarifs er
möglichen soll. .Jf'denfalls ist unsererseits nicht beab
sichtigt, eine Entlassung herbeizuführen. 

(Allg. Völker: Aber mindestens eine Gehalts
herabsetzung, sonst braucht man nicht zu 

kündigen!) 

V<>rehrter Herr Kollege Völker! Ebenso sehr - d.as 
wissen Sie g11n:>: genau - wie manchmal eine Herauf-

setzung aus tariflichen Gründen noh„·endig ist, so ist 
es manchmal notwendig, auch eine Herabsetzung V1>r
zunehmen; denn hinter uns u nd über uns steht ja der 
~mch von Ihnen sehr hochgeschätzte Lande~r€'<'hnungs
hof, der bei etwaigen Unterlassungen in dieser Rich
tung uns verantwortlich macht für die Innehaltung 
der tariflichen Bestimmungen. Die Sache geht nicht 
von ml.r aus. ich werde ihr aber nachgehen. Bisher 
brauchte man sich bei Umstufungen nkht über man
gelnde soziale Einstellung zu beklagen. 

Herr Kollege Volkemer hat anerkennende Worte 
über die Arbeitsgerichtsbarkeit gefünden. Ich werde 
micb der Frage der Unterbringung am Sitzungstage 
erneut annehmen„ Ich halte es für ganz selbstverständ
lich, daß jedes Gerkht !leinPr Würde e ntsprechend in 
seinem llußeren Auftreten und seiner räumlichen Un
terbringung behandelt werden muß. Ich erwarte von 
den Kommunalverbänden, denen kh keinen Befehl ge
ben kann - aber manchmal sin<f. Erwartungen wir
kungsvoller als Befehle - , daß sie alles t.un, um die
sen \\richtigen Institutionen des l$Ozialen Lebens gere('ht 
zu werden_ 

(Abg. Volker: Es können die Ratssäle dam ge
nornm.cn werden!) 

Dann haben Sie eine Beans tandung wegen der .Ein
gruppierung des stellvertretenden Präsidenten einge
br:acht. Herr Kollege Volkerner, Ihre diesbe>zügliche Bt'
m.erkung halten wir nicht für sachlich •begründet; denn 
er ist jetzt schon höher eingruppiert als die Landge
r ichtsdi.rektoren. 

(Hört, hnrtl h~I der CDU.) 

Der betreffende Stelleninhaber ist nämlich kein Se
natspräsident. In dieser Wertordnung wird mit ·gutem 
Grund genau d1;1rüber gewacht, wais in der einen ooe r 
anderen Justizordnung vor sic-b. geht 'Ylas hei der 
einen Ordnung der Gerichte n·ach oben beschlossen 
wird, hat stets präjudizierende Wirkung für iandere 
Ordnungen. Also, die Stelle A 1 b erscheint in dieser 
Hif!.s lcht nach unserer Auffassung ri<'htig und 21t.1tref-
!end. „. 

Sie haben von den Schwerbeschädigten ~esprochen. 
Mt!ille Damtm und Hen~n! Wir sind auf diesem Gi!biete 
nheblich vorwiirt:<gekommen. Ich darf hoffen, daß 
Sie den Joahresberid1t des Sm.ialminl!':teri'l.ttrul gelesen 
haben. Während wir noch im Jahre 1950 10,6 v. H. der 
Schwerbeschädigten unterzubringen hatten - nämlich 
t·on 51500 mußten damal~ 5000 untergebracht werden 
-, sind es heute ·vmi 52 000 infol1ge der n e-uen Eins tu
fung nur noch 5.2 v. H. Sie sehen also, die Al"'beit ·ist 
erfolg:reich g'e'\7e!':en. Wir liegen mit <'J.iel\en 5.2 v . H. im 
Bundesgebiet durch"'lm: an ~ter Stelle. Tm übrigen be
steht aiuf die.o;em -G('biet ?.Wischen den fürnptfürsorge
stellen und den Landesanbeftsämtern eine sehr erfreu
llche und gute Zusammenal'beit. Nal'h § 22 des Gesetzes 
Ist' 'dte Arbeitsverwaltung zuständig. Wir h aben allen 
Behörden unseres Landes nahegeleet , wo immer nur 
.mögll<'h, Schweroeschädi.gte ein7.ustellen. 

Wlr wollen in keiner Weise, daß d ie öffentlichen 
Verbände - Staat und Gemeinden - sich dieser mora
lischen Verpflichtung zu entziehen versuchen u nter ir
gende!nem Vorwand, und wh· wollen auc-h ni<'ht, daß 
die !rele Wirtschart sich etwa nun au( de n Staat be
rufen k1mri. 

Herr Kollege Volkcmer! Sie haben von den Umset
zungsmaßnahmen gesprnchen. Ich darf Ihnen dazu ~a
gen, da ß sie eingeleitet worden sind a us dem Aus
gleichsabgaben-Aufkommen, und zwar sollen die 
Schwerbesctlädigten möglichst na he an ihren Arbeits 
platz herangebracht werden. 
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Nun hat Herr Abgeordneter s'teger einige neue 
Punkte in die Diskussion geworfen, auf die ich eben
falls noch kurz; eingehen möchte. Die Beanstandung 
wegen der Verzögerung der Gutachten war obje;Jctiv 
berechtigt. Ich darf Ihnen versichern, daß es nicht leimt 
war - Herr Kollege Steger Ist im Augenblick nicht 
hier -, qualifizierte, einwandfreie Gutachter zu bekom
men. Wir haben nunmehr, da es Mühe machte, einen 
dritten Gutachter filr uns allein zu bekommen, mit 
dem Notaufnahmelager Gießen ein Einvernehmen ge
stern hergestellt, das bereit ist, in Zukunft für uns 
diese Gutachten zu erstatten. Es sind zur Zeit 300 An
träge rückständig. Nachdem die Abteilung für Vertrie
bene und Sowjetzonen!lQchtlinge mit einer ha,uptamt
lichen I'üa!t !ür sich allein. neu gebildet u..J.d besetzt Ist~ 
darf ich hoffen, daß !n efnlgen Monaten auch diese An
träge zunächst einmal vom Tisch weggebracht sind; bis 
dahin wird ja vielleicht wieder eine ganze Anzahl 
neuer Anträge hereinkommen. 

Herr Kollege Steger ist dann du! einen Punkt ein
gegangen, der auch in du Gebiet der Sozialversiche
rung gehört. Er hat von dem Mißbrauch von Renten
und Fürsorgeeinrichtungen gesprochen. Ich möchte an 
dieser Stelle schon dfe Beantwortung vorwegnehmen. 
Nach den statistischen Feststellungen hat sich ergeben, 
daß dieser Mißbrauch keines!alls auch nur annähernd 
.so groß Ist, wie er häufig vermutet worden ist. Und 
wenn nebeneinanda- mehrere Sozlal versicherungsträger 
gebraucht werden, um Renten :zu beziehen oder auch 
Fürsorge, so ist da von der gesetzlichen und rechtli
chen MllgUchkeit Gebrauch gemacht, wo man von Miß
bräuchen zunächst sowieso schon nicht sprechen kann, 
sondern allenfalls von einer uicht ausgeglichenen Ge
setzgebung. Diese Fälle s!nd ja jeb:t durch die Stati
stik In ihrem Ausmaß ungefähr erfaßt. Au! die Stati
iiUk will ich nachher sowieso im Zusammenhang mit 
den grundlegenden Ausführungen von Herrn Präsi
denten Wolters zu sprechen kommen, ebenso auch auf 
die Fra~ der Gesu ndheitsvorsorge. 

Herr Kollege Teschner und der Herr Abgeordnete 
Wolf haben sich al11 Vertriebene speziell mit den Pro
blemen befaßt, die ihnen als Vertriebenen naturge
mäß besonders am Herzen liegen. Meine verehr ten 
Herren Kollegen! Ich darf Sie daran erinnern, daß ich 
stets den Standpunkt vertreten habe, wir westdeut
schen Nfchtvertrlebenen, wir \Einheimischen, sollten 
doch m-ehr und mehr dazu kommen, die Sache der 
Vertrie~nen zu unserer eigenen Angelegenheit iJU 

machen. 
(B~fall bei den Regierungsparteien.) 

Es is t efnfach staatspolitisch untragbar, daß wir auf 
die Dauer den Zustand hinnehmen, daß es im Bewußt
sein des Volkes so wuchert, daß die Angelegenheit der 
Vertriebenen ausschließlich eine Sache der Vertriebe
nen selbst sei. 

{Abg. Dr. Boden: Sehr richtig!) 
Denn genau so, wie ihre ostdeutsche Heimat nicht 

nur ihre Heimat, sondern unser Vaterland gewesen ist, 

(Al;>g. Dr. Boden: Sehr richtig!) 
und genau so, wie die Ostdeutschen ja auch unsere 
deutschen Mitbrüde1· waren, genau so ist es Pflicht des 
ganzen Volkes, die Angelegenheit des Ostens, die .o\.n
gelegenheft der Vertriebenen, die Angelegenheit der 
Sowjetzonenllilchtlinge als Angelegenheit des ganzen 
Volkes zu betrachten. 

{Beifall im ganzen Hause.) 
Psychologisch mag es für einen, der im Osten lange 

gewirkt hat, leichter se!n, das gebe ich zu, sich in diese 
Lage hineinzuversetzen und aus diesem Geiste zu ar
beiten. Aber a us derselben Einstellung möchte ich alle 

organisatorischen und rna teriellen gesetzlichen Pro
bleme in Zukunft mehr und stärker behandelt sehen. 

Sie haben mit Recht gesagt: Wir wollen keine Ein
schmelzung der Vertriebenen, aber wir wolle!' eine 
Eingliederung! Sie wissen, daß die offizielle Bundes
und Landespolitik genau auf dem gleichen Standp'1nkt 
steht, und ich glaube. wir sind auf dem besten Wege, 
das eine zu tun und das andere zu lassen. 

Meine Damen und Herren~ Herr Kollege Wolf hat 
hier einer sehr unrichtigen Annahme Ausdruck gege
ben, indem er meinte, wenn die Besatzungsmaßnahmen 
hier aufhören, dann werden die Heima tvertriebeneri 
in ungleich größerer Zahl als die Einheimischen auf der 
Straße liegen. Da..s ist dtLN'.haus nicht richtig. Nach. un
seren Feststellungen ist nämlich der Anteil der Hei
matvertriebenen bei den Arbeitskräften für Besatzungs
maßnahmen nicht größer als der Anteil der Einheimi
schen, so daß eine besondere zusätzliche Gefahr filr die 
Vertriebenen nicht besteht. 

Im übrigen glaube ich keinen Widerspruch zu fin
den - auch nicht von seiten der Vertriebenen -, wenn 
ich feststelle, daß im Lande Rheinland-Pfalz die Ar
beitslosigkeit unter den Vertriebenen nur noch um ein 
ganz geringes über der der Einheimisclien liegt, ver
ständlich deshalb, weil die Heimatvertriebenen nicht 
die persönlichen, menschlichen und familiären Bindun
gen und Verbindungen haben, die nun einmal die Ein
heimischen haben. 

Mein Damen und Herren! Zur Frage der 131er - .so 
oft beraten, so oft bemängelt, so oft besprochen! leb 
möchte nicht, daß ein Ministerium gegen das andere 
ausgespielt wird, 

{Sehr gut! bei der FDP) 

'\
11„reil die Voraussetzungen bei den ?ir!inisterieu vielfach 
ganz verschieden liegen und jedes Ministerium nach 
spezifisch sachlichen Maßstäben zu messen ist. Ich 
habe volles Verständnis dafür, daß zum Beispiel 1n 
dem Ministeriwn meines verehrten Kultusminister
kollegen eine besondere Regelung stattgefunden hat 
und stattfinden mußte, weil nicht genügend q ualifi
zlerte Anwärter für den Lehrerberuf mehr vorhanden 
waren aus den 131ern. Ganz anders liegt es in anderen 
Ministerien. Immerhin darf ich Ihnen versichern, daß 
die Sozialverwaltung, die dem Sozialministerium un
tersteht, geglaubt hat, mit gutem Beispiel vorangehen 
zu müssen und daß mehr als 30 v. H. der Sozial ver
waltung aus dem Anteil der 13lei: stammen. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Sie haben den Fall Ludwigshafen angeführt, und 
auch dort haben Si~ etwas Unrichtiges gesagt; ich 
nehme an, weil Sie doch nicht über die rechtliche Lage 
genau unterrichtet sind. Die Dinge sind dort durch 
einen Unterausschuß besichtigt worden. Es wurde dort 
der Stadt nahegelegt, neue Pläne für einen Bau vorzu- 1 

legen. Bisher sind diese neuen Baupläne der Stadt -
es sind verschiedene Herren aus Ludwigshafen hier -
noch nicht eingegangen. Ich wäre dankbar, wenn Sie 
Ihren Einfluß geltend machen würden dahingehend, 
daß uns die Pläne baldigst erreichen. 

(Abg. Herbert Müller: Ist bereits geschehen!) 

Aber die rechtliche Verpflichtung liegt nicht primär 
beim Land, sondern sie liegt bezüglich der Bereitstel
lung der Unterkunft primär bei den Städten und Krei
sen, und der Fall Ludwigshafen ist rechtlich nicht 
anders zu bewerten als alle andei:en Fälle im ganzen 
Lande. Wir haben sehr viele Notaufnahmelager in allen 
Bezirken im Lande. Die Stadt ist nur bezüglich der 
Kosten entlastet, und zwar zu 85 v. H., während die 
restlichen 15 v. H. ~sehen Stadt u nd Land geteilt 
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werden. Sie wollen also daraus ersehen, daß wir auch 
hier getan haben, was von uns aus zu tun war. 

Meine Damen und Herren! Nun darf ich vielleicht 
zum Rchh1ß folgendes sagen: Ich kann nicht auf alle 
Einzelheiten eingehen. Es scheint mir auch, daß ver
schiedene Damen und Herren schon sehr ermüdet sind, 
denn wir haben ja ::;elt 9.30 Uhr schon so vieles gehört. 
Aber ich kann mich nicht selhi:;t davon dispem:leren, 
Sie noch weiterhin um etwas Geduld zu bltten. 

(Abg. Volkemer: Für erfreuliche Mitteilungen 
sind wir immer noch aufnahmefähig!) 

- Ja, aber wenn ich zu unangenehmen Mitteilungen 
verpflichtet hin, müssen Sie die leider auch mit an
hören. 

(Abg. Markscheffel: Dann werden wir munter!~ 
Abg. Hertel: Das regt auch an! - Heiterkeit.) 

- Ja, ganz recht, damit wir nicht einschlafen. 
Herr Präsident Wolters ist auf das grundsätzliche 

Problem der - ich muß mit ihm auch beinahe sagen 
der sogenannten - Sozialreform eingegangen. Er hat 
schon betont, daß das Wort beinahe i:chon 7.U elnem 
Schlagwort geworden sei. Sie haben vielleicht gestern 
im Rundfunk gehört, daß gestern das Bundeskabinett 
sich mit dieser Frage in einer Sondersitzung befaßt 
hat. Sie wissen. daß bei der Sozialreform auf der 
Bundesebene ein großer Teil der Ministerien m!hr 
intensiv beteiligt ist. Ich nenne in erster Linie das 
Bundesfinanzministerium, das Btmdesinnenministerium 
unter dem Gesichtspunkt der Fürsorge, das Bundes
familienministerium für eine Sonderfrage und nicht 
zuletzt das Bundesvertriebenenministerium. Ich darf 
Ihnen mitteilen, daß in den letzten zwei Monaten zwei 
Konferenzen der Länderarbeits- und -sozialminister 
stattgefunden haben, und zwar unter dem Vorsitz des 
Herrn Bundesarbeitsministers Storch, die eine im 
Februar und die andere heute vor acht Tagen. Der 
Bundesarbeitsmini~ter hat uns in diesen Konferenzen 
eingehend unterrichtet über den Stand der Vorarbeiten 
der Sozialreform und über die Absichten der Bundes
regierung, soweit sie durch das Bundesal'beitsmlniste
rium repräsentiert werden; er hat uns um aktive Mit
arbeit gebeten, ebengo um unsere Stellungnahme in 
diesen grundlegenden Fragen. 

Der Herr Kollege Wolters hat lletont - ich schweife 
jetzt einen Augenblick ab -, daß die Bedeutung des 
Sozialministeriums im Rahmen der Landesregierung 
unter allen Umständen ge";rahrt bleiben muß. Nun, 
meine Damen und Herren, wer es frliher noch nicht 
gewußt hat, weiß es heute, daß das &nlalministerium 
jedes Landes in seinem Wirkungsbereich, in seinem 
Ausstrahlungsuereich, bei weitem mehr als die Hälfte 
der gesamten Bevölkemng betrifft. Denn seit 50 .Tah
ren hat sich ja eine völlige Verschiebung der sozialen 
Verhältnisse in Deutschland ereignet, namentlich nach 
diesem letzten Kriege. Natürlich ist dieser große Teil 
der Bevölkerung nicht im Sinne eines totalitären 
Staates vom Sozialministerium erfaßt; aber die Orga
nisationen, die dieser ilherwiegE>nden Mehrheit dienen. 
sincl ctirf'kt oder indirekt. vnn der fürsorglichen, rich
hmgweisenden Arbeit des Staates abhängig, sei es in 
der Gesetzgebung, sei es in der Anwendung der Ge
~etzgebung, auf die Herr Präsident Wolterl'I besonders 
hingewiesen hat. WPnn Sie sich das weite Arbeitsge
biet des Sozialministeriums ansehen - so auf dem Ge
biete der Sozialversicherung, des Arbeitsrechts, des 
Arbeitsschutzes, der Gewe1·behygiene, der Jugendfragen 
usw. -, dann begreifen Sie, daß das in der Tat Kom
plexe sind, die einen großen Te.il der Bevölkerung 
unmittelbar aufs stärkste interessieren, weil diese 
Probleme primär vom Menschen her behandelt sein 
wnllf>n. 

So Ist es von der Sache her geboten, daß in diesem 
Ministerium die Arbeit unter dem Aspekt steht: Was 
schulden wir den MensC'hen, was schulden wir der 
menschlichen Gesellsdiaft in den Vorstellungen, in 
denen wir hier im Westen arbeiten? 

Ich wrn hier nicht noch einmal wiederholen, was 
tiber das ~rundsii.tzlkhe Menschenhil<l des freien We
stens in so trefflichen Worten Frau Abgeordnete Her
mans-Hmesheim hier ausgeführt hat. 

Die Sozialreförm - ich will hiPr nicht Bekanntes 
wiederholen, abet' ich muß unseren Ausgangspunkt 
kurz umreißen - muß gesehen werden in dem ge
schfcht.lid'tet'l Z11sammcnh<1ng der Vcrsd:liebung der 
gesellsch.afilichen Verhältnisse seit hundert Jahren. 
Sie muß gesehen werden im Zusammenhang mit der 
revolutionär anmutenden Umwälzung der letzten 
Jahrzehnte und vor allen Dingen seit 1945. 

Sie muß gesehen werden angesichts eines drohen
den Ostens! Die Ostzone kann nicht mit Machtmitteln 
befrelt und einer besseren Zukunft entgegengeführt 
werdPn, !'lnnctM'l'! - wle ei:: schon zum Ausdruck kRm -
nur durch eine im Westen verwirklichte soziale Frei
he1t.s1ciee, die zwar dem Staate gibt, was des Staate.:i 
illt, die aber alle Maßnahmen des Staates unterordnet 
unter die Frage: Wird ein Maximum von persönlicher 
Fre-lh~it ttnd Menschenwürde im einzelnen und bei 
den Organisationen der Gesellschaft gewährleistet? 
Wenn· es uns gelingt, eine Sozialreform durch:>:ufiih
ren, die diesem Gesichtspunkt Rechnung trägt, dann 
können wir einen großen Beitrag für die Zukunft de.<: 
deutschen Volkes und Europas leisten. 

Aber es handelt sich dabei auch um konkrete Fra
gen, die bereits a11gesclinitt.en word•'n sind. Als die 
soziale GeRetzgebung in den 80er .Tahren eingeführt 
wurde, da handelte es sich u. a. darum, daß zum Bei
spiel den Invaliden eine Altersrente gesicl1ert wurde. 
DieRe Alt.f'r!;rente leitete sich damals grundsätzlich 
aus dem Bedi.lrftigkeitsprinzip her. D!ese Altersrente 
verfolgt(' d~malR nur rl.-n 7.weck, den Altgewordenen 
einen Zmchuß ztt gewl1hren. Tn:>:wi~<'hf'n h~t ~ich die 
Funk11on dfeRer Alter!'rente völlig gewandelt. Es ist 
die Absicht der Bundesregierung, eine Altersrente zu 
schaffen, die ihre Rechtfertigung in der Tatsache fin
det, daß ein Mensch jahrzehntelang seine Beiträge 
entrichtet hat und daß er nunmehr erstens einen ge
sicherten Ve:-slcherung:;anspruch hRt und daß er zwei
tens diesen Anspruch in einem Ausmaß hat, das ihm 
möglichst den ungefähren Lebensstandard seines gan
zen Arbeitslebens .gewährleistet. Das ist das eine, was 
uns zugesichert worden ist, und ich glaube, meine 
Damen urid Herren, wir können vom Lnn<ie Rlls dem 
nur zustimmen. 

Nun zu einEml zweiten Gesichtspunkt, der auch schon 
angedeutet worden ist, und ich kann das, was gesagt 
wurde, bestiitigen. Die Sozialreform soll mit verwirk
llchen bellen die Entproletarisierung, die Herausfüh
rung des 'einzelnen aus der Masse dadurch, daß indivi
duelles, disponibles Eigentum für den Rentner ge
schaf.t:cn werden kann und geschaffen werden soll. E.s 
soll al;;o ermöglicht '\Verden, durch Verwandlung des 
Rcn.teoanspruchcs ein Eigenheim zu erwerben; ein 
Gedanke, der ja 1;1ucti. bereits in der Kriegsopferver
sorgung seit Jahrzehnten zum Teil verwirklicht wor
den ist. 

Ich habe geglaubt, hier nur zwei wichtige Punkte 
herausgreifen zu sollen. Auf weitere Einzelheiten ein
zugehen, halte ich mich nicht Hit· berechtigt. Voraus
setzung für so weit gespannte reformerische Maßnah
men sind naturgemäß die Mittel. Im Hinblick darauf 
liegt zur Zeit eine versicherungi;mathemati~he Bilanz 
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per 1954 vor, die - mit allen Kautelen und. allen -ftor
behalten - weit optfmistlscher ist, als man jemals zu 
horten gewagt hätte. Das Bundesarbeitsministerium 
glaubt demnach, auf dieser doppelt gesicherten stati
stischen Erhebung seine Pläne. aufbauen zu können. 
Unterlage dafür war die Ihnen bekannte L-Statistik, 
die über 600 000 Fälle erfaßt hat - nämlich alle Ren
teni.. und Fürsorgefälle, die unter dem Namen L an 
irgendeiner Stelle registriert und behandelt sind -, um 
einen Querschnitt durch das ganze Bundesgebiet und 
alle Versicherungszweige zu erhalten. Betroffen sind 
zehn verschiedene Arten von Renten- und Fürsorge
trägern, die Ihnen ja bekannt sind. 

Nachdem nun diese Vorarbeiten weitgehend gedie
hen sind, glaubt auch die Landesregierung RheJ.nland
Pf.al:z: hoffen zu können, daß wir spätestens im Laufe 
dieses Jahres zur Vorlage eines diskussionsrelfen ~
'setzentwurfes kommen werden. Seien Sie versichert, 
meine Damen und Herren, daß das Sozialministerium 
von Rheinland-Pfalz unter der Leitung de5 leider er
krankten Kollegen Jun,glas wie bisher bemüht sein 
wird, seinen positiven und produktiven Beitrag zu 
einer guten Somelpollti.k nicht nur im Lande, sondern 
auch 1m Bunde zu leisten. 

Ich bitte Sie, meine Damen und. Herren, dem Etat 
in der vorliegenden Fassung Ihre ZU.Stimmung zu 
geben. Das Sozlalminlsterium wird bemüht seln, ir;n 
Sinne der Beschlüsse des Landtages im kommenden 
Jahr seine Arbeit, wenn möglich, noch zu steigern und 
zu verbessern. 

(Lebhafter Beifall des Hauses.) 

Vb:eprKsldent Bö&'ler: 
Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich schließe 

d!e Besprech~"lg. Ich rufe auf die Kapitel 01, 02, 06, 
01, os, o9, 10, 11, 12, ia, 14, 15, ie. is, 22, 23, 24. so, 31, 
32, 33, dazu die vorliegenden Abänderunganträge der 
Drucksachen II/1061, II/1062, II/1063 und den Antrag 
des Haushalts- und Finanzausschusses Drucksache 
II/1045. Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse abstim
men über den Antrag der Fraktion der SPD, Druck
sache II/1061. Wer dem Antrag seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen! .... Die 
Gegenprobe! - Ich stelle Ablehnung fes~ 

Wir kommen zur Abstimmung über Antrag Druck
sache II/1062, Antrag der Fraktion der SPD. Wer dsle
sem Antrag seine Zustimmung gibt, den ·b:ltte ich um 
das Handzeichen! - Die Gegenprob~I - Auch dieser An
trag· ist a.bielehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über Drucksache 
II/1063, Antrag der drei Fraktionen des Hauses. Wer . 
dem Antrag seine Zustimmung ·geben will, den ibttte 
ich um das Handzeichen! - Ich stelle die einstimmige 
Annahme fest. 

(.Ab!. St.eger: Nein!) 

- Ich .bitte um die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! -
Gegen zwei Stimmen und eine Stimmenthaltung ange
nommen. 

Wir kommen :ziur Abstimmung über den Antrag 
II/1045. Wer dem Antrag 21Utltlmmt, den bitte ich um 
das Handzeichen! - Die ~genprobe! - Stimmenthal
tun&! - Der Antrag ist angenommen bei Stimmenthal
tung der Fraktion der SPD. 

Wfr kommen nunmehr zur .Aibst.immung in 2lWeiter 
Lesun:g Uber .Einzelplan 06. Wer dem HaUslhaltsplan 
des So!llatrrunfsterlums zustimmt, den bitte ich um das 
Handz.el~t - Die Gegenprobe! - Stlmmenthaltung! -
Der HaU9halt Ist bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
SPD' angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich bin iebeten worden, 
darauf hinzuweisen, daß die Fraktionen de.r CDU und 
FDP !heute ebend nach Absd1:luß der Beratung des 
Landwirtschaftsetats, unter Umständen auch nach Ab
schluß der Beratung des Haushalts des Finanzmini- • 
steriums. wenn wir zeitlich. damit hinkommen. Frak
tionssitzuiigen durchzuführen beabsichtigen, und :ziwar 
etwa gegen 18 Uhr. 

Die Nacbmittagssif.Z'\.lng beginnt um 14.30 Uhr. Ich 
unterbreche die .SitZIWlg. 

Unterbrechung der SHz.ung: 13.10 Uhr. 

Wiederbeginn der Sitzung: 14.39 Uhr. 

Vl%eprisident Wllms: 

Melne Damen 'lllld Herren! Die Sitzung des Landta
ges von Rheinland-Pfalz. ist wieder eröffnet. Bevor wir 
in die Tagesordnung eintreten, begrüße Ich auf der 
Tribüne des Hauses Schülerinnen des Staatlichen Neu
sprachlichen Gymnasiums in Alzey, 

(,Beifall des Hauses.) 

weiter die Jugenddieben der Landwirtschaftsschule aus 
F!achenbul'g. 

' / 

Wir kommen zur Einzelberatung des 

Haoshaltsplanes 07 - Ministerium filr Land
wfrtscllaft, Welnb&u and Forsten -

Die Berichterstattung erfolgt durch den Herrn Abge
ordneten Wetzel. Ich erteile lhm das Wort. 

Abg. Wetzei: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Haushalts:.. und Finanz.ausschuß hat sich in seinen Sit
zungen vom 10. und 11. Februar und 16. März einge
hend mit dem Etat des Ministeriums für Landwirt
schaft, Weinbau und Forsten beschäftigt. Die in dfesen 
Sitzungen gefaßten Beschlüsse liegen in den Druck
sachen II/1046 und II/1057 vor. 

.Am Schluß der Ebatberatll:llgen war das Bestreben 
des Haushalts- und Finanzausschusses darau! gerich
tet, dem Landtag einen ausgeglichenen Etat vorzulegen. 
Somit bemühten wir uns noch einmal, die Einnahmen 
des Etats unter die Lupe zu nehmen. Wir haben dann 
dle in der Drucksache II/1057 aufgeführten Erhöhungen 
der EinnahmePoSten .beschlossen. 

Beim Kapitel 07 07 - örtliche Forstverwaltung - wurde 
im Titel 15 der Ansatz von 42 000 000 aiuf 45 000 000 DM 
erhöht. Der Ausschuß glaubte, diese Erhöhung v0r
nehmen :z.u können, da ibei der jährlichen Rechnungs
legung die Einnahmen aus den Forsten die Ansätze 
wesentlich überschritten. Lm Protokoll des Ha'Ushalts
urui Finan.z.ausscbusses wurde allerdin:gs festgehalten, 
daß diese Erihühung die Forstverwaltung n icht da.zu 
führen dürfe, durch höheren Einschlag diesen höheren 
Einnahmeposten .z.u erreichen. 

Bei Titel 16 - Einnahmen aus Nebennutzu!ngen -
wurde der Ansatz von 800 000 auf 1000000 DM erh5ht, 
weil die Isteiniiahme.n des laufenden Eliatjahres bereits 
1 Million .bei diesem Posten auswiesen. 

Bei Titel 19 - Verschiedene Betriebseinnahmen -
wurde der Ansatz von 600 000 auf 900 000 DM erhöht, 
so daß sich ·bei den Einnahmen des Etats des Land
wirtsch.aftsminlsteriums eine Erhöhung 'von insgesamt 
3,:5 Millionen DM ergibt. 

Lassen Sie mich nun zu den Ausgaben kommen! 
Beim Titel 101 des Kapitels 01 - Ministerium - ent
spann sich eine längere Debatte wegen beantragter 
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Stellenhebungen bei den höheren Boomten. Nach ein
gehender Aussprache blieb es bei den vorgesehenen 
Ansätzen. Es wurde !beschlossen, die Behandlung der 
beantragten Stollenhebungen bis zu der in Aussicht 
stehenden Besoldungsreform zurückzustellen. Sollte je
doch die Besoldunj?isreform bis zum 1. April 1956 nkht 
durchgeführt sein, so wird das Finanzministerium ge
beten, in Verbindung mit dem Landv..irt;spi.aft.=ini
sterium die im Ausschuß angeregten Änderungen Jn~ 
Hau~halt,<ipllln 1956 vol"ZU:sehen. 

Trotz dieses .generellen Beschlusses wurde bei Bera
tung dei; Kapitels 41 - Wasserwirtschaft -, indem man 
wieder auf das Kapitel 01 ;mrückging, beschlossen, 
beim Titel 101 in der Gruppe A l b einen Regierungs
baudire1<ior neu einzufügen. In der Gri.rppe A 2 b wird 
der ObNregierungs- und -baurat gestrichen. Die He
bun g der Stelle :r.um Regierungsobaudirektor glaubte der 
Au~~chull deQhalb vornehmen zu sollen, weil die Wa.s
serwirtr;chaft eine sokhe Bedeutun.g erlangt hat, daß 
sie als selbständige Abteilung direkt dem .Ministerium 
unterstellt und aus der Kulturverwaltung ausgeklam
mert werden muß. 

Bei Titel 106, Unterstützungen (Sammeltitel) wurde 
der Ansatz von 38 200 DM auf 38 800 DM erhöht und 
in den Erläuterungen demcntspreC"hend die Verände
l'ungcn vorgenommen. Die Veränderungen befinden 
sich in der Druck:<ache Nr. II/1046, und zwar sind hie!' 
nach einem Kopfsatz von 10 DM nicht wie im Entwurf 
1631 planmäßige Beamte, sondern 1657 planmäßige Be
amte. nicht 573 beamtete Hilfskräfte. sondern 575 be
amlcte Hilfskräfte, und nicht 1493 Ange:=itellte, sondern 
1 f'22 Angestellte zu berücksirntigcn. Durch diese Er
höhung der Zahlen ergab sich auch die Erhfihung des 
Et:itpMt<>n~ um 600 DM. 

Elwn:;o wurde bei dem Tilel 107 eine Erhöhung von 
301000 DM auf 306 00{) DM vorgenommen. Bei den El.'
li'it1tenmgen zu dem 'rltet 10'7 ~ind die Zahien gemm 
so, wie :;ie eben von mir bei Titel 106 bekanntgegeben 
wurden. entsprechend abzui:indem. 

Bei Kapitel 07 02 - Allgemeine Bewilligungen - wurde 
bei den Einnahmen ein neuer Tit.el 60 geschaffen mit 
der Bezeichnung „Bundesmittel zur Zinsvel'billigung 
von Krediten und für die- Gewähn.mg von Darlehen 
zur Bel1ebung von Er-nteschäden" in Höhe von ß60 000 
DM. Meine Damen und Herren! Es ist Ihnen allen be
kannt, daß wiederholte Bespre<;hungen stattfanden, 
und es war dementsprechend notwendig, daß wir die
sen Titel neu schufen, um i m F.t<lt. die zu verausgaben
den Gelder festzuhalten. 

Bei Titel 300 der allgemeinen Ausgaben wurde der 
Ansatz von 350 000 DM auf 395 000 DM erhöht. In der 
Erläuterung hierzu wurde unter 2. der Zuschuß für 
Bodcnuntersuchun~en von 75 000 DM auf 100 000 DM 
erhöht und außerdem ein neuer Ansatz unter Ziffer 12 
der Erläuterung.:n mit dem Titel „Hauswirtschaftliche 
Förderung in Beispielbetrieben" rnit 20 000 DM ange
setzl 

Bei Titel 301 wurde der Ansatz von 300 000 DM auf 
330 000 DM erhöht. In den Eriä'uterungen ist der unter 
Ziffer 7 enthaltene Ansatz unter Ziffer 2 in Höhe von 
seithei· 40 ooo DM auf 70 000 DM mit der Titulatur „Zu
schuß für den Bau von Gemeindevatertif"rstallungen 
sowie Versteigernng~hallen für Zuchtvieh". Die übri
gen Pn.-itinnf'n in diesem Titel werden alsdann 2 in :i, 
3 in 4. 4 in 5, 5 in 6, 6 in 7 abgeändert, und der Schluß
ans<it:r. B llleibt. 

Dc:i Titel 302, Flirderung der Technik und des Bau
wesens in del' Landwirtschaft, wurde der Ansatz von 
40 000 DM <1nf tiO 0-00 DM erhöht und der Zusatz „und 
\Vt'inbau" hinzugefügt. In den ErJäuteTun,1?en ist unter 
Ziffer 6 eingesetzt ,,Weinbau 20 ooo DM". 

Bei Titel 304 wurde eine Erhöhung von 80 000 DM 
auf 100 [}00 DM vm·genommen. ln den Erläuterung<m 
zu diesem Titel wurde folgende Änderung angebra.::ht: 
l. Zinsverbilligungen an Molkereien von 35 000 DM auf 
55000 DM. 

Bei Titel 307 wurde in der Erläuterung folgender 
Verme<dc angebrac:h1.: „Der Finanzminister wird er
rnäclltigt, ilbE>r den vorgesehenen Ansatz aus Landes
mitteln in dem Umfange h~naus:mgehen, als es zut· 
S1<'herstenun~ des ?weiten Hygi!'nt'!pfPnnig~ erforder
lich !~t." 

Zl.1 Titel '310 gab es eine längere AussprAC"hE"_ Die 
Kammern forderten zur Erfüllung ihrer vom Staate 
übertrr.genen 'Hoheitsauf~aben l'inP F.rhöh1mg de~ Be
trages von 400 000 DM iiuf 750 000 DM. ba jedoch in 
der Sitzung' keine Einigung erzielt Wf'rden konnte, 
wurde dus Landwirtschaft~mini~1f'ri11m aufgefordert, 
dem A:isschur.l eine genaue Aufstr>Ilung über die Höhe 
der Ausg'aben für die übertragenen Hoheitsaufgaben 

· votmr?egen:·: Da der Herr Finanzminister diese erste 
Aufstellung bezwE>ifE'ltf>, wurde die Er1E'digung de-s Ti-

. ~ls mit 'r'ln·en ·späteren Termin der Beratung bei Kapi
tel 0711 zurikkge-steltt. In der Sit7.ung vnm 11. Miir:>: 
wurde alsdann nach längerer Aussprache der An~atz 
von 4-00 000 DM auf 600 000 DM erhöht. 

Bei Titel 3.17, Zusrnii~se für die Errichtung von bäuer
Uchcn Gemeinschaltsanlagen, wurde der Ansatz von 
5(} 000 DM auf 250 000 DM erhöht. Der Ausschuß war 
einstimmi,g der Meinung, daß die Gemeinschaftsanlag('n 
auf dem Lande zur Ei-leichterung d,:.r Hausarbeit der 
Hausfrauen unbedingt gefördert werden müßten. 

Ebenso wurde eln neuer Titel 318, Ent.sch~ldigung für 
die Mitglieder der Handelskamm€'rkommissionen auf 
den Schlachtviehgroß- und Schlachtviehmärkten, ge
schaffen und mit 16 400 DM eingesetzt, ein Betrag, dei.
den effektiven ... .\u.sg&beii enlspricl1t.. 

An ''Wl!!ttcre):l neuen Titeln wurden eingesetzt: Tit.el 
319, Zlnsvet"billigung für Darlehen zur Sicherung des 
~standes der Hilfe nach der Höfe-ordn1 mg; r!ie Erliinte
:rung ftnden Sie ebenfall~ in der Drucksache Nr. II/1046. 
Sie können sie verfolgen. 

Titel 320, Zinsverbilligung von Kr>Piliten sowie Dar
lehen· zur Behebung von Ernteschäden, 1 320 000 DM. 
Ich verweise hierbei auf den vorhin von mir ange
führten Titel, in dem 600 000 DM vorn schon einmal 
von mir erläutert wurden. 

Als weiterer neuer Titel wurde der Titel 321, Zu
schüs.;;e unt;l Zinsve1·billigungen :zur Errichtung' von 
Jungviehställen, eingesetzt. Dieser Ansatz wurde für 
unbedingt erforderlich gehalten, um die Tbc-Bekämp
fung bei der Rindviehhaltung schneller vorantreiben 
z.u können. 

Weiter wurde als einmalige Ausgabe der Titel 950, 
Förderungsmittel für allgemeine Zwecke des Wein
baues, in Höhe von 600 000 DM geschaffen. Dieser Be
trag, meine Damen und Herren, wurde eingesetzt, um 
die aus der Abwicklung der Intendanturweinabgabe 
angesammelten Mittel, die mit rund 900 000 DM zu 
Buch standen und laut Beschluß des Landtages zur 
Förderung des Weinbaues 7.weclq~ebunden 'Waren, nun
mehr endgültig abzugelten. 300 000 DM V.-'Urden von 
clen eben von mir genanntE'n 900 nno DM hl"N"it~ :r.ur 
Weinwerbung Rhgeführl; die restlichen flOO 000 DM 
waren wi:>hl fUr den Weinbau veraui<gHbt, aber h~nut.7.t 
worden für die Abgeltung der dem Staate zufließen
den Lasten aus dem Reblausbekämpfungsgesetz, die 
eigentlich aus allgemeinen Etatmitteln hätten genom
men werden mü:lsen. Der Haushalts- und Finanzaus
schuß glaubte, daß durch diesen Ansatz nunmehr den 
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dauernd erhobenen Forderungen des Weuibaues ent
sprochen sei. Das Ministerium für Landwirtschaft, 
Weinbau und Forsten soll in Abstimmung mit dem 
Weinbau- und Weinwirtschaftsausschuß diese Mittel 
für besondere Förderungsmaßnahmen im Weinbau zur 
Ausgabe bringen, wobei der Ausschuß fesUegte, daß 
die im laufenden Etatjahr noch nicht verbrauchten· 
Mittel auf die kommenden Jahre übertragen werden 
sollen, mit anderen Worten, daß es hier nicht not
wendig Ist, daß diese ßOO 000 DM im Etatjahr 1955/!Sß 
restlos verbraucht werden. Der Ausschuß war aber 
auch der Meinung, daß durch diese Abgeltung nun
mehr endlich die Intendanturwein-Angelegenheiten lhre 
Erledigung gefunden haben dürften. 

Bei dem Kapitel 07 OS - Landwirtschaftsschulen und 
Beratungsstellen - wurden bei den Titeln 101 und 104 
die Veränderungen vorgenommen, wie Sie sie in der 
Drucksache, von der ich sprach, vorfinden. Diese Ände
rungen ergaben sich aus der Eingabe des Verbandes 
der Lehrerinnen an den Landwirtschaftsschulen, die 
dle Schaffung von 10 neuen Planstellen gefordert hat
ten. Da jedoch der Ausschuß bereits im vorigen Jahre 
mit einer planmäßigen Erhöhune der Stellen begon
nen hatte, wurden diese Stellen bewilligt. Im Verfolg 
dieser Stellenhebung ergab sich die Änderung bei Titel 
104, wo in den Erläuterungen in der Ver~tungs
gruppe VI b die Zahl 41 in 37 abgeändert wurde. 

Bel Kapitel 11 - Stammgestüt Eichelseheid - wurde 
bei dem Titel 404, Betriebsausgaben für die Vieh- und 
Landwirtschaft, der Ansatz von 94 800 DM auf 
85 000 DM gekürzt und bei Titel 407, Betriebsausgaben 
für den Wald, der Ansatz von 22 900 DM auf 17 200 DM 
gekürzt. Der Ausschuß war einstimmig der "Oberzeu
gung, daß diese :$etriebsmittel noch ausreichend seien. 

Be! Kapite l 07 30 - Örtliclle Forstverwaltung - e ntspa.TJ.n 
sich bei dem Besoldungstitel über die aufsteigenden 
Gehälter eine längere Debatte. Diese wurde insbe
sondere ausgelöst durch die Eingabe des Bundes 
rheinisch-pfälzischer Forstmänner. Die einzelnen Mit
glieder des Ausschusses gingen hierauf ein und h atten 
Abänderungsanträge gestellt. Im Verlaufe der Debatte 
machte der Vorsitzende des Ausschusses, Herr Dr. 
Boden, den Vor schlag, eine gerechte Aufteilung in den 
einzelnen Gruppen des mittleren, des höheren .und 
des gehobenen Dienstes durchzuführen, da dies im 
vorigen Jahre begonnen worden sei. Diese Reorgani
sation soll fortgesetzt und im Laufe des Rechoungs
jahres 1955 eine generelle Prüfung des Aufbaues der 
Forstverwaltun& durchgefilhrt werden. In überein
stimmung mit dem Finanzministerium und dem Land
wirtschaftsministerium wurden alsdann die .Änderun
gen vorgenommen, wie sie In der Drucksache festge
legt sind. 

Bel Titel 407, Forstwegebauten, wurde der Ansatz 
von 2 100 000 DM au! 2 400 000 DM erhöht. Ebenso er
folgte bei dem Titel 602, Förderung des nlchtstaatllchen 
Waldes, eine EXlh.öhung von 2.60 000 DM auf 360 000 DM. 
Diese 100 000 DM werden mit je 50 000 DM auf den 
Gemeindewald und den Privatwald verteilt. Die Aus
sprache im Ausschuß ergab, daß diese Mittel von den 
Gemeinden auch als Zinsverbillfgung Ihrerseits auf
genommener ~redite Verwendung finden könnten. 

Bei K apitel 07 40 - Landeskulturverwaltung - lagen 
wefen Hebun& einzelner Stellen verschiedene Anträge • 
vor. Es wurde Immer wieder auf die Dringlichkeit der 
DurchfUhrung der Flurbereinigung auch im Weinbau 
hingewiesen und damit die stellenhebung begründet. 
Nach längerer Aussprache entschl()ß sich der Ausschuß, 
eine Änderung bei Titel 101, Besoldung, aufsteigende 
Gehälter, und bei Titel 103 die Stellenänderungen v or
zunehmen, wie sie in der Drucksache vorliegen. 

Um schneller einen Nachwuchs an Untersuchungs
beamten bei den Kulturämtern zu erreichen, entschloß 
sich der Ausschuß, bei Titel ~05 die Zahl der Regie
rungs- und Vermessungslnspektorenanwärter von 30 
auf 40 zu erhöhen. 

Bei Titel 300, Beihilfen zu den Ausführungskosten 
der Umlegungen und zur Beschaffung arbeitsparen
der Baugeräte, erhöhte der Ausschuß den Betrag um 
600 000 DM, also von 1 200 000 DM auf 1 800 000 DM. 

Bei Titel 3-02, Zuschüsse für landwirtschaftliche Sied
lungen, Flüchtlingssiedlungen und Bodenreform, nahm 
der Ausschluß nach längerer Aussprache -eine Erihöhung 
um 1000000 DM vor, so daß der Ansatz jetzt statt 
1 050 000 DM 2 050 000 DM lautet. In· der Erläuterung 
zu diesem Titel 302 wird ange.tügt „sowie zur Besitz
festigung 1 700 000 DM". 

Bei Kapitel 07 41 - Wasserwirtschaftsverwaltung -
wurde die im Kapitel 07 01 - Ministerium - bereits 
erwähnte Stellenhebung von Gruppe A 2 b in A 1 b 
Regierungsbaudirektor beschlossen. Ebenso wurde bei 
'l'itel 101 die Zahl der Regierungsbauinspektoren der 
Gruppe A 4 c 2 von 28 auf 30 erhöht. 

Bei Titel 104, Bedarf an nichtbeamteten Kräften, 
wird eine Vermehrung der Stellen in den Gruppen 
vorgenommen, wie sie in der Drucksache enthalten 
sind. Der Ausschuß war der überzeugung, daß die Er
höhung der Beihilfen zur Beseitlgung von Hochwas
serschäden unbedingt erforderlich sei. Der Ansatz in 
Titel 300 wurde von 500 000 DM auf 1 500 000 DM er
höht. 

Bei Titel 301, Beihilfen zur Förderung der Meliora
tionen, wurde der Ansatz von 1100 000 DM um 600 000 
D-Mark auf 500 000 DM gekürzt Diese ·Kürzung er
folgte, da der Ausschuß bei der Landeskulturverwal
tung den Titel 300 um 600 000 DM erhöht hatte und 
11omit hier der Ansatz von lSOO 000 DM zur Durchfüh
rung der Arbeiten ausreichen dürfte. 

Bei Titel 302, Beihilfen zur Förderung von Wasser
versorgungsanlagen und Kanalisationen nebst Klär
anlagen, wurde der Ansatz von 2 10() 000 DM auf 
3 500 000 DM erhöht. Der Ausschuß war einstimmig 
der Ansicht, daß dieser Ansatz das Geringste sei, was 
in diesem Etatjahr eingesetzt werden müßte. 

Bel Titel 306 wurde der Ansatz von 85 000 DM auf 
100 OOQ DM erhöht, und zwar, um die an der Sauer 
durchzuführenden Arbeiten auch in diesem Etatjahr 
zu erledigen, dies um so mehr, als au! Luxemburger 
Seite bereits die Arbeiten des Staates Luxemburg 
durchgeführt sind. 

Meine Damen und Herren! Ich habe mich bemüht, 
Ihnen einen ausführlichen Bericht zu geben Uber alle 
Änderungen, die der Haushalts- und Finanzausschuß 
am Etat vorgenommen hat. Soweit keine Änderungen 
vorgenommen wurden, verbleibt es bei den Ansätzen 
der Regierungsvorlage. Ich darf der Hoffnung Aus
druck geben, daß Sie alle anerkennen, daß d ie im Etat 
des Ministeriums für Landwirtschaft, Weinbau und 
Forsten eingesetzten Mittel zur Förderung unserer 
heimisdten Landwirtscha!t unbedingt erforderlich sind, 
und daß wir uns bemühen wollen, alles zu tun, was 
in der Finanzkraft des Landes liegt. 

Namens des Haushalts- und Finanzausschusses darf 
ich Sie bitten, den Drucksachen Nr. II/1046 und IV1057 
und dem Etat des Landwirtschaftsministeriums Ihre 
Zustimmung zu erteilen. 

(Beifall bei den Regierungs parteie n.) 

1 
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VizepräsidE'nt Wilms: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seine Aus
Cührungen. Meine Damen und Herren, bevor wir in 
die Aussprache eintreten, möchte ich darauf aufmerk
sam machen, daß wir im Ältestenrat davon abgesehen 
haben, die Redezelt zu beschränken. Sie haben also 
jetzt freie Redezeit, aber ich möchte doch bitten, daß 
sich die Herren Abgeordneten so kurz fassen, damit 
wir hier nicht ·bis in die Nachtstunden zu diesem Etat 
tagen müssen. 

(Beifall des Hauses.) 

Ich erü!fne die Aussprache und erteile dem Herrn 
Abgeordneten Diel von der Fraktion der CDU das 
Wort. 

(Zurufe und Heiterkeit des Hauses. - Abg. Schmidt : 
Deshalb die Redezeit! - Erneute anhaltende 

Heiterkeit.) 

Abg, Dlel: 
Ich weiß nicht recht, was Ihre Heiterkeit veranlaßt, 

Herr Kollege Schmidt! 

(Abg. Schmidt: Das war verdächtig, was der Herr 
Präsident sagte! - Weiterer Zuruf des Abgeord

neten Beckenbach.) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Um 
nicht meinerseits die Debatte noch weiter hinauszu
ziehen, Herr Kollege Beckenbach, möchte ich die Er
örterung von Zwischenrufen einstweilen zurückstellen. 

(Leichte Heiterkeit bei der SPD.) 

Bevor ich ,zum Thema selbst komme, gestatten Sie 
mir zwei kurze Vorbemerkungen. ~er Herr Präsident 
hat ent~prechend herrschender Übung unsere Gäste be
grUßt. kh möc..'"1.tc me!nerseits meiner besonderen Freude 
Ausdruck geben, daß sich unter diesen Gästen neben 
den Schülerinnen und Schülern eines Gymnasiums au
ßerdezn die Schülerinnen und Schüler einer landwirt
scha!Uichen Schule aus den Höhengebieten befinden. 

(Beifall des Hau~es. - Abg. Schmidt: Sagen Sie 
ruhig, daß es Westerwälder sind!) 

- Das kommt ja noch! Seien Sie doch nicht so unge
duldig, Herr Kollege Schmldt1 

(Heiterkeit des Hauses.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben uns innerhalb 
der letzten Moni.te im Agrarpolitischen Ausschuß ge
meinsRm mit der Landesregierung über die Nöte und 
Sorgen besonders der Höhengebiete eingehend unter
halten müssen. Dabei spielte auch das Gebiet des We
sterwaldes eine besondere Rolle, und ich möchte, meine 
Damen und Herren, die Sie hier als Gäste des Hauses 
anwesend sind, zum Ausdruck bringen, daß ich mich 
der Hoffnung hingebe, die Bemühungen der Landes
regierung zusammen mit denjenigen der einzelnen 
Fraktiottcn - ohne Unterschied der Pal'teien, Herr Kol
lege Schmidt! -, der Notlage zu steuern und der Land
wirts~~ha rt nach Kräften zu helfen, möchten den Erfolg 
haben. ~owohl die Landwirtschaft im allgemeinen '.lls 
auch die Bauern der HöhengebietP. des Westerwaldes 
im besonderen zufriedenzustellen. 

Die zweite Bemerkung, meine Damen und Herren: 
Die mir gestellte Aurgabe besteht In einer allgemeinen 
Betrachtung. Es werden mehrere Vertreter meiner 
Fraktion zu bestimmten Spezialfragen sprechen, nä1n
lich der He1·r Kollege Wctzel :zu den Fragen des Wein
baues - des Weingesetzes und Wiederaufbaues -, der 
Herr Kollege Hachenberg zu Fragen des Forstes, der 
Jagd und der Fischerei und irgendeiner meiner ande
ren Freunde zur Frage der Tierzucht. Ich selbst werde 
mich mil allgemeinen Betrachtungen· beschäftigen und 

lediglich die Fragen im Verlauf meiner Ausführungen 
besonders hervorheben, die noch nicht gelöst sind, die 
also in Zukunft in besonderem Umfange von uns noch 
behandelt und im nächsten Landtag weite1· verfolgt 
werden müssen. 

Und nun zur Sache. Meine Damen und Herren! Wenn 
ein Parlament am Ende seiner Legislatrn·!)('rindl' steht -
wie das bei uns jetzt der Fall ist -, dann ergibt skh 
die Veranlassung, eine Bilanz zu ziehen, die Veranlas
sung, festzustellen, was bei Beginn unserer Legislalur
tätigkeit war, und was gegenwärtig ist. An Hand des
sen können wir dann feststellen, was wir in der Zwi
schenzeit erreicht haben, ob wir uns auf dem richtigen 
Wege befanden und ob wir in Zukunft au! diesem 
Wege in gleicher Art. iortsclJ.reiteu müssen. Wenn ich, 
meine Damen und Herren, die Entwicklung zunächst 
einmal vom finanziellen Standpunkt aus ansehe, und 
wenn ich dabei einen kurzen Vergleich anstelle zwischen 
dem, .was wir im Jahre 1951 konnten, in der Zwischen
zeit taten und im laufenden Jahr 1955 tun werden, 
dann, meine Damen und Herren, gibt das interessante 
Aufschlüsse über die Leistungei) des Landes Rhein
land-Pfalz, seines PRrlamcntes und auch sdnel' Aus
schüsse. 

Meine Damen und Herren! Ich bin es nicht gewöhnt, 
vom Manuskript zu lesen, und tue das auch grundsätz
lich nicht. In diesem Falle bitte ich ei; mir abel' 7.U 

verzeihen, Hen Präsident, wenn ich der Mahnung der 
Geschäftsordnung und des Ältestenrates insofem nid:lt 
restlos entsprechen kann, als ich d ie statistischen Zif
fern natürlich nicht im Kopf habe. kh bitte, mir J.U 

gestatten, daß ich diese Ziffern verlese. 
Wir haben für allgemeine Förderung der Landwirt

schaft im Jahre· 1951 ausgegeben 184 Millionen DM. 
Der Betrag ist mit ständiger Steigerung bis zu 395 ·Mil
lionen !ür das jetzt kommende Jahl' 1955 festgelegt. 
Für Tierzucht ist der Betrag gestiegen von 245 auf 330 
Millionen DM, für die Förderung des Weinbaues VOl'I 

100 auf 290 Millionen mit plus 600 gleich 890 Millionen 
im kommenden Jah1· 

(Landwirtschaftsminister Stübinger protestiert.) 

- Entschuldigung! 
(Abg. Völker : Das war sogar dem Herrn Minister 
zuviel! - Abg. Dr. Boden: Das war ein bißchen 
dick! - Schallende Heiterkeit bei der SPD und 

Heiterkeit des Hauses.) 
- Meine Damen und Herren! Ich habe ohne falsche 
Absicht hier mit den Millionen ein klein wenig dick 
aufgetragen. Ich bitte, das nicht trugisch zu nehmen! 

(Abg. Schmidt : Besser ohne Manuskript! - An
haltende Heiterkeit. - Abg. Beckenbach: Sie 

haben gemeint, Sie seien im Bundestag!) 

- Nein, nein! So vermessen bin ich gar nicht, daß ich 
mir schon einbilde „Oberkollege" geworden zu sein. 

(Anhaltende Heiterkeit.) 

Ich dar! fortfahren. Die Aufwendungen für den 
Weinbau betragen also 690 000 DM plus 1 750 000 DM 
gegenüber 100 000 DM im Anfang, für Milchprämien 
hat sich der Betrag gesteigert von 100 000 DM au! 
500 000 DM, bei dem Hygiene-Pfennig - das ist aller
dings keine Leistung des Landes, sondern nur eine 
vom Land beschlossene Leistung der Molkereien -
von 200 000 DM auf nunmehr über 1 000 000 DM. Die 
Aufwendungen für Ernteschäden usw. hat der Herr 
Kollege Wetzel als Berichterstatter schon erwähnt. 
Lassen Sie mich deshalb nur noch kurz die Steigerung 
des Betrages für die Zwecke der Landesku!tur~Flur
be1·einigung anführen von 750 000 DM auf 3 000 000 DM, 
der Siedlung von 1150 000 au( insgesamt 14 750 000 
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D-Mark, wobei ein Betrag von 7 Millionen DM ein 
durchlaufender Posten ist und vom Bund stammt, für 
Hochwasserschäden von 600 000 DM auf 2 500 000 DM, 
:!Ur Wasserversorgung und dergleichen von 450 000 DM 
auf 5 000 000 DM, erwähnen. Ich bitte, mir zu gestat
ten, daß ich nicht alle Ziffern vortrage, ich glaube das 
Vorgetragene genügt. 

Was will ich nun mit diesen Ziffern sagen, meine 
Damen und Herren? Mit diesen Ziffern will ich sagen, 
daß unser zwar kleines und finanzbeschränktes Land 
durch diese Steigerung seiner !inanziellen Aufwendun
gen bewiesen hat,. daß es zwar nicht so im Gelde 
wühlen kann wie manmes andere Land - insbeson
dere Nordrhein-Westfalen -, daß aber dieses Land 
lebensfähig ist und seine Lebenskraft damit unter 
Beweis gestellt hat. 

(Abg. Dr. Boden: Bravo! - Beifall bel der .CDU.) „ 
In enger Verbindung, meine Damen und Herren, 

mit der Bereitstellung von Mitteln steht ein zweiter 
sehr wesenUicher Punkt, die Vervollkommnung unse
rer Gesetzgebung. Bei dieser Vervollkommnung sind 
die Landesregierung und das Landesparlament - so 
darf ich-, ohne unbescheiden zu sein, sagen: und der 
Agrarpolitisme Ausschuß - in erheblimem Umfang 
beteiligt. 

Bei diesen Gesetien lassen Sie mich nur die wich
tigsten aufzählen ; ohne die Unsumme von Landes
verordnungen und Anordnungen nenne im das Höfe
geset.z, das Welnbergsaufbaugesetz, dle Anordnung mit 
Gesetzeskraft über die Tiergesundheit, das Jagdgesetz, 
dle noch nicht abgeschlossenen Beratungen über Bo
denreform und Siedlung, das Flurbereinigungsgesetz 
und ::i:um Schluß das Wassergesetz, das ebenfalls noch 
seiner Vervollkommnung und endgültigen Verabschie
dung harrt 

(Abg. Kuhn: Wann, H:err Diel? -
Abg. Schmidt: Wann?) 

- Ich komme nodi darauf, Heu-Kollege Schmidt; Sie 
sind doch sonst nicht so ungeduldig. 

(Abg. Beckenbach: Bloß, daß es nicht in 
Vergessenheit gerät!) 

- Nein; aber verehrtester Kollege Beckenbach, so sehe 
ich doch gar nicht aus! 

(Heiterkeit. - Abg. Beckenbach: Sie haben vorhin 
erwähnt, daß Sie nodi so jung seien!) 

- Wenn ich es hier besonders erwähne und besonders 
betone, dann wollen Sie bitte daraus entnehmen, daß 
Ich, solange ich diesem .Hohen Hause anaehöre, mich 
bemühe, meine Zusagen auch restlos ::i:u erfüllen, und 
ich hoffe, Herr Kollege Beckenbach, daß ich dazu stark 
genug bin. 

(Beifall bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren! Die hohe Landesregie
rung wird es mir nicht übelnehmen, wenn ich im Zu
sammenhang mit der Schaffung dieser Geestze von der 
schöpferischen Initiative und Stoßkraft des Landtages 
und des Agrarpolitisdlen Ausschusses bei aller Be
scheidenhel t etwas sage. 

Die Bedeutung des Höfegesetzes, die in den ver
flossenen Jahren auf den verschiedenen Bänken des 
Landtages nicht recht erkannt wurde, wird für die 
Zukun_ft unseres Landes und für die Entwicklung 
unseres Bauerntums eine große Rolle spielen. 

(Abg. Matthes: Sehr richtig!} 

Es ist deshalb !ür mich eine gewisse Genugtuung, 
daß ich es sagen darf: Der Anstoß und der dauernde 
Antrieb ::i:u diesem Gesetz kamen aus dem von mir 
Jefilhrte.u. Agrarpolitischen Ausschuß. Im darf das, 

ohne unbescheiden zu sein, hier erwähnen, und im dar! 
sagen, daß der Ausschuß auch auf anderen Gebieten 
initiativ tätig gewesen ist, obwohl das manchmal ein 
wenlg übelgenommen wurde, obwohl es hier und da 
Kollegen gab, die davon sprachen, der Vorsitzende des 
Agrarpolitismen Aussmusses mame den Versum, sei
nen Ausschuß zt1 einem kleinen Landtag zu machen. 
Trotz des kleinen Spottes, der darin liegt, glaube kh 
auch im übrigen eine gewisse AneI1kennung entnehmen 
zu dürfen, und diese Anerkennung akzeptiere im gern. 

(Zuruf: Sie saugen aus jeder Blüte Honig!) 

Das Problem der Tiergesundheit, das von der Lan
desregierung - ich bin dem Herrn Innenminister dafür 
ganz außerordentlich dankbar - in den letzten Wochen 
absc.hlle1'end erledigt worden ist, hat uns im Agrar
politischen Ausschuß seit sechs Jahren beschäftigt. Wir 
hatten anfangs mit erheblichen Bedenken innerhalb 
des eigenen Ausschusses zu kämpfen. So bestand das 
Bedenken, daß unsere Bauern draußen im Lande für 
unser Wollen nicht das redlte Verständnls hätten 
und daß wir deshalb mehr Tadel ernten würden als. 
Lob. Diese Bedenken im Ausschuß sind dann besei
tigt worden, und wir haben dann in der Folgezeit 
bereits im verflossenen und weiterhin in diesem Land
tag inuner und immer wieder die Forderung gestellt, 
daß dieses von uns verlangte Geseu zur „Kontrolle 
der Tiergesundh~t" dem Landtag vorgelegt werden 
möge, damit dieser es alsdann verabschieden könne. 
Im bin dem verehrten Herrn Innenminister und auch 
seinen dabei beteiligten Sachbearbeitern dafür dank
bar, daß, wir dieses außerordentlich wichtige Pro
blem doch noch in diesem Landtag haben lösen kön
nen, ein Problem lösen konnten, welches e in Problem · 
der gesamten menschlichen Gesundheit - in diesem 
Falle beeinflußt durch die Tiergesundheit - ist. Der 
Herr Innenminister hat uns diese Landesanordnung 
mit Gesetzeskraft vorgelegt. Der Agrarausschuß hat, 
obwohl er in zwei Einzelfragen leise Bedenken hatte, 
diese Anordnung ei.nStlmmig angenommen und hat 
lediglich gebeten, diese zwei Einzelfragen, bei denen es 
sfch um Termine handelt, noch einmal zu überprüfen 
und gegebenenfalls abzuändern. 

{Abg. Schmidt: Herr Kollege Dr. Hablghorst 
wetzt schon das Messer dagegen !) 

- Das glaube ich nicht; unser verehrter Kollege Dr. 
Hablghorst wird in diesem Falle meines Erachtens 
falsch beurteilt. 

(Abg. Dr. Habighorst: Ich helfe Ihnen!) 

Der Kollege hat in früheren Debatten sich dagegen 
gewendet, daß man das Bild allzu drastisch und allzu 
schwarz in schwarz male; so habe ich ihn verstanden. 
Daß aber die Lösung dieses Problems von der ähn
lich ~ßen oder größeren Bedeutung Ist wie d ie 
Lösung des Problems der Befreiuung der Menschen 
von der Tuberkulose, das hat Herr Kollege Dr. Habig-. 
horst niemals bestritten. 

Also, meine Damen und Herren, daß es gelungen ist. 
ein Problem zwn Abschluß :zu bringen, bei dem wir 
als klelnf!s und bescheidenes Land Rheinland-Pfalz 

. bahnbrechend wirken, indem wir als erstes von allen 
Ländern diesem Problem durch entsprechende Maß
nahmen zu Leibe gehen, das darf uns als Parlament 
mit Befriedigung erfüllen. Die mit Gesetzeskraft er
lassene Anordnung tritt mit dem L April in Kraft, 
und ab l. April werden dann die Untersumungen der 
Milchviehbestände laufend und regelmäßig erfolgen, 
und ::i:war ohne daß man den Bauern damit beson
ders belastet. Es ist vielmehr durch die Anordnung des 
Herrn Innenministers eine Regelung erfolgt - unter 
Mitwirkung selbstverständlich auch des verehrten 
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Herrn Landwirtschaftsministers -, auf Grund deren 
die Hälfte der Kosten vom Land, zur anderen Hälfte 
von den Viehseuchenkassen getragen werden. 

Sie wissen, meine Damen und Herren, daß wir im 
Eta t - ich glaube, der Kollege Wetzel hat das mit
erwähnt - für diesen Zweck einen Betrag von 910 000 
D-Mark eingesetzt haben, zu denen weiter kommen 
100 000 DM für den Umbau von Ställen, so daß das 
Land im nächsten .Jahre allein für diesen wichtigen 
Zweck über eine Million DM gibt, wozu dann noch 
ein gleic'h großer Betrag vom Bund zu erwarten ist. 
Ich will mich über die weiteren Einzelheiten der Rege
lung nicht vPrbreiten, sondern nur noch betonen, daß 
im Rahmf'n dieser Anordnung das Problem der Ställe 
eine besonders große Rolle spielt Ich freue mich dar
über, die Zustimmung des Haushalts- und Finanzaus
schu~ses für die Einsetzung eines besonderen Titels mit 
einsLwdlen 100 000 DM bekommen m haben. • 

Ein zweit.es Problem, über das wir gesetzgeberisch 
noch nicht g;:mz zum Abschluß gekommen !lind, ist die 
Fraf!.e der künftigen Bodennutzung. Ich habe vor einem 
.lahre, als ich zum gleichen Thema von dieser Stelle 
aus spradi, meine Meinung dahingehend zum Aus~ 
druck gebracht, daß das so ungemein schwierige Pro
blem der Bodenreform, das in der Vergangenheit zu 
den leidenschaftlichs ten Auseinandersetzungen in die
sem Hause geführt hat, im Ausschuß zu einer einstim
migen Lösung geführt ~H·rden könne. Das ist damals 
•:on manchen Seiten des Hauses mit einer gewis.<;en 
Skepsis aufgenommE>n worden; aber - verehrter Herr 
Kollege Schmidt, ich glaube, Sie werden mir das be
:-.ti:itigen - die Verhandlungen über das Gesetz, die wir 
einen Reihe von Monaten durchgeführt haben, haben 
meine optimistische Voraussage in etwR bekräftigt. 
Wir Wl'rden - so wage i<'h he>ut.e Wf'it.er zu heh<1uplen -, 
nachdetn ·'A.rir das Geset~ noc-h nicht haben verab6'...;-hic
den ki>nnen, im nii<'hE:ten Landtag möglichst bald zu 
dieser abschließenden Erledigung k ommen müssen. 
W<irum? Die Notwendigkeit, für unsere Bauern Land 
bereitzustellen, ist in der Vergangenheit schon dra
s tisch in Erschein•mg getre,ten. durch die Notwendig
keit, Vertriebene unterzubringen. Dann waren wir uns 
im A11«schuß Ruch dRrüber klar. daß wir gleichberech
tigt behandeln müssen die Unterbringung nacilJlebore
ne1· B<1uern!iühne uns.,.res eigenen Lande~. 

Schlie(füch hat s ich in den letzten zwei .fahren mit 
immer größerer Drastik herausgestellt., daß wir auch 
an die Unterbringung derjenigen denken müssen, die 
Jü1· militärische und Besatzungszwecke ihr Land r.ur 
Verfügung stelle11 müssen, indem wir ihnen die Mög
hchkeit geben, entwtNier neue Bauernstellen zu be
kommen oder Rbt>r durch di.e Ver~rößerung des Hofbe
triebes an Ort und Stelle in ihrem Besitz derart auige
füllt w werden. daB sie wirtschllftlkh lebensfähig sind. 
Das, meine Da~n und Herren, können wir nicht dur<:h 

· Zm1berei f'rreichen ; wir können nicht die Landfläche, 
die wi1· haben, durch ein Wunder verm ehren, i;onde.rn 
wir kcinnen in die~r Richtung nur dann etwas Durch
s·:hlagendes erreichen , wenn wir uns weitplancnd Klar
he it darüber vcrscha(fon, in welchem Umfang wir eine 
Umrangierung der Bodennutzung \rornehmen können. 
Nach der übereinstimmenden Meinung des Ausschusses 
kann dir-s aber niemals darin bestehen, daß wir die 
verfügbaren Waldflächen vermindern. Nein, wir waren 
Im Gegent<>il de r Auffassung, daß wir im Zuge dieser 
Aktion die Gesamtwald.fläche noch erhöhen können 
und müi>.'<en. Das können wir, und wir können sogar 
nO<'h nwhr Wald scharren, wenn wir eine Aufforstung 
von Ödland und HeideJ1äci1en, und eine Umwandlung 
von Niederwald in Hochwald vornehmen, so könner1 
wir eine so große Reserve an Waldfläche schaffen, daß 

es durchuus möglich und vertretbar werden win.L. un
sereu Bauern unter Edü.llw1g entsprechender Voraus
se~ungen - ich will das im einzelnen nicht alles hier 
erw#lhnE>n - u. a. ·aus dem Walde fruchtbares Acker
bnd zur Verfü.gung zu stellE>n und dafür minderwer
tiges Acke-rlanrl tn Tani:;ch zu n!'hmen und aufzufor-
stcn. 

(Seh1· gut! bei der CDU.) 

Das Probk'nt i:;t. so wiclllig, daß ich es als notwendig 
angeqehen habe, bei dieser Schlußbetrachtung am Ende 

• der. Legislat.urpe1·iodc die Forderung an2t1meldcn, daß 
irn kommenden Landtag, diejenigen, welche dazu beru
fen sein werden, die Vollendung dessen durchführen, 
was :wir im Agrerausschuß in dieser Legislaturperiode 
begannen, aber noch nicht zu Ende brachten. 

{Abg. Schmidt: Als Sie das sagten, hatten Sie 
Ihre Augen nach rcehts, Herr Kol!f•ee Diel!) 

- Nach recht$;? Tch sch<ltH' Ahw('(·h-;;e!nd nach link1< und 
rechts. 

(Ah:~- Schmidt: Nein , Sie ~dvrn<>n n;ich r„1·hl.H!) 

- Het"!' Kollege Schmidt! Es witd mit· 1mHwhm;il rler 
Vorwu!'f genl.acht, ich richl.e m<>ine Augen 7.u oft nach 
links;, dAs is.t keinP Absicht - keine böse und keine 
gute -, sond.E>rn oiAI'! \li ird m<'i~t<'n~ durch Ihre Zwi
schenn1fe ve1·anlaßt 

(Abg. Schmidt: Sie glauben, von der Linken mehr 
lernen zu können! - Heiterk<>it!) 

- WE'nn di:e Freunrlf' von ne>r °RPf·hlen mit' rneht• Zwi
sch~nru~e mach114!-n, dann würde ich mich veranlaßt 
i"ehcn. mlc:h ·mehr n:=ich dleser Selt.e m wPnilfln ; so
lange sie mlr aber ledi~li<'h ?:nstimmen. hahP. kh dazu 
keine unmittelbare Veranlasinmg. 

(Abg. Becker: Exfreme zil'>hen :-l ieh n.n!) 

L:.iesen Sie m.icli nuu zu den1 dritten !)unkt kom
men. der meines Eraciltens eine ü~tragende !tolle 
spielt: das W.a~st>rproblem. Sie wissen, wie wir in die 
Erörterung des Wassel'problems hineingekomme n sind. 
Es waren ganz kleine Anfänge, so der l.>es1.:h~idene An
fang mit dem SelzbachtaJ. Es war der Antrag, de r von 
meinem Kollt.ii:en Schlkk gc:;idH worden is t. Er ver
anlaßte uns zu einer Besichtigung, und er vet·anlaßtc 
dann eine Fülle neuer Ant1·äge, weldi~ schließlich ~
sichi.ig~1ne;~n , im gan,zcn Lunde erzwangen. Zunächst 
hE'i:.chR~tigte nn:> rli.- m •u p. FrHg~- dl~l" Hochwassergcraht·. 
Da nn aber slod wlr h~ I diel'e1· Rere i1<1mP. auf eine Fülle 
anderer Probleme gestoßf'n, die uns veran1Rßten, dem 
Landtag ef'n komplett~ ProgrRm m vorzulegen. In die
!:CYn Programm wctr eine RPilw von Forderungen 
nufgestellt; rlie Fnrclerung nar:h ein"!m neuen Wasser
gesetz, die Forof?rung nnch der Verhütun.~ künftiger 
Hodtwas~erl'!~Rd!"n 1mrt die FiJrderimg nach Trink°'Nas
se-t'Ve~org11ng, tnnem wir die Was.~er in den Hiihen
und Quellgebieten durrh Rt::nnm~Prt 11n<l Tali<perrt>n 
auffangen wollten. um dadurch auf der einen Seite 
C'ine Regulierung des Wasserablaufa sichet'l.tt~t.ellen 
und aut der anderen Seite die Wasserversorgung der 
Bevöike-rtmg in 1111~reimPn<lPm M11ßt> zu s ichern. 

Wir haben nodl in einer der letzten Sitzungen 
darüber in Vel'bindung mit dem vorlit>g<'nrlt>n Gesetz 
verhandelt. Das vorliegende Gesetz war nnr ein win
ziger Ausscl\nitt aus dem Gesamtprnblem. F.s hefaßte 
:;ich nui· mit poliz.eilidt~rl Maßnahmen, mit det· An
drohung von Poli:1.eis trafen füt· diejenigen, w elche sich 

, der Wasservcrschmutzun~ schuldig maC'hen. Es war das 
im Rahmen des Gesamtprt>hkms nur ein ganz winziger 
Teil, nnd f'r \'crfolgtP nuch im wr„<>nt!i<'hc>n nur das 
Ziel e iner einheitlichen Rechtsbehan<llnng. 

Das Hauptproblem ... var durch dieses Geset.z nicht er
faßL Es. wird aber erfaßt und gelöst werdea .müssen. 
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Wir haben uns noch in den letzten '.Monaten mit schwe
ren Überschwemmungs- und Hoch!wasserschäden, die 
in den verschiedensten Teilen unseres Landes er!olgt 
sind, beschä.ftigen müssen. Wir sind damals ne.ch ein
gehender Erörterung des Problems zu der Aufiassting . 
gekommen, daß alle eile kleinen Mittelchen, die von 
dem einen oder anderen empfohlen wurden, praktisch 
nichts nützen, solange wir nicht den Wasserabfiuß In 
den Höhengebieten derartig kontrollieren ucd regmlie
ren, daß plötzlich niederstürzen.de oder aufbauende 
Wassermassen nlcht sch:tagartlg abströmen, sondern er
!aßt wel'den und erst allmählich zum Abfluß kommen, 
wobei sie verschiedenartig nutzbar gemacht werden 
können. Das heißt also: Wir brauchen Talsperren und 
große Wasserspeicher in 'den Höhengebieten! Das zu 
schaffen ist nicht so schwer, wie es im ersten M.oment 
aussieht. Sie wissen, meine Damen und Herren, daß 
derartige Probleme der Talsperren im Grunde genom
men wirtschaftliche Probleme sind und meistens da
durch schon gelöst werden, daß rnan das noflwendl.ge 
Investltlon.skapltal zu einem erträglichen Zinssatz zur 
Ver!Ugung stellt. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, noch et
was snaen über die landwirtscbaftliche Produktion im 
allgemeinen und die Voraussetzung zu dieser Produk
tion. Ich bltte mir es nicht übel zu nehmen, wenn ich 
hierbei et~s sagen muß, wes vielleicht n icht jedem 
freundlich in den Ohren klingt. Die landwirtschaftliche 
Produktion kann in vollem Umfange nur aufrecht er
halten bleiben, wenn die wirtschaftlichen Voroosset
iungen vorhanden sind. Das heißt. meine Damen 
und Herren, diese landwirtschaftliche Produktion muß 
rentabel sein! Es ist unmöglich, dem Bauern zu.zumu
ten, daß er Getreide und Kartof!eln baut Wld GemUse 
zieht, du!ilr aber mehr ausgiebt ,als er an Entgelt be
kommt. Wie sehr es bereits nach dieser Richtung hin 
hapert, das können wir an einigen Spezialgebieten er
messen, zum Beispiel dem des Feldgemüsebaues. Die 
Tatsache, daß in den letzten Jahren große Flächen de!i 
öfteren haben umgepflügt werden müssen, statt dem 
Ba,uern einen angemessenen Nutz.en zu bringen, haben 
das Interesse unserer Bauern am Gemüsebau stark er
schüttert. Die Lage im Obst.bau ist noch scltllmmer. 
Früher be.st.and die Regel - sie wurrle unseren Bauer.n 
immer wit-der eingehämmert - : An jedem Raum pflanz• 
einen Baum und pflege sein, er bringt dir eint Alles 
richtig, o:b<?r das letzte stimmt leider nicht mehr. Er 
bringt es nicht mehr ein. Darum, meine Damen 
und He1·ren, wenn Sie nicht blind durch die ,Gegend 
r·1:1hren und sehen sich rechts und links der Straße um, 
dann sehen Sie massenhaft gefi;!llt.e Bäume. 

1 • 

Es sind also in diesen beiden Spezialgebieten, ln 
Gemüsezucht und Obstbau, die Grundlagen der Wirt· 
sd'lla!t bereits derart erschüttert, daß die Kulturen bei 
unseren Bauern nicht mehr besonders ge.schä'tzt wer
den. Ähnlich !ürchte ich, wird es auf breitester Grund
lage weitergehen, wenn wir es nicht fertigbrin.gen, den 
Aus.gleich zwischen Produktionskosten und Erlös gene
'rr.llter zu sichern. Das ist in erster Linie Auf.gabe des 
Bundes. Wir wissen .alle, daß der Bund geeenwärtlg 
slc:h mlt dem sogenannten Parltätsgeset:z befaßt, das 
dit! Gewähr dafür sch.a!!en soll, daß der Bauer wirk
lich unbedenklich an seine Produktion herangehen 
kann in der Gewißheit, daß er am Ende beim Entgelt 
!:einer Arbeit soviel bekommt, um 1. die Unkosten zu 
bestreiten, und 2. das Notwendige fUr seinen Lebens
unterhalt übrig zu behalten. 

Ic:h habe bei Versammlungen, die ich in letzter Zelt 
gehabt habe, mehrfach von jüngeren Bauerrt, die 
rechnen können, Bemerkungen gehört: Wenn das so 
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weit.ergeht, dann werden wir in' absehbarer Zeit dahin 
kommen, daß bestes Kulturland nicht nur Rindvieh
weideland, sondern Schafweide wird, weil die land
wirtschaftliche Produktion anfängt, sich nicht mehr zu 
rentieren. Ich halte bei Gott nicht - dafür kennen Sie 
mich - Reden an der Klagemauer! Das liegt mir nicht! 
Wenn ich solche Ausführungen mache, dann denke 
ich dabei nicht primär an das bäuerliche, sondern an 
das allgemeine Volksinteresse, nämlich die Volks
ernährung, von deren Gefährdung w ir in der Ver
gangenheit bittere Proben zu spüren bekamen. Möge 
es nich.t noch .eirunal dahin kommen, daß die Versor
gung unserer Bevölkerung mit den notwendigsten Le
bensgütern derart schlecht und gefährdet ist, daß man 
wieder einmal mit dem Rucksack im Lande herum
fahren muß, um einen halben Zentner Kartoffeln zu 
hamst;ern oder sonst etwas zu bekommen. Eine der
artige Entwicklung will im Ernst niemand, vor allem 
kein vernünftiger Bauer! Niemand möchte den Zu
stand noch ·einmal wiederkehren lassen, wie er damals 
bestanden hat. Dazu ist es aber notwendig - wir kön
nen in dieser Richtung im Lande nicht allzuviel tun -, 
sich bewußt zu sein, daß wir behutsam sein müssen 
bei der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen 
Entwicklung. Wir müssen an die Entwicklung so den
ken, wie wir sie zweimal erlebt haben, und die zur 
Folge haben kann: Inflation! Es gehört an sich nicht 
zum Agraretat. über dies Problem im besonderen zu 
sprechen. 

M,eine sehr verehrten Damen und Herren! Sind wir 
nicht bereits ein Stück in die Inflation hineinmar
schiert? 

(Abg. Bögler: Nicht so laut, Herr Kollege!) 

- Ist es nicht laut genug? Wenn Sie die Dinge nur 
sehen vom reinen Geldstandpunkt, dann wissen Sie, 
daß man für ein echtes Goldstück, wenn ich recht un
terrichtet bin, Herr Präsident Dr. Boden, etwa 42 DM 
bezahlt. 

(Abg. Hachenberg: Wem sagen Sie das? -
Abg. Dr. Boden: 38,7 bis 41,8!) 

- Wollen wir das mal so unterstellen. Ich habe mich 
neulich mal bei der Bank erkundigt, da hat man mir 
einen etwas höheren Kurs genannt. Aber unterstellen 
wir das, was uns der verehrte Herr Kollege Dr. Boden 
hier vorgetragen hat, dann ist die Mark heute 0,50 
Goldp!ennige wert. Das wäre zu ertragen. Es wäre 
auch zu ertragen, daß die Kau!kra!t der Mark, gemes
sen an dem Preis de1· Leistungen und der ~genstän
de des täglichen ·Bedarfs etwas geringer ist. Der Wert 
ist noch am höchsten nach meiner Berechnung im Ver
hältnis zum Gold. Wenn das alles aber so bliebe und 
wenn demnac:h wirklich ein stabiler Zustand bliebe, 
dann könnte man sich damit abfinden. Aber wenn das 
so weitergeht, wenn die Kurbel: Preise - Löhne, 
Preise - Löhne 

(Zurufe: Löhne - Preise! - Abg. Hitler: 
Preise - Aufrüstung!) 

eifrig gedreht wird - -

- Sie können auch umgekehrt anfangen und sagen: 
Löhne - Preise, Löhne - Preise, ich habe nichts da'· 
gegen. 

(Heiterkeit im Hause .) 

Ich wollte nur, meine Damen und Herren, auf die 
UnvermeidUchkeit einer Entwicklung hinweisen, die zu 
einer Aufblähung der Preise und darum zu einer Auf
blähWlg der Produktionskosten führt. Ich glaube, wir 
sind uns alle darüber einig„ daß eine Debatte, die etwa 
zum Ziel hat, den Brotpreis zu erhöhen, allen Pa["-
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leien unsympalhii;ch ist. Jeder Mensdl wtrd sidl sagen: 
eine solche Entwicklung können wir nicht wollen. 

(Abg. Schmidt: In Bonn müßten Sie jet7.t die 
Fraktion wechse-ln! - Heit.erkeit im Hau~e.) 

Das glaube ich nicht, Herr Kollege! 

(Abg.Völker: O doch!) 

- Ich glaube das nicht. Vielleicht sehen Sie, verehr
teste-r Herr K<>llege Schmidt die Einstellung der Frnk
tion fiilsrh. Ich g l11u!')e, daß man in Bonn die Dinge 
aur:h ~<.> !'ieht. W4"nn das Gesetz ver11h~chit'<kt. ·1-vird, 
du~ Ihnen in diesem Zusammenhang vi(>llP.lcht nicht 
,!.(e[iillt - ich weiß nkht, worauf Sie hinaus wollen '-, 
niimlich das Pariti:itsgesetz, dann bedeutet es nicht 
etwa. daß hier zugun~t.('n <ier Lnndwirtsctrnft eine Vor
belastung der Preise vorgenommen werden soll, son
dern es bedeutet, daß das Mißverhältnis. da::: durch 
ein Zurückbleiben der landwirtschattlichen Preise ent
standen ist, beseitigt wird. Kein Mensch. wird es -
wie ich es auffasse innerhalb meiner Partei - vertre
ten und ich selbst, obwohl ich Bauer bin, in allerletz
ter Linie, etwa von der Landwirtschaft ausgehend eine 
Entwicklung auszulösen, die ich als verhängnisvoll 
ansehe. 

Sehen Sie. meine Dnmen und Herren, wenn ich hiE'r 
das etwas fremde und erschütternde Wort „Inflation" 
gehrauc.'he. d;mn tue ich es deshalb, weil man allzu
sehr geneigt ist . die Dinge im Anfang zu übersehen. 

(Sehr rirhtig! im Hause.) 

In Wahrht!it soll man im Anfang widerstehen! 

(Sehr gut! im Hause.) 

Man soll deshalb eine Entwicklung, 

(Abg, Beckenbach: Und die Fraktion wechseln!) 

- nein, Ich muß sie nicht wechseln -

die zu einer Aufblähung der Preise führen muß, be
kiimpfen. Dazu gehört zum Beispiel die Forderung auf 
Erhöhung der Löhne der Bergarbeiterschaft, die nuto
matisch eine Erhöhung der Kohlenpreise bringt, die 
sich in Ihrer Rückwirkung auch auf die Landwirt
schaft auswirkt. Darüber, meine Damen und Herren, 
sollte man sich klar sein. Wir können die Dinge hier 
nich t ~ndern, nur Anregungen geben und Sorg1;m aus
sprix:h~n. 

kh halte mich für verpftichtet. das zu tun, wenn wir 
auch nur in einem bescheidenen, kleinen Parlament 
sprechen , um auf die Gefahren hinzuweisen, die durch 
eine fali::che Politik nach dieser Richtung für die Land
wirtschaft entstehen müssen. Die Landwirtschaft kann 
sich der a llgemP.tnen Entwicklung der Löhne nicht ent
;i:lehen . Die Erhöhung der Löhne im BaugewN·be, im 
Hüttengewerbe und bei der BergarbeiterRrhaft bringt 
zwangsläufig, wenn auch etwas zögernd folgend, etne
entsprech~mde Anpassung der Löhne auch innerhalb 
der Landwirtschaft mit sich. Wenn dai:i im Augenblkk 
noch verhältnismäßig leiC'ht getragen werden kann bel 
den sogenannten gemischten Betrieben. dann sehe im 
es für die rein ackerbaulichen Betriebe heute schon so, 
daß man s ich dort den emi:tf>f'tf>n Fle:mrgnii:!'Pn hingibt. 

(Abg. Schmidt: Halt.en Sie nur den Lohn für den 
Prds verantwortlidl?) 

- Das !'ind die weser.tlich~ten Faktoren, Herr Kollege. 
Sie können natürlich mit hinzun~hmen , daß man der 
bäuerlichen Familie d~n Anspruch auf eine gleichwer
tige Entlöhnung nicht geben muß. In der Praxis ist es 
vielfach so. 

(Abg. Schmidt: Si..- h<1ben meine Frage nicht be
antwortet. Herr Kollege. Sie sind ausgewichen!) 

- Herr Kollege, ich \Veiß nkht, was Sie wollen. Sie 
müssen lhl'e Frage klarer stellen. Ich bE-antwul'(k'I ... 
gemc Ihre Fragen, aber Sie mliss<:>n ~ie w klar stel
len, daß ich sie verstehe. Sit:! haben mich gefragt, ob 
ich nur die 'l:)(>\dl'·n i''~kiorPn ;il!' UrPR<'he ansehe. 

(Abg. Schmidt.: Ob Sie nut· den Lohn füt· den 
• • „. „ „ „ • Preis verantwnr11i1·h 1p111"ht>11 'n 

- Für die Entwicklung? - Ilh hal>E> r!azu gesagt. das 
ist es nicht allein, aber das i::ind dii> wesentlichsten 
Faktoren, Herr Kollege. 

(Abg. Hitt0r: Es sind 20 M111larcten ·1n der 
Wirtschaft!) 

Meine Damen l•nd Herrt>n! Wenn Siedet· uäutc>t'lkhen 
Bevölkerung zumuten, daß ihre Ansprüche auf ein ge
ringeres Niveau absinken, dann liiBt ~ich eine andere 
R.f'<'hnung aufmad1en. 

{Abg. Schmidt: Das müssen Sie :.iuch Herrn 
Erhard in Botui sagen ') 

Aber, verehrtester Herr Kollegt>, zw'.!ifeln Sie daran. 
daß tch meine Meinung mit der gleichen Offenheit, 
mit d~r ich !rle hier <tU<;~prectiE', jeder a nderen Sti"l!t
gegenüber auch ausspret!he, oder s ind Si~ davon über
zeugt, daß Ich es in W:ihrheit tue? kh g lanbe, Ihr Zu
ruf, Herr Kollege Schmidt, war nichL ang~bri.cht . 

Bevor ich z.um Abschluß komm~. möchte ich noch e-in 
politisches Wort sagen. Meine DRmen und H er1·enl Wir 
haben im Agrarpolitisl'lwn Ausiwhuß und in sein~rn 
Ablege1·, dem Ausschuß für W~i11l>au und Weinwirt
schaft, vier Jahre lang harm•>nisch zusammengi;oarb„i
tet. 'Wir haben uns in diesen Amllr:h i.!ssen bl'müht, allPs 
zu unterlassen, was die anderen Partn~1· verlelz<-n 
könnte und eine Vergiftung de-r Atmosphäre hätte het'
belführen könne!t. Die~e Loyalität - da!< hetoni;o öclJ 
hler bewußt in Anlehnung an die grstrige Debatte -. 
".liei:e To!c-rnn?., diese Rücksichtnahme auf die Gefühle 
anderer, haben ei:: gestattet, claß wil' in d~n bl'iO•'n Au s
schüssen, also auch in dem von IhnPn, Tforr Kollege 
Schmidt, geführten Weinbauausschuß, zu· einst.immig<>n 
Beschlüssen und zur einstimmigen Verabsehiedung von 
Gesetzen gekommen sind. 

Meine Damen und Herren! TC'h weiß nicht, wie .sich 
im ntlduten Landtag der AgrRC"politsche Aui::sehuß und 
der Wei11bauausschuß - wenn er dann noch lwo;tcht -
zusammenRet?.en wer<len. Td1 weiß nicht. wi„ die<:e 
Ausschüsse ~eführt werden, aber eines - tmd damit 
lassen Ste mich zum. Abschluß kommen - möchte kh 
sagen: Idl möchte ali:: der bis dflhin gewesene Von:it
zende des Agrarpolltschen Ausschusse~ dem Wunsche 
Ausdrut'k geben, daß der Geist de1· Loyalität u11d de-r 
Toleranz, der bis jetzt in diesen beiden Aussehüssen 
geherrscht und uns eine fruchtbare Arb€'it ermöglicht 
hat, auch fortbestehen möge im neuen Landtag. 

(Beifall des Hauses.) 

Vize:prä.sideni Wilms: 

Meine Herren! Das Wort hat der Herr Abgeot"dnete 
B(,'ckenbach von der Frakti.Jn der SPD. 

(Zuruf: Und d!e Damen"?) 

- Damen sind keine rl::i! 

Abg. Beekenbaclt: 

Dann· war es auf die abwesenden Damen gemünzt! 

IAbg.Matthes: Die sind Kaffee trinken : der Herr 
Minister hat sie eingeladen!) 

Meine Henen KollegM\! kh bin glüddtch , daß unser 
Herr F"inanzminister Dr. Nowark nicht hier war, al~ 
unser aUverehrter Herr Kollege Diel hier so in Infla-
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tion gemacht hat. Zwei, drei Jahre lang hat uns Herr 
Dr. Nowack erzählt, daß das Land, die Währung und 
die Wirtschaft krisenfest seien, daß die Deutsche Mark 
das beste Zahlungsmittel der ganzen Welt ist 

(Zurufe von der CDU: Ist sie auchl) 

und daß unter gar keinen Umständen auch nur im ent
ferntesten daran zu denken sei, in Inflation zu machen. 

(Abg. Jakob Diel: Ist alles relativ!) 

- Es ist alles relativ, Herr Vorsitzender des Agn1.r
politischen Ausschusses, ich habe es auch so gesehen; 
denn Sie haben im Anschluß daran ln Parität gemacht, 
Herr Kollege DieL · 

(Heiterkeit und Beifall des Hauses.) 

Wenn ich nun auf das Wort und den Begriff der 
Parität zu sprechen komme, so glaube ich, daß ich Sie 
beruhigen kann. In Bonn ist nun das Sprichwort Wirk
lichkeit geworden: Die Parität ist tot, es lebe das 
Grundgesetzl - So ist jetzt die Situation in Bonn. Der 
Unterausschuß des ErnlJ.hrungse.usschusses zur speziel
len Behandlung der Paritätsfragen hat vor zwei Wo
chen unter dem Vorsitz des Herrn Dr. Lüder eine neue 
Formulierung des ehemaligen Paritätsgesetzes getrof
fen, das jetzt zur internen Beratung steht, aber von 
Parität nichts mehr enthält. Doch darüber nun hier 
nichts mehr welter! 

Wir können hier vom Lande Rheinland-Pfalz nur 
eine andere Parität zu realisieren versuchen, das ist 
die Parität der Lebenshaltung unserer Bilrger mit der 
Lebenshaltung der Bürger der anderen Bundesländer. 
Da nun der Haushalt des Landwirtschaftsministeriums 
zur Debatte steht, sollten wir uns einmal damit be
fassen. 

Sie haben zttm Beginn Ihrer Ausführu.ngen verlangt, 
Herr Kollege Die!, die Dinge einmal grundsätzlich zu 
sehen. Ich glaube, es ist notwendig, dies noch etwas ein
gehender zu tun, zumal hier die ~chüler einer Land
wirtschaftsschule anwesend sind. :d'ie Gesamtfläche des 
Landes Rheinland-Pfa.U: von 1,9 Million ha enthält 
890 800 ha landwirtschaftlicher Nutz.fläche. Diese 
890 800 ha landwirtscha!tlicher Nutzfläche wird von 
218 800 landwirtschaftlichen Betrieben bewirtschaftet. 
Es leben darauf 809 600 Personen .. 

Ich habe absichtlich diese Feststellung an die Spitze 
meiner Ausführungen gestellt, um einmal bei der Be
.ratung des Landwirtschaftsetats den Faktor „Land
wirtschaft" plastisch darzustellen. Die durchschnitUiche 
Betriebsgröße beträgt, wie der Herr Landwirtschafts
minister im vergangenen Jahre schon einmal ausge
führt hat, 4,1 ha. Das ist die niedrigste Durchschnitts
größe im Vergleich zur Bundesdurchschnittsgröße, die 
6,8 ha beträgt. Das ist an sich nicht beunruhigend, weil 
auch andere Länder in einer ähnlichen Situation wie 
wir leben. So beträgt die landwirtschaftliche Betriebs
größe im Durchschnitt wie folgt: in Baden-Württem
berg 4,3 ha, in Hessen 4,B ha und in Nordl'1hein-West
falen 5 ha. 

Aber wenn wir uns einmal das innere Verhältnis 
dieses Faktors Landwirtschaft ansehen, dann ergibt 
sich bei einer Aufteilung folgende Situation: 

Bis zu einer Betriebsgröße von 5 Hektar haben wir 
160 300 Betriebe in unserem Lande; das sind 73,3 v. H. 
mit 331 600 Hektar Land. Die durchschnittliche Be
triebsgröße dieser Gruppe landwirtschaftlicher Be
triebe ist 2,1 Hektar. Und, meine sehr verehrten Her
ren Kollegen, da beginnt das Problem. 

Herr Dr. Lübke, der Landwirtschaftsminister des 
Bundes, hat einen Begriff geprägt. Er hat gesagt, es 
sei notwendig, um die deutsche Landwirtschaft krisen-

fest zu machen, eine Strukturwandlung der deutschen 
Landwirtschaft hei:-beizuführen. Und wenn die Not
wendigkeit dieses Begriffes irgendwo gegeben ist, 
wenn die Berechtigung dieses Unterfangens irgendwo 
unter Beweis gestellt werden kann, so in unserem 
Lande bei dieser Betriebsstruktur. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Stellen Sie sich vor: 160 300 Betriebe beschäftigen 
508 600 Personen. Auf 100 Hektar sind hier 153 Per
sonen ·tätig. Au! eine Person kommen in diesen 160 300 
Betrieben 0,65 Hektar Land; und da beginnt das Pro
blem, meine Herren! 

Wenn wir uns weiter vergegenwärtigen, daß in der 
Gruppe der Betriebe bis zu 2Q Hektar in 56 000 Be
trieben 278 300 Personen beschäftigt sind - das sind 
59 Personen auf 100 Hektar; auf eine Person entfällt 
1,7 Hektar -, daß von diesen 56 000 Betrieben 20 000 
Betriebe keine feste Existenzbasis haben, daß von 
160 000 Betrieben bis 5 Hektar 80 000 bis 9-0 000 keine 
(este Existenzbasis haben, dann ergibt sich, wenn Sie 
diese Dinge unter diesem Gesichtswinkel betrachten 
und die landwirtschaftliche Situation unseres Landes 
sehen, die strukturelle Ausgangsbasis. auf der ein 
Landwirtsdlaftsministerium eventuell tätig sein kann 
und tätig sein müßte. 

~ß, meine sehr verehrten Herren Kollegen, die 
Landesmittel sind beschränkt. Abel" prüfen wir ein
mal, was getan werden könnt!". Herr Kolle-ge Diel, un
ser allverehrter Vorsitzender des Agrarausschusses, 
hat in Empfehlungen zum Ausdruck gebracht, daß im 
Agrarausschuß das Gesetz über die Höfeordnung ent
standen ist. Ich möchte ihm bescheinigen, daß es mehr 
oder weniger sein Kind ist. Er hat es - nun, sagen wir 
einmal - nicht allein geboren, 

(Zuruf von der SPD: Aber mit gezeugt!) 

aber bei der Zeugung zu 90 v. H. mit Pate gestanden. 

(Heiterkeit. - Abg. Hitter; Ist die Blutpi·obe nach
gewiesen? - Heiterkeit.) 

Sehr verehrter Herr Kollege Diel! Sie haben in Aus
sicht gestellt, daß diese Höfeordnung mit einen großen 
Anteil an dieser Strukturwandlung unserer einheimi
schen Landwirtschaft haben würde. Gewiß, das Kind 
lebt noch nicht lange, , 

(Abg. Diel: Vergessen Sie nicht die freiwillige 
Grundlage!) 

es ist noch ein ganz kleines Kind, gewiß, ein freiwilli
ges Kind; 

(Abg. Kuhn: Ein Wunschkind: - Abg. Schmidt: 
Gibt es auch Zwangskindel"?) 

ich habe mir die Mühe gemacht, einmal zu prüfen, was 
wir denn diesem Kinde zutrauen dürfen. Sie wissen, 
Herr Kollege Diel, daß ich mich freisprechen kann von 
der Geburt oder von der Zeugung dieses Ihres Kindes. 
Aber trotzdem stehen wir auf dem Standpunkt: Wenn es 
dazu beitragen kann und beitragen wird, die von mir 
zitierte katastrophale Sh·uktur unserer einheimischen 
Landwirtschaft zu ändern, wollen wii:- alles tun, um 
dazu behilflich zu sein. 

~Abg. Diel: Sehr. gutl) 

Dieses Kind ist jetzt, glaube ich, eineinhalb oder zwei 
Jahre alt. Bis zum 20. Oktober des verflossenen Jahres 
hatten sich 389 Betriebsbesitzer zui· Eintragung in die 
Höferolle angemeldet, Herr Kollege Diel 1 Davon sind 
47 am 20. Oktober eingetragen worden. Es werden jetzt 
200 sein, Herr Kollege Diel! Stellen Sie sich vor - ich 
habe es vorhin zum Ausdruck gebracht -, daß wir un
gefähr 90 000 bis 100 000 Betriebe in ihrer Existenz in 
diesem Lande zu sichern haben, Maßnahmen zu e r-
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greifen haben. die diese 100 000 Betriebe und die halbe 
Million Menschen, die darin tätig sind. sichern, Men
schen, die keine feste Existenzgrundlage fühlen, die 
nicht mit Freude tätig sind, weil sie nicht wissen, was 
morgen ist und von denen - was noch bedeutungsvol
ler ist - die Alten nicht wissen. was in ihrem Alter 
geschieht. 

Wir haben jetzt, nach zwei Jahren, auf Grund d~ 
Höfeordnung - günstig gesagt - 200 Elnt!:agungen. Ge
wiß, wir haben 100 000 DM bereitgestellt im 01."dent
lichen Haushalt, um zu forcieren, daß hier Gelder auf 
Grund der Höfeordnung bereitgestellt werden. Abc-r, 
verzeihen Sie mir-, Herr Kollege Diel, wenn ich doch 
feststellen darf, daß es einige hundert Jahre dauern 
wird, bis es auf Grund der Höfeordnung möglich se:in 
wird, uns~re einheimische Landwirtschaft krisenfest 
und existenzsicher zu machen, wenn mittlerweile nicht 
etwas anderes passiert ist. 

Es bleibt uns nur die einzige !Möglichkeit, meine 
Herren Kollegen, auf dem Wege der Siedlung, der 
Besitzfestigung über das Siedlungsgesetz, auf dem 
Wege der Übertragung des freiwerdenden Bodens auf 
die zweitge<borenen Söhne und auf die jungen Bauern, 
die nicht so viel Grund und B-Oden haben für eine 
Existenz, eine Lösung zu versuchen. Zunächst haben 
wir- ja nur Siedlungen gemacht, um für die 20 000 zu 
uns gekommenen Flüchtlinge und Vertriebenen eine 
Basis zu schaffen. Auch auf diesem Gebiete, Herr Mi
nister, habe ich mir im letzten Jahre erlaubt, zum 
Ausdruck zu bringen, daß nicht genügend getan wor
den ist. Ich will die Worte vom letzten Jahre nicht 
mehr gebrauchen, Herr Minister, daß Sie Ihre Pflicht 
nicht erfüllt hätten; denn ich wm vermeiden, daß es 
auf dem nächsten Parlamenta'rischen Abend vorn Herrn . 
Ministerpräsidenten noch einmal zitiert werden könnte. 
Aber ich glaube doch feststellen zu dürfen, daß auch 
in dem abgelaufenen Jahr nicht das getan wurde, um 
auf der einen Seite einen wesentlichen Teil dieser Ver
triebenen wieder seßhaft zu machen. 600 Stellen wur
den ausgelegt und sind in etwa im abgelaufenen Jahre 
erfüllt worden. Dabei waren bei dem Gesamtvolumen 
von 31 ,3 Millionen DM 2,9 Millionen DM Landesmittel 
beteiligt. 

Ich habe im letzten Jahre von dieser Stelle aus zum 
Ausdruck gebracht, wie sehr im Vergleich mit anderen 
Ländern das Land Rheinland-Pfalz noch Anstrengun
gen machen muß, um es den anderen Ländern gleich
zutun in dem Bestreben, den Bauern und den Men
schen auf dem Lande dasselbe zu geben, was andere 
Länder tun. Das war der Begriff meiner Parität, die 
ich von Anfang an zum Ausdruck gebracht habe. 

Wir haben ja vor zwei Wochen ein neues Gesetz zur 
Vereinfachung der siedlungsrechtlichen Bestimmungen 
hier verabschiedet, und ich wollte mit meinen Darle
gungen beweisen, daß es möglidi ist, auch über den 
Weg der Siedlung die einheimischen Bauern seßhaft 
zu machen, einerr1 nachgeborenen einhei1T1ischen Bauei·n
sohn einen Betrieb unter die Füße zu geben und da
durch die Landflucht in etwa zu bannen. 

Aber. meine sehr- verehrten Herrn Kollegen, dazu 
reichen 2,9 Millionen DM Landesmittel nicht aus; da 
müssen wir uns, Herr Kollege Diel, zu einer entschie
denen Leistung zusammenfinden 1.md Mi tt.el bel'ei tstel
len; aber nicht wie in diesem Jahre; es sind in die
sem Jahre unter dem Programm Siedlung und Besitz
festigung 1470 Stellen ausgeworfen in dem neuen Sied
lungsplan für- das Jahr 1955, der ein Volumen von· 55 · 
Millionen DM hat. Es fehlen an diesen 55 Millionen 
DM noch 25 bis 30 Millionen DM, 10 Millionen DM 
Bundesmittel und die anderen ·15 1M!llionen DM müßte 
das Land aufbringen. 

·Das lst also das Problem, das mit dem Begriff de1· 
Strukturwandlung zt1 umreißen ist: das ist die Frage, 

· die Dr. Lübke aufgewol'fen hat, als er bei seinem Amts
antritt sagte, wir ::ieien in der Lage, durch eine Struk
turwandlung unsere eigene Landwirt:>chaft krisenfest 
zu machen. Aber dazu reichen die bis jetzt ·ben~itge
stellten Mittel des Landes nicht aus; da müsren wir 
uns zu einer wesentlich größeren Leistung bereit fin-· 
den. Und, Herr Landwirtschaftsminister, ich kann nicht 
~lhin, feytj!:.ustellen, daß auch die neuen Pläne nicM 
dem Bedarf entsprechen. 

Gewiß, es ist sehr schön, wenn wir an Stelle der 600 
Stellen des Jahres 1954 nun 1470 Stellen in dem neuen 
Plan aufführen und erwarten, daß uns der Bund die 
fehlenden 10 Millionen DM noch gibt, und erwarten, 
daß auch die fehlenden 15 <Xler 16 Millionen DM auf 
deJ." Landesseite noch irgendwie inobil gcm<>_cht werden. 

(Minister Sti.ibinger: Es ist aber doch besser ge
worden, Herr Beckenbach!} 

- Wenn ein Patient operiert ist und es ihm besser geht. 
1 dann freuen sich alle Angehörigen; man muß dabei l s.~r' nüf:~i~ ':E:rwartung· haben, daß der Patient <:Iann 

ni~t stirbt, 

! .. ":. ~~~-:~~;~::~:~;· B~~:~~~::~:~les ist bei dieser Fest-
1 stellung zu. beachten, nämlich, daß unter diesen 1470 
j Stellen, ~e in dem neuen Jahr 1955 ausgelegt sind, 

nur 185 Stellen fü1· die einheimische Besitzfestigung 
eingesetzt slnd. 

(Unruhe. - Abg. Schmidt: Bitte etwas lauter! 
Wiederholen Sie bitte, das haben wir nicht ver-

standen!) 

- Ich sagte. daß nur 18:> Stellen für die einheimische 
Landwirtschaft vorgesehen sind, weil ja von Landesseite 
nur 4,1 MHl!onen DM im Haushalt bereitsgest.ellt wor
den sind. Zur Klärung, Herr Landwirti::chafrsrninister, 
darf ich anführen, daß kh in die Lande~mitti;>! nicht 
die 7,2 oder 8 Millionen DM einrechne. die auf Grun.d 
des Bundesvertriebenengesetzes § 46 Absatz 2 als Lan
desmittel erscheinen in dem neuen Plan. Ich rechne 
sie deshalb nicht mit, weil es ja auch Bundesmittel sind, 
dfenft!'s "deh · Abschöpfungsbeträgen des Bundes :fließen. 
die wir ohne Zin~en empfangen und weiterzuleiten 
und nach 25 Jahren ohne Zinsen wieder zurückzuzah
len haben. 

Das sind keine echten Landesmittel. Echte Landes
mittel s ind es nur, wenn sie arus <:lern Lan.cJ.esefat - dem 
außerordentlichen oder ordentlichen Etat - ben~itge
stellt werden.. Ich wollte Ihnen, meine Damen und 
Herren, und Ihnen, Herr Minister, damit vor Augen 
führen, welche Aufgaben vor Ihnen stehen und welche 
Verantwortung Sie tragen. Ich glaube, meine Damen 
und Herren, unsere Kinder und Kindeskinder würden 
uns ein Denkmal setzen, wenn wir von den 24 Mil
lionen, die wir für die Universität und die Institute 
bereitgestellt haben, 10 r.-'fiIIione-n abz"viteig.z.n und für 
diesen Zweck verwenden würden. Das wäre vielleicht 
eine produktivere Anlage, denn den Ausbau der Uni
versJ,tät kön,nte man auf die nächsten fünf Jahre ver
lagern. 

(Abg. Dr. Habighorst: Aber nur vielleicht!) 

Al:;ler selbst wenn wir in der Lage und bereit wären 
- und das bitte ich zu beachten. Herr Lan<:Iwirtschafts
minister - , diese 10 Millionen zusätzlich aufzuwenden, 
würde sich auf dem Gebiete der Siedlung dieselbe 
Situation ergeben, wie sie mein Freund Schmidt vor 
zwei Tagen auf dem Gebiete des Wohnungsbaues 
charakterisiert hat. Alle Mittel reichten dann nicht 
mehr aus, weil d ie bestehende Verwaltung nicht in der 
Lage wäre,- dieses Volumen zu realisieren. Das ist das 
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große Problem. Wir haben es wohl fertiggebracht, 
meine sehr verehrten Herren Kollegen, die Stellen der 
Techniker bei der Kulturabteilung - nicht zuletzt auf 
unser Drängen im Haushalts- ·und Finanzausschuß 
hin! - um zwei Dutzend zu erhöhen, wir haben es wohl 
durchgesetzt, daß die Zahl der Lehrlinge und Prakti
kanten erhöht wird, ·so daß vielleicht in drei oder 
fünf Jahren die Voraussetzungen dafür vorhanden 
sind, um ein doppeltes Volumen bewältigen zu kön
nen, aber es ist doch ein Mangel der Organisation, daß 
bei den produktiven Stellen des Landwlrtschaftsmini
!>t~riums nicht die Frequenz besteht, die hotwendig 
Ist, um diese produktiven Aµfgaben vollauf zu er
füllen. Ich mache Ihnen keinen Vorwurf, Herr Mini
ster, ich möchte das besonders betonen, aber ich weiß 
doch nicht, ob nicht ein anderer Minister mit anderen 
agrarpolltischen Au!fa.ssungen nicht zu einem !rühe
ren Zeitpunkt Veranlassung genommen hätte, eine 
leistungsfähigere VerwaltuJli zu schaffen. Ich weiß, 
daß Sie eine repräsentative Verwaltung in Ihrem 
Ministerium haben. Wir haben eine stattifche Anzahl 
von Ministerialräten usw. Ich kenne mich in der Ver
waltung nicht aus, aber ich stehe als Kaufmann auf 
dem Standpunkt, daß der Schwerpunkt einer Verwal
tung da angesetzt werden muß, wo der produktive Er
folg zu erwarten ist. Und der ist hier auf diesem Ge
biet :z.u erwarten! 

Er ist aber auch noch zu erw~rten auf einem an
deren Gebiet, das ich nachher noch behandeln werde, 
das ist das Gebiet der Flurbereinigung. 

Ich möchte dann noch ganz kurz auf einige Momente 
hinweisen, die in Verbindung mit dem Problem der 
Strukturwandlung der Landwirtschaft stehen und die 
mir nicht unbedeutend erscheinen. E;s wur~e verschie
dentlich darau.f hingewiesen, daß in unserer Landwirt
schaft Unruhe herrscht und daß Kräfte am Werk sind, 
die diese Unruhe in unserer Landwirtschaft auszunut
zen bestrebt sind. Wenn man in verschiedenen Bauern
versammlungen einen Herrn v.Rohr sprechen gehört hat 
oder einen Freiherrn von Lüninck, dann kann man sich 
des Gefühls nicht erwehren, daß auf der Basis dieser 
Destruktur der Landwirtschaft Kräfte am Werk sind, 
die diese Notlage auszunutzen versuchen; denn, meine 
sehr verehrten Herren Kollegen, die Winzer in Bem
k:astel an der Mosel haben damals, als sie eile paar 
Steuergroschen nicht mehr bezahlen konnten, nicht aus 
böseni Willen die schwarzen Fahnen hochgezogen, son
dern weil das Fuder Wein damals nur 280 bis 353 Mark 
gekostet hat und sie nicht mehr in der Lage waren, 
auch nur die gerl.nisten Steuerbet~äge abzuführen. 

(Abg. Groß: Über Herrn von Rohr sind wir 
anderer Meinung!) 

Wir müssen darauf ·bedacht sein, daß in Krisen
momenten und in Krisenzeiten dieser Unruhehe.-d in 
unserer Land wlrtsch.aft so weit gefestigt ist, daß . cllese 
Elemente keinen Raum rr ... ehr finden. 

(Abg. Groß: Im Gegenteil!) 

Das ist eine staatliche Aufgabe, denn nur mit zu
friedenen Landwirten und gesicherten landwirtschaft
lichen Existenzen läßt sich eine positive Staatsauffas
sung halten und durchsetzen. 

(Abg. Groß: Die helfen uns, 
Zufriedenheit zu schaffen!) 

- Ich habe ja zum Ausdrudl:: gebracht, Herr Kollege, 
wie wir diese Leute :z.ufriedenstE;llen können. Stellen 
Sie sich einmal vor, ein Bauer hat drei Kinder. Wir 
schreien hier von Landes- und Beh.ördenselte aus über 
die Realteilung und über die Besitzzersplitterung. ·Was 
soll der Bauer tun, wenn diese drei Kinder, die bis 

zum Alter von 25 Jahren an der Erhaltung des Be
triebes mitgearbeitet haben, heiratsfähig sind? Wie 
soll er jedem einzelnen Kind seinen Anteil an dem 
Betrieb sichern anders als durch Zuteilung eines Tei
les des Betriebes, wenn wlr ihm hier von der Landes
behördenstelle aus keinen ahderen Weg weisen'? 

(Abg. Groß: Sie müssen existieren könnenl) 

Wir müssen ihm den Weg bieten, daß die Erbteilung 
zustande kommen kann, ohne daß dem übernebinen
den Sohn ein Kapital von 20 000 DM mit 8 v. H. Zin
sen aufgehalst wird, das den Betrieb unrentabel ge
stalten würde. Wir müssen das schaffen, wir hier 
haben diese Aufgabe! Und wenn wir an Stelle der 
1400 oder 2000 Betriebe - -

(Abg. Groß: Das nützt alles nichts, wenn keine 
Rentabilität vorhanden ist!) 

- Wir werden es erleben, was es nützt. Mein lieber 
Herr Kollege, wir können durch Subventionen die 
Landwirtschaft nicht halten, sondern w ir müssen sie 
auf der Basis eines gesunden Betriebes krisenfest 
machen. 

(Erregte Zurufe der FDP. - Abg. Groß: Paritäts-
preise! - Abg. Schultz: Kostensenkung!) 

- Wir stehen nicht au! dem Standpunkt, daß Löhne 
Preise geben, denn diese Löhne, meine sehr verehrten 
Herren von der Freien Demokratischen Partei, die Sie 
nicht zahlen wollen, können in Krisenzeiten das Manko 
an Kaufkraft ausmachen, das die Landwirtschaft be
nötigt, um für ihre Produkte die Preise zu erzielen, 
die sie lebensfähig macht. 

Diese Löhne bilden die Basis !ür die Kautkraft, die 
die Landwirtschaft braucht, um ihre ·Betriebe rentabel 
zu halten. Das können Sie vielleicht nicht übersehen. · 
Wir können auf der internationalen Basis nicht so zu 
Rande kommen, wie Sie das wünschen. 

(Zurufe des Abgeordneten Claus.) 

- Gut, gehen wir darUber hinaus. Machen Sie nicht 
zuV'iel Demokratie in dieser Frage! Gehen wir also 
darüber hinaus und wenden wir uns dem anderen Ge
biet zu, das auch mit dazu beiträgt, die Krisenfestig
keit der Landwirtschaft zu sidlern. Das ist das Ge
biet der Flurbereinigung. Verzeihen Sie, Herr Mini
ster, und verze1hen Sfe, meine Herren Kollegen, wenn 
ich eine weniger optimistische Note in die Debatte hin
eintrage, wie unser allverehrter Herr Kollege Diel es 
getan hat. Aber es gilt, Tatsachen !esuustellen, und 
das müssen wir meines Erachtens tun. 

Vor einem Jahr habe ich hier von dieser Stelle aus 
Kritik geübt, Herr Minister, daß von den 400 000 ha 
Land, die noch umzulegen waren, nur 22 000 ha um
gelegt bzw. fiurberel.Iligt wurden, und Ich habe dem 
Wunsch Ausdrudl:: gegeben, daß das im nächsten Jahr 
mehr sein möge. 

Ich habe auch zum Ausdruck gebracht, daß in diesem 
Jahr mehr als die zur Umlegung vorgesehenen 800 ha 
Weinbergsgelände umgelegt werden müßten.Leider kann 
ich hier keine befriedigende Feststellung machen, denn 
die letzten Ergebnisse aus dem Jahre 1954 sagen auch 
nur wieder: Besltzilbergabe insgesamt 22 014 ha und 
darin 503 ha Weinbergsgelände. Auch au! dem Gebiete 
der Flurbereinigung haben wir also die Feststellung 
zu treffen - nicht aus bösem Willen, Herr Minister, 
nicht aus irgendwelcher bösen Absicht, sondern ein
fach aus der Tatsache heraus -, daß es Ihre Verwal
tung und die Finanzkraft des Landes nicht ermöglicht 
haben, ein Flurbereinigungsvolumen zu erreichen, das 
befriedigend ist. Aus diesem Grunde ist es notwendig, 
hier wieder festzustellen, wir müssen Mittel und Wege 
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finden, auch auf der Basis der Wirtsehaftskraf'.t unseres 
Landes die Leistungen für unsere Landwirtschaft zu 
erzielen, um die Besitzsicherung und die Besitzfesti
gung z.u erreichen. 

Aber dann gibt es noch ein drittes Gebiet, meine 
sehr verehrten Herren Kollegen, das ist die soziale 
Situation des Dorfes. Es wurde vorhin durch den 
Herrn Berichterstatter zum Ausdmck gebracht, daß 
wir auch in unserem Haushalt. 250 000 DM eingesetzt 
haben für die Errichtung von Gemeinschaftsanlagen. 
Gewiß, es ist im Vergleich zu der Zahl des letzten 
.Jahres - 50 000 DM - immerhin eine erhebliche Stei
gerung; aber wenn wir uns vergegenwärtigen, daß Wir 
die Landflucht beseitigen und die Se.ßhaftmachung 
durchführen wollen, wenn wir unserer Landbevölke
rung und dem Bauern das Gefühl der Gleichberech
tigung auch in sozialer Hinsicht geben wollen, dann 
müssen wir die sozialen Verhältnisse des Dorfes bes
sern und umgestalten. Wir werden versuchen müssen, 
mit diesen 250 000 DM etwas iu machen. Wenn wir 
uns vergegenwärtigen, daß das Nachbarland Hessen 
für dieses Gebiet 12 Millionen DM eingesetzt hat und 
für die Erstellung eines Gemeinschaftshauses etwa 
160 000 DM bereitstellt, so mutet diese Zahl . von 
250 000 DM sehr bescheiden an, obwohl wir sie be
grüßen; aber wir müssen immer wieder feststellen, es 
ist nicht hinreichend. 

Aber noch ein anderes Gebiet muß in diesem Zu
sammenhang erwähnt weroen: Wie fühlt sich denn un
sere alte Bevölkerung auf dem Land, als alte Bauern, 
als alte Betriebsbesitzer? Wir haben hier vor einem 
halben J~·hr und vor einem Jahr l.ms darüber unter
halten, wie die Alter.c;versorgnmg unserer Bauern auf 

. dem Lande zu sichern sei. Wir haben fest.gestellt, daß 
von 207 00() männlichen selbständig Tätigen nur 38 0()0 
:-:i!tersversichert sind und cl:aß von 2BS 000 vv ... eiblichcn 
seLbständig Tätigen nur 24 000 altersversichert sind, Wir 
müssen versuchen, auf diesem Gebiete auch fr.gend
wek he realen Tatsachen zu schaffen. Wir haben es 
natürlich nicht erreichen können, ooß hier im Lande 
etwas unternommen wul'de, weil der Gesetzentwurf, 
den wir eingereicht ha ben, abgelehnt wurde, aber, 
meine sehr verehrten Herren Kollegen: Wenn Sie eine 
Sicherung unserer Limdbevölker:ung erreichen, wenn 
Sie die Landilucht verhindern, wenn Sie die soziale 
Sitll'at ion festigen und den Unt'Uheherd auf dem LandP. 
beseitigen w ollen, dann muß auch in dieser sozialen 
Hinsicht etwas gefan werden. Die Fr.age ist nur: Wie 
werden die Mittel mobilisiert? 

Nun lassen Sie mich noch einige Worte zur Frage 
des Forstes sagen. Mein Freund Schmidt wird noch 
darauf eingehen. Wir haben in dem Haushaltsansatz 
zum Ausdruck gebracht. daß die melkende Kiuih Forst 
auch so gehalten werden muß, daß sie weiterhin Milch 
gibt, um dem Herrn Finanzminister zu gestatten, sei
nen Haushalt balancieren zu können; wir müssen den 
Wegebau und die Aufforstung noch forcieren; wir 
brauchen nicht gleich drei neue Landforstmeisterstel
len zu schaffen, aber wir müssen die Aufforstung :be
treuen und dahin wirken, daß der Wald so 'Wieder 
wächst, wie wir ihn haben wollen und damit er Mit
tel abwirft. 

Zum Weinbau seien noch einige Bemerkungen ge
macht; es wurde schon verschiedentlich darauf hin
gewiesen, die Intendanturwein-Frage soll damit be
graben und erledigt werden, daß die 600 000 DM, die 
das Land für Haushaltszwecke verwendet hat, bereit
gestellt werden zur Förderung des weinbaues. Der 
Haushalts- und Finanzausschuß hat zum Ausdruck ge
bracht, daß davon diejenigen, die an dem Intendantur-

wein·' 'etwa: 'ver'die'rtt haiben, keinen Nutzen haben 
dürfen. Wir hoffen, daß das gewahrt wird. Wir wol
len auch weiter erwarten - besonders wir von Rhein
hessen -. daß nach Abschluß des Verfahrens um die 
fehlende Stockentschädigung ebenfalls ein Betrag im 
Etat der nächsten Jahre erscheint, der auch diesen 
unerfilllten Wunsch dei: rheinhessischen Winzer be
friedigt, damit die auf Grund gesetzlicher Bestimmun
gen zu zahlenden Stockentschädigungen ausgezahlt 
werden können. 

Ich habe mir Mühe gegeben, zum Ausdruck zu brin
gen, daß es noch Gebiete gibt, Herr Landwirtschafts
minister, die sehr viel intensiver bearbeitet werden 
müssen, ~aß es Gebiete gibt, die zur Festigung der 
Landwirtschaft beitragen, die seither sehr mangelhaft 
bearbeitet worden sind, und ich bitte Sie, gerade auf 
diese Gebiete Ihr Hauptaugenmerk zu richten. Die 
Unterstützung der Sozialdemokratischen Partei wer-· 
den Si~ irn,m,er bapen. 

· (Bta:vo trhd Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Wilms: 
Meine Damen und Herren! Bevor ich weiter das 

Wort erteile. darf ich auf der Tribüne des Hauses 
SchOler der Landwirtschaftsschule von Montabaur be
grüßen. 

(Beifall des ganzen Hauses.) 
Das Wort hat nun der Herr A:bgeordnete Schultz von 

der Fraktion der Freien: Demokraten. 

Abg. Schultz~ 
Herr Präsident! Meine Herren! Meine beiden Herren 

V·orredner haben durch ihre Vorbemerkungen bewie
sen, daß die Agrarpolitik im Lande von der im Bunde· 
nicht zu trennen ist, daß beides aufeinander abge
sti..T .... 'T..t "1.rrerden muß und daß beides zusan1111engehö1~t. 

1 Ich möchte sagen, daß die Agrarpolitik, die innerhalb 
·I unseres Landes getrieben werden soll, hal.tptsächlich 
j dazu da ist, die bäuerliche Selbsthilfe und die Initia-
1 tive der Bauern zu unterstützen und zu w ecken, so-

weit sie noch nicht geweckt is t, 

1 
(Abg. Groß: Sehr gut! - Heiterkeit.) 

daß aber die Wirtschaftspolitik im Bund so ausge-
1. tich~~t w~rd~n muß, daß d iese Selbsthilfe der Bauern 
1 und die Initiative .auch zum Zuge kommen kann. 

(Sehr wahr! bei der FDP.) 

Dazu gehört meiner Aiisicht nach, daß - '\.venn wir 
eine erfolgreiche Landwirt<>chiaft betreiben w ollen - wir 
für sie die .gleichen Startbedingungen schaffen müs:.. 
sen, wie sie für die Landwirtschaft außerdeutscher 
Länder besteht. Es sind da sehr starke Diskrepanzen 
vorhanden, und wir haben in Westdeutschland ein 
wesentlich größeres Paket ru tragen, außer an Un
kosten, außer unserer natürlichen B~machteiligung an 
Klima und Boden. Deswegen sind wir daran interes
s iert, daß· im Bundestag diese Dinge ins Lot gebracht 
werden, ganz gleich, ob das durch ein landwirtschaft
liches Grundgesetz geschieht oder durch Parität oder 
wie · man Cl:as nennt. es kcimmt uns darauf an die 
Uriterscliiede· zwischen der. Landwirtschaft und ' den 
übrigen Zweigen der Wirtschaft auf ein erträgliches 
natutm:hes"·Maß verringert zu wissen; denn wenn das 
nicht geschieht, ist klar, daß alle Miaßnah.men, die wir 
hier betreiben, die also mit Flurbereinigung, mit Struk
turwandel und dergleichen zusammenhängen, schließlich 
hinausgeworfenes Geld sind, weil wir nämlich dann 
nicht in der Lage sind, die Bauern auf unseren Höfen 
zu halten und unsere klein- und mittelbäuerlichen Be
triebe am Leben zu erhalten. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 
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Das aber scheint mir notwendig zu sein, weil wir 
glaube ich - in unserer Volkswirtschaft einer gesun
den Landwirtschaft nicht entraten können. Sie ge
hört als Glied in diesen Gesamtkörper h inein; wenn 
dieses Glied durch irgendwelche falschen wirtschafts
politlschen Entscheidungen verkümmert oder abgehackt 
wird, dann muß der Gesamtkörper Schaden leiden. S!e 
kommen auch an der Tatsache nicht v<;>rbei, daß, wie 
Herr Beckenbach des - allerdings in einem anderen Zu
sammenhang - hat anklingen lassen, in weiten .Kreisen 
des Bauerntums die Ansicht besteht, man kämpfe au f 
verlorenem Posten. Darüber müssen Sie slch k lar sein. 
Ich habe vor ein paar Tagen im Südwestfunk eine 
Reportage Uber eine Umfrage innerhalb der Lan~ugend 
gehört; d ie war a ußerordentlich instruktiv, und es ist 
sehr erfreulich für uns, zu hören, daß doch die Masse 
der Jugend auf dem Lande auf den Hö!en bleiben will. 
Aber besonders wurde in diesem Bericht gesagt, daß 
das Verbleiben auf dem Lande ein sehr starkes psy
chologisches Moment hat , und daß auch die Jugend der 
Ansicht ist: Wir fühlen uns verla·ssen, und es kann so, 
wie es Ist, nkh.t weitergehen. Es kommt meines Erach-· 
t ens hierbei - wenn ~ sidl überlegt, wie das g~ändert 
werden könnte - weniger d!J.rauf an, daß man sich nun 
gegenseitig in die Haare gerät, ob nun der Herr v. Lü
ninck oder der Herr v. Rohr falsch oder richtig liegen 
oder ob Herr Kriedemann oder Herr Bauknecht richtig 
sind, sondern es kommt heute bei dem Problem Land
wirtschaft darauf an, alle Kräfte zusanunenzufassen, 
und vor allem den Teilen unseres Volkes, die sidl der 
Tragweite dieses Problems nicht bewußt sind, einmal 
ltlarzumadlen, worum es sich handelt. 

Herr Kollege Beckenbach hat sich mit dem Struktur
wandel beschäftigt, der sicherlich ein ausschlaggebendes 
Kapitel in unserer Landwir tschaft sein muß. Man kann 
aber nicht daran vorbei&ehen, daß, wenn d ieser Struk
turwandel mit Mitteln des Staates allein .zum Erfolg 
!ühren soll, Beträge aufgewandt werden müssen, oilber 
deren Höhe manche s ich keine Vors tellung machen. Es 
ist schon In frilheren Zeiten elnmal von der Dorfauf
rüstung und Dor !auflockerung gesprochen worden, und 
dabei sind Pläne fertiggestellt worden; s ie sahen für 
den Anlauf 60 Milliarden Reichsmal'lk vor, wenn tat
sächlich die Dinge so durchgeführt werden sollten, daß 
sie einen weiteren Bestand garantieren könnten. Wenn 
man also darllber spricht, muß man schon im Auge 
behalten, daß da sehr hohe Beträge notwendig sind, 
daß sie aber selbstverständlich nicht - weder innerh aLb 
efnes Landes, noch innerhalb unserer westdeutschen 
Bundesrepublik - in kurzer Zeit aufgebradlt werden 
können. 

Mir schiene e.s doch notwend.Lg, daß man mit den 
Mitteln der alleemeinen WlrtsChaftspolitik die Ren
tabilität der lendwirtschaftll~en Betriebe erhöht, da
mit diese, dfe von Staats wegen geförderte sogenannte 
Strukturänderung - Aufstockung der Betriebe - sich von 
selbst mit dem Geld, daß der Bauer einnimmt, voll
ziehen könnte, also sozusagen dhne staatliche Unter
stützung. Mir scheint audl, wn auf den Eiat zu kom
men, der uns vorliegt, daß die bäuerliche Selbsthilfe in 
diesem Etat besondere Berücksichtigung gefunden hat, 
indem nämlich mehr Mittel zur Zinsverbilligung aus
gewor!en worden sind, als das fl'ilher der Fall war. Zu 
dlesen Mitteln möchte idl euch ein Wort sagen. Ich be
gr üße sehr, daß unsere Agrarpolitik im Lande hier in 
dieser Richtung läuft. Aber leider konnten d iese -Mittel 
vielfach nicht in Anspruch genommen werden, weil es 
bei ~en Banken nicht genügend Geld gab. 

Die Beleihungsirundlaigen sind zu klein. Damit komme 
ich wieder au! das, was Herr Kollege Beckenbach h ier 
hat anklingen lassen Kredite werden ja nicht für die 
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Person gegeben - vor allen Dingen keine Langfristigen-, 
sondern nur au! eine bestimmte Sicherheit. Das Ge
schäft ist auch für die Banken nidlt sehr interessant, 
weil es s ich meistens um kleine Beträge handelt, an 
denen wenig verdient wird, die aber viel Arbeit bean
sprudlen. 

Hinzu kommt die unsichere Ertragslage : Der Bauer 
weiß ja nie, womit er rechnen kiann ; er hat auch keine 
Rücklagen mehr und sdleut sich deshalb, sich in eine 
Verschuldung hineinzubegeben, von der er nicht weiß, 
wie er wieder herauskommt. Auch das hängt mit der 
Wirtsdlaftspolitik zusarrunen. 

Nun scheint es mir aber notwendig zu sein, daß das 
Landwirtschaftsministerium in Verbindung mit dem 

· F inanzmlnlsteriwn einmal übel.'Priltt, wie man diesem 
Wunsch ·nadl Sicherheit der Banken - der durchaus zu 
Recht besteht - stattgeben könnte, indem irgendwelche 
Bürgsdla!ten Ubernommen werden. Idl weiß, daß das 
ein sehr schwieriges Kapitel ist. Es ist aber, glaube ich., 
unumgängilch, daß man sich darübe r einmal Gedanken 
macht. Außerdem ist es so, daß bei den zlnsverblllig
ten Krediten die Zweckbestimmung - also für was d iese 
Kredite ven:endet werden sollen - sehr eng gefaßt ist, 
so daß auch hier wenig Spielraum gelassen ist, eigene 
~anken ~r Betriebsverbesserung zu verwirklichen, 
wenn sie eben nicht in das Syst~m passen. Idl wäre 
~ankbar, wenn man da d ie Zweckbeschränkung mög
lichst weit fassen könnte, damit keine Gelder ver
plempert werden. Kontrollmöglichkeiten sind dann im
mer noch genügend vorhanden. Mit dieser Ve rwendung 
der Mittel hängt eng zusammen das Problem der land
wirtschaf tlichen Beratung. Wir können uns heute, 
glaube ich, glücklich schätzen, daß man auch in der 
landwirtschaftlichen Beratung bei u ns im Lande sehr 
viel mehr vom betriebswirtschaftl ichen Standpunkt 
ausgeht als vom rein airartechnischen. Ich. glaube, 
das wirkt sich auf unsere Betriebe sehr gut aus. 

Nur meine ich, daß dle Beratun2 :.. zum mindesten 
manchmal - zti sehr aur Spitzenbetriebe beschränkt 
ist, also Beispielsbetriebe, von denen aus der Einfluß 
dann im Dorf sich verbreiten soll, daß die anderen es 
nachmachen. Das funktioniert zum Teil. 

Trotzdem würde ich es begrüßen, wenn in der Be
ratung - rein schematisch - von den Beratungsstellen 
aus bestimmte Betriebsgrößen in einer bestimmten 
Zeit vorgenommen werden, die ·beraten werden mit 
Anbau-, Düngevorschlägen und dergleich-en mehJ:". Der 
Betriebsberater muß natü rlich qualitativ so gut sein, 
daß der betreffende Betriebsinhaber auch diesen Vor
schlag durchführt und sich danach richtet. Ich meine 
also, um das mit anderen Worten zu sagen, daß die Be
ratung mehr noch zu denen gehen muß, die sich bisher 
um die Beratung nicht gedrängt haben. 

(Abg. Schmidt: Dann würden ja die Kammer
beamten ihre Freunde nidlt mehr betreuen 

können!) 
- Idl glaube, Herr Kollege Schmidt, wir sind ja dazu 
da, solche Dinge anzuspredlen Jund hier Anregungen 
zu geben. 

Es kommt mir dabei vor allen Dingen dar auf an, 
daß dle Schiller, die in der Landwirtschaftsschule ge
wesen sind, das, was s ie in der Schule gelernt haben, 
auch zu Hause verwirklidlen können, so daß der Be
triebsberater dem Vater zu Hause sagt : 

Ihr Sohn möchte das jetzt gern machen, das hat 
er mir erzählt, nun tun Sie etwas dafilr; sind Sle 
in der Richtung tätig, damit der Besuch der Land-
wirtsdlaftsschule audl einen Sinn hat. · 

Der Herr Kollege Beckenbach hatte sich vorhin auch 
über die Flurbereinigung ausgesprochen und damit 
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das Kapitel „Landeskulturverwaltung" angesprochen. 
Wir können, glaube ich, sagen, daß in diesem Etat 
wieder erhebliche · Anstrengungen gemacht worden 
sind, die Flurbereinigung vorwärtszutreiben und auch 
die Siedlung in dem Fall anzukurbeln. Über die Sied
lung hat Herr Kollege Beckenbach sich auch in länge
ren Worten ausgesprochen. Ich glaube, auch hier sagen 
?.U müssen, daß man nicht alles auf einmal erreichen 
kann und daß wir hier das Land nicht überfordern 
können. Denn wir sind uns ja, wenn wir alle Etats 
beraten, darüber klar, daß auch die Siedlung nur in 
einem gewissen Verhältnis zu anderen Aufgaben im 
Land stehen kann, zum Beispiel zum Wohnungsbau 
usw. Es kommt mir hierbei weniger darauf an, zu 
sagen, daß noch mehl' getan werden müßte, sondern 
darauf, wieder eine Mahnung oder Anregung auszu
sprechen. Und da möchte ich auf die Notwend~keit 
hinweisen, daß <iie Behörden, die dazu da sind, um die 
LP.ndsiedlung vorwärts rz:u treiben - die Ge>Sellschaft 
iür innere Kolonisation und auch die Kulturämier -
gut zusammenarbeiten. Das scheint mir das Wichtigste. 
zu ·sein, und es dürfen hier keine gegenseitigen Kompe
tenzstreitigkeiten entstehen. Auch darf es nicht vor
kommen, daß zum Beispiel von der Gese~t .ror 
Förderung der inneren Kolonisation in einem Dorf 
Gelände gekauft wird, wie mir ein Fall bekannt ist, 
das bisher von den Bauern schon liegengelassen wor
den ist, weil es unwirtschaftlich war. Es entstanden 
Gerüchte - die Leute stehen vor der Flurbereinigung -, 
die Gesellschaft wollte d!i.e Felder, die sie da gekauft 
hätte, auf einen anderen. besseren Platz: verteilt haben. 
Das sind schlechte Dinige. Dadurch erhöht man nicht die 
Freude an der Umlegung. Ich glaube, es war nur ein 
Gerücht. Man soll aber solche Gerüchte nicht erst auf
kommen lassen. 

Ich möchte weiter dafür plädieren, daß diesen Sied
lung~organ isationen möglichst ...veiter Spielraum gelas
~C:n wird in den unteren Behörden, und daß sich die 
ob'ere Behörde nur a!s Kontrollorgan betätigt. Zur Zeit 
ist es, glat1be ich, so, daß alle Anträge für Ansiedlung 
noch hier in Mainz genehmigt werden müssen. Das 
setzt natürlich eine verhältnismäßig lange Laufzeit vor
aus. Es kann vorkommen, d"1ß dann günstige Gelegen
heiten schon verpaßt sind, wenn die Genehmigung ein-
1rifft. Es kann auch sein. daß dann Entscheidungen am 
grünen Tisch getroffen werden, die unten nicht so ganz: 
r ichtig ankommen. Deswegen möchte ich bitten, daß 
man unten die Zügel vielleicht etwas lockerer läßt und 
sich oben auf die Kontrolle beschränkt. 

Ein Wort zur Nebenerwerbssiedlung. Ich glaube, wir 
müssen uns davor hüten, der Nebenerwerbssiedlung 
im Hinblick auf die Förderung der Landwirtschart. 
eine zu große Bedeutung zuzumessen. Wo diese Dinge 
gewachsen sind wie in Württemberg - im Schwarz
wald -, da ist das in Ordnung und wird von selber 
auch so weiterlaufen. Die Angelegenheit aber nach 
hier zu verpflanzen, ist gefährlich. Man muß sich ge
nau überlegen, was man da tut. Es scheint mir manch
mal so zu sein, daß für die Nebenerwerbssiedlung die 
Hauptsache die Erstellung des Hauses ist und daß, um 
besser zu Mitteln zu kommen, die l1/2 Morgen Land 
dazugenommen werden; aber oft ist die Freude daran 
sehr schnell verflogen und das Land wird dann nicht 
mehr so genutzt, wie es .genutzt werden sollte. 

Bei dem Drang und der Ausweitung der Industrie 
und der Städte verlieren wir ja sowieso immer mehr 
Gelände und Boden zum Bebauen für die Landwirt
schaft. Schon deshalb muß man überlegen, ob hier 
Dinge gefördert werden sollen, die uns letzten Endes 
nicht förderlich sind. 

Ein Wort zur Seßhaftmachung der Landar>beitert Wir 
freu.en uns üoor jede Maßnahme, die die Lösung dieses 
Problems erleichtert. .Jeder, der einen Betrieb hat, 
weiß, wie schwierig es ist, Arbeitskräfte, insbesondere 

. solche, die .au.eh bleiben, zu bekommen. Es ist gut, daß 
hier Mittel fül' den Bau von Landarbeiterwohnungen 
ausgegeben weroen. Die Wohn:ungen werden geb::i;ut, 
und die Landarbeiter ziehen ein und arbeiten 'am Hofe 
mit. Aber dann wird plötzlich der Mann durch einen 
anderen. Betrieb, der in der Nähe des Dorfes liegt, 
weggelockt, weil er dort mehr verdient. Er wechselt 
dann die Stelle, aber er wechselt leider nicht die Woh
nung, weil er keine andere Wohnung bekommen kann. 
Der Landarbeiter sitzt dann also weiter in der Werks
wohnung und blockiert sie für den nächsten, der dort
hin kommen soll. Der Bauer hat vielleicht ein Räu
muo.gs.urteil, aber ei:: kommt damit nicht z:um Zuge. 
Auch hier milßte überlegt werden, wie man diesen 
Dingen steuern könnte. Ich kann kein Rezept dafür 
geben. 

Eine wesentliche Förderung müssen, wie auch schon 
Herr Kollege Diel betont hat, die Tierzucht und die 
Tbc-Bekämpfung beim Rind erfahren. Ich glaube, daß 
wir hierilber noch grundlegende Aus-führungen zu 
hören bekommen, allerdings nicht von mir. Ich möchte 
nur feststellen, daß sich die Landwirtschaft sehr schnell 
auf die Wufrsclle des Verbrnuchers umgeste]lt hat. Der 
Eifer, mit dem man zu tbc-freien, sanierten Ställen 
kommen will, ist wirklich zu loben. Es muß heraus
gesfellt werden, daß diese neue Aufgabe, die auf die 
Landwirtschaft zugekommen ist, nur unter Hintan
stellung personlicheI" Wünsche und unter Verzicht auf 
andere frm.indllche Dinge des Lebens erfüllt werden 
kann. Wir mußten hier eine schwere geldliche Bela
stang atlf· uns ·nehmen, unbeschadet dessen, ob wir nun 
durch Zukal.lf den. Be.stand sanieren oder. ob wir nach
ziehen. Es ist immer ein Verlustgeschäft. Der v ielge
rühmte Vorteil. wonach die nichtreagierenden Tiere die 
besseren Milchkühe sein sollen, ist noch umstritten. 

(Abg. Dr. Habighorst: Das kann genau so gut 
umgekehrt sein t) 

Man kann auch sehr viele gegenteilige Meinungen 
hören. Außerdem ist es auch so, daß das Reagieren 
bei der Untersuchung noch nichts darüber aussagt, Db 
nurt dte~e Kuh ansteckende Milch gibt oder nicht. Man 

I
I muß darauf hinweisen, daß die erhöhte B~lastung der 

Landwirtschaft auch irgendwie kompensiert werden 
! muß, nicht riur dadurch, daß man nachher für die tbc
' · fttfü!f Mllfü „ einen ·höheren Preis bekommt. sondern 

,. 
' 

auch dadurch, daß der jetzige Milchpreis etwas an
gehoben wird. Wir s ind uns in der Landwirtschaft 
darüber klar, daß bei dem derzeitigen Milchpreis 
keine Rendite herauskommt, daß aber Rindvieh ge
halten werden muß wegen des technischen Ablaufes 
des Hofes. Ich gfaube auch, daß die Umstellung der 
Rinderbestähde schneller und für den Verbraucher 
letztlich billiger vor sic..11 ginge~ \Venn man den I'r1ilc..11-
preis etwas anhöbe, statt auf .Jahre hinaus Steuer
mittel zur ~anierung in den Etat hineinzustecken. 

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir, die Frage 
an ·den Het.'rn I..andwirtschaftsminister zu richten, ob 
die Einzugsgebiete für die Molkereien immer dieselben 
bleiben müssen. Es ist nämlich so, daß manche Ge
meinde die Molkerei wechseln will, weil eben eine an
dere Molkerei einen besseren Auszahlungspreis hat. 
Eine gewisse Lockerung in diesen Bestimmungen 
'.w·ürde ,ich. fUt· arigebracht halten - ohne daß nun gleich 
durch Q.as dauernde Wechseln ein Taubenschlag dar
aus ge~acht wird -, damü die Molkereien angespornt 
werden, möglicli.st die beste und rationellste Verwer
,tung ö.er. M~lch herbeizuführen. 
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(Schult:t.) 

Zum Schluß mödite ich meinem Blumenstrauß von 
Wünschen und Anregungen noch eine Distel hinzu

. . fügen, 
(Abg. Dr. Habighorst: Ho!!entllch keine 

Brennessel!) 

und zwar die Distel der Flurschäden. Sie gehören 
eigentlich nicht hierher, aber die Anregung, die ich 
geben möchte, ktlnnte vielleicht doch au!genommen 
werden. 

Wir slnd uns darüber einig, daß die Landwirtschaft 
im Lande Rheinland-Pfalz ain . meisten unter den 
Flurschäden zu leiden hat. Ich will nicht sagen, daß 
sie mutwillig· verursacht werden, im Gegenteil, man 
muß der Truppe bescheinigen, daß sie verhältnismäßig 
gutwUlig ist und daß sie versudlt, wenig Schaden zu 
machen; aber er entst~ht nun mal. 

Durch die sehr verwischten Zuständigkeiten in der 
Abschätzung und der BezahlWlg der Schäden gibt es 
sehr viel Ärger, und zwar deswegen, weil beide Stel
len, dle deutsche wie di~ alliierte, den Bauern miß
trauen. Umgekehrt ist es genau so. Die eine Seite 
sagt: Ihr schätzt viel zu hoch. - Die andere Seite sagt: 
Wir schlitzen richtig, aber wlr milssen hochschätzen, 
weil ihr uns grundsätzlich die Hälfte abstreicht. Es 
wäre gut, wenn das Landwirtschaftsministerium mit 
den Bauernverbänden und den Karomem Richtzahlen 
ausarbeitete - vielleicht sind sie schon ausgearbeitet -, 
die den örtlichen Schätzkommissionen zur Verfügung 
gestellt werden, so daß da eine gewisse Schulung 
stattfindet und eine ileichmäßige Schätzung erfolgt. 
Man ist sich nämlich nicht klar darüber, ob der um
gefahrene Weinstock nun mit 15,'- DM oder mit 2,.50 
D-Mark entschädigt werden soll. Genau so weiß man 
nicht, wie nun kurz aufgegangene Luzerne zu be
trachten ist oder wie Zuckerriiben ir11 Juli oder AU&Ust. 
wo sle gerade mitten im Wachstum sind, zu behan
deln sind. 

Wenn wir uns in dieser Richtung etwas mehr be-: 
tätf.gten, wilrde bei der Entschädigung etwas mehr 
Ruhe eintreten, und wir bekämen' nicht immer diese 
Beschwerden. 

Ober die anderen Kapitel des Etats, die noch anzu
sprechen sind, werden meine Freunde etwas sagen. Ich 
darf aber für meine Fraktion erklären, daß wir dem 
Landwirtschaftsetat zustimmen werden. Ich dar! da
mit den Dank meiner Fra~tion an den Herrn Land-

. wirtscha!tsmini.ster und sein Ministerium mit allen 
ihm unterstellten Behörden für die in den vier ver
pngenen Jahren geleistete . Arbeit verbinden. Ich 
glaube, daß wir trotz vieler unerfüllt gebliebener 
Wünsche doch ein gutes Stück vorwärtsgekommen .sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizeprlsident Wllms: 

Meine sehr verehrten Herren l Ich darf inzwischen 
weiter eine Volksschulklasse bei uns begrüßen, und 
zwar die Volksschulabschlußklasse von Mainz-Gonsen
heim. 

(Beifall) . 

Wenn sJ.ch die Herren der Presse etwas beengt füh
len, so bitte ich, mir das mitzuteilen. Ich werde dann 
durch den Saaldiener Veranlassung nehmen, Ihre 
Plätze wieder .freizumachen; denn die Schulkinder, die 
ja das parlamentarische Leben nicht kennen, haben 
sich vennutlich au! die Plätze der Presse gesetzt. Aber 
die Herren von der Presse werden mit ihnen spre
chen. Ich sehe, daß die Presse im Augenblick doch 
nicht tätig ist; die Mädchen können also zunächst ruhig 
sitzen bleiben. 

Wir fahren in unserer Tagesordnung fort. Das Wort 
hat nun der Herr Abgeordnete Wetzel von der CDU. 

Abg. Wetzei: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Herren! Als 
wir vor einem Jahr den Etat des Landwirtschaf~
ministeriums berieten, ging wie ein roter Faden durch 
die Vorbesprechungen und Verhandlungen an diesem 
Tage das Wort Reblaus. Ich hatte mir damals die 
Mühe gemacht, all denjenigen Kollegen und Kollegin
nen, die keine Reblaus kannten, sie in natura im Vor
raum vorzuführen. 

(Abg. Herbert Müller: Lebt die noch?) 
Ich bin beglückt, feststellen zu können, daß durch 

diese Manipulation nunmehr das Wort Reblaus hier 
im Parlament verstummt ist. 

(Abg. Dr. Habighorst: Das war also die letzte! -
. Heiterkeit•) 

Und zwar glaube ich, daß dies erreicht wurde, weil 
Sie nunmehr alle die Reblaus kennenlernten und s ich 
überzeugen ließen, welch ein kleines, aber sehr schäd
liches Tierchen sie isl 

Warwn sage ich das? Ich sage das, weil in drei
jähriger mühsamer Arbeit die Agrarpolitiker versucht 
hatten, das Parlament davon zu überzeugen, daß das 

i Lacd zur Bekämpfung dieser Laus mehr tun müßte 
1 als vorher. Und diese Beharrlichkeit mit dem Schluß
i· effekt, daß ich Ihnen die Reblaus in natura vorführte, 

I
I hat uns zu dem Ziel gebracht, an dem wir heute stehen, 

indem die Direktbekämpfung der Reblaus uns lange 
1 nicht mehr die Sorgen macht wie vorher, daß wir da-

mit erheblich weniger Mittel ausgeben müssen und 
das erreicht haben, was wir Parlamentarier damals 

· wollten - und zwar gegen den WHlen eines Teiles des 
heimischen Weinbaues -, nämlich ein Weinbergswieder
autb&ugesetz zu beschließen, das von der Tatsache aus
ging, ,daß der Bauer, der Winzer als solcher, <iurdl einen 
Betrag einen Teil der Mittel aufbringt, und daß diese 
Mittel gefördert werden durch die Mittel des Landes 
und des Bundes, um alsdann bei der Wiederaufbau
kasse die Gelder anzusammeln, die die Wiederaufbau
kasse in die Lage versetzt, die Kredite aufzunehmen, 
die notwendig sind, um mit Hil!e des Winzers die 
Reblaus zu bekämpfen, das heißt, unseren heimischen 
Weinbau umzustellen und vor dem Untergang zu be
wahren . 

Meine sehr verehrten Herren! Ich darf mit Genug
tuung feststellen, daß trotz der Widersprüche jetzt 
schon, nachdem seit dem Sommer 1953 dieses Gesetz 
besteht, ein beachtlicher Erfolg zur erzielen war, und 
daß aus den Saulussen von damals heute Paulusse ge
worden sb.ld. 

Ich möchte nur ganz kurz bei dem Etat des Land
wlrtsQ).aUsministeriums die Sparte WeL'1bau einmal 
berühren. Ich will nicht auf die Etatmittel eingehen, 
sondern nur auf das, was uns als zu erreichendes Ziel 
vorschwebte, was wir erreicht haben und was in Zu
kunft noch eine beachlliche Arbeit des Parlamentes 
von Rheinland-P!alz für den Weinbau sein wird. 

Meine sehr verehrten Herren! Wir haben das Kapitel 
Weinbergsabgrenzung. Wer mit diesem Kapitel be
schäftigt ist, der weiß, wie unliebsam diese Arbeit Ist; 
er weiß, auf welche Schwierigkeiten sie stößt, er kann 
aber auch beurteilen, wie notwendig es ist, um den 
Qualitätsgedanken des deutschen Weines zu erhalten 
und auf der anderen Seite Vorbereitungen z.u treffen, 
um nicht durch den Eigenanbau eventuell auftretende 
Schwierigkeitell an dem Tag des freien Eindringens 
von Weinen aus Gegenden, die billiger und preiswerter 
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- durch natürliche Verhältnisse bedingt - importieren 
können, hervorzurufen. Denn wir werden alsdann 
nicht mehr leistungsfähig sein, wenn wir unseren 
Weinbau unter Außerachtlassung des Charakter- und 
Qualitätsbegriffes deutscher Weine vernachlässigen. 

Des.halb begrüße ich es als Winz-er mit Freude, daß 
der Herr Minister seinerz:eit die Verfügung erließ, 
wonach <lie Weinbergsabgrenzung - im Jahre 1937 im 
Dritten Reich geschaffen - erneut ~etzeskraft er
hielt. Es ist nur bedauerlich,. daß von 1945 bis zu die
sem Erlaß in einer fast gesetzlosen Zeit, durch die 
Unvernunft vieler Winzer begünstigt, eine Auswei
tung stattgefunden hat, die· man heute schon als weit 
über den Rahmen des Erträglichen hinausgehend be
trachten muß. 

(Hört, hörtl bei der FDP.) 

Lassen Sie mich das einmal sagen aus dem Blickfeld 
der Verhältnisse von Rheinhessen, und lassen Sie mich 
dabei folgenden Satz anfügen: W:oher kam diese Ent
wicklung? Meine lieben Freundel Durch die Besatzungs
zeit! Die Weine waren blockiert, a•ber begreiflicherweise 
lekht absetzbar zu guten Preisen. Das regte den Win
zer in Verbindung mit seiner Existenzgrundlage auf 
dem landwirtschaftlichen Sektor an, sich der Auswei
tung seines Weinbaugebietes zuzuw~mden, weil er da· 
im Augenblick - -Olme Überl.€gung, ob das aiuf lange 
Sicht der Fall sein werde - sa!h, daß er hier eine grü
ßere Rendite herausarbeiten konnte. 

Es kam nunmehr die Verfügung des Herrn Ministers, 
daß die Weinbergsabgrenzungen im Rahmen der vom 
Reichsnährstand festgelegten Grenzen bleiben. Die 
Kammern haben die unliebsame Aufgabe, hler revi
dierend einzugreifen, und wir erleben täglich, wie sich 
die Ansichten des einen mit denen des anderen nicht 
in Übereinstimmung bringen lassen, daß sich dauernd 
Reibereien ergeben; und dennoch möchte ich hier am 
heutigen Tage sagen, daß nicht der Wille des einzel
nen und sein Für oder Wider bestimmend sein darf, 
sondern es muß die große Linie von uns beibehalten 
werden; und wir müssen abschließend sagen, daß es 
ein wohlüberlegter und für unseren heimischen Wein
bau gut vorbereiteter Entschluß unseres Herrn Mini
~ters war, daß die frühere Weinbergsabgrenzung von 
ihm wieder in Kraft gesetzt vrurde. Und ich habe den 
Wunsch, daß unsere Winzer erkennen mögen , daß 
letzten Endes dies auch nur in ihrem Interesse liegt, 
selbst wenn sie sich heute einen gewissen Eingriff in 
das, was ihnen vorschwebt, gefallen lassen müssen. · 

In Koppelung mit dieser Erkenntnis ist auch genau 
.,:o gegen den Widerstand eines großen Teiles unserer 
Berufskollegen das Weinbergswiederaufbaugesetz ge
schaffen worden, und ich möchte Ihnen nur zur Illu
Blration dafür, wie segensreich es sich bis jetzt schon 
ausgewirkt hat, einige Zahlen nennen; ich wlll Sie nicht 
lange mit Zahlen langweilen. 

Die Weinbergsfläche in Rheinland-Pfalz beträgt 
40 931 Hektar. Sie zergliedert sich in rund 13 600 Hek
tar in Rheinhessen, 14 700 Hektar in Rheinpfalz und 
12 500 Hektar in Rheinland-Nassau. Es entfällt also 
fast je ein Drittel auf die einzelnen Gebiete. 

Die Verseuchung in diesen Gebieten ist folgender 
Art. Rheinhessen hat von 175 Gemeinden 146 ver
seuchte Gemeinden mit einer Fläche von 13 180 Hek
tar = 97,5 v. H. seiner gesamten Weinbaufläche; Rhein
pfalz hat von 329 Gemeinden 153 verseuchte ~mein
den mit 11 020 Hektar = 75 v. H., und Rheinland
Nassau hat von 369 Gemeinden 150 verseuchte Gemein
den mit 7012 Hektar = 56 v. H. 

Meine 5~hr verehrten Herren! Sie ersehen aus die
sen Zahlen, daß hier unbedingt etwas geschcll.en mußte, 

um unseren heimischen Weinbau zu retten. Und nun 
ist die Wiederaufbaukasse ins Leben getreten - ich 
sprach eben schon davon -, und hat im Sommer 1953 
ihre Tätigkeit aufgenommen. Wir haben nunmehr fest
f:ltellen können, daß die Umstellung auf Pfropfreben, 
das heißt au! deutsche Reben mit amerikanischer Un
tedage, schon angelaufen war, ehe die Kasse entstan
den war, un<l daß wir in Rheinhessen eine Ertragsfläche 
von 3047 Hel}tar = 22,3 v. H. auf amerikanischer Unter
lage .zu verz.eicllnen haben, in der Pfalz 2641 Hektar =· 
17,9 v. H. und in Rheinland-Nassau 2487 Hektar = 19,9 
v. H„ insgesamt also 8187 Hektar = 20 v. H. unseres 
gesamten W~iOJbergbesitzes. 

Die Kasse ist also 19'53 angelaufen. Im ersten Jahre, 
1953, haben sich .geb!ldet in Rh~inhessen 68, in der 
Pfalz 36 und in Rheinland-Nassau 24 Aufuaugemein
schaiten. Im Jalhre 1954 ist die Zahl gestiegen, und zwar 
in Rhei:nhessen von 68 auf 123 Gemeinden, in der Pfalz 
von 36 aud: 48 und in Rheinland-Nassau von 24 auf 32 
Gemeinden. 

Meine sehr verehrten Herren! An Anbaufläcllen, die 
nunmehr aufg~ba·ut sind, sind in Rhein.hessen 150 Hek
tar ohn~ Flurbereinigung und die anderen 320 Hektar 
mit Flurberei·nig.ung, in der ·Pfalz 260 Hektar mit Flur
bereinigung und 220 Hektar ohne Flurbereinigung, in 
Rhei.Illand-Nassau 220 Hektar mit Flurbereinigun-gund 
70 Hektar. ohne Flur>bereinigung in Angriff genommen 
und durchgeführt worden. 

Als Darlehen wuriden von <ler Kasse gegeben in 
Rheinhesse.n 1 600 000 DM - 300 000 DM: we:t'den jetzt 
noch ausgegeben -. in der Pfalz 1 500 000 DM =üglich 
100 000 DM:, die in den nächsten Tagen zur Verteilung 
kommen, und in Rheinland-Nassau 90 000 DM plus 
600 000 DM, die jetzt nachträgUch gegeben werden. 

Meine sehr vereihrten Herren! Ich wollte Ihnen ·aus 
diesen Za:J:\len nur beweisen , daß gerRde durch die Tä
tigkeit der Aufb.au1kasi:;e diese Getder nunmehr -gegeben 
werden konnten, und daß der planmäßige Wiederauf
bau rug.ig vornärtsgeht.. Es ist geplant - die Ubermitt
lungen der Reben sind angelaufen -, für das laufende 
Jahr in Rheinhessen eine Gesamtsumme von 18 Mil
lionen Unterlagen aufzuwenden, ans denen wir 800 
Hektar auf.bauen zn können re<:-hnen, in der Pfalz rund 
16.5 Mlllionen Unterlagsreben, mit denen wir 700 Hek
tar aufbat1~n wollen, und Jn Rheinland-Nassau 11 Mil
lionen. mit d~nen wir 500 Hektar. at1fuauen wollen. 

"Mithin werden wir erreichen, daß wir 2000 Hektar auf
bauen und ide damit der Reblaus entreißen. 

Was bedeutet <las? Das bedeutet, daß unsere Winzer 
sich nachtr1\glich davon überzeugen mußten, da ß mit 
der Bereitschaft ihrer Selbsthilfe und mit der Koppe
lung der Bundes- und Landesmittel - wobei das Land 
noch die BÜrg.schaften für die auf.zunehmenden Dar
lehen ü~rnim:rii.t - wir zügig den Weinbau fördern 
können:' · 
. Im Verhältnis zu der AnL.-n.osität .gegen die Abgre n
zung haben wir beim Wie<leraufuiau dieselben Um
stände, und wir werden .unsere Winzer allmählich da
von überzeugen müssen, daß nicht jeder einzelne für 
sich denken kann, rondern daß es Ihre und Ihrer Mit
arbeiter A·ufgabe, Herr Minister, und Aufga·be<les Par
laments ist, -gegen den Willen des einzelnen die •Gefah
ren zu erkennen, skh stark hinter die für richtig er
~tai. .Gesetze zu stellen und darzu beizutragen, daB 

. wfr·nicht vor dem einzelnen kapitulieren, sondern ZJtigig 
die i'ns Äu'ge' gefaßten Ziele weiterverfolgen Z1Um Wohle 
von allen. 

Meine lieben Freunde! Nunmehr nur noch ein gan.l 
kurzes Wort, denn meine Kollegen wollen auch noch 
etwas sagen. Was bleibt als größte und wichtigste Auf-
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gabe bel Abschluß unserer Legislaturperiode noch übrig, 
und was ist gerade !n den letzten Wochen von uns noch 
im Weinbau- .und Weinwirtschaftsausschuß in Angriff 
genommen und angepackt worden? Das i:st ein neues 
We!ngesetz, das den veränderten Verhältnissen ent
sprechen soll. Und ich möchte abschließend sa~n. daß 
ich midi glücklich fühle feststellen Z'U können, daß der 
Weinbau- und Weinwirtschaftsausschuß in den letzten 
Wochen zügig an diese schwierige Materie heranging 
und daß es ihm gelungen LSt, mit den Verbänden Wein
bau und Weinhandel zusammen nach einer Sitzung in 
der vorigen Woche z.u einem Aibscltluß der A'.r:beit zu 
kommen und die Dinge z.Ugig durchzuführen. Wir kön
nen zu unserer Freude !eststelleh, daß wir ein Werk 
ausgearbeitet ha•bim, das wahrlich vom .Bundestag nicht 
übersehen werden kann; denn Rheinland:..Pfalz, ein 
Land mit 70 v. H. des deutschen Weinbaues, hat 'bei der 
neuen Gesetzgebung ein gewichtiges Wort mitzuspre
chen. 

Ich habe den Wunsch, Herr Minister, daß es Ihnen 
gelingt, auf Grund unserer Arbeit beim Bundeskabinett 
und im Bundestiag die Resonanz zu finden, die not
wendLg ist; denn nur so können wir unseren heLmi
schen Wein1bau retten. 

(Bei.fall bei den Regierun~arteien.) 

Vlzeprlsldent Wllms: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Müller (Emil) 

von der SPD. 

Abg. Mfiller (Emil): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich werde 
versuchen, mich kürzer zu fassen als mein Vorredner. 
Ich möchte nämlich nicht au! die einzelnen Positionen 
eingehen. Freilich dürfte es in unserem Ländchen. das 
doch nur aus Klein- und Kleinstbauern besteht, ' eine 
Selbstverständlichkeit sein, daß man sich hier gerade 
mit dem Landwirtschaftsetat eingehend befaßt. Ich 
nehme aber an, daß der Iiaushal~- und Finanzaus
schuß sich bei den vorhergegangenen Beratungen so 
Intensiv mit diesen D!ng-en be!aßt hat, daß angenom
men werden kann, daß heute keine Änderungen mehr 
durchzuführen sind. An sich ist das zu bedauern, da 
jetzt noch Probleme aufgetaucht sind, die man eigent
lich schon in diese Hauahal~beratungen hätte einbe
ziehen müssen. Sie waren damals aber noch nicht be-
kannt · 

Es handelt sich um die bevorstehenden Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Rinderluberkulose. Es wird Ihnen 
allen bekannt sein, daß vom Landwirtschaftsministe
rium eine Anordnung zur Durchführung des Tbc.-Be
kämpfunisverfahrens ergangen ist. Das bisherige Ver
fahren basierte lediglich auf freiwilliger Grundlage 
und wurde fn einzelnen Gebietsteilen durchgeführt. !eh 
komme aus e!nem solchen Gebietsteil, und ich darf da
her für mich in Anspruch nehmen, daß wir im Kreise 
Altenkirchen au! diesem Gebiet wesentliche Erfahrun
gen iiesammelt haben. Ich glaube, annehmen zu dür
fen, daß man sich diese Ver!ahren im allgemeinen et
was :ru leicht vorstellt und daß die finanziellen Ver
pflichtungen und Probleme, die sich für die Landwirt
schaft daraus ergeben, vielfach unterschätzt werden. · 

Wir habim bei der letzten Vi~hzählung !n Rhein
land-Pfalz eine R!ndviehbestand von etwa 665 000 Tie
ren festgestellt. Wenn Sie davon einen Teil an Jung
vieh. und 12 v. H. inzwischen frei gewordene Tiere ab
rechnen, dann verbleiben immer noch 550 000 Tiere, die 
dem.nächst der ImJ;?!ung zugeführt werden sollen. Wir 
haben es nun in unserem Gebiet fertiggebracht, daß 
im Kreise Altenkirchen ein Molkereieinzugsgebiet seit 
dem vergangenen Herbst vollkommen tbc~frei ist. Ich 

möchte dabei darauf hinweisen, daß wir bereits in den 
Jahren 1937/38 das freiwillige Verfahren aufgegriffen 
haben; durch die Kriegsereignisse wurde es dann ein
gestellt, nach dem Kriege aber so bald wie möglich 
wieder fortgeführt. Ich sage Ihnen das, um Sie davon 
zu Uberzeugen, daß das Problem nicht unterschätzt 
werden darf. Wenn von den 550 000 Tieren schätzungs
weise mindestens 300 000 Reagenten anfallen, die dem
nächst ausgemerzt werden sollen, so können Sie an die
sen Zahlen• ermessen, welche großen finanziellen Be
lastungen damit auf die Landwirtschaft zukommen 
werden. Wenn ich den Ausfall pro Tier nach den jetzt 
geltenden Notierungen mit einem M!nimumbetrag von 
600 DM in Ansatz bringe, so ergibt sich daraus, daß 
dies Verfahren eine Belastung von etwa 180 Millionen 
DM mit sich bringen wird. 

(Abg. Sassenroth: Hört! Hört!) 

Ich möchte belonen, daß dieses Zahlenmaterial auf 
den von uns gemachten Erfahrur.gen und auf den von 
uns laufend durchgeführten Ermittlungen basiert.. Sie 
werden sich in Zukunft davon überzeugen können, daß 
diese Angaben mit der Wirklichkeit übereinstimmen. 

Wenn wir nun dieses Verfahren, das sich als unbe
dingt notwendig erweist und dessen Durchführung -
glaube ich - dem Lande möglich sein wird, auf zehn 
Jahre ausdehnen, so wei-den jährlich dafür immerhin 
etwa 18 Millionen DM Kosten anfallen. Sie können sich 
denken, daß die Landwirtschaft eine derartige Bela
stung nicht freudigen Herzens übernimmt, zumal sie an 
und für sich ja gar keine Vorteile daraus erzielt !eh 
habe im vorigen Jahr schon darauf hingewiesen, daß 
das keine berufsständ1sche Angelegenheit ist Es ist 
vielmehr eine Angelegenheit der allgemeinen Volks
wirtschaft, und d1e muß hier auch für die Kosten 
eintreten. Die zur Verfügung gestellten Mittel wer
den meiner Ansicht nach schon allein für die Impfung 
der 550 000 Tiere verbraucht werden, so daß für Aus-
merzungsbeihil!en gar nichts übrig bleiben wird. Im 
nächsten Jahr muß es deshalb, meine Herren - Damen 
sind keine da! -, Ihre Aufgabe sein, rechtzeitig dafür 
e!nzutreten, daß wenigstens die Hälfte der Belastung 
vom Land übernommen wird. Wenn Ihnen das nicht 
gelingt, dann besteht die Gefahr, daß die jetzt lau
fend für diese Aktion zur Verfügung gestellten Mittel 
nutzlos verpuffen; denn eine derartige Belastung wird 
die Landwirtschaft nicht übernehmen können. 

Wenn Sie den Ablauf der letzten Bauernversamm
lungen verfolgt haben, dann dürfte Ihnen nicht entian
gen sein, daß man über die allgemeine Lage nicht sehr 
freudig gestimmt und daß manche böse Bemerkung 
gefallen ist. Und es dürfte nicht vorkommen, daß mir 
- wie das auf einer vorjährigen Versammlung gesche
hen ist - in bezug auf dieses Verfahren gesagt wurde: 
Ich glaube, mein Freund, es leben mehr von dieser 
Tbc-Bekämpfung als daran sterben! 

(Heiterkeit, Zurufe und Beifall bei der SPD.) 

Meine Herren, das milssen wir verhüten! Sorgen Sie 
dafür, daß solche Mißstände nicht zu verzeichnen sind! 
Mit der Bitte, die Empfehlungen, die ich Ihnen vorge
tragen habe, zu beherzigen, möchte ich meine Ausfüh
rungen schließen. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei der SPD.) 

Vll:eprl1sident Wilms: 

Das Wort hat der Herr Abgeoi·dnete Piedmont von 
der FDP. 

Abg. Pfedmont: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte für meine Fraktion km-z einige 
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Worte zum Weinbau an dieses Hohe Haus richten. Vor-
weg möchte ich gleich bemerken, daß ich die Frage 
der Anbaubegrenzung, die der Herr A:bgeordnete Wetzel 
angeschnitten hat, nicht so optimistisch und zufrieden 
beurteile, wie das aus den Worten des Herrn Kollegen 
Wetzel herausklang. 

Ich werde aber nachher auf die Materie noch 
speziell eingehen. Viele meiner Kollegen sagen im
mer, dieser große landwirtschaftliche Etat und die 
vielen Mittel, die in diesem Etat zur Verfügung ge
stellt werden, stehen in keinem Verhältnis speziell 
zum Weinbau. Um diese Fragen noch einmal hie·r an
zuschneiden, habe ich mir einige Zahlen herausge
sucht. - ich will Sie nicht sehr langweilen damit -, 
aber ich meine, für den Nichtfachmann wird es inter
essant sein zu wissen, daß wir im Weinbau rund 
50-0 000 Menschen beschäftigen, daß es 150 000 Produk
tionsbetriebe gibt, daß mengenmäßig jährlich 3 Mil
lionen Hektoliter erzeugt werden und daß eine wert
mäßige Produktion - umgerechnet in D-Mark - in 
den letzten drei Jahren wie folgt lautet: 1952 226 Mil
lionen, 1953 280 Millionen und 1954 ein Ertrag von 
325 Millionen DM, die auf das Bundesgebiet entfalJen. 
Bei diesen Zahlen sind natürlich nur die Konsumweine 
erfaßt, die im Herbst den Besitzer gewechselt haben: 
außerdem laufen die eingelagerten Weine oder Spit
zenweine noch nebenher, so daß sich diese wertmäßi
gen Zahlen noch wesentlich erhöhen. Von diesen Zah
len insgesamt kommen 70 v. H. auf unser Land. Sie 
sehen allein aus diesen Angaben, daß del" Weinbau 
in Verbindung mit der Landwirtschaft unseres Landes 
Rheinland-Pfalz die Rolle der Industrie in anderen 
Ländern spielt, und deshalb muß auch diesem Etat die 
entsprechende Bedeutung zukommen. 

Ich möchte nicht mehr auf die positiven Punkte ein'
gehen, die mein verehrter Parteikollege Schultz er
\Vähnt hat. \Vir Vr'"eTden dem Etat zustimmen und 
haben aus den Etatansätzen ersehen, daß die Ansätze 
a uch in diesem Jahre zu unserer Befriedigung er
folgt sind. Nun möchte ich zu den Punkten Stellung 
nehmen, die von unserem Kollegen Wetzel angespro
chen wurden. Besonders herausheben möchte ich -
wie Kollege Wetze! sehr richtig gesagt hat -, daß sich 
die Wi€'deraufbaukas.se bei uns im Lande sehr segens
reich ausgewirkt hat und ein erfreulicher Run auf die 
Möglichkeiten des Umbaus eingesetzt hat, speziell aus 
Rheinhessen, dem Landesteil, der sich vorher mit Hän
den und Füßen dagegen gesträubt hat. 

Meine sehr verehrten Kollegen! Darin liegt aller
dings jetzt auch eine Gefahr, und ich möchte den 
Herrn Landwirtschaftsminister darauf aufmerksam 
machen, daß man bei der Steuerung der Mittel, die ja 
- wie Herr Wetzel eben sehr schön statistisch belegt 
hat - in ziemlich beachtlicher Höhe zur Verfügung 
stehen, eine gewisse Lenkung vornehmen muß, damit 
nicht die Gebiete, die sehr. leicht und einfach umzu
stellen sind, nur um eine wunderschöne hohe Statistik 
herbeizuführen, jetzt umstellen und die tatsächlich 
notleidenden Gebiete, die durch die Reblausverseuchung 
und darüber hinaus aber auch durch ihre sehr, sehr 
schwierige Umstellung behindert sind, bisher schon 
einen Beschluß zur Zusammenlegung herbeizuführen, 
unberücksichtigt bleiben. Ich denke da besonders an 
ci.ie Gebiete, die durch Terrassen- und Mauerbau, die 
durch die Kriegsereignisse und vor allem damit in Zu
sammenhang stehend den Umbau oder die Erneuerung 
versäumt haben, die jetzt überaltert sind, die keine 
Erträge mehr bringen, die zum Teil weit unter dem 
Gesamtdurchschnitt der Erträge in unserem Lande 
stehen und auf die Dauer nicht mehl" konkurrenzfähig 
sein werden, wenn hier nicht Abnilfe geschaffen wird. 
indem man auch diesen - wenn Sie auch sehr schwer 
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zu bearbeitenden Gemeinden den Vorrang oder einen 
gewissen Vorrang in der Umstellung geben wollen -
Kreis \:>erucl<sidhtigt. 

Ich glaube, wir müssen auf dem Standpunkt stehen, 
daß zwar die Gelder prozentual entsprechend verteilt 
werden auf die Landesteile, daß man aber immer als 
erstes im At1ge haben muß, daß die notleidenden Ge
biete herankommen, ohne die Kosten. die damit ver
bunden sind, zu scheuen. 

Was gerade in diesem Zusammenhang mir als Win
zet' im Gx·erizgebiet - in der Roten Zone - nicht ge
fällt, ist die .Tatsache, daß man - und das ist auch hier 
lobend erwähnenswert - vom Bund Gelder für un
rentierliche Ma.(3nahmen für den Weinbau zur Verfü
gung gesteHt hat, daß man diese Mittel in die Rote 
Zone hineingegeben hat, dann aber dazu übergegangen 
ist, die Rote Zone nicht mehr nach dem alten Modus 
zu betrachten, sondern sie zu i;>rwc;oitern. Dcn·über hin
aus glaube ich„ daß es nicht sehr schön ist, wenn man 
auf Grund dieser Bundesmittel, die nun einmal die· 
Hilfe für ein bestimmtes noUeidendes Gebiet darstel
len soll. durch Streichen der ordentlichen Etatmittel 
wieder besch11,eidet.. Es ist dies leider Gottes nicht nur 
der Fall hier im landwirtschaftlichen Etat; ich habe 
dieselbe Beobachtung gemacht bei den Zuteilungen des 
Saargrenzgtirtels. Aus dem Sondervermögen des Grenz
landsfonds sind Gelder fül" den Saa1·grenzgürtel - sie 
wurden besonders ausgewiesen und ausgegeben - zur 
Verfügung gestellt worden. Hingegen wurden die or
dentlichen Mittel für Krankenhäuser u~w. - ich will 
jetzt nicht in diesem Zusammenhang duauf eingehen 
- entspr.echend gekürzt, so daß der tatsächliche Auf
wan(! nicht so hoch war, wie es durch Presse und Rund
fünk sowie sonstige Bekanntmachungen der Bevölke-
i'üri'g'"ethiliä~1· gesagt' worden war. ' 

Ich möchte nun hier die Gründe nennen, warum die~e 
Umstellung gerade in den Grenzgebieten und den 
schwierig zu bebauenden Gebieten nicht vollzogen wor-· 
den ist: Sie V.rissen, daß der Krieg uns daran gehindert 
hat, darüber hinaus auch die horrenden Kosten, die 
der Wegebau .allein verursacht, so daß wir in einer Ge
meinde nur schwer· einen Besc-hluß herbeiführen kön
nen, "~venn, ·die' Winzet· und Bauern die Kosten hören, 
die rni· eine derartige Zusammenlegung aufzubringen 
sind. · 

Icli möeh.te dann z.u einem anderen Problem über-
"''"""·gehe!l.,, d4s„.ebel!l.falls mein Vorredner, Herr Präsident 

Wetze!, angesprochen hat, die Anbai.lbeg:renzung. Es ist 
dies eine Frage, die von dieser Stelle aus immer bei 
den Etatbel·atungen angeschnitten worden ist; sie ist 
damals noch nicht mit del.' entsprechenden Vehemenz 
behandelt worden, aber ich glaube doch heute berech
tigte Sorgen haben zu dürfen über die Entwicklung, 
dle sich am Horizont doch mehr oder weniger abzeich
net. 

Herr Bund~landwirtschaftsminister Lübke hat vor
gestern in Koblenz anläßlich einer Veranstaltung zu 
diesem Fragenkomplex in privater Form Stellung ge
nommen. Er betrachtet die Gesamtsituation als günstig. 
Er glaubt weiter an die Konjunktur, er glaubt nicht nn 
einen Jtilckgang, sondern im Gegenteil daran, >!;laß die 
Konjunktur - speziell in unserem Weinbau - auch an
halten wird. Er ist der .Meinung, daß man den Ver
brauch von acht bis zehn Liter pro Kopf und Jahr 
steigern kann; er glaubt, daß er auf 1'5 oder gar 20 
Liter gebracht werden kann durl'.'h intem;ive Werbung 
und durch Erschließun~ neuer Absatilmöglichkeiten und 
-wege. Gebe Gott, daß es so ist, und daß wir nicht. 
e!~es anderen belehrt werden müssen; denn gleichzei
tig zeichnet sich am Horizont eine ganz andere Entwick
lung ab; es ist der Druck des Auslandes auf unseren 
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inländischen Markl Wenn man weiß, daß Fraµkreich 
ln letzter Zeit als Exportprämie pro Liter 17 D-P!en
nige zusätzlich gibt und dadurch kolossal au! den Preis 
im Inland drückt, dann sind das·schon Anzeichen da
für, daß wir sehr vorsichtig sein müssen bei der Fest
leiiung des landwirtscha!tUchen Grundgesetzes, daß 
vor allen Dinien wir hier in unserem Lande Rhein
land-Pfalz mit unserem Weinbau sehr wachsam sein 
müssen, damit in diesem landwirtschaftlichen Grund.ge
setz auch der Schutz unseres Weine11 mitverankert wird. 

Herr Bundesminister Lübke versicherte, daß zwar ln 
den nächsten fünf Jahren nicht damit zu rechnen ist, 
daß in irgendeiner Form sich die Zollsätze ändern, 
und er sprach die Hoffnung aus, daß der europäische 
Markt vor zehn oder .fün!zehn Jahren noch nicht zwn 
Tragen kommen werde, daß man sich aber in dieser 
Zelt so wnst~llen mü.ßte, daß man tatsächlich in dieser 
Zeitspanne einer eventuellen Liberalisierung des Wei
nes ins Auge sehen kann und soweit ist, daß man kon
kurrenz!ähig sein kann. 

Ich muß jetzt etwas weiter ausholen, um Ihnen klar
zumachen. wohin ich hinaus will. Wir müßten von un
serem Lande aus - und das will ich Sie, Herr Minister, 
bitten - versuchen, bei den Besprechungen In puncfo 
Wein innerhalb des landwirtschaftlichen Grundgesetzes 
den Weln als eine Spezialkultur - genau wie Obst und 
Gemüse - hineinzubringen, ihm einen entsprechenden 
Schutz verschaffen und eventuell - das wäre ein 
Vorschlag - !ür den Wein eine gewisse Sicherheits
klausel - eine Katastrophenklausel - elnbawm, und 
zwar in einem Zeitpunkt, an dem wir es an sich noch 
nicht nötig hätten. Denn wenn wir warten,. bis wir In 
eine Krise hineinschlittern, dann wird es dem Ausland 
gegenüber wesentlich schwerer sein, eine derartige 
Klausel einzu!Ugen, als es jetzt der Fall sein wird. Ich 
denke daran, daß man spezieil irgendeinen Preis - ei
nen Mindestpreis - ' festsetzt, daß, wenn die inländi
schen Weine unter das Minimum dieses Preises sinken, 
automatisch eine Einfuhrsperre einsetzt, schon in wei
ser Voraussicht dessen, daß eines Tages die Kontingen
tierung durch irgendwelche Währungsmanipulationen 
oder sonstige internationale Handelsabkommen fallen 
wird. Dann wird es schoo so seln, daß wir in dieser 
Zeit die Sperrklau!iel oder Sicherheitsklausel schon ein
Jefilhrt haben und wir dann kein großes Theater mehr 
bekommen. 

Vom Ausland wird ständig ein Druck auf unseren 
Weinmarkt ausgeübt. Tat.sächlich ist aber Frankreich 
nicht au! den Absatz in Deutschland aniewlesen, denn 
bei eingehender Betrachtung der französischen Export
zahlen ist .festzustellen, daß der Export nach Deutsch
land nur 1,2 v. H. der gesamtfranzösischen Ernte aus
macht. Wir sollten da keine Befürchtµngen haben, daß 
wir darauf eingehen, was die Franzosen uns in diesem 
Punkt als dringend notwendig aufoktroyieren wollen. 

Ich hatte gestern Gelegenheit aus einem Kesselwa
gen, der aus Frankreich mit zehngrädigem weißen 
Bordeaux frei Station München ankam, eine Probe :ru 
nehmen. Der Wein ist frei Bahnho! München für 890 
D-MIU'k je 1000 Liter ein.geführt worden; das bedeutet 
89 D-P!ennlg einschließlich Zoll, Transport., Verpackung 
frei Bahnhof München je Liter. 

(A.bg. Hachenoberg: Schade, daß sie rhn n icht mit
genommen haben! - Heiterkeit.) 

Ich werde mich bremsen, Kollege Hachenbergl Na 
ja, Sie sehen daraus, welche Gefahr darin liegt. Sie 
wissen, daß Italien streikt, weil es in der Preisgestal
tung von Frankfeich nicht mitkommen kann und auf 
unsere Handelsabkommen laufend gedrückt wird durch 
<ile Länder, die Wein anzubieten haben. 

Jetzt komme ich zu dem Problem, wohin ich eigent
lich möchte. Sie wissen, daß wir durch die Umstellung 
und durch das Weinbergswiederaufbaugesetz nun eine 
kolossale Ankur:belung des Umbaues erfahren haben. 

Sie wissen, daß durch die Umstellung von euro
päischen au! amerikanische Reben eine mengenmäßige 
Steigerung des Ertrages schon allein durch die Ver
jtineung, darüber ihlnaus durch die frohwüchsige Un
terlage und durch die neuen Erkenntnisse, die wir ge
funden haben, durch die Auswahl guter Träger, nun 
einen mehrfachen Ertrag auf einer gleichen Fläche 
erzielen. Nach durchgearbeiteten Unterlagen wird an
genommen, daß wir In fünf bis sechs Jahren etwa 
.25 v. H. wgar bi11 zu 36 v. H. einen mengenmäßigen 
Mehrertrag haben, als es bisher der Fall war. Ich 
weiß, daß ich mich jetzt in den Gegensatz zu ande
ren Kollegen setze. Ich sehe aber von meiner Warte 
aus hierin eine große Gefahr, nicht nur, daß man durch 
die Erneuerung der Wein.berge höhere Erträge erzielt, 
sondern es korrunt auch noch der Drang nach Massen
trägern dazu bzw. nach Sorten, die mehr tragen und 
dadureh die Masse erhöhen. 

{Abg. Weis: Und damit auch ·konkurrenzfähig 
werden!) 

dadurch allerdings auf den Markt drücken. 
(Abg. Weis: Denken Sie an die 800 DM pro 

1000 Liter!) 
- Herr Kollege Weis, ich habe vorher schon gesagt, 
daß ich mich speziell in diesem Punkt nicht einigen 
werde. · 

(Abg. Weis: Die Zukunft wird es lehren!) 

- Selbstverständlich, die Zukunft wird es lehren. Sie 
vertreten die eine These und ich vertrete die andere. 
Ich glaube, mir hier das Recht und sogar die Ver
pflichtung herausnehmen zu sollen, 

(Abg. Weis: Die Dinge regeln sich von selbst!) 
auch hier die Landesregierun&: darauf aufmerksam zu 
machen, daß wir jetzt schon vorsichtig sein müssen. 
Denn nachher, wenn das Kind ins Wasser gefallen 
ist, gibt keinem Winzer irgend jemand etwas. Wer 
weiß, was alles noch in unserem Wirtschaftsleb1m 
kommen kann. Es ist nicht so, daß alles auf Jahrzehnte 
hinaus vorgeplant werden kann und alles seinen Weg 
geht. wie wir es wünschen und wollen. 

(Abg. Völker: Sprechen Sie doch zum Etat, 
Herr Kollege!) 

- Ich spreche zum Etat, Herr Kolleee Völker, das hängt 
damit zusammen. 

Wenn wir jetzt die Anbalubegrenzung ~aufrecht er
halten, wie wir sie bis jetzt haben, Herr Minister, dann 
gla.ube ich, daß wir damit nicht auskommen. Herr 
Wetzel hat eben so schön gesagt, daß er erfreut ist, daß 
wir die Anbaubegrenzung haben. Ich glaube, sie mUßte 
viel strenger gefaßt werden. Sie muß n icht nur au! 
unser Land, sondern sie muß ausgedehnt werden auf 
das gesamte Anbaugebiet. Auch Hessen, Württemberg
Baden und Franken muß mit einbezogen werden. Die 
Kammerregelung, wie wir sie haben, Ist zwar nach au
ßen hin sehr schön, aber die Beachwn:g dieser Anord
nung ist meines Erachtens in alle?\ Landesteilen sehr 
lax. Ich .glaube, wir müßten von dem Berufsstand aus 
und Sie ati; Ministerium darüber wachen - diesen Vor
sc:hlag möchte ich hier machen -, daß Sie beim Bund 
vorstellig werden, ein einheiUiches Anbau:begrenzungs
geset:z zu erlassen, damit die Anbaubegrenzupgsrege
lung auch durcligeführt rwird. Es dar! nicht so weiter
gehen, wie es bisher der Fall war. Diese beiden Fak
toren können uns auf dem Weinmarkt in Zukunft ganz 
beachtliche überraschungen bringen. 

. .„„.~ ' 
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Ich möchte damit meine Aiusf.ührongen schließen und· 
bitten, daß diese Anregungen vom Ministerium aufge
griHen werden. Insbesondere muß geprüft werden, ob 
hier nicht sehr viel Wahres dran ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vlzeprl&idcnt Wilms: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hachenberg von 

der Fraktion der CDU. 

Abg. Ha.chenberg: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Heute 
vormittug hat der Herr Innenminister ln seiner Eigen
schaft als Sozialminister zu Beginn seiner Ausfü.ht'Un
gen gesa.gt, er wollte den Sprechern zum Sozialetat er
klären, diaß sie nicht in den Wind .gesprochen hätten , 
sondern daß ihre Ausführungen genaiu beobachtet und 
kontroll!ert würden. Das war eigentlich ein sehr gutes 
Prädikat. 

Ich für meinen Teil werde mich bemühen, daß der 
Herr Landwirtschaftsminister den Rednern zum Land
w!rtscha!tsetat genau dasselbe Prädikiat ausstellen 
kann. Ich bedauere außerordentlich, daß mein sehr ver
ehrter Kollege Beckenbach nicht ·hier ist. Ihm wollte 
ich nur sagen, daß er ganz recht hat, w enn er sagte, 
dnß die Betriebsgröße bei uns viel zu klein ist. Aber 
eins hat er vergessen zu sagen, daß dafür die Statistik 
nicht allein · maßgebend sein darf. Die .Ertragsmöglich
keiten zwischen den Höhengebieten und der rheinhe.s
sischen und Rheinebene sind zu verschieden. Wir vom 
Westerwald sprechen gerne, wenn wir die Rheinebene 
meinen, vom „Garten Eden''. Da wird eine Betriebs
größe von 4 Morgen noch eine gesicherte Existenz sein. 
Aber au! den Höhen des Westerwaldes müssen es 
40 Morgen sein. Dort haben wir 5 Monate Sommer 
und 7 Monate Winter. Hier ist es um.gekehrt. 

- .Ta! 

{~bg. Schmidt: De-nken Sie an die Fremden
werbung, Herr Kollege Hachenberg!) 

Aber nun zu meiner Aufgabe. Ich habe zu sprechen 
zu den Ab!;Chnitten : Fischerei, Jagd und Forstwirt
schaft. 

(Abg. Völker: Das ist ein schönes Kapitel!) 

Das sind politisch die friedlichsten Abschnitte unseres 
Etats. Wer hierzu spricht, kommt sicher nicht in die 
Gefahr, einen Vorspruch zu einer kommenden Land
tagswahlrede zu halten. 

(Abg. Hertel: Es ha t noch kein Fisch protestiert! 
- Heiterkeit im Hause. - Abg. Matthes: Kleine 

Fische!) 

Ich beginne mit dem kleinsten Abschnitt: Fischerei
verwaltung. 

Meine Damen und Herren! Im Lande Rheinland
Pialz hatten wir einst einen blühenden Berufsstand 
der Fischer. Die Gründe, warum er verschwunden Ist, 
brauche Ich Ihnen nicht vorzutragen: Verschmutzung 
der Gewässer, besonders unserer größeren Flüsse, da
zu kommt die Schiffahrt, damit sind ja die kleinen 
Fische in ihrem Lebenselement gestört; es fehlen die 
Altarme. Der Berufsstand ist bis auf einen ganz klei
nen Tell zurückgegangen. Wir haben aber die Hoff
nung, daß es besser wird. Denn wir haben kürzlich in 
Koblenz eine Vereinigung zum Schutze unserer Ge
wässer gegründet. 

Wenrt Schiffahrt und Verschmutzung des Wassers 
den Rückgang der Fischbestände in den Großwasser
läufen zur Folge hat, so waren bei unseren Gebirgs
bächen andere Gründe für den Rückgang vorhanden: 

- - - ----·---
a) Regulierung der Wasserläufe im Zuge der Zusam

menlegung, 
b) Abzug des Wassers aus den Hauptquellgebieten für 

die Wasserversorgung unserer Bevölkerung selber. 

HinsichUich der Regulierung der Wasserläufe im 
Zuge der Zusammenlegung ist erfreulicherweise eine 
grundlegende Änderung eingetreten. Landeskultur- und 
wassenvirtschaftsverwaltung haben hier gegenüber 
der früheren Arbeit grundlegend etwas anderes ge
schaffen. Dafür den Dank von dieser Stelle auszuspre
chen, ist mir ein besonderes Bedürfnis. Einstmals wur
den schnelle Wasserabläufe herbeigeCührt. Heute sucht 
man die Aufspeicherung des Wassers vorzunehmen. 
Allerdings wird es noch eine lange Zeit dauern, bis 
d!e Schäden der Vergangenheit wieder ausgeglichen 
sind. 

Wenn ich vorhin auf den Rückgang der Berufs!ischer 
hingewiesen habe, so sind die Sportangler aber wei
ter aktiv geblieben. Der Angelsport ist der Sport des 
kleinen Mannes. 

Aus einer Statistik des Jahres 1954, welche 720 Angel
Sportvereine umfaßt, ergab sich folgende soziale Schich
tung: Arbeiter 41 ,5 v. H ., Angestellte 15,4 v. H., Ge
werbetreibende 13,3 v. H., Rentner 12 v. H., Beamte 
9 v. H. und freie Berufe 8,5 v. H. 

Hieraus ersehen Sie, daß gerade unsere handarbei
tende Bevölkerung im Angelsport ihre Erholung sucht. 
Dankbar werden diese die Erhöhung des Geldansatzes 
unter Kapitel 33 Titel 302: Förc!erung der Fischerei, 
von 30 000 au! 40 000 DM begrüßen. Dabei sind wir ja 
in der glücklichen Lage, unsern Jungfischeinsatz aus 
den Fischl.:irutanstalten des eigenen Landes decken zu 
können. Ich verweise auf die Staatliche Fischzuchtan
stalt in Trier und die private große Anstalt In der 
Nähe von Mayen bei Kru!t. 

Hier hätte ich nun eine Bitte vorzutragen. Für För
derung des Jugendsportes und zur Schulung werden 
seitens des Sozialministeriums ganz erhebliche Beträge 
bereitgestellt. Viele Angelsportvereine haben Jugend
gruppen. In diesen werden junge Menschen im Angel
sport geschult und mit den gesetzlichen Bestimmungen 
über Fischfang usw. vertraut gemacht. 

Dieser Sport ist jedenfalls ungefährlicher wie man
cher andere Sport. Im Etat des Sozialministerlums sind 
60 000 DM für Schulungszwecke als Beihilfe bere itge
stellt. Ich bitte den Herrn Sozialminister, hiervon 10 000 
D-Mark zur Schulung von Junganglern abzusetzen und 
den Angelsportvereinen zuzuteilen, die Jugendgruppen 
haben. - Widerspruch erhebt sich nicht. - Es ist so be
schloosen ! -

(Heiterkeit und Beifall des Hau~es.) 

Und nun zur Jagd! Ich habe in diesem J ahr nicht 
viel zur Jagd zu sager... Das Ausführungsgesetz zum 
Bundesja~dgesetz ist mit viel Geburt.~wehen im ver
gangenen Jaht· verabschiedet worden. Das Gutachten 
von Professor Dr. Baader wollen wir hier nicht mehr 
erwähnen. Im Endziel sind wir uns einig: W:;is in 160 
Jahren gesündigt WOl"den ·ist, kann nicht in einem Ge
setz beseitigt werden. Nur eines möchte ich in Erinne
rung bt"ingen. die Zahlen in dem Gutachten von Pro
fessor Dr. Baader veranlaßten Herrn Obcrland!orst
mefster Bornmüller, m der Sitzung des Agrarpol iti
schen Ausschusses am 22. Januar zu sagen: 

Die Zahlen in dem Gutachten von Professor Dr. 
Baader sind zum großen Teil Schätzungen, die noch 
abgeändert werden müssen. 

Nun kommt der entscheidende Satzi 
Wir haben die Absicht, zu verhindern, daß der
artige Schäden entstehen. 



7'1. Sitzung, 23. März 1955 2675 

{Hachenbera> 
Meine Damen und Herren! Das .ajnd ja Rotwildschä

den. Jetzt kommen w;lr zu den Schwarzwlldschäden, 
worüber früher in fast allen Sitzungen gesprochen 
wurde. Unsere Jäger haben eine neue schwere Sorge 
bekomm~n. Dieser schneereiche Winter hat allerhand 
Schwarzkittel zur Strecke gebracht. Die Jäger haben 
nun die Sorge, dnß auch der letzte wn!ällt. Die Schwarz
k.ittel sind doch die Handwerklsburschen un5erer Wäl
der. Sie streifen einmal hierhin und einmal da~in. 
Unsere Rehe und Hirsche wollen wir gern behalten, 
abel' bel uns au! dem Westerwald könnten wir sehr 
gut au! das Schwarzwild .verzichten. 

{Zuru! von der SPD und CDU: Wir auch!) 

Ich bedauere außerordentlich, daß der Herr Finanz
minister. nicht da ist. Vorhin hat Herr Beckenbach 
gesagt, die Forstwirtschaft sei die am besten zu mel
kende Kuh. Wenn nun über diese zu melkende Kuh 
verhandelt wird, dann muß er eigentlich dabel sein. 

(Minister Dr. Zimmer: Ich werde es ihm sagen!) 

- Ich danke Ihnen, Herr Minister. E.s äst wirklich so, 
wie Kollege Beckenbach gesagt hat. :Oie Einnahmen aus 
dem Wald - ich wlll Sie mit den Zahlen nicht langwei
len - slnd von 36 Millionen im Jahre 1951 auf 45 Mil
lionen im Jahre 1955 und für Nebennutzungen von 
400 000 DM au! l 000 000 DM im Jahre 1955 gestiegen. 
Die Istzahlen sind noch weit „"ilnsti.ger. Da die Einnah
mne aus Steuern dank der gilnstl.gen Entwickltmg un-
5erer Gesamtwirtschaft in den abgelaufenen vier Jah
ren ebenfalls laufend gestiegen sind, möchte ich sagen, 
der Herr Finan.unl.n.ister von Rheinland-Pfalz hat vier 
glückliche Jahre gehabt. Größere Erschütterungen un
serer WirtschRft sind auch nicht eingetreten; es waren 
lediglich dale Ernteschäden des vergangenen Jahres zu 
verzeichnen. Und hier hat der Herr Finanzminister 
auch wirklich Illicht zu tief in die Kasse gegriffen. Ich 
möchte filr jeden Finanzminister solche fetten vier 
Jahre wünschen. 

·Nun zu den Ausgaben ! Herr Kollege Weis hat mich 
schon au! meine RedeZl:}it au!rp.erksam gemacht ; ich 
werde mich also ianz kur~ fassen_ .Nicht alle Wünsche, 
die der Verband der rheinisch-pfälzischen Forstbeam
ten In seiner Denkschrift vom 25. Januar an das Hohe 
Haus gerlchtet hat, sind erfüllt worden, nber der·Haus
halts- und Finanu.usschuß hat getan, was er tun konnte. 
Weiter ist der Wunsch Z!l.lm Ausdruck gekommen, daß 
bei der Ausbildung unserer Revierförster die Forst
schulzeit a:uf zwei Jahre erhöht werden solle. Ich glaube, 
im Augenblick ist diese Frage nicht akut. Ich halte es 
auch nicht für glücklich, die Anwärter, deren Aufgabe 
doch eigentlich die Pra:icl.s ist, zwei Jahre lang in den 
Schulräumen festzuhalten. E.s könnte vielleicht die 
Schulzeit um zwei oder drei Monat.e verlängert wer
den, aber die übrige Zeit sollten sie sich doch ip der 
Praxis betätigen. Sicher ist die Ausblldurig unserer 
Forstbeamten sehr wichtig; denn diese Beamten sollen 
nicht nur unseren Wald bauen und pflegen, sondern sie 
sollen auch Kauneute sein. Gerade diejenigen Forst
meister, die noch die Holzverwettung haben, müssen 
Kaufleute sein, sonst werden sie vom Parlament oder 
vom Herrn Landwirtscha!tsm!ndster getadelt. 

Bei dieser Gelegenheit darf ich kurz au! eile über
höhten Holzpreise im vergangenen Herbst zurückkom
men. Es ist doch sicher für einen eine Versteigerung 
leitenden Forstbeamten sehr schwer, das il:un gebotene 
Geld' !Ur die Staatskasse nicht zu vereinnahmen. Ihm 
später daraus einen Vonviurf zu machen, halte ich nicht 
für sehr richtig. 

(Abi. Jakob Demmerlc: Stimmt aber nicht ganz!) 
Besser wäre es gewesen, wenn die Holzkäufer etwas 

mehr Disziplin gezeigt hät ten. Erfreulicherweise sind 

„.,, 

wir ja heute soweit, daß sich die Holzpreise wieder 
etwas normalisiert haben. 

Noch ein Wort an den Herrn Finanzminister! Dem 
Herrn Finanzminister wollte ich Gelegenheit geben, 
ein gutes ~äft zu machen. Frilher wi.lrdt> das Holz 
mit Pferden aus dem Wald abtransportiert. Heute macht 
es der Motor. Dazu ist Vorbed~n.gung, daß unsere Wald
wege steinfest gemacht werden. Wir haben ,im Schnitt 
gesehen bei guten Wegen ein Mehrerlös von 2,- bis 4,- ' 
D-Mai:k je Festmeter. Wenn wir nun sehen, daß im 
Lande Rheinland-Pfalz in der Staat-;forstvcrwaltiuns.; 

· 680 000 Festmete1· Holz eingeschlagen werden und wir 
davon nur ein Drittel nehmen - also 230 000 Festmeter 
mit einem Mehrerlös von je 2,- DM -, so haben wir 
ein Mehr von 460 000 DM. Ich meine, der Herr Finanz
minister sollte sich dieses Geschäft nicht durchgehen 
lassen. Hier sehe ich eine gute und glückliche Kapital
anlage. Wenn der Herr Finanzminister Dr. Nowack das 
Geschä!t selbst nicht machen will, dann b itte ich doch 
um eine recht warme Empfehlung für seinen Nach
folger. 

(Sehr starke Heiterkeit im Hause.} 
Meine Damen und H:!rren! Ich komme kurz auf die 

Leistungen des Staatswaldes in den letzten fünf Jah
ren zu sprechen. Wir hatten 15 000 ha Kahlfiächen, die 
in diesen Jahren aufgeforstet worde~ sind. Wir haben 
neute noch 1,6 v. H. Kahl!läche gegenüber einem Nor
malsatz von 1 v. H. Also dürfen wir sagen, daß Parla

•ment, Regienu-1g und draußen die Verwaltung sehr 
ernstlich dafür gesorgt haben, daß die Kah.l!läch.en nicht 
allzu groß bleiben. Wir haben im Staatswald noch 
360 ha unaufgeforstete Flädten und noch 3600 ha Fläche 
Niederwald, die in ertragreichen Hochwald umgewan
delt werden muß. Beim Gemeinde- und Körperscha!ts
wald gibt es noch 45 824 ha umwandlungsfähigen Nie
derwald. 

Ich will auf die Einzelheiten, wie ich sie mir festge
legt habe, nicht eingehen, sondern nur noch ein kurzes 
Wort zum Forstgesetz sagen. Bereits im vergangenen 
Jahr hat der Herr Kollege Thome bei der Beratung 
des Etats eine Novelle zum Landesforstgesetz gefordert 
Ich glaube, dch brauche nur auf d'ie damaligen Ausfüh
rungen des Herrn Landwirtschaftsministet·s zurückzn.t
kom.men. Die vielen Anstände gegenüber dem Forstge
setz kommen meiner Ansicht ruich weniger durch die 
Sache, sondern mehr durch die Personen. Ich weiß, daß 
wisere jungen Forstbeamten als Staatsbeamte ausge
bildet werden und dann nachher zu einer Gemeind~ 
hinilberwandern. Da liegen die Schwierigkeiten. Wir 
müssen sorgen, daß diejenigen Herren, die nun einmal 
in den Gemeindewald gehen, etwas umlernen; denn, 
meine Damen und Herren, ich muß hier mal etwas 
sagen. Im vergangenen Jahr bin ich von einem Kom
munalpolitiker von Kaiserslautern durch den Stadt~ 
wald von Kaiserslautern geführt worden. 

Dieser Herr hat nicht gesagt: „Das ist der Stadt
wald von Kaiserslautern!", sondern er sagte: „Das ist 
unser Stadtwald; und wenn ich mit einem Wester
wälder Bauern durch den Gemeindewald gehe, dann 
spricht er nicht vom Gemeindewald, sondern dann 
sagt er: ,,Das ist unser Wald." 

Wenn es vom Forstmeister an - ich nehme an, die 
obere Forstleitung wird das schon verstanden haben -, 
also in der mittleren und unteren Instanz etwas bes
ser verstanden würde, sich mit den Gemeindebehörden 
auszugleichen, dann würden die Schwierigkeiten. die 
nun immer wieder genannt werden, nicht auftreten. 

Und nun zu dem lauten Ru! nach dem Bundesforst
gesetz. Ich stehe auf dem Standpunkt, daß das Bun
des!orstgesetz vielleicht wünschenswert wäre, aber 
nicht vordringlich ist. 

', :,„ 1„;, „ .. . " ~: 
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Ich kann meine Ausführungen nicht schließen, ohne 
den Männern, die unseren heimischen Wald zu be
treuen und zu bauen haben, ein Wort des Dankes für 
ihre geleistete Arbeit auszusprechen. Ich schließe das 
Landwirtschaftsministerium mit seinen Beamten selbst
verständlich mit ein. Möge ein pflichtbewußter Be
ru!sstand der Forstbeamten dem Lande Rheinland
P falz erhalten bleiben und eine Regierung und ein 
Parlament, die ebenso wie bisher die Fürsorge für 
unseren Wald als e-ine ihrer vornehmsten Pflichten 
ansehen. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Vlzeprll.sldent Wilms: 

Das ·wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Haben 
Sie keine Bange; ich habe weder die Absicht, an die 
Lobemauer des Herrn Kollegen Diel zu treten noch 
an eine Klagemauer. 

(Abg. Diel: An welche erste Mauer?) 

- An die Lobemauer. Ich möchte nur den Herrn Land
wirtschaftsminister !ragen, wie es mit der Abwicklung 
der Erntehil!saktion steht. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Nach. den mir gemachten Mitteilungen ist die von 
dem Herrn Finanzminister zugesagte zweite Rate bis 
zur Stunde dem Landwirtschaftsministerium nicht zur 
Verfügung gestellt worden, so daß die Abwicklung der 
ersten Teilaktion bisher nicht erfolgen konnte. 

(Hört, hört! bei der SPD.) 

Ich möchte dazu nur eine Bemerkung machen. Wenn 
die Aktion überhaupt einen Sinn haben soll, dann 
müssen die Mittel jetlt kommen und nicht erst in einem 
Jahre. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Ich bitte den Herrn Minister, die Frage zu beant
worten. 

Im übrigen möchte !eh einige Bemerkungen zum 
Etat machen. Namens der sozialdemokratischen Frak
tion bin ich beauftragt mitzuteilen, daß wir zum Ka
pitel 07 30 die Herabsetzung des Haushaltsausschuß
Voranschlages von 4'5 Millionen auf 42 Millionen DM 
morgen beantragen werden, also hier die Wiederher
stellung der Reglerungsvorlage. 

Wir haben im Haushalts- und Finanzausschuß be
reit!; bei Erhöhung dieses Titels erhebliche Sorgen 
gehabt, ob diese starke Erhöhung nicht zu Lasten 
eines übergebührlichen Holzeinschlages gehen würde. 

Des weiteren werden wir beantragen, Kapitel 02 Ti
tel 300, von 395 000 DM auf 500 000 DM zu erhöhen, 
Kapitel 02 Titel 303 von 290 000 DM auf 400 000 DM, 
Kapitel 40 Titel 300 von 1 200 000 aui 1 700 000 DM, 
Kapitel 41 Titel 300 von 500 000 auf 800 000 DM, Kapitel 
41 Titel 301 von 1100 000 DM auf 1 500 000 DM, Kapitel 
41 Titel 302 von 2 100 000 auf 2 685 000 DM. 

(Heiterkeit. - Zurufe von verschiedenen Seiten. -
Unruhe. - Abg. Dr. Boden: Dab ~ind ja lO Millio-

nen mehr!) 

- Meine Damen und Herren! Ich danke Ihnen für Ihre 
Verwunderung. Ich darf Ihnen verraten, daß die sozial
demokratische Landtagsfraktion zunächst beschlossen 
hatte, au( Erhöhung_santräge im wesentlichen zu ver
:dchten. 

(Abg. Dr . Boden : Ja, darüber wa ren wir uns einig!) 

Wenn wir heute entgegen diesem Beschluß diesen 
Erhöhungsantrag vorlegen, dann ~eben wir uns dazu 
in die Lage versetzt, nachdem der Herr Ministerpräsi
dent bei Beginn der Haushaltsberatungen bekanntgege
ben hat, daß die Bundeszuschußmittel von 65 Millionen 
auf 75 Millionen erhöht worden seien. 

(Abg. Dr. Boden: Wir kennen aber doch nicht die 
Auswirkungen der Finanzre!orm!) 

- Entschuldigen Sie, Herr Kollege Dr. Boden! Wir ha
ben einen ausgeglichenen Haushalt vorgelegt; 

(Abg. Dr. Boden: Richtig!) 
und wenn der Herr Ministerpräsident uns entgegen ei
nem Ansatz von 65 Millionen jetzt 75 Millionen DM, 
das heißt also 10 Millionen DM mehr, ankündigt, dann 
ist dieser Landtag verpfüchtet, diese 10 Millionen un
terzubringen, denn sonst wäre der Haushalt ebenfalls 
nicht mehr wahr; daher unsere Anträge. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Boden: Nein, man 
muß, kaufmännisch gesehen, eine Rückstellung 
vornehmen für die Ausgaben, die sich als Mehr" 
ausgaben aus dem Finanzreformgesetz: ergeben; 

dafür sind die 10 Millionen da!) 

Vb:epl'isldent Wilms: 

Herr Abgeordneter Schmidt! Ihre Anträge werden 
vorgelegt; ich habe sie im Eingang gesehen. Sie werden 
morgen zur dritten Lesung vorgelegt. 

Das Wort hat nun der Herr Abgeordnete Weis von 
der Fraktion der CDU. 

Abg. Wels: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich hatte nicht die Absicht, mich zum Wort tu 
melden. Aber hier ist heute mittag ein Problem ange
sprochen worden, das mich dazu veranlaßt, Stellung 
zu nehmen, und zwar das Problem dt:>r kleinen land" 
wirtschaftlichen Existenzen. 

Ich weiß nicht, ob das die richtige Bezeichnung dafür 
ist. Ich. könnte mir vorstellen, daß man es besser titu
lieren würde als das Problem der Höhengebiete des 
Landes Rheinland-Pfalz. 

Herr Beckenbach hat heute mittag mit Zahlen hier 
operiert - die in die Hunderttausende hineingehen -
von Betrieben, die sich so um 2 bis 3 Hektar herum 
bewegen. Bei dieser Zahlenangabe dürfte etwa$ nicht 
ganz in Ordnung sein. Statistisch mügen diese Zahlen 
wohl stimmen. Herr Beckenbach vergißt dabei aber, 
zu bedenken, daß hierunter eine Menge von Betrieben 
ist, die nicht als - sagen wir einmal - Hauptbetriebe, 
sondern als Nebenbetriebe anzusehen sind. Dazu ge
hören die hunderttausend wc'inbauliche Existenzen, von 
denen wir ja wissen, daß auch schon ein Betrieb von 
einem halben bis eineinhalb Hektar - je nach der Güte 
des Bodens und der Reben - in der Lage ist, eine 
Ackernahrung abzugeben, abgesehen von den vielen 
gärtnerischen Betrieben, die ebenfalls auf kleiner Flä
che in der Lage sind, ihren Mann zu ernähren. 

Ich möchte nun zu dem eben von mir angekündigten 
Problem der Höhengebiete einiges sagen. Dabei er
scheint mir wichtig, darauf hinzuweisen, daß trotz aller 
gutgemeinten Förderungsmaßnahmen unseres Landes 
und des Bundes für die Landwirtschaft allgemein da
mit eine Hilfe gegeben wird, daß diese Maßnahmen 
aber für einen Teil dieser Höhengebiete keine wirksame 
Hilfe darstellen können. Die Landwirtschaft dieser Ge
biete steht immer vor besonderen Schwierigkeiten. Eine 
allzu kleine Wirtschaftsfläche und besonders karger 
Boden sind auch durch die besten Flurbereinigungen 
wenig zu bessern und noch weniger zu erweitern . 12 



77. Sitzung, 23. März 1955 2677 

(Wels) 

bis 20 Morien Betriebsfläche bleiben immer nur 12 bis 
20 Moriien. So sehr auch hier eine Besserst.ellung vor 
sich iieht, wird diese doch naturgemäß nicht als aus-
1·e!chend erkannt werden können. 

So werden wir uns also auch nach Abschluß all der 
in Gang befindlichen, gutgemeinten staatlichen Förde
rungsmaßnahmen vor die Tatsache gestellt ~hen, daß 
den eben genannten Gebieten der Eifel, des Hunsrücks, 
des Hochwald& und auch teilweii>e des Westerwaldes 
hiermit nicht in ausreichendem Maße geholfen werden 
kann. Diese Gebiete wären demnach dazu verurteilt, 
an dem gehobenen Lebensstandard des Weit.aus größten 
Teiles unserer Bevölkerung nicht teilnehmen zu kön· 
nen. Die höheren Preise, die von den Menschen dieser 
Gebiete für· ihre Produktionsgüter geforderi werden, 
würden ihre Laae, selb~t wenn sie gewährt werden 
könnten, auch nicht ausschlaggebend verbesi>ern; denn 
auch hier wird das Marschtempo.bestimmt vom wirt
schaftlich Starken und nicht vom wirtschaftlich Schwa
chen. Den Starken also, dem größten Teil unserer 
Landwirtschaft, werden wir durch diese Maßnahmen 
helfen können; nicht aber - ;venigstens nicht in aus
reichendem Maße - werden wir den Gebie~en helfen 
können, von denen ich eben sprach. 

Es wird wohl niemand in der Lage sein, hier im 
Handumdrehen eine Patentlösung zu finden. Um so 
notwendiger aber erscheint es mir, daß wir uns alle 
miteinander mit dieser Frage beschäftigen. Es darf 
nämlich nie so weit kommen, daß bei weiterer Fort
entwkklung der wirtschaftlichen Verhältnisse, die zu 
90 v. H. !Ur unser Volk heute schon zu verzeichnen 
sind, auch nur 10 v. H, unseres Volkes sich gezwungen 
sehen, unverschuldet ein Schattendasein zu :führen. , 

Die von mir aufgezeigten Tatsachen entwidceln sich 
daher, wenn es nicht schon so weit ist, zu einem ech
ten sozialen Problem, und das ist das Problem Nr. 1 
unserer Landwirtschaft, dem nur mit besonderen 
Maßnahmen wirksam entgegengetreten werden kann. 
Subventionen und persönliche Zuschüsse allein kön
nen hier keine wirksame Hilfe mehr darstellen. Nur 
dann, wenn wir alle, Regierung und Parlament, ernst
haft und nachhaltig bemüht sind, unter Einsatz aller 
zur Verfügung stehenden Mittel nach einer Lösung zu 
suchen, werden wir in der Lage sein, diesem au! uns 
zukommenden Notstand wirksam zu begegn~n: 

Ich bitte daher das Parlament sowie die Regieruna 
unseres Landes, mit besonderen Maßnahmen diesem 
au! uns zukommenden Notstand entgegenzuwirken. Ich 
warne jedoch davor, glauben zu wollen, daß die in 
Gang be!Indlichen Maßnahmen auch nur in etwa aus
reichen werden, um den eben genannten Gebieten hel
fen zu können. Denn das soziale Gefälle wird von Tag 
zu Tag nach dieser Seite hin immer größer. 

Ich wäre zwar in der Lage, mit einigen wirksamen 
Vorschlägen hier anzudienen. Aber ich glaube nicht, 
daß die Zeit dazu richtig ist und daß diesem scheiden
den P ai;-lament noch eine derartige Aufgabe zugedacht 
werden könnte. Ich bin daher der Meinung, man sollte 
die kün!Ugen Ausschüsse, die hier in Frage kämen, 
mit einer gründlichen PrUfwig dieses Problems beauf
tragen. Es kommt nicht nur der A.grarausschuß in 
Frage, sondern auch der Wirtsc:haf~ust!Cfiuß; denn 
es Ist nicht zuletzt auch eine Wirtsclla!tsfi-age, und nut 
im Einvernehmen mit diesem AussChuß könnte viel
leicht der Agraraussc:huO mit seinen Experten in der 

. Lage sein, sich mit dieser Frage dann nachher im kom
menden Landtai ernsthaft zu beschäftigen. 

Ich richte daher die Bitte an Sie, diese von mir vor
getragenen Gedanken nicht untergehen zu lassen, son
dern ich emp!ehle denjenigen Damen und Herren, die 

die Ehre haben werden, auch im nächsten Parlament 
hier für unser Volk tätig sein zu dürfen, sich dieser 
Aufgabe besonders anzunehmen. Denn wenn man sich 
dieser Aufgabe annimmt, ist man für einen Tell un
seres Volkes tätig, der eine Hilfe notwendig braucht, 
und uiis allen muß es der Mühe wert sein, für diesen 
Volksteil tätig zu sein. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vlzeprllsident Wilms: 

Das Wort hat der Abgeordnete Müller (Herbert) von 
der Fraktion der SPD. 

Abg. Herbert MU.ller: 

Verehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und 
Herren! Ich wende mich bei meinen Darlegungen zu 
Kapitel 07 41 Wasserwirtschaftsfragen zu. Leider kann 
ich bei diesem Kapitel, das Fraeen aus vielen Gebie
ten umfaßt, nur einige Punkte in meine Betrachtun
gen einbeziehen. 

Eine Fülle von wlssenscbafUichern Material der Bio
logen und Geologen, Untersuchungen der' Gemeinden 
und Gesundheitsämter und Gutachten von Wasser
fachleuten verzeichnen die Notwendigkeit der Schaf
fung von Kläranlagen und Kanalisationen. Es liegt eine 
solche Fülle von Material vor, daO die Bedeutung der 
Frage nicht mehr übersehen werden kann, und ich 
glaube, wir müssen alles tun, um diese Notwendig
keiten einer raschen Lösung zuzuführen. Dabei sind 
wir uns bewußt, daß man den Kommunen, den Län
dern und der privaten Wirtschaft Belastungen auf
erlegen muß, die kaum getragen werden können. Aber 
diese Belastungen sind infolge der Größe der vorhan
denen Gefahren, die als eine immer größer werdende 
Lawine auf uns zukommen, WlVermeidlich, und wegen 
der bedenklichen Gefahren sind diese Anforderun
gen vertretbar. Und ich glaube, diese notwendigen Aus
gaben werden auf uns zurückkommen als ein Segen 
filr die gesamte Volksgesundheit und Volkswirt.schalt. 

Ich. glaube, daß ein Blick in die Presse und in die 
wissenschaftliche Literatur deutlich klarmacht, daß 
das Problem sehr ernst geworden ist und wir diese 
Aufgaben nicht unterschätzen dürfen. 

Auch der Mangel an finanziellen Mitteln darr WlS 

nicht dazu verleiten, die Lösung dieser Fragen hinaus
zuschieben. Wenn der Rhein als der ro:unutzigste Fluß 
in ganz Deutschland bezeichnet wird - wo~i ich auf 
die Tatsache hinweise, daß wir große Stredcen des 
Rheines als unser Landeseigentum bezeichnen -, wenn 
jährlich 14 000 Tonnen hochkonzentrierte Industries-alze 
durch den .Rhein ins Mee1· wandern, dazu 4 Millionen 
Tonnen Kloakenschlamm und vieles andere, dann ist 
das der Beweis dafür, d11ß die gesundheitlichen ~
fahren groß sind. Ein Erlaß der Landesregien:ng hat 
neuerdings wiederum darauf hingewiesen, daß das 
Baden im Rhein aus gesun<iheiUichen Gründen verbo
ten i.st. Wenn e ine Reihe' von Wasse1werken und Was
sergewinnungsanlagen in der Nähe von Flüssen liegt 
und diese Ströme in das Grundwasser und damit in 
die Brunnen hineingeiangen, so müssen wir uns bewußt 
sein, welche Gefahren dadurch entstehen . Ich dar! an 
die große Typhu3epidemie in Neuötting im Jahre 1948 
erinnern, die nur deshalb entstand, weil eine Abwas
serleitung schadhatt gcwol'den war und dadurch das 
verschmutzte WaS\Ser in das Grundwasser und in die 
Brunnen gelangte. Diese Epidemie fOrderte damals 97 
Tote und über 1070 Menschen wurden au! eins Kran
kenbett geworfen. Wir müs:;en alles tun, um solche 
Vorkommnise zu verhindern. 

••.• •1,: 1 „ .. "' .. 
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Nach einer Meldung in der Presse - die vom staatlichen 
Wasserwirtschaftsamt überprüft worden ist - gibt es 
bei Rodenbach (Landkreis Kaiserslautern) in der Pfalz 
ein Munitionslage1·, dessen Ausdünstungen in das 
Grundwasser gelangen, und es gibt kein Mittel, die 
Vergiftung des Grnndwassers wieder zu beseitigen. 
Wenn wir bedenken, <laß in unserem Gebiet viele sol
che Mun-itionslager vorhanden sind, so ist darin eine 
außerordentlich bedrohliche Lage für unsere Grund
wasserströme zu ei.iblicken~ denn diese Grundwasser
ströme gelangen irgendwo wieder an die Oberfläche 
oder in die Brunneri hinein, so daß die Wasserversor
gung sehr stark ge!ähn:!et ist. Ich bin deshalb der Mei
nung, daß wir alle Mittel versuchen müssen, um die 
riatilrli~l-ie bic!ogisc...11e Reinigung unserer Ge,.vässer zu 
fördern. Der Fischereiverwaltung wird ein Zuschuß 
von 26 800 DM gewährt. Es wäre meines Erachtens ver
tretbar, wenn man hier mehr Mittel zur Verfügung 
~teilen könnte, um zum Beispiel durch den Einsatz 
von Jungfischen das Wasser natürlich., biologisch zu 
reinigen. Man sollte das nicht nur der privaten Fische
rei, der Sportfischerei, überlassen. Die Zuschüsse, die 
wir hier geben, werden mit Zinsen und Zinseszinsen 
an uns zurückfließen zugunsten der Volksgesundheit. 

In einer Sitzung des Agrarpolitischen Ausschusses 
ist von seiten eines Regierungsreferenten darauf hin
gewiesen worden, daß die Anträge zur Genehmigung 
von Kanalisationsanlagen so zahlreich sind, daß man 
kaum in der Lage sei, die Anträge zu bewältigen. Ich 
dar! weiter feststellen, Herr Minister, daß im Lande 
dal'ilbe!' g~klagt wü·d, der Apparat in den Wasserwirt
schaftsämkrn blähe sich nach oben hin auf, aber in 
den unteren Exekutivorganen fehlten die Krä1te. um 
die geplanter Aufgaben durchzuführen. Man kann ja 
hier auch nicht mehr die Maßstäbe anlegen, die vor 
Jahrzehnten gegeben waren. Heute sind wir vor neue 
Aufgubcn gestellt, und heute gilt es, neue wissenschaft
liche Erkenntnisse zu verwerten, und deshalb ist es 
absolut vertretba1·, daß man mehr Mittel zur Verfü
gung stellt, um den unteren Ausführungsorganen die 
Durchführung dieser Arbeiten zu ermöglichen. Wir soll
ten uns nicht schC'uen, dies vom Parlament zu verfangen. 

(Innenminister Dr. Zimmer: Neue Kosten!) 

- Ja, deshalb glaube ich, wir sollten die Forderung 
stellen, der Verwaltung und speziell für die unteren 
Ex<.•kutivorgane ausreichende Mittel zur Verfügung zu 
stellen. 

(lnnenministn- Dr. Zimmer: Ho.Cient)Jich hört das 
der Herr Kollege Bauer!) 

HetT Minister Stübinger hat auf einer Tagung des 
Gemeindetag~. von Rheinland-Pfalz überzeugend die 
Gefahren, die uns auf dem wasserwirtschaftlichen Ge
biet drohen, dargelegt, Ich habe nicht d€n Eindruck 
gehabt, als ob der Herr Minister aus bestimmten Grün
den übel'tz1ieben hätte; 1im Gegenteil, ich glaube sogar, 
daß die Gefahren gar nic..'1t s tark genug herausgestellt 
werden können, um die Öffentlichkeit au! dlese Pro
bleme aufmerksam 2lU machen. Wir haben ja in den 
Aui.schußsitzungen dem Herrn' Finanzminister für den 
Lirndwir\.j;chaftsetat noch zusätzliche Mittel entrissen, 
und wir haben dit:se Mittel dorthin gegeben in dem 
Bewußtsein, daß durch diese zusätzlichen Mittel be
stimmte Aufgaben erfüllt werden können. Ich muß 
aber jetzt die Fl'age stellen: Werden diese Mittel nun 
auch restlo1> ffü den Zweck verwendet, für den wir sie 
bewilligt haben? Und diese Frage muß ich mit Nein 
beantworten. kh begrUnde das damit, d,aß aus den 
Wasserwirtschaftsämtern und Verwaltun.gen darüber 
Klagen laut geworden sind, daß ihre Arbeitskraft und 
ihre Arbeitszeit bis zu 35 v. H. allein für d.ie Herstel
lung von Statistiken in Anspruch genommen werden, 

1
. die der Bund anfordert. Zu den 35 v. H. Arbeitszeit

verlust kommen dann noch 35 v. H. Personalausgaben, 
die uns verloren gehen, kommen 35 v. H. sachlich~ 

Ausgaben. kb glau.be, das ist eine Z w e c k e n t f r e m -
dun .g, die wir nicht billigen dürfen. Ich habe die Bitte, 
daß der Herr Minister für Landwirtschaft, Weinbau und 
Forsten sich mit aller Energie dagegen wehren möge. 
Wenn man - Gott weiß zu welchem Zweck - Statistiken 
braucht, dann gehört das zu der Aufgabe des Slati.:;ti
schen Amtes, aber nicht zur Aufgabe unserer Beamten, 
<lie, weil diese Terminau.fträge ihnen die Arbeitszeit 
wegnehmen, nicht zu ihren eigentlichen Arbeiten kom
men. Es ist also meine Bitte, daß man diese Dinge 
ändert. 

Ich komme nun zu einem Problem, das mir am Her
zen liegt, und übe<· das sehr geklagt wird. kh habe 
Verständnis dafür, daß die BehördenlC'iter Vt.!rsuchen, 
Aus.gaben zu beschränken. Man hat Anordnungen er
lassen, daß für Telefongespräche nur eine bestimmte, 
prozentual errechnete Summe aufgewendet werden 
darf. Ich habe Verstän®is dafür, daß man nkht not
wendige Telefongespräche unterbindet. Es ergibt sich 
aber nun, daß bereits in der Mltte des Monats die für 
Telefongespräche zur Verfügung gestellte Summe ;:iuf
gebraucht ist, und wenn nun ein Beamtet· weitere 
Telefongespräche führen muß, dann beginnt eine ho<:h
notpeinliche Befrngung zweiten und dri.tten Grades: 
Wofür wurden diese Tele!ongebübren benötigt? Die 
Folge davon ist, daß der bequeme Beamte ~:-i.gl: Ich 
habe nicht telefonieren können, ich konnte desh<llb 
nicht den Auftrag durchführen! Andere Beamten sagen: 
Die Telefongebühren sind schon überzogen, gut. dann 
fahren wir mit dem Auto dorthin[ Dann sind sie also 
mit dem Dienstauto hingefahren, und das hat mehr 
gekostetl 

(Heiterkeit des Hauses.) 

Nun fragt sich doch, meine Damen und He1Ten, was 
soll denn der Beamte machen, wenn er irgendeine Auf
gabe durchführen muß? Er sagt: Ich kann nicht telefo
nieren, denn ich habe mein Konto schon überzogen, und 
tue ich es doch, dann kommt das Verhör. So kann 
man das nicht machen. Ein neißiger Beamter, der aktiv 
ist, der muß doch verzweifeln darüber, daß er seine 
Arbeit nicht tun kann, weil da~ von einem Telefonge
spräch abhängt. Ich bin der Meinung. es sollten lieber 
30 Telefongespräche sachlich nicht begründet sein, als 
daß man die Aktivität eines Beamten auf solclle Weise 
hemmt und ihn an der Durchführung seiner Arbeit~aui
gaben hindert. Ich bitte Sie deshalb, Herr Minister, 
doch etwas mehr Vertrauen zu dem Verantwortungs
gefühl unserer Beamten und Angestellten zu haben. 
Man sollte den bequemen Menschen nicht einen Vor
wand liefern, um eine Arbeit nicht zu tun, rnndern man 
sollte die fleißigen Menschen unterstützen, die tele
fonieren, die organisieren, planen und schaffen! 

Der Herr Staatsminister Stübinger hat noch eine 
andere Frage angeschnitten, und zwar hat er bei einer 
Gelegenheit zum Ausdruck gebracht, c1· wünsche, daß 
die Kanalisierung auch deshalb gefördert werde, weil 
insbesondere auf den Dorfstraßen durch Vereisung 
verkehrstechnische Gefahren entstehen. Dazu kann ich 
einen Fall anführen, der die Gemeinde Maxdorf in der 
Pfalz - an der Bundesstraße 38 - betrifft. Dort sind in 
einem Zeitraum von drei Jahren 50 Mengchen - zum 
Teil tötlich - verunglückt. 

Marxdorf liegt zwischen Ogger;:;heim und Bad Dürk
heim. Die starkbefahrene Bundesstraße geht als Haupt
straße mitten durch den Ort. Es gibt keine Trottoire 
und keine Bordsteine. Ich war bei dem Bürgermeister. 
Er sagte: Ja, ich würde die Bordsteine setzen, die Trot
toires herrichten, aber ich muß ja erst die Kanalisation 
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hineinlegen, ehe ich das machen kann, ich habe nic;ht 
das Geld dazu, erst die Trottoire herzurichten und 
später die Kanalisation. Aber das ist eine vor kurzem 
selbständig gemachte Gemeinde, und sie hat keine !i
nanziellen Mittel. Voraussetzung wäre also, um den 
Gefahrenpunkt dort zu beseit~gen, der wirklich groß 
ist, einer solchen Gemeinde zinslose Darlehen zu geben, 
damit die Kanalisation gemacht wird, dann erst wer
den dle Bordsteine gesetzt. In dieser Angelegenheit 
hätte ich den Wunsch, daß man sie wie von mir vor
geschlagen regelt. 

Ich habe noch eine Frage, Herr Minister, die Frage 
des Frankenthaler Kanals; ich wijl sie heute p.icht be
handeln; ich bln nur der Meinung, Ihre Mitteilungen 
und die Mitteilungen des Wasserwirtschaftsamts in 
Neustadt, haben doch manches übersehen, denn in mei
ner Heimatgemeinde Ludwigshafen stehen wir vor der 
ernsten Frage, eine Zufahrtsstraße bauen zu müssen 
- eine Umgehungsstraße - zur Autobahn. Wenn die 
Frage des Kanals gelöst werden wird - wir glauben, 
daß der Kanal nicht mehr die Bedeutung hat - dann 
dür!ten wir in Ludwigshafen er!ltens besser planen 
können und zweitens wfirden wir viel, viel Geld spa
ren wenn der Kanal eingeebnet würde. Wir hätten 
die' Möglichkeit, den vielen Landwirten, die fleißig 
sind, denen aber jeden Tag Land weggenommen wird 
durch das Wachsen der städtischen Industrie, viele 
Hektar Lanq zu geben, damit sie in ihrer Landwirt
schaft tätig sein können, und es wäre möglich, den 
vielen Bauern, die heute abwandern müssen wegen 
Mangel an Land eine weitere Existenzgrundlage :r.y. 
geben. Ich möchte darnlt sagen, Herr Minister, wir 
stellen zu diesem Kapitel keine neuen Anträge, aber 
ich bitte, daß Sie zu den au!geworfenen Fragen Stel
lung nehmen und sich bemühen, den Fragen gerecht 
zu werden und besonders den Problemen L'l bezug au! 
die Telefongebühren und wegen der Statistiken sowie 
einer Reihe anderer Fragen, die ich angeschnitten habe. 

(Beifall bei d~r SPD.) 

· Vlzeprlsldcnt Wllms: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kern von der 

Fraktion der FDP. 

Abg.Kern: 

Herr Präsideott Meine Damen und Herren! Ich habe 
gestern abcnd aus dem Rundfunk erfahren, daß unser 
Herr Ministerpräsident und jeder seiner !Minister an 
je einer Feier aus Anlaß des „Tages des Baumes" teil
genommen hat oder noch teilnimmt. Ich muß Ihn~n 
sagen, daß ich mich darüber ganz besonders ge!reut 
habe, erstens weil ich selbst. Gartenbauer bin, zweitens 
weil Ich Vorsitzender des Bundes Deutscher Bawn
schulen Pfalz bin und drittens, weil ich daraus erkannt 
habe, daß unsere mühsame Propaganda, die wir früher 
für diesen Gedanken ein.geleitet ha,ben, berechtigt war 
und auf fruchtbaren Boden gefallen ist. Ich kann aller
dings nicpt verschweigen, daß ich künftig - wenn ich 
in diesem Hause weiterhln bleiben sollte - beantragen 
werde, daß, wenn wieder eine Etatberatung mit dem 
„T~g des Baumes" zusammenfällt, dann die ·vertreter 
des Gartenbaues zuerst sprechen dürfen und nicht ge
wissermaßen am Schwanz rangieren müssen. 

(Abg. Motz; Die pflanzen ja keine Obstbäume!) 

In der T4lt sind Blumen .und Zierpflanzen, Gärten 
und gestaltete Landschaft Grundlagen deutscher Le- · 
bens- und Wdhnkultur und Stütze einer :gesunden So
zialordnung. Sie sind dartlher hinaus aber noch mehr. 
Ich muß diese paar allgemeinen Bemerkungen madlen 
und ich ho!!e, nicht den Vorwurf zu bekommen, der 

vorhin in einem anderen Zusammenhang gemaCht 
wurde ; aber in diesem Hohen Hause ist über GQrten
bau noch relativ wenig und in dieser Form vielleicht 
noch gar nicht gesprochen worden, und · so seien mir 
einige ganz kur.ze .grundsätzliche Bemerkungen ge
stattet. 

Ich wollte sagen, daß der Gartenbau über die bereits 
angesprochenen Eigenschaften auch noch die sicherste 
Ernährungsgrundlage für das deutsche Volk abgibt, 
denn es kann nicht bestritten werden, daß immerdan!i, 
wenn deut.sche Erzeugnisse gartenbauUcher Art nicht 
oder nicht in ,genügender Menge vorhanden sind, im 
selben Augenblick das Ausland, das sonst allzu leicht 
bereit ist, in Ka.mpfl>re~ einzutreten, mit seinen Prei
sen so in die Höhe geht, daß sie fast unerschwinglich 
werden. Aus diesem Grunde müssen wir den deutschen 
Gartenbau weiterhin stützen, wo wir nur können. 

(Abg. Diel: Sehr richtig!) 

Da.zu kommt als mitentscheidender Faktor, daß der 
deutsche Gartenbau auch unbestrittenermaßen eine 
Quelle der Volksgesundheit ist. Das kann und wird 
niemand bestreiten. Er ist aber auch ein Auftraggeber 
der Wirtschaft, wie wir sie nicht allzu viele ·haben. Wenn 
ich mich recht erinnere, produziert der deutsche Gar
teooau mit dem, was dazu gehört, in der Bundesrepu
blik für nahezu 2 .Milliarden DM. Ich habe mir die 
Zahlen für das Land Rheinland-Pfalz beschafft und 
dabei festgestellt, daß der Verkaufswert der Garten
bauerzeugnisse, die erfaßt wurden - die erfaßbar sind-, 
wobei ein großer Teil, soweit er in den Haushalt und 
an Verwandte geht oder in sonstige Kanäle wandert, 
nicht enllhalten ist - 90 Millionen DM ausmacht, davon 
Obst und Gemüse 58 Millionen, Blumen und Zlerpfian
zen 32 Millionen DM. Die zurückliegenden Krisenzeiten 
des deutschen Gemüse- und Obstbaues haben nach allen 
mtlgllchen Experimenten mit Wertzöllen und mit Ge
wichtszöllen dann daru geführt, daß man daran gedacht 
ba t, eine gewisse Planung einzuführen, eine Andie
nun,gspfllcht zu schaffen, eine Abnahmepflicht zur Aq/.
lage zu machen, eine Anbauregelu ng vor.zuschreiben -
so ähnlich. wie man diese Dinge auch in Heiland hat -. 
einen Stiltzungsfonds zu scha !Cen - gleichfalls parallel 
zu Holland -, der dann angefaßt werdep kann, wenn 
besondere Notzeiten sind, um den Preis so zu halten. 
daß er weni-gstens die Eneugerkosten deckt, und schließ
lich noch d ie Einfuhr-Sperrzeiten. 

Sie alle können sich an die Debatten erinnern, die 
wir in diesem Ha'Uße führen mußten, weil plötzliche 
Schwemmen deutscher Produkte - sei es au! dem Ge
mflsemarkt, sei es auf dem Obstmarkt - den Absatz 
deutscher Erzeugnisse nicht mehr durchführbar er
scheinen ließen. Man ist nach langem Brüten zu dem 
Ergebnis gekommen, daß die vorhin ,geschilderten Me
thoden - auch nicht geeignet mangels gesetzlicher 
Grundlagen und infolge der Schwierigkeiten, eine ge
eignete gesetzliche Grundlage zu sch.af!en - ersetzt wer
den sollten durch die Einführung der sogenannten glei
tenden Zölle. Diese gleitenden Zölle haben in der Tat 
sehr viel für sich, und ich kann Ihnen ja hier sagen, 
daß sich sowohl der lhmdesfinanzminister als auch der 
:&undesmin·ister für Ernährung für die gleitenden Zölle 
einsetzen. Die gleitenden Zölle haben den Vorteil, daß 
hohe Einfuhrpreise niedrLge Zölle bedingen oder über
hawpt rur zollfreien Einfuhr führen, aber auch umge
kehrt. Es gfüt dadurch eine gewisse Stabilität; das ist 
unverkenn~ Der Gartenbau wird aber mit einigen 
Ge~ern rechnen müssen; soweit Ministerien in Frage 
kommen, wird die Frage vorläufig insbeisondere noch 
bei dem Wirtschaftsministerium geprüft . Dort hat man 
einige Bede11ken, aber auch die Großimporteure wer-

'•' ·:' .·. .„ 
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den mit dieser Lösung nicht ganz glücklich sein; ich 
könnte mir auch denken, daß die Gewerkschaften oppo
nieren, die schon wieder eine gewisse ·~fahr wittern, 
daß das zu einer Ver.teuerung führen könnte, was gar 
nicl!t der Fall ist. Wir müi;sen also nocl! mit einigen 
Gegnern rechnen. Jedenfalls kann man sagen, daß die 
Sperrzeiten und die Gewichts:.. und Wertzölle allein in 
gar kelnem Falle mehr genügen. Es müssen im übrigen 
die GruJ'ldsätze gelten: Binnenmarkt geht vor Export, 
Einfuhr gleich Bedarf, Export von Gartenbauerz.eug
nlssen entsprechend der Importerleichterung. 

Nun, Herr Minister, einige Vorschläge auf dem Sek
tor des Gartenbaus. Die Landes-Lehr- und Versuchs
anstalten bzw. die Forschungsanstalten sollten doch 
personell und finanziell in der Lage sein, in der Lehre, 
im Versuchswesen und in der Forschung erfolgreich 
arbeiten zu können. Dazu gehören aber personell aus
reichende Arbeitskräfte, wissenschaftliche Kräfte, Leh
rer, Techniker, Gehilfen, Arbeiter. Zur Zeit ist in jeder 
Anstalt unseres Landes der Personalstand durchaus 
unbefriedigend. Die vorgesehenen Arbeiten können 
zur Zeit überhaupt nicht durchgeführt werden. Das 
Einnahme-Soll der Anstalten darf nicht zum Selbst
zweck werden; unnötige Regietätigkeit der Behörden 
wirkt sich nur schädigend auf die freie Wirtschaft 
aus; außerdem arbeiten behördliche Regiebetriebe 
viel zu teuer; Sachmittel müssen den Anstalten in dem 
Umfang z.ur Verfügung gestellt werden, wie es ihr 
Aufgabengebiet erfordert. 

Nun eine Anregung, Herr Minister, etwas, was es 
in unserem Lande auf diesem Sektor noch nicht gibt. 
Damit der Berufsnachwuchs Gelegenheit bekommt, sich 
nach beendeter Ausbildung das praktische Rüstzeug 
und die Erfahrungen für das eine oder andere Spezial
gebiet an:i;;uelgnen, sollten die sogenannten Wechsel
stellen im Stellenplan eingeführt werden. Diese Stel
len werden nur für ein Jahr besetzt und müssen dann 
gewechselt werden; so wird in kurzer Zeit vielen 
Nachwuchskräften die Möglichkeit geboten, sich weiter 
aatsbilden zu können. Die Bezahlung müßte etwa nach 
TO. A VIII oder VII erfolgen. Diese Leute wären froh, 
wenn sie überhaupt durch den Wecl!sel von einem 
Land in das andere die Möglichkeit bekämen, die ver
schiedenen Methoden in den Anstalten kennenzu
lernen, auf die sie dann autbauen können. 

Ich will Ihnen, Herr Minister, auch eine Einspa
rungsmöglichkeit angeben, und zwar beim Pflanzen
schutz.. Die Pflanzenschutzämter sollten gesetzliche 
Pflanzenschutzmaßnahmen überwachen. Sie sollten\ 
Pflanzenschutzgemeinschaften gründen oder gründen 
helfen. Aber, von Großeinsätzen bei Katastrophen ab
gesehen, sollten sie nicht selbst praktische Durchfüh
nmg betreiben. Die Betreuung der Pfianzenschutz
ämter mit der Verwaltung von staatlich beschafften 
Pflanzenschutzgeräten wie in der Ara der Kartoffel
käferbekämpfung zu Reichsnährstandszeiten, ist abzu
lehnen. Die Einrichtung von behördlichen Reparatur
werkstätten hätten hohe Personal- und Einrichtungs
kosten zur Folge, wie Werkzeuge und Maschinen usw. 
Das Prlanzenschutzgerätelager Bad Kreuznach sollte 
aufgelöst werden. 

Das ist nicht nur meine persönliche Ansicht, sondern 
auch die Ansicht einer ganzen Reihe von Fachleuten. 
Es ist auch die grundsätzliche Ansicht eines Vor
kämpfers, so möchte ich sagen, auf diesem Gebiet, was 
die Prü!ung der Wlrtschaftllchkeit solcher Einrichtun
gen betrifft. Ich denke hier an Herrn Oberregierungs
rat Dr. Th!em. Er ist zur Zeit in Heidelberg zu er
reichen. 

(Abg. Diel: Darüber gibt es noch andere 
Meinungen!) 

'' 

- Jawohl! Ich habe ja die Einschränkung gemacht: l.>ei 
Großeinsätzen. Aber dieses ~rälelager, Herr Kollege, 
könnte man aufteilen, indem man an Gartenbauver
eine oder an irgend;velche anderen Leute, sogar an 
Privatleute, Geräte abgibt gegen Leihgebühr oder z~ 
treuen Händen. -Man könnte so erhebliche Kosten 
sparen. 

(Abg. Diel: Nein, nein!) 

Denn sie brauc-hen docl! zur Unterhaltung einc<S sol
chen Lagers e-ine Reparaturwerkstätte. Sie müs~cn 
Leute bcschärtigm. Das ist unlohncnd. Sie können das 
auch in der diesbe7.Üglichen Literatm nachlesen. 

(Abg. Diel: Sie müssen schulen uncf lehren. Das 
ist Anschauungsuntel'richt der Landwirtschaft!) 

- Hier dreht es sich ja nicht um eine Schule, sondern 
um ein Gerätelager. Aber darüber können wir bei Ge
legenheit weiter debattieren. 

(Abg. Die!: In Ordnung!) 

Jeden.falls, Herr Kollege Diel, in Nordrhein-Westfa
len wurden diese Pfianenschutz.gerätclager bereits auf
gelöst auf Grund der gleichen Betrachtungsweise, wie 
ich sie hier vorgetragen habe. 

Nun, Herr Minister, eine weitere Anregung hinsicht
lich des Blumen- und Zierpflanzenanbaues. Hier wird 
~llseits verlangt, daß eine Spezialkraft eingestellt wird, 
die sich mit der Prüfung der Betriebe bezi.\glich gewis
ser Krankheiten und Schädlinge befassen soll. Es wurde 
der Fall gemeldet, daß ein angesehene1· Betrieb an 
hunderte kleine Gärtnereien nematoden-verseuchter 
Jungpflanzen geliefert habe. Derartige Dinge müssen 
natürlich nach Möglichkeit verhindert werden, weil 
sonst Schäden entstehen, die unabsehb<H· werden. 

Nebenbei erwähnt - hat auch der Bundesernährungs-
mh-iister den Ländern dringGnd empfohlen, solche Spe
zialkräfte einzustellen. Die Schulen und die Fachbera
ter sollten sich mehr als bisher auch der kleinen Be
triebe annehmE:n. PersönlicheSonderinteressendC'rFach
berater darf es dabei nicht geben. 

Die Errichtung dE;:S Re(erates „Gartenbau" im Land
wirtschaftsminist~rium hat sich ausgesprochen ~cgem
reich erwiesen. Man weiß jct~t, an wen man sich :rn 
wenden hat. Das ist ein nicht zu unterschätzendc1· Vor
teil. Vorhet· hatte man auf dc·m Sektor Gartenbau im
mer im ganzen Land he1·umsuchcn müssen, WC'nn man 
irgendeine Auskunft haben wollte. Außerdem glaube 
ich feststellen zu können, daß unser Minister Stübinger 
in der Bl:'setzung dieses Amtes eine sehr· glückliche 
Hand hatte. 

Ein weiteres Gebiet - kurz gestreift, wo auch eine 
Einsparungsmöglichkeit vorhanden ist - ist das Gebit?t 
del" Obstverwertung. Ich habe festgestellt und wurde 
merkwürdigerweise nicht durch einen Kreisfachbera
ter für Obst- und Gartenbau, sondern durch Schh1cht
ho!direktoren, aufmerksam gemacht, aur eine beste
hende hervorragend eingerichtete neuwertige Kühlan
lage mit einem für unsere Verhältnisse ungewöhnlichen 
Fassungsvermögen. Ich denke an den Schlachthof in 
Frankenthal. Dort ~tehen 544 qm Fläche seit 1951) un
benutzt zur Verfügung. Das ist um so erstaunlicher, als 
Sie. sich alle erinnern können, daß wir in den letzten 
Jahren wiederholt hier debattiert haben, wie man das 
Obst übc.-r die Kri.;;enzeiten hinwegrelten könnte. Ich 
erinnere mich e!nes Gespräches bzw. Vorfalls beim 
Finanzamt in Bad Dürkheim - 1ich war dubcl -, wo 
ganze Wagen Zwetschen abgeladen wurden. Ich wußte 
auch nichts davon, daß in Frankenthal eine Anlage 
besteht, die immerhin in der Lage gewesen wäre, 7500 
Zentner gleichzeitig zu lagern, und zwar - je nach Be
darf - entweder auf drei bis vier Tage bei ganz schnell 
verderblichen Arhlkcln - bei Steinobst au! acht Tage 
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oder auf' Wochen und Monate beispielsweise bei Kern
obst, also Apfeln und Birnen -. 

Diese Gelegenheit wurde nicht ausgenutzt. Wie ich 
hürte, wird jetzt sogar in We!senbeim eine neue An
lage erstellt. Solche Anlagen kosten Hunderttal,Ulende 
Mark. Es ist anzunehmen, daß auch diese Anlage mit 
Zuschuß gebaut wird. Ich würde anregen, zu über
legen, daß man, bevor man neue Anlagen dieser Art 
mit Zuschu.ßmltteln baut, prlift, ob man nicht die vor
handenen zuerst ausnutzen soll. Meine Ausfüh.ntngen 
mögen nicht so verstanden werden, als ob ich gegen 
neue Anlagen etwas einzuwenden hätte. Nur ~eine 
ich, sollten die alten Anlagen zuvor ausgenutzt wer
den. 

Noch ein kurzes Wort über die Klein- und Abfin
dungsbrenner; auch im Zusammenhang mit Obstbau 
und Obstverwertung. Sie wurden ja damals eingesetzt 
und haben auch in der Tat einen Großteil der Zwet
sdlenmaische verarbeitet. Ich würde aber wünschen, 
daß unser Minister Stilbinger sich insofern auch filr 
die kleinen Abfindungsbrenner unseres Gebietes ver
wendet, als er sowohl bei deJ:" Oberfinanzdirektion in 
Koblenz wie notfalls auch "beim Bundesfln.anzmini
sterium versuchen sollte zu erreichen, daß sie gleich
mäßig behandelt werden wie die Brenner des gesam
ten übrigen Bundesiebietes und nicht schlechter. Ich 
denke hier an die verlangte Eintragung der Liter-
menge nach jedem Abtrieb. 

Die Besatzungs- und Manöver6Chäden, auch die Schä
den, die bei der Flurberelni,ung in ·Dauerkulturen auf
treten können, möchte ich nur ganz fiilcht~ streifen. 
Wir stehen auf dem Standpunkt, daß solche Schäden in 
voller Höhe wiederiUt.i\mnachen sind. Man sollte die 
Leute nicht vertrösten, bis die ~n Anlagen abge
storben sind, .90ndern die Entsdiädigungen müssen in 
dem Augenblick beuihlt werden, wo zu erkennen ist, 
daß die Leute nicht melhr in die Nutznießung dieser 
Anlegen kommen. 

Noch ein Wort z.u dem Bewässeruoj;sprojekt Vorder
pfalz. Die Art der Erled.lgung des damals elnstimmLg 
angenommenen Antrages läßt vermuten, daß es rkh
tiger und vermuU!ch fUr das Land s~r blll.iger ge
wesen wäre, ......enn ein tüchtiger .privater Wasseringe
nieur mit der gestellten Aufgabe betreut worden wäre; 
denn über Zwlschelllbescheide sind wir praktisch nicht 
hinausgekonunen. Wenn Behörden msäb:liche Aufga
ben bekommen, so ist das erste, was verlangt wird, ein 
wesentlich vergrößerter Mite.roeiteJ:"sta•b. Es wird mit 
ihm nichts gespart. 

Für das sogenannte Alpenprogramm des Landes Bay
ern, das auf Jahre die Bereitstellung von jeweils 4,5 Mil
lionen DM vorsieht, sollen Bundesmittel zur, Verfügung 
gestellt worden sein. Es wäre zu p11ilfen, ob solche Bun
desmittel nicllt auch für unser Projekt zur Verfügung 
gestellt werden könnten, zumal es si<h dabei um Auf
wendungen handelt, die sich recht gut bezalb,.lt machen. 
Ich darf einschalten, daß auch der Teilbericht, der IZU

lctzt vorgelegt wurde, ausdl'li.lck.lich .bestät~t hat, daß 
6.n der Wfrtschafillchkeit dieses Projekts überllaupt 
nicht gezirei!elt werden könne. Insoweit bin ich mit 
diesem Teilbericht durchaus zufrieden. 

Zur Waldwirtscha!tl Die Nachholau!!orstungen gehen 
jetzt zu Ende, nicht aber die Pflegearbeiten. Die Mi
schungsverhältnisse müssen laufend reguliert und ver
vollständigt werden. Ein Mehr von 500 000 DM könnte 
sich hier natilrll.ch n4r se&ensreich auswirken. Daneben 
müssen jetzt unbedingt die Straßen wid die Wege 
ernsthaft a~efaßt werden. Bayern und Baden-Würt
temberg brachten bisher ein Vielfaches unserer Lei
stungen dafür aur, auch relativ. Seit Kriegsbeginn 

wurde bei un.s n ichts Entscheidendes mehr in dlesel' 
Richtung unternommen. Die vorgesehenen Mittel soll
ten auch hier nach Möglichkeit um 500 000 DM erhöht 
werden. 

Die Pfalz. besitzt rund 50 v. H. del" Staatswaldflädle 
unseres Landes. Wir hatten aber fast 70 v. H. Einnah
men aus den Staatswaldungen von Rheinland-Pfalz. 
Dem Teil a1ber, der das Geld bringt, sollte man auch 
entsprechend davon zuteilen. .Allerdings hatten wir 
auch bei Bayern auf diesem Gebiet unseren Kummer. 

Auch aus der noteedrungenen Vernachlässigung des 
Straßenbaues haben sich die jetzigen Schwierigkeiten 
ergeben. Der Kau! von bebauten und unbebauten 
Grundstücken e.ls Ersatz. muß angestrebt werden. Der 
Schwund des Staat&waldes durch Beschlagnahmen al
ler Art muß irgendwie ausgeglichen werden. Bisher 
galt die Regelung respektive Ermächtigung, soviel an 
Neuerwerbungen !inanz.ieren zu dürfen, als durch den 
Erlös aus Verkäufen gedeckt werden konnte. 200 000 
DM sollten zur Verfügung gestellt. werden, um beson
ders günstige - nur befristete - Kaufmöglichkeiten aus
nutzen z.u können. 

Die Betonung des Grundsatzes in unserem neuen 
Jagdgesetz, daß die Holzerzeugung vor der Jagld ran
gieren müsse, ist dann - aber auch nur dann - ganz 
außerordentlich zu begrüßen, wenn dem darin zum Aus
druck gekommenen Willen des Gesetzgebers in der 
Praxis tatsäcnlich voll Rechnung .getragen wird und 
dadurch die 1bisher jährlich auf 2 bis 3 Millionen DM 
,geschätzten Wildschäden in unseren Staatswaldungen 
auf ein Minimum reduziert werden. 

Nun möchte ich noch eine kurze Bemerkung zu den 
Austührungen von Herrn Kollegen Die l machen, die 
ich als nahe-zu geschäft.<1schädigend ell'19fu.nden haibe. 

(Hört, hört! bei der CDU.) 

Herr Kollege Diel hat heute gelegenfüch seines er
sten Referates enk.lärt, daß man bloß durch die Lande 
z.u fahren ·brauche, um festzustellen, wieviel Bäume 
umgehackt werden und daß mithin der Obstbau das 
Unrentabelste sei, was es ,gibt, sinngemäß ungefähr so. 

(Abg. Diel: So ist es!) 

Dagegen, Herr Kollege Diel, muß ich heftig protestie
ren. Diese Darstellung könnte nach außen den EJndruck 
erwecken, als oo es das Vernünftigste wäre, nun alle 
seine Obstbäume umzuhacken . . Das wäre eln Verbre
dien! 

(Abg. Diel: Ich habe davon gesprochen, was ist. 
Wenn sie nicht blind durch die Streßen fahren, 

müssen S ie das sehen!) 

Lassen Sie mich einmal sagen, was ich damit füi· 
einen Gedanken zum Au sdruck bringen will. Sicher 
gab es Zeiten, in denen irgendein Artikel , irgendeine 
Obstart, gar.z besonders schlecht l:;ez.a,'1.lt wurde, sei e5 
durch eigene Uberproduktion, sei es durch w große 
Einfuhr. Ich kann Ihnen z.wei Beispiele nennen, Herr 
Kollege Dfel, da war der Preis derart abgesackt, daß 
ganze Hektare die.ser Kulturen abgeholzt wurden mlt 
dem Ergebnis, daß ein paar Jahre später diese Pro-

. dukte in ihrem Preis derart gestiegen sind, daß die 
Baurnechulen nicht mehr in der Lage s ind, jetzt schnell 
genug die Pflanrzen zu lie!ern. 

Ich erwähru? oz. B. Sauerkirschen, Johannisbeeren, ins
besondere schwarze .Johannisbeeren. Wir sind nicht 
mehr in der Lage, die Pflanzen aufzubringen, weil d ie 
Leute voreilig ihre Bestände umgehackt haben. 

Ich meine also, man sollte in einem so Hohen Hause 
wle hier die Dinge so darstellen, wie sie sind, um nicht 

.!l 
„,i,;,. 
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draußen fälsrolicherwF>ise den Eindruck entstehen zu 
lr.~sen, als ob das 'Veghaeken der Wei:sheit letzlßr 
Schluf~ ~ei. 

(Lebhafter Beifall des Hauses.) 

Vfaepräsident Wilm!>: 

D<1s Wort hat der Herr Ab~eordnele Platten von der 
Fraktion der CDU. '"! ·'' 

Abg. Platten: 
Herr Präsident! Meine i;ehr verehrten Damen un4. 

Hel'ren! Mit Rücksicht auf die starke Belastungsprobe, 
der die Herren Kollegen und auch die Herren der Re
gierung im Lauf~ dieser drei Tage ausgesetzt waren, 
will ich versprechen, höchstens 5 bis 6 Minuten hier ;;;u 
reden. 

meifall des Hauses.) 

Wenn mim im Laufe der Verhandlungen des heuii- · 1 
gen Nachmittags die manclnnal erschreckende Leere 
des Ptenarnaals betrachtete. dann mußte man zwangs
läuHg zu der Auffassung kommen, als sei der Landtag I 
von Rheinland-Pfalz nicht bauern!reundlich, sondern I 
bauemfeindlich eingestellt. 

1

. 

Demgegenüber stelle ich aber f.e5t - denn ich halle 
die Befürchtung, daß auch unsere Gäste auf den 'l."ri
btinP.n zu der eben von mir genannten negativen Au!- i 
fassung kommen könnten -, daß die Zahlen, die im j 
Haushaltsplan 07 verankert sind, das Entgegengesetzte j 
beweisen, nämlich klar erkennen lassen, daß wir doch 
einen bauernfreundlichen Landtag und eine bauern
freundliche Regierung in Rheinland-Pfalz haben. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

kh möchte nur ganz kurz einige Blitzli<:hter hier 
<1uf!euehtf'n lassen. Der Kollege Be<:kenbach von der 
Fraktion der SPD hat in seinen Ausführungen die 
biiuerliche Altersversorgung gestreiH. Um der Wahl'· 
heit die Ehre zu geben, muß ich hier erklären, daß 
ich persönlich diese8 Problem im Jahre 195'1 schon hier 
)(Ur DPbatte gestellt habe, und daß ich vor zwei Jahren 
nP.i rlPn RPrflhln!!:Pn hier im Plenarsaal die Erklärung 
abgegebf'n habe, man könne dieses Problem nicht er
ledigPn, indem man es einfach aufs Eis legt. Es llit 
wirklich hei der Struktur unseres Landes ein. Problem, 
das des Schweißes der Besten wert ist. und es besteht 
auf dem Gebiete unserer Sozialgesetzgebung eine 
Lücke. diP. nach meinem Dafürhalten eines Tages doch 
noch geschlossen werden muß. 

(Präsident Wolters übernimmt den Vorsitz.) 

Bedauerlicherweise muß ich feststellen, daß die 
I:.auernverbi.\nde anderer Ansicht sind, daß sie der 
Auff!l.~~ung sind, daß eine Pflichtversicherung dem 
Bauernstand nichl aufgebürdet werden soll. Die Stim
mung in den Höhengebieten, also in den ausgespro
chenen Notgebieten , ist allerdings andi:>rs. Aus diesem 
Grunde sage kh, daß dieses Problem einfach nicht er-
ledigt sein kann. . . 1. 

Jch miX;hte nucl1 kurz eingehen auf die 'Preisent
wicklung, Man mag der Auffasstmg sein, daß das nicht 
vor das Forum des Landtages gehört. Aber die Preis
entwicklung auf dem Schweinemarkt, wie sie sich in 
d<:"n letzten Wod1en zeigt, bedingt im wesentlichen die 
T.Jnruhe, wie sie sich heute in landwirtschaftlichen 
Kreisen zeigt. Denn wir kommen an der Tatsache nicht 
vorbei, daß die Viehhaltung - speziell die Schweine
haltung - das Rückgrat unserer kleinen landwirt
schaftlichen Betriebe, die wir in größter Mehrzahl in 
un~erem Lande hab('n, hedeutet. Und auch deshalb 

möchte icl:l an den Herrn Mini~Lerpri<:,:identen - er ist 
nicht hier f- . oder an den Herrn Innenminister die 
Frage stellen, ob es nicht möglich ist - wenn es auch 
eine Bundfulang~legenheit i~t. )!läbe es nach meinem 
Dafürhalten doch eine Handlu1he, denn wir haben ja 
auch nuf Lande~ehene eine Preisnehiirde -, sokhe Aus
wüchse· von Preisspannen, wie sie im Augenblick be
stehen, zu unterbinden. kh habe festge~tellt bei 
Sc'llJ.~T'i!!!tlW!11f'"- U~bM<'l~ewkht - Notierungen am 
Schla(:htviehmarki in Koblern:, die sieh auf 0,98 bis 1,10 
D-Mark Pl'O Pfund Lebendgewicht stellten, daB zwei 
.T~~~ . t;j,aralf! .. der Fleiscnpreis im Laden, qualitäts
mäßlg geordnet, mit 2.70 DM, 2,50 DM, 2,40 DM no
tiert wordejl ist. Diese Spunne ist nach meinem Da
fürhalten nac,b. gerechter Auffassung ohne weiteres zu 
'g;roß, u~c:i. die. ~unruhi~un~ in hi\uerlichen Kreisen 
ist zum großen Teil darauf ;.:uriickzu rühren, d<tß hier 
der Sd:i.weiß des Bauern zum großen Teil ungerech
terwei~e· in die Kanäle hineinfließt in die er recht
mäßig nkht g~h8rt Das wollte ich zur Fragt: der 
Preisbildung sagen. 

(Abg., <;tänger: Sie haben noch eine Minute!} 

Im w~entlichcn stehe ich auf dem Standpunkt. dats 
der Bauernstand von alters her einem Grundsatz ge
huldigt hat: Hilf Dir selbst, dann hilft Dir Gott· 
vielleicht" hl1tt !>ir dann auch noch ein klein wenig de1: 
Staat! Und ich bin d~r AuHa1':'sung, daß dieser Grund
satz in c'le.r Masse unseres Bauernvolkes heute noch 
vorhanden 1st. 

Damit mödite icli. schließen, und ich glaube, daß ich 
mein Wort gehalten habe. 

(Bravo~Rufe unr'! Beifall im ganzen Hause.) 

Prlisldent WoUerio~ 

Ich darf. nunmehr dem Herrn AbgP.ordneten Dr. Wo~f 
von der ,Fraktion der CDU als letztem gemeldeten Dis·
kussi?t~~~~.n.;:~ <las Wort geben. Ich bitte mtch den Ab.ge
ordneten Dr. Wolf, sich im Interesse der anderen Ab
geordneten 'kurz. zu fassen. 

Abg, Dr. Wolf: 

Ich wei·de mich bemühen, Ihrer Bitte zu ~ntsprechen, Herr i=>räsideaü · 
Meine Damen und Herren! Wenn ich die Debatte 

überlege, die hier tlber den Weinb!iu geführt wurde. 
l!lO llCheinen·mir· die Arbeiten des Weinbau- und Wein
wirtschaftsausschusses bei der Kritik etwas zu kun: 
gekommen zu sein. Meine Pfälzer Freunde insbeson
dere erwarten hier E>inige Worlo der Offenheit und 
der· Klarh~t. 

Es darf nicht der Eindruck entstehen, daß die Pfäl
zer wrnzcr mlt dem Gesetzentwurf, wie ' er erarbeitet 
worden 1st, in allem einverstanden sind. Wir haben 
zv:::ir bef' den Beratungen unsere Vorbehaltf' immer 
angcmclde·t: abrr man i!'t meist!'ns mit den Anträgen. 
der Pfalz nicht durchgedrungen, 

, • 

1

G~;~~f~ 'i~ · d~n wichtigen. Fragen der Weinverbesse
rung und' der Restsi.lße gehen unsere Ans ichten und 
mit· uns die der süddeutschen Weinbaugebiete weit 
nusein:i.nd('r. Es muß festgestellt werden, daß das, was 
der Weinbauaus!':chttß erarbeitet h1:1t, nicht. da~ letzte 
Wort 'ist, das wir Pfäb;er Winzet· zu dem Weingesetz
entwul"f zu sagen haben. 

(Abg. Dr. Adams: Es war einstimmig!) 
In einer unverbindlichen Aussprl'lche des Ausschus-

ses 
(Abg. Kuhn : Unverbindlich?) 
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mit dem Weinbau und mit dem Weinhandel glaubt 
man das Ei des Colombus gefunden zu haben, indem 
man mlt der Festlegung . einer 80prozent1gen Durth
gärung der Moste zugleich Alkohol- wie Restsüßegren
zen bestimmt wissen wollte. ·Dieser Regelung wider
sprechen wir P!äheT fm weitesten Maße. 

(Abg. Kuraner: Aucb nocb in weitestem Maße!) 

Ebenso weniJ stJmmen wir Pfälzer den Tendenzen 
zu, dle die neueren Weingesetzentwürfe bisher geof!en
bart haben, und die darauf hina~slaufen, den Naturwein 
mehr und mehr in den Hint~rgrund treten zu lassen. 
Im alten Weingesetz war der Naturwein das Maß und 
der Inhalt des ganzen Gesetzes. Von seiner Beschaffen
heit hing es ab, wie die Verbesserungen durchgeführt 
wui-den. 

An diesen alten bewährten Gnmdsätzen wollen wir 
Pfälzer nicht gerllttelt haben. Wlr widersprechen daher 
aufs schär!ste, daß ohne Rücksicht darauf, wo immer 
der Wein wächst - uhd wäre ~es selbst in Grünberg -, 
für alle Weine die gleich hohen Verbesserungsgrenzen 
eingeführt werden. 

(Abg. Kuhn: Grünberg zählt nicht zur 
Bundesrepublik!) 

Wir gleichen damit uosere Weine wohl in Alkohol 
und Süße den Auslandsweinen möglichst stark an, 
schaden aber damit .zugleich dem Charakter und der 
Eigenart der deutschen Weine. Es besteht die Gefahr, 
wenn die Verbesserungsgrenzen zu stark verschoben 
werden, daß die Qualitätsförderung und die Qualitäts
steigerung, die heute im deutschen Weinbau Schon so 
große Fortschritte gemacht haben, starke Einbußen er
leiden .zum Schaden t\llseri!S gesamteJ:!. Weinbaues. 

So stellt der Entwurf des Weingesehzles vom Wein
baou- und Welnwirtscha!bausschu.ß -wohl eine ~merken
nenswerte Mltal'beit bei der Lösung der schwierigen 
Probleme dar; aber .die Lösung selbst bringt er 'nicht. 

Die Fachverbände gerade der süddeutschen Wein
baugebiete werden nicht verfehlen, die Grundsätze, 
die sie bei der· Neugestaltung des Weingesetzes ge
wahrt wissen wollten, dem Bundestag rechtzeitig zur 
Kenn t.nis zu bringen. 

Und nun, meine Damen und Herren, noch einige 
Worte des Dank.es an das Parlament und ap die Lan
desregierung. Dabei darf ich erinnern an die Inten
danturweine, die so viel Staub in der Winzerschaft 
aufgewirbelt haben. Wir Winzer erkennen dankbar an, 
daß das Parlament besten Willens war, den Winzern 
zu helfen, als es dem Intendant\U'Weingesetz einstim
mig seine Zustimmung ga.b. Das Urteil des Verfas
sungsgerichtshofes in Karlsruhe aber 'hat die Winzer 
aufs tiefste enttäuscht. Es entspricht nicht dem, was 
sich unsere Winzer von Recht und Gerechtigkeit ver
sprechen. Der Verfassungsgerichtshof hat es sich etwas 
allzu le.icht". gemacht, sein Urteil zu begründen mit 
Währungsverlusten, die durch Landesgesetz nicht aus
geglichen werden dürfen. Man vergißt aber .dabei die 
Kehrseite der Medaille, daß es nicht so sehr Wäh
rungsschäden waren, .die in den Intendanturwein
Zeften entstanden sind, sondern· daß es vor allem Be
sa tiungsscbäden waren, denen die Winzer zum Opfer 
fielen. 

Die einsichtigen Winzer erkennen gern an, daß nach 
Ablehnung des Intendanturweingesetzes durch den 
Verfassungsgerichtshof qas Parlament keine rechtliche 
Möglichkeit beslfat, auf Landesebene dem einzelnen 
Winzer den entstand-enen Schaden auarugleichen. Um 
so höher wissen wir es anzuerkennen., daß die Landes
reglenmg und ditt Haushalts- und FinanxaUSBChuß 
unter Zustimmung aller Fraktionen sich entschlossen 

haben, unter einem besonderen Titel noch 600 000 DM 
für aU&emeine Beihilfen zur Behebung der Notstände 
im Weinbau .zu bewilligen. Datür sei Ihnen, meine Da
men und Herren, herzlichst ,gedankt 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Pri.sident Wolters: 

Meine Damen und Herren! Der Heoc Abgeordnete 
Schmidt hat nocb einmal gebeten, drei Sätze sagen zu 
dürfen. Ich darf aber bitten, daß wir nunmehr nicht 
über das Weingesetz debattieren, denn wir sind bei der 
Etatberatung. 

Abg. Schmidt: · 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Haben 
Sie keine Bange; ich wollte nur folgendes feststellen. 

Bei den Schlußberatungen im Welnbauausschuß ha
ben die Herren Kollegen von der Pfalz den Empfeh
lungen des Weinbauausschusses zugestimmt. 

(Zurufe von verschiedenen Seiten: 
.rawohl! einstimmig!) 

Unter denen, die zustimmten, befand sich auch der 
Herr Kolleg~ Dr. Woll. Man scheint aber, wenn man 
in_ Gebietsverbänden unter sieb ist, Herr Kollege Dr. 
Wo!!, sich allgemeinen Argumenten nicbt mehr beugen 
zu wollen. 

Damit bin ich fertig; ich darf noch einen Schlußsatz 
anfüg:en. Ich _mache Sie, Herr Kollege Dr. Wolf, mit 
Ihren gesamten Kollegen darauf aufmerksam, daß, 
wenn in Bonn au! Grund der nunmehr anscheinend 
neu aufkommenden Streitigkeiten die Gesamtre&eluni 
schlechter wird, als wir sie gemeinsam gewünscht ha
ben, diejenigen, die jetzt diesen Streit beginnen., auch 
!Ur die möglichen Folgen allein die Verantwortung 
tragen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Prbident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Staatsminister Stübinger. 

Mlnfster Stübincer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn ich 
die Diskussion, die wir heute in einer solchen Breite 
zu meinem Etat geführt haben, in etwa in ihrer Ten
denz zusammenfassen darf, so glaube ich, d-aß alle Par
teien dieses Hohen Hauses mit mir in der einen Fest
steUung einig sind, daß die Landwirtschaft infolge ihrer 
so engen Bindung zur Natur im Körper unserer gesam
ten deutschen Volkswirtschaft zweifellos im Augen
blick das schwächste Glied darstellt; 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

und eine kluge Staatsregierung muß demnach bestrebt 
sein, aus sozialen und demokratischen Gründen her-
aus einen Ausgleich zu schatten. ' 

Daibei ist mir völlig klar, daß wir, dieses Parlament 
hier, und unser Land Rheinland-Pfalz, das ein verhält
nismäßig stark aus~prägtes Agrarland ist, nicht allein 
die Mittel au1bringen können, um die Landwirtschaft 
so fördern zu können, daß sie den Anschluß an dde ee
samte Entwicklung unserer deutschen Wirtsdtaft fin
den wird. Denn wie bereits mehmials heute betont 
worden Ist, wird letzten Endes die .Agrar- und Ernäh
rw:igspolitik - wen!ptens in allen Grundsatz.fracen -
von der Bundesregierung betrieben. 

Die wichtige Steuerung der Agrareinfuhren, wichtige 
agral'POlitisc:he Rahmengesetze werden im Bundestag 

„ .... ~ . . 1 
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besdllossen und schließlich von der Bundesregierung 
erlassen. Nur über den Bundesrat nehmen wir als Lan
dcs1·e~iel'llng Einfluß auf die Agrarpolitik der Bunde11-
regie1·ung. Und hier mul3 natürlich gesagt werden, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. daß schlieU
lic:h die Interessen der E>i.nze!nen Länder nicht .in allen 
Fragen konform gehen. Ich erinnere in diesem Zusam
menhang nur an .die Grenzfa.ndhilfe, an Fragen der 
ZwcckmäßigkQit und B~preclmngen von Einfuhren an 
W·~h\, 01:>:<t, GFoITJüse usw. 

Dennod1 d!!rf wohl gesagt werden, daß die Dinge im 
großen und ganzen im parJamentarischen Raum e,inen 
erträglichen Ablauf :i.ehmen. Unserem Lande !Jleibt ge
nügend Spielraum, um das Notwendige für die Hebung 
und Förderung seiner Agrarerzeugu·ng zu tun und ·um 
(' ine Besi;enmg des Leben:;standards der Landbevölke
run~ bemüht zu sein . 

Icl~ betrachte deshalb, meine sehr geehrten .Damen 
und Herren, die Bereitwilligkeit dieses Hohen Hauses, 
zu einer Verbesserung der Lebens- und Leistungs.kraiL 
unserer Agrarwirti;chaft die Hand zu bieten, als ein 
g11t<"s Vor:>.eichen. 

Unser Land ist - wie kh bereits gesagt habe - 2ll.1Xll 

großen Teil ein au"Sgesprochenes Agrarland. Der Le
bensstandard ·~einPr Revölkerung hängt also stark von 
der LeistungRkraft seiner Agrarerzeugung ab, die ilu~
seit:;; e.nv, verfl<>ehtP.n i~t mit zahlreichen Industrie- und 
Gewerbeiweigen unrl damit eng vel."flochten ist mit 
den Menschen, die in diesen Zweiiren unserer Win
sc'ha(t Arbeit und Erwerb finden. Ich habe immer wie
der betont. daß die Wohlfahrt dieses Landes weit
g~heud von dem WohJergehen seiner ländlichen Bevöl· 
kerun.g abhängt. Es ist deshalb erfreulich. daß wichtige 
Schwerpunkte der Agrarwirtschaft auch im Et.at 19-55 
eine wesentlich int~nsivere Fördenmg er.fahren kön
nen durch die Erhöhung wichtiger Etatpositionen. Ich 
mi\chtP. in diesem Zusammenhang drei Hauptpunkte in 
den Vordergrund rücken, die um: im vergangenen Jahr 
und <1ur.h im kommenden Jahr in erster Linie beschä(
li~en w e:rden. 

Dit> Fr;ige Nummer eins lautet ; Ist und bleibt es nol
wendig, die beträ<:htUchen Ernteschäden des Jahres 1954 
<:lurch eine solche Hilfe auszugleichen, daß die betrof
fenen Betriebe in die La~e versetzt wurden und v.-er
den, ohne F:in~ränkung wieder weiterwimchaften zu 
könnPn und Jeistunli(;;fähig ru bleiben? Das zweite Pr:>
blem. d a;; •uni; ~mf den Nägeln .brennt, ist. die notwen
digPn Rationalisierun.g&bestrebungen unserer Ag.rarer
zeugun'{ durch entsprechende Hilfen zu unten;tützen 
bzw. anzurPEen. Und das dritte -undwohldasHauptpro
blem - ist die Frage, die heute von fast allen Prarteien 
„11fg1>prifff'n wurde. nämlich, die .gerade in unserem 
Lande vorhandenen 1:;tn1kturmiingel du1'Ch syst.ema
tiFche Maßnahmen <ler I..ande;;kultur beseitigen zu hel
fen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Jahr 
1954 hat uns einmal wieder mit aller Eindrin.glichkt:!lt 
gezeigt, welchen destruktiven Einflüssen die Agrar
er7.eugung unterworfen sein kann. Wir können wohl 
die Fes l:-:tellung treffen, daß unsere Landwirtschaft im 
letzten ,fahr alle Voroedinl(ungen erfüllt hatte, um im 
Jahre 1954 durcll Fleiß und Ausdauer eine ihrer besten 
Ernten zu ermöglichen. Um ~o bedauerlicher war dann 
die Tatsache, daß die zu erwartende große Ernte durch 
nachfolgende ungünstige Witterungseinflüsse weniger 
mengenmäßig als qualitativ sehr stark beeinträchtigt 
wurde. Bedauerlich ist, daß die Schäden besonders Jn 
unseren strukturellen Notstan<lsgebieten - also in un
se:·cn Höhengebieten - entstanden sind. wo die Ernte 
zum Teil infolge des Dauerregens nicht tieborgen we.t-

den: . .\i;Qonte.„~i.1;~· 1:~·&ibt :;ich - und das mü;;scn wir uns 
.am . .Ende„dieser Entschädigungsaktion vielleicht als die 
ernste:;te Frage vonhalten - die grundsätzliche ~'rage, 
ob in diesen Gebielen die Ackerkultur nicht zu weit 

i vorgetrieben worden ist, daß also Ackerbau in mehr 
. : .. . odet;' „„W:~l:li.&~!:' „.1.lQg~ign,~ten Lagen getrieben wird -. 

getrieben wird unter der Voraussclzu111;:, daB die Men
schen, bedingt durch die Erni.ihru11g~schwieri1;:keite11, 
von dem Jahr 1935 oder 1938 att dort Grünland in 
.Ack.erla.ud \l.mgewandelt haben. Also einfach aus der Not 
der Zelt heraus ~ind die Men!«'lwn damals gezwungen 
worden, ·rm Interesse ihrer eigenen Ernährung Acker
bau· tn' "Gebieten zu betreiben, wo er eigentlich nicht 
hingehört. Tch" gl;111be, wir sollten uns GE>dank('n dar
über machen, oh hier nirht oer Ackerbau zugunsten 
einer lnten;:;ivPn GriinlRnrlnut7:11ng ;:urückzutre tcn 
h5tt.e. Son!d würrlE\ ei: dlei;c>m Hohen Hause in jedem 
dritten oder vic-rten Jahr - oder a\lm meinetwegen 
in jedem sechsten oder achten Jahr - passieren kön
nen, daß wir vor derselben Frnge stehen, diese nif.':
dex:schla&s~cben und an für sich strukturell schwa
chen Gebiete durch gewaltige Htlfsmaßnahmen unter
stützen zu müssen. kh bin mir bewußt, daß dies eine 
sehr delikflt~ Frage ist, die nur durch eine grund
legen<fe Regelung iler gesamten wirtsc~aftlichen Ver
hältnisse dieser Gebiete In Angriff genommen werden 
kann. · ' 

(Abg. Diel: ,!:;.-hr richtig!) 

Ich ~laube abet-. daß UOSl:!re agrarpolitische MaUnah
man der HHfe und der S!(ni~1·u11i:i nitllt au.sreid1en, um 
eine restlose Sanierwlg zu erreid1e n, die das Ziel l:J.a
ben muß, den Menschen dieser Geoiete den Anschluß 
an die allgemeine Wohlfahrtsentwicklung im Lande und 
hn.ganzei:i.. .:e1.1nd~sgebiet zu sichern. kh habe die große 
Genugtuung, daß die Hilfe für die Ernteschäden in 
u,nserem Lande den höc.:h.:;ten Grad des Bundesgebietes 
an Intensität und Wil'ksamkeit erreicht hat. Und 
i<:b g]a'U~ •. daß icll von die~er Stelle aus dern Parla
ment. und ai.llen Au~cl1üssen, die <m dieser HilL~aktion 
mitgehotr~ haben, im Namen unserer Landwirtschaft 
recht n~r.?.11~11 d;:mken darf für die HllfE>, die wir planen 
un<l c1ie wir hofft>ntlidi in <lie;:em Am:maß durchziehen 
können. 

Ich darf dazu - nachdem wir heule etwa am Ende 
q.lCjSer ~s.fn,~ßnahmen angelangt s ind - drei oder 
vi~r Z<ib,l.e,n „nennen. Wir haben einen Gesamtscha
dcosumfang von uogefähr 70 Millionen DM gehabt. Ei;. 
sind nicht weniger als rund 12 000 Untersti.itwngsan
träge an um~ gestellt worden. DRbei wurden in~gcsaml 
heimtragt 2,52 Millionen DM Zuschüsse für Zinsver
billigungen bei aufgenommenen Krediten und 7,6 Mil
lionen DM Kredit.e aus öffentlichen Mitt~ln. so dar! 
insgesamt ein Bedarf von 1D,1 Millionen DM, vorhirn
den ist. D~wi!Egt und im HahmPn der vorhandenE>n 
.r-:mtel„ .iil'\1.~gezpNt wurden bis Anfang Mf\r7. 1955 1,12 
Million T)M 7.ll!<lTIÜF«E' und 2,74 Millioni>n Dtvl' KrP.
dite. Bereitgestellt wurde bis zum heutigen Ta~e vom 
Land ein<" Million DM. Der Herr Kollege Sch~idt hat 
an mich tUe Frage gerichtet: Wo bleibt die zweite Mil
lion DM? !eh habe unterdessen in einer persönlichen. 
Unterredun~ mit dem Herrn Flni:tnuninistp1- <iiP. 7.11-
sagco bekommen, dRß ~ie morgen frilh nngt>wiesen wird. 

('B ~·avo-Rufe und Beifall des H~uses.i 
Vom Bund wurden bisher 2 Millionen DM ver.ausgabt, 

und es ist uns am 21. März 1955 von Bonn der Betrag 
v-0n weiteren 3 Millionen DM überwiesen worden. kh 
kann also heute nach dem letzten Stand der Dinge 
sagen, daß wir unsere Versprechungen - und Sie, 
meine sehr verehrten Kollegen, tragen darin ja mit 
mir die letzte Verantwortung - auch wirklich reali
aiel'.en köWl.en. Selb~tverständlich werden wir die Mit-
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tel, die wir für den Etat 1955 vorgesehen haben, erst 
am 1. April in Anspruch nehmen können; aber bis 
dahin sind es ja nur. noch acht Tage. 

Ich qar! nun ganz kurz zu dem Punkt · i Stellung 
nehmen, den leb als eines der Hauptprobleme bereits 
aniedeutet habe, die wir heute zu bewältigen haben. 
Ich habe diesen Punkt 2 zusammengefaßt unter dem 
Begriff „Unterstiltzung der Rationalisierung". Hierzu 
möchte lch grundsätzlich folgendes bemerken. An sich 
ist es nach meinem Dafürhalten lf:ltzten Endes Auf-

. gabe eines jeden Einzelbetriebes, seine Betriebsweise 
so zu gestalten, daß er ohne Hilfe von außen den 
größtmöglichen Erfolg erzielen kann. 

(Abg, Dr. Habighorst: Sehr richtig!) 

Ich ilaube, daß diese Selbsthilfe letztlich auch der 
Mentalität eines freiheitliebenden, besitz.frohen und 
strebsamen Bauerntums entspricht. Unsere Landwirt
schaft befindet sich jedoch in einem Umbrudl sonder&
gleichen, und in der Entwicklung unserer Agrarwirt
schaft ist leider eine Phasenverschiebung gegenüber 
der allgemelnen wirtschafUichen Entwicklung :zu La
sten der Landwirtschaft festzustellen. über die Ur
sachen dieser Erscheinung brauchen wir uns heute 
nicht näher zu unterhalten. ' Von dieser Tatsache aus
gehend müssen wir aber versuchen, im Forschungs-, 
Untersuchungs- und Versuchs\vesen, in Beratung und 
Lehre sowie durch die Schaffung von Beispielen un
serer Agrarbevölkerung das Rüstzeug in die Hand zu 
geben, damit sie in dem immer schärfer werdenden 
Kamp! um das Dasein den Anschluß an die allgemeine 
Entwicklung nicht verliert. Und hier, meine sehr ver
ehrten Freunde, erwachsen echte Staatsaufgaben, 
denen wir uns gerechtermaßen nicht werden entzie
hen können. 

Ich komme nun zu den Fragen, die insbesondere von 
dem Herrn Kolleeen ~ultz au~egri!fen worden sind 
und die sich in der Hauptsache mit den Bundesmitteln 
zur Zlnsverbllligung beschäftigen. Es ist in der letz
ten Zeit sehr viel in der Presse darüber geschrieben 
worden; zum Teil auch in kritl.sdlen Worten. und viel
leicht auch nlcht eanz mit Unrecht. 

Wir haben vom Bund für die Zinsverbilligung von 
Darlehen 'zur Förderung vordrinilldler agrarpollti
scher Maßnahmen für das Haushaltsjahr 1954.156 ins
gesamt einen Betrag von 16,2 Mllllonen DM zur Ver
fügung, und diese Mittel sollen dazu dienen, um fUr 
besondere Zwecke Darlehen, die der landwirtschaft
liche Betrieb in Anspruch nimmt, auf 5 v. H. herunter 
:zu drücken. Sie sind aufgegliedert in sechs Positionen: 
l. Besitzfestigung, 2.. Gemüse-, Obst- und Gartenbau, 
3. BfnnenwB.sserwfrtschaft, 4. Anscha,ffung von Ma
schinen und Geräten, 5. Molkereiwirtschaft und 6. 
Landwlrtscha!tlfche Umbauten. 

Von diesen sechs Positionen waren inperhalb kür
zester Zeit die fünf letzten vergriffen, während die 
Position Besitzfestigung - insbesondere bei un"s im 
Lande - verhältnismä..tllg sehr wenig in Anspruch ge
nommen worden ist Das mag :zum Teil zusammen
hängen mit den Gründen, die Sie - Herr Kollege 
Schultz - angeführt haben, daß erstens die Bankin
stitute bei diesen kleineren Zinsvorhaben nicht sehr 
interessiert waren, da ihr eigener Verdienst in puncto 
Zinsen festgelegt war, daß zweitens die entsprechende 
Sicherung den Banken nlcht gegeben wurde oder sie 
ihnen nicht genügte, weil <4ls Geschäft nicht inter
essant war, und drittens, weil\~ielleicht auch für eine 
langfristige Zelt die Frage eine~arlehens mit einer 
!Un!prozentfien Veninsung !ür einen mittleren oder 
kleinen landwirtschafUichen Betrieb noch eine sehr 
.große Belastuni bedeutet. Aus diesem Grunde haben 

' ' ' 

wir aber in unserem Etat dieses Jahr Mittel für das 
Jahr 1955 vorgesehen, von denen leb ho!!e, daß wir 
immerhin einen gewissen Teil von dringenden Fällen 
aut 21/a v. H. herunterverzinsen können, so daß ich 
hoffe, daß wir mit mit diesen Mitteln doch einen 
Schritt weiter kommen, als es bisher der Fall war. 

Es sei mir gestattet, ein paar Worte z.u sagen, die 
sowohl Sie, Herr Kollege Schultz, als auch der Kol
lege Müller von der SPD aufgegriffen hat, zur Frage 
der Tuberkulosebekämpfung. Es würde :zwe!!ellos zu 
weit führen, wenn ich dieses Thema, das heute in der 
Diskussion angeklungen ist, endgültig in meiner 
Schlußansprache behandeln würde; ich weiß, daß dfe 
Geduld der Herren Abgeordneten bei der Diskussion 
des Etat1> des Landwirtschaftsministeriums bereits zur 
Genüge strapaziert wurde; aber e.s sei mir immerhin 
gestattet, ein paar grundsätzliche Worte dazu zu sagen. 
Wir konnten im letzten Jahre unsere Bestände von 
rund 6 v. H. auf etwa 12,5 v. H. !reibekommen; das 
ist für das erste .Jahr der Tuberkulos~bekämpfung 
ein sehr gutes Ergebnis_ Nun sagten Sie hier mit Recht, 
es werde sdilleßlich nicht möglich sein, daß die Rin
der-Tuberkulosebekämpfung auf Kosten der Allge
meinheit durchgezogen wird. Darüber sind wir uns 
im klaren; darüber waren wir auch im klaren bei der 
Behandlung des Haushalts im Haushalts- und Finanz
ausschuß, :zumal es keinem der Länder möglich war, 
den Tuberkulose-Pfennig weiter durchzuführen, nadJ.:.. 
dem eine erhebliche Anzahl ihrer Bestände tuberku
losefrei geworden ist. Wir werden deshalb versuchen, 
genau wie es in Baden-Württemberg, in Nordrhein
Westfalen und in Niedersachsen bereits der Fall ist, 
auch bei uns die sogenannte Markenmilch oder Trink
milch A einzuführen; das ist eine Milch aus tuber
kulosefreien Beständen, die im Endverkau! mit unge
tähr 60 oder 62 Pfennig je Liter von den Molkereien 
abgesetzt wird. Der Absatz dieser Milch hat sich enfr 
gegen allen pessimistischen Erwartungen als äußerst 
glänzend herausgestellt; das ist die Erfahrung in den 
Ubrlgen Ländern. Die Länder waren gezwungen, mit 
dem Geld, das ijber die 60 Pfennig einging, nicht den 
einzelnen Betrieb eventuell mit diesem 50 v. H. höhe
ren Trinkmildlpreis zu entschädigen, sondern dieses 
Geld mußte Verwendung finden für den weiteren Aus
bau der Tuberkulosebekämpfung. 

Auch uns wird letzten Endes nichts weiter übrig 
bleiben, als das gleiche zu tun. Ich bin an und für sich 
dem Hohen Rause, insbesondere dem Haushalts- und 
Finanzausschuß außerordentlich dankbar, daß er mir 
für dieses Jahr noch einmal die zwei Pfennig Hygienei
Pfennig zur Verfügung gestellt bat, eine Position von 
2 Pfennig je Liter, die in keinem anderen Lande der 
Bundesrepublik zur Verfügung gestellt worden ist. 

(Hört, hört! im ganzen Hause.) 
Unsere Bauern und Landwirte werden das sehr an

erkennen, nur müssen wir uns darüber klar sein, daß 
diese zwei Pfennig eines Tages nicht mehr gezahlt 
werden und daß wir dann neue Wege finden müssen. 
Ich hätte an sich schon gerne in der letzten Zeit die 
Markenmilch A eingeführt; aber es ist nur möglich, 
diese Markenrnllch einzuführen, wenn ich ein ver
hälinismäßig geschlossenes tuberkulosefreies Gebiet 
habe, von wo aus ich vollständig eine Molkerei mit 
tuberkulosefreier Milch beliefern kann, und das ist im 
Einzugsgebiet der Molkerei Giesenhausen, Ihrer Hei
matgegend, Herr Kollege Schmidt, bei der wir jetzt 
wanrscheinllch beginnen werden, das einzige Belspiel, 
in dem wir überhaupt den Anfang damit machen 
können. 

Heute möchte ich nur die Hoffnung ausdrücken, daß 
es uns genau wie den übrigen Ländern möglichst bald 
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gelingt, in der Bekämpfung der Rinder-Tuberkulo~e 
die gleichen Fort&ehritte zu erzielen, die den ande
ren Bundesländern möglich waren. 

Noch ein Wort :zu Ihrer Frage bezüglich der Molke
reieinzugsgebiete. Es besteht die Möglichkeit, daß wir 
in Einzelfällen Ausnahmegenehmigungen erteilen W"ld 
die MolkPreiein:r,ugsgebiete etwas ändern, aber ich 
muß Ihnen sagen, daß das immer nur geschehen kann 
unter dem Aspekt. daß wir durch diese .Ändenmg das 
Ein7.ugsgebiet der danebenliegenden Molkerei nicht so 
'>l:hadigen. daU sie selbst am Ende nicht mehr existenz
fähig ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Sie haben weiter das Thema der Einschäl?.ung der 
Flurschäden angeschnitten. Die Einschätzung der Flur
schÄ<len au.f einheitl:iche Sätze ist dmch eine BeRpre
chung der Arbeitsgemt;>inschaft der LandwirtRChaft~
kammern gelöst und liegt bereits beim Bund r.ur Ge
nehmigung vor. Damit dürfte auch diese Frage zu 
Ihrer Zufriedenheit beantwortet worden sein. 

Meine sehr verehrten Damen und. Herren! Ich darf 
jetzt noch zu dem dritten Punkt kommen, den ich in 
meinen grundsätzlichen Betrachtungen angesprochen 
habe. Die Agr11N>r:r,eugi.m?, von Rheinland-Pfalz ist in 
ihrer Vergangenheit zweifellos durch eine starke 
Hypothek dadurch belastet, daß wir hier mit die un
günstig~te Besil~stt'Llktur des gesamten Bundesgebie
tes vnrl"inden. Die Besitzdurchgliederung und im:heson
dere die Parzellierung der Betriebe setzt jeder Ratio
nalisierung ein entschiedenes Veto entgeg!"11; aber auch 
die geringe Besitzgröße der Durchschnittsbetriebe -
wir haben sie heute schon mehrmals gehört - von 
4 ha gegenüber rund 7 ha des Bundesdurchschnitts 
bietet für die Masse der Kleiobetrie-be selbst meist 
eine ungenügende Existenzgrundlage. Es ist dies nicht 
nur die Folge der bei uns üblichen Realteilung, son
dern e:- ist vor allem auch dem Umstand zuzusC'hrei
bcn, daß die überwiegende Zahl dieser Kleinbetriebe 
ursprünglich landwirti;chaftlic'he Nebenerwerbssiedlun
gen von Handel~. Handwerks- und ';ierkehrsbetrieben 
waren. Man spricht so oft von einer Landflucht der 
Menschen; vielmehr muß jedoch die Tgtsache beach
t!'l werden, daß diPse Handels-, Handwerks- und Ver
kehrsbetriebe mehr und mehr von dem "flachen Lande 
verschwunden und zugunghm t>iner :r.entra!en Indu
striPentwkklung in die Städte abgewandert sind. 

(Abg, Dr. Boden: Richtig!) 

Und jetzt i;teht nur noch die Landwirtschaft den 
einzelnen Familien als Existenzgrundlage zur Ver
fügung. Ich habe schon einmal gesagt, daß die Mittel 
unserer Agrarpolitik nicht genügen, diesem struk
turellen Notstand wirksam abzuhelfen; dazu ist eine 
allgemeine Verbesserung unserer gesamten Wirt
sclrnftsstruktur unerläßlich. Deshalb ist es besonders 
erfreuli<'h , rl~ß einerseits durch das Lübke-Programm 
- also durch Bundeshilfe - und andererseits durch 
einen erhöhten Einsatz von Landesmitteln für eine 
umfassende landeskulturelle Verbesserung aller 
Agrarnotstände die notwendigen Voraussetzungen ge
schaffen werden. 

<Sehr g.ut! bei den Regierungsparteien.) 

Ich führe hier einmal die Ansätze des Bun>des in 
~Pinen Hau"lhRlt"<ipHinen von 1953 bis 1955 an - es sind· 
nur drei 7.Ahlen, eile abf.r sehr interei::sant sind. 1953 
gaib der Bund 1 Million DM für Flurbereinigungszwecke, 
im Jahre 1954 50 Millionen DM und davon 20 Millionen 
Darlehen und 30 Millionen DM Zuschüsse; im Jahre 
1955 sind es 65 Millionen, davon 25 Millionen Darlehen 
und 40 Millionen DM Zuschüsse. 

Das Land hat von den .insgesamt 50 Millionen DM 
1954 8,2 Millionen DM erhalten. Es ist eine lebenswich
tige Fi-,i.ge, daß die Neuordnung un~erer Fluren be
schleunigt durchgeführt wird, Während früher - und 
das Ist heute d1'i:: Ent~cheid:ende an die-Rem Problem -
die mangelnde Bereitschaft zu dieser Neuoronung bei 
unseren Bauern der wesentliche Engpaß bei der Durch
führung der Landeskulburm3ßnahmen war, ist es heute 
der ~bsolute Mangel an geschulten Fachkräften. Es 
war, ist und bleibt m"in Bestreben. die:;;em Engpaß 
curdt Pflege des Nachwuchses und rlurch den Einsat7. 
rationE>llskr Aribeitsmethoden in der Landeskulturver
waltung zu begegnen. 

Ich darf ~'lnz kttl"T. .ietzt auf die Fragen eingehen, die 
der KoHege BeckenbaC'h hier irnfgeworfen hat. Ich gebe 
zu, daß es uns ~llen lieber wäre, wenn wir die Frage 
der Neu~leölun~ und insbesondere der Ansiedlung un
serer o!l:tvertrleibenen Rrüder <:chnPller und wesentlich 
großzüg1ger lösen könnten. 

(Sehr riclüi.g bei der CDU.) 

Aber leb muß noch einmal betonen, was ich dem Kol
legen Beckenibach bereits. bei der Beratung des Etais 
für das letzte Jahr gesagt habe: Man darf nicht ver
gessen, wenn wir uns über alle Fraktionen darüber 
unterhalten, daß wir ein Land sind, in dem eine durch
sclmHtliche Beßit:tJg.röße von 4 ha vorhanden ist; in ei
nem solchen Lande ist es hundertmal sd1\vleriger, 

(Sehr riC'htigr hf'i oE>r CDU.) 

eine großangelegte Siedlungf>täf.igkeit für die Ost.ver
triebenen durch:rnführE>n, wenn wir etwa demgegen
über di~ Vel'.'hältnisse in Niedersach~en, in Schleswig
Holstein oder auch in Bayern und in Hessen betra..:hten 

(Sehr richtig! bei den Rcgierungi>parteien.) 

M;'ln snHte bf'i aller Kritik doch immerhin in erster 
T ,iniE> einm.lll die norma len Gegebenheit.en beMiC'ksich
tigen, i.iber die wir - ob wlr wollen oder nicht - ein
fach n·tdlt hinwegkommen. Auf der Anderen Seite ist 
es selb~tve'r!:'.Hlnclli<'h, cl~ß wir auf Grund des Bundes
vertrie-benengesetzes, mit dessen Hilfe wir ja die Mit
tel in er11:ter L inie bekommen haben, ge?.wungen wa
ren, unter· allen Umständen von allen Am:iedlungen, 
die wir durchgeführt hRben. mindestens 75 v. H. der 
Ve'1'1rl~!"n"m Rn7.'l1sefl?("fl. so dRß es selbstver,iti>.ndli('h 
liußerst schwlertg war eine namhafte Zahl von eige
nen Siedlern neu auf Grund und Boden ~eben zn kön
nen. 

Ich glaube, man sollte doch bei aller Kritik - und 
dieses Wort möchte ich an den Kollegen Beckenbat.11 
richten, p..er leider zur Zeii nicht da ist - die Dinge nitllt 
so sehen. Rom ist auch nicht an einem Tag ,gebaut wor
den, und wenn wir im Jahre 1953 einen Betrag von 
15 i!l.fülionen DM iiür die Siedlung aufgebracht haben, 
und wir bringen im Jahre 1954 einen Betrag von :rn 
Millionen aus Bundes- und Landesmitteln iiuf, ri.llnn ist 
das immerhin eine Steige1·ung um 50 v. H„ 

(Abg. Dr, Borlen: Brrwo! .A:htg. Pickel: Von 100 v. H.) 

mit der wir uns im ganzen BLmdesgebiet - darauf kön
nen Sie :s!t.h verla<!lsen - Sl'-hen lfl~:<;Pn könnPn und von 
der mir ~elb~t von <lt>m Runde<:ministE'r OhPrliin<lE'r 
erklärt wurde: Ich bin stolz auf die Leistung, die Sie 
in Rheinland-Pfab! auf -diesem Gebiete vollbracht 1h<i
ben. 

(Beifall bei den Re.gierun.gsparteien.) 

Das Problem ist bt!i der Umlegung nicht viel anders , 
aber auch hier wurde zweifellos in den letzten Jahren 
von uns allerhand geleistet. Wenn Sie einmal die Zah· 
len ven~leid1en . die uns mit den übrigen Nachbarlän
der.o. in einen gewi.srsen Kontakt bringen, dann könneu 
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wir immerhin feststellen, daß z. B. im Jahre 1~54 
Rheinland-Pfalz 22 000 ha umgestellt 'hat; Hessen hat 
20 000 ha umgestellt 'Und Baden-Württemberg, das ja 
wesenUlch finanzkräftiger ist und das in seiner Umstel
lung noch wesentlich weiter zurUckliegt als wir, hat 
nur 25 000 ha umgestellL Und J..o diesem Jahre stehen 
wir bei 26 000 ha, Hessen bei 20 000 ha und Baden
Württemberg bei rund 29 000. Also wir "können auch 
hier sagen, daß wlr auf dem .Gebiet d~r landeskulturel
len Maßnahmen und der Umlegungen mit den bei uns 
im Lande erzielten Ergebnissen uns jederzeit im Bunde 
sehen lassen können. 

Es sei mir gesbattet, einl,ie Worte .zu den Problemen 
des Wein.baues zu sagen. Ich habe an und für sich sehr 
begrüßt, daß der Weinbau-Ausschuß versucht hat, die 
brennenden Fra.gen, die uns im Augenblick in erster 
Linie von der geset2lgeberischen Seite auf! bewegen, 
einmal von sich aus vorzubearbelten; sie werden schließ
lich entschieden im Deutschen Bundestag. Ich wollte 
einen Satz vorauS9Chicken: Ich habe mich clarilber ge
!reut, daß bei der langen Diskussion, die wir heute 
über den Etat des Lanilwlrtscha!tsministerlums gehabt 
haben, der Weinbau nicht den größren Anteil genom
men hat, und ich glaube, wir dürften alle einmal auch 
um heutligen Tage etwas Positives sagen. Wir dürfen 
sagen, daß doch die wlrtschiaftliche Lag.e und d ie Wein
preise, wie wir sie heute haben, so sind. daß tm großen 
und ganzen unser Winzerstand damit zufrieden sefn 
kann. 

(Sehr gut bei der CDU.) 
Ich möchte heute hier in aller Offenheit sagen: Ich 

habe als Weinbauminister dieses Landes keinen ande
ren Wunsch, als daß ein Weinpreis in Zukuhft nie 
schlechter werden soll, als wir ihn jetzt haben. 

(Beifall -bei den Regierun.gspnrteien.} 
Nun zu der Frage der wein.gesetzlichen Probleme, die 

uns z~!!ellos sehr .ernsfuaft bewegen müssen, weil sie 
in ihrer weiteren Sicht auf eine lange Zeit hinaus 
oder für die kommenden Jahre von ganz entscheiden
der Bedeutung für uns werden. Ich will dazu nur aus 
meiner persönlichen Sicht heraus als verantwortlicher 
Weinbauminister dieses Landes und als Vizepräsident 
des Internationalen Weinamtes zwei Worte sagen.. Wir 
werden die Hauptstreitfragen der Süßhaltung des Wei
nes bei der deutschen Gesetzgebung nur lösen können, 
wenn wir uns bereiterklären, eine klare Deklarations
pflicht im kommenden Weingesetz einzuführen. 

(Beifall im Hause.) 
Eine zweite grundsätzliche Frage: Es ist im Augen

blick im Bundesernährungsministerium und im Bun
desinnenministerium ein großer Streit darüber, ob es 
möglich ist, das, was wir in einer kommenden Wein
gesetzgebung wünschen, dadurch zu erreichen, daß wir 
eine Abänderung der Ausführungsbestimmungen des 
bereits bestehenden Weingesetzes vornehmen - ein 
solcher Vorschlag liegt bereits in eJnem Referenten
entwurf von seiten des Bundesernährungsministeriums 
vor - oder ob es notwendig ist, eine Novelle zum Wein
gesetl; herauszubringen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn wir 
das, was wlr vorhaben, erreichen wollen, und wenn die 
Fortschritte, dle dle Kellerwirtschaft und der deutsche 
Weinbau im Laute der letzten 20 Jahre hinter sich 
haben, in einem kommenden Weingesetz geregelt wer
den müssen, dann kann es nicht in den Ausführungs
bestimmungen geschehen, sondern wir müssen unter 
allen Umständen eine Novelle zum Weingesetz her
ausbringen. 

(Sebr richtig! bei den Regierungsparteien. -
Abg. Dlel: Ein neues Gesetz!) 

Das sind die zwei grundsätzlicnen Dinge, die ich 
heute zum Weinbau sagen wollte. 

Ich dar! nun noch zu dem Problem der Forsten mei
nes Ministeriums kommen. Es kann mit großer Ge
nugtuung festgestellt werden, daß die .Periode des Wie
deraufbaues unserer Forsten als abgeschlossen gelten 
kann. Die Wunden, die unserer Waldwirtschaft in der 
Vergangenheit geschlagen v.urden durch die Boden
erosionen und Wasserschäden, die eine wesentliche Be
einträchtigung unseres Klimas und damit der Frucht
barkeit unserer Landwirtscha!t befürchten ließen, sio11 
Gott sei Dank geschlossen. Zwar ist damit die Vortats
lage in unseren Wäldern noch nicht ausgeglichen. Aber 
bei zunehmender, schonender Beanspruchung unserer 
Wälder steht zu erwarten, daß wir in einigen Jahr
zehnten zu einer ausgeglichenen Vorratslage kommen 
werden. Durch eine rationelle Beforstung werden wir 
zu einer allmählichen, aber später sicher spürbaren 
Ertragslage WlSere~ Forsten kommen. Aber es wird 
notwendig sein, daß unsere ForsUeute mehr Einfluß 
auf die Be!ofstuni' des Gemeinde- und Privatwaldes 
gewinnen, damit sich deren Ertragslage der des Staats
waldes mehr und mehr angleicht. Das ist eine Aufgabe 
von höchster volkswirtschaftlicher Bedeutung, eine 
Aufgabe der Landschaftspflege und der Landschafts
gestaltung. Wir müssen bei der Erörterung dieser Frage 
von dem Standpunkt ausgehen, daß die Grenze der 
Eingriffe in unsere Waldbestände und Waldflächen 
erreicht ist. Jede zusätzliche Entnahme und jede grö
ßere Rodung dürfte geeignet sein, die Klimalage un
serer Landschaft über jedes vertretbare Maß hin
aus zu beeinträchtigen. Ich glaube, daß gerade diese 
Arbeit unserer Forstleute, die noch in die Zukunft 
weist, von höchster wirtschaftlicher, biologischer und 

, ideeller Bedeutung ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren 1 Der Herr 
Kollege Schmidt hat im Rahmen seiner kurzen. aber 
sehr wichtigen Ausführungen ein Problem angeschnit
ten, zu d em ich als Landwirtschafts- und Forstmlnlster 
Stellung nehmen möchte. Im· Rahmen der Haushalts
beratungen haben wir den im Haushaltsplan vorgesehe
nen Ansatz für die E innahmen unserer Forstverwaltung 
auf 45 Millionen DM festgelegt. Ich darf sagen: Wir 
haben im letzten Jahr einen Einschlag gehabt von 
621 000 fm und haben dabei einen Grundpreis festge
legt von 55 DM je fm. Das hat einen Betrag von 34 Mil
lionen DM ergeben. Nun standen der Haushalts- unri 
Finanzausschuß und die maßgebenden Gremien auf dem 
Standpunkt: die Forsten •bringen ja .doch jedes Jahr 
mehr. Wir haben im letzten Jahr statt 34 -Millionen DM 
36 Millfonen DM eingenommen. 

(Kultusminster Dr. Finde Bravo!) 

- Danke schön, Herr Kultusminister! Man hat in die
sem Jahre nicht 34 Millionen DM, sondern wie ich 
bereits betont habe, 45 Millionen DM eingesetzt. Wir 
haben den Standpunkt vertreten, daß wir bis 42 Mil
lionen DM von selten des Ministeriums mitgehen kön
nen. zumal wir in diesem Jahr einen sehr hohen Fest~ 
m.eterpreis eingesetzt haben von 61 DM gegenüber 
55 DM im Vorjahr. Bevor d ie letzte Besprechung im 
Finanzministerium stattgefunden hat, haben wir uos 
nochmals ber:eiterklärt, von 42 Millionen DM auf 43 
Millionen DM hinaufzugehen. Hier muß ich aber er
klären, daß dies das höchste ist, was wir von uns aus 
als Forstministerium zugeben können. Ob es uns mög
lich sein wird, 45 Millionen DM herauszubekommen, 
das kann icQ. heute hier nicht zusagen. Ich filhle mich 
dazu verpnichtet, das dem Plenum bekannt.zugeben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habt.! 
im Laufe der letzten Wochen und Monate sehr viele 

., 
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Angriffe aus der ÖffentlichkP.it .bekommen, wonach die 
Forstverwaltung an dem gewaltigen Überpreis schuld 
sei, den wir heute draußen auf dem Holzmal"kt haben. 
Sie können aber auf der einen Seite nicht von mir ver
langen, daß ich in der E1iitposition 45.Millionen heraus
holen soll, und attf der anderen Seite heißt es, die Forst
verwaltung drückt In den staatlichen Forsten die Prei~e 
hinauf. Wir haben unsere Ämter draußen -angewie
sen, unter keinen Umständen zu versuchen, die Preise 
noch hinauf7.ltt~iben, sondern in etwa im Ra:hmen zu 
bleiben. Wir sind glücklich darüber, daß wir heute 
•,•!ie<l Pr ein klein wenig ausbalancierte Holzpreise ha
ben. Ich bitte aber doch zu berücksichtigen, daß wir 
nid1t auf der einen- Seite die hohen Einnahmen erzie
len können und auf der anderen Seite noch die Prügel 
<.lafür beziehen sollen. daß die Holzpreise so hoch ge
worden sind. Da s timmt etwas nicht bei diesen Preis· 
komponenten. 

Meine sehr verehrten -Damen und Herren! Ich komme 
zum Schluß. Es ist natürli<:h unmöglich, heute in einer 
kurzen St~lhmgn<1hme ·auf <1lle Punkte einzU'gehen, wie 
sie hier von Ihnen in der Diskussion vorgetragen wor
den sind. Ich hätte sie gerne auch von mir aus einmal 
21ur Sprache gebracht. Die Lage unserer Landwirtsdlaft 
ist in Anbetracht. det· Zeitumstände schwierig. Die Maß
nahmen der Bundesregiemng reü.:hen leider noch nicht 
aU's, um den notwendigen Gleich.schritt der Landwirt
schaft mit der übrigen Wirtschaft herzustellen. Die Be
mühungen :;iller am hä'\.lf'rl imen Geschehen interessier
ten Gruppen scheinen durch die Vorlage des landwirt
!'Chaftlichen Grundge:;;etzentwurfes, den auch der. Herr 
Kollege Diel in ~einen Ausführun~en erwähnt hat, im 
Ernährungsam•sduuß des Bundestage.q in El!bsehbal'er 
Zeit ziu einem gewisi-en Erfolg zu führen, nachdem sich. 
insbesondere auch der Bundeswirtschaftsminister mit 
d~m <;.,,rt~nkf'n der Ertragsparität im Grundsatz ver
t.raut gemacht hat. Bis d ahin aber müssen wir wenig
l' feni- vf'rsuchen. &hwierigkeiten, die sich im einzelnen 
ergeben. im Rahmen unserer Möglichkeiten zu lösen. 
F:intret.ende Sd1wierigkeiten, die es zu allen Zeiten 
ge~eben hat, entspringen natürlichen oder, besser 
gesagt, klimatischen Verhältnissen, die wir nicht we- · 
se!ltlich verbessern und ändere können und nur in den 
selten~ten Fällen in dPr I..age sinrl, 7.11 korrigieren. 

Diese Sd1wif-:!rf~keiten, meine Damen und Herren, 
entspringen aber zum .großen Teil aus der menschlich
wirt!'di aftlichen Situation .unserer Zeit. Es ist notwen
dig. daß wir hiPr m it wacllen Sinnen alle auftretende...'l 
8C'hwierigkei!en beolmchten und versuchen. sie unter 
unsere Kontrolle zu ·bringen. D::is ist aber nicht nur 
eine AnJ!.elegenh~i t einer verantwortungsbe·wußten 
Staatsrcgleruii,g, rondern vielmehr auch eine Sache, 
die jeden einzelnen von uns an.geht. Die moderne wirt
st'haftlich.e Ent\vicklung richtet sicl1 bis in die Gegen
wart gegen die Zweige, die gezwungen sind, üuc1•wie
gend Handarbeit einntsetzen, also vor a llem .gegen die 
Landwirtscha·ft und bestimmte Handwerkszweige. AJber 
in zunehmendem Maße stellt skh die moderne Te<:hnik 
a'.Jch als einP Hilfe für unsere Betri.-hf! heraus. 

Wenn ich noch ein letztes Wort sagen darf, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, dann dies. daß 
durch diE' Annahm~ dE>S Haushaltsvoranschlags des Mi
nisteriums für L11ndwirt.schaft, Wei11Jbau und F-orsten 
durch <l;;is Hohe Haus ein wirksamer Beitrag zur Ver
besserung u nserer agrarischen Er:teugun.gsgrundlagen 
und unserer Agrarwirtschaft geschaffen wird zum Wohl 
nicht nur unseres Landvolkes, SQndern auch zum Wohle 
unserer gesamten Bevölkerung. Es is t mir ein Bedürf
nis. der La·ndesregierung und <lern Hohen Hause, ins
hesondere den einschläg~gen Aussc:hüs.-.en - -dem Agrar
politisch~n Ausschuß. dem Weinbau- und Weinwirt-

schaftsausschuß und dem Haushalts- und Finanz.aus
schuß - .für die wertvolle Arbeit, Ein:sidit und die an 
den Tag gelegte Sachkenntnis Dank und Anerkennung 
auszusprechen. 

Ebenso mochte ich allen Angl'!hörigl"n <!Ps Ministe
riums, der Ven>ratnmg und df>r landwirtschaftlichE>n 
Berufsvertretungen für die von hoher Sachkenntni,,; 
getrage-ne Arbeit und die ständige Arbeitsbereitschart 
denken. Ein besonderes Anliegen ist es mir allerdings, 
dem ·gesamten Land volk, insbesondere den Lan<ifr&uen 
und der Jugend, Dank u nd Ane!'1kennungf.luszusprechen. 

(Beifall des Ha\.lses.) 

daß sie bei den 1besonderen Schwierigkeiten des ver
ganii:enen Jahres nicht versar;(len, sondern mit den alt
bewährten ;bäuerlichen Tugenden ~hrer Arbeit n.achge
gangen sind. Mögen sie die Gewißheit haben, daß nicht 
nur die verantwortlichen .Mänrtt!t', s<>udern auch der 
überwiegende Teil unserer gesamten Bevölkerung an 
ihrem sdJweren Schicksal teilnehmen. In diesem gegen
seltlgen Verstehen und in der Zusammenarbeit' liegt 
letzten Endes unsere Hoffnung auf eine schönere und 
bessere Zukun.ft un.seres Landes. 

(Beifall des Haui<es.) 

Prlsldent Wolters: 

D<is Wort hat der Herr Ministerpräsident zur Abgabe 
~ln"r knn:en Erklärung. 

Minlliierpräsident Altmeicr: 

Hel'l' Pl'fisldent! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Koller.e S<:-hmicH hat am heutig1.>n Nachmittag für die 
Be~t'Ondung d~~ AntrAgE>s der SPD-Fraktion II/1069 
gewissermaßen mich herang~ro~en. Da ich nicht als 
ein so ,.leichtfertiger Vogel" gelten will, deshalb habe 
Ich dR!!i Bedfirlnis, trotz der vorgeschrittenen Stunde 
mit einigen Sätzen eine solche .. Berechtigung" schnell 
und gründlich. zu zerstreuen. 

Ich bin. Rerr I<'.ollege Schmidt., über Ihre Begrün
dung, di,e, Erhöhung der Au;;;gaben. herbeizuführen. 
\vefT rt'f''r · ·r;l'ihdE'rftnanz8oi;gtekh 10 Millionen mehr 
bringen würde. sehr verwundert; ja, ich muß hinzu
fügen, geradezu bei<ti.i rzt . kh muß mich ernsthaft fra
gen, ob bei einer- solchen Behandlung in der Zukunft 
Uherhaupt noch Uber lm Gange befindliche Verhand
lungeon im Bundesrat h ier berichtet werden kann. 

Ich möchte noch einmal rekapitulieren. Ihr Sprecher 
hatte in der Etatrede im Januar an dieser Stelle be
zwe!ft-H~ daß die im Ef.at eingesetzten 65 Millionen 
a us dem Llinderflnam:auRgtf'irh iiberhaupt realisier
bar seien, d. h. eingingen, weil diese Summe ja - sehr 
richtigerweise - auf Steuerschätzungen für d RR .Tahr 
19~11 aü'lg~b~ut sei, deren endgültige Höhe erst beim 
Abi.auf des Reehmmg:<j~hres bek<innt ist. Das war für 
mich Veranlassung, Ihnen ge;:tern hier objektiv zu be
richten · Ober den letzten Sfand bei der Verhandlung 
des Ländl'rfinanzausglei<·h:-:gt>st>l ze~ im VermitUungs
ausschuß, wo in der Entwicklung der letzten Wochen 
durch die Erhöhung der Finanzmasse, die in den Län
derfinanzausgleich E'ingebracht wird. diese auf Steuer
schätzungen beruhende Summe für Rh~inland-Pfalz 
um 10 Mlllionen - d. h. auf 75 Millionen - erhöht w0r
den Ist. 

Ich habe ausd1-ücklich hinzugefügt, daß ich deshalb 
keine Erhoh.ung der Einnahmeposition beantrage, weil 
1. die Gesetzgebung über dieses Verfahren noch nicht 

ab~t:,sc!~los.se~ ist und 
{Seqr richtig! ~! der CDU.) 
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2. - das war der zweite Teil m~ines Berichts -

tn dei· Fra&e der FiD.am.reform, vor allem in der Frage 
des Inanspruchnahme.satzes des Bundes, end,iil.lti~e 
Beschlüsse überhaupt noch nicht vorlie&en, sondern 
vielmehr - so habe ich Ihnen gestern berichtet -
ernste Auseinandersetzungen zwischen Bundesregie
rung, Bundestag und Bundesrat bevorstehen, so daß 
also die Situation so ist, da,ß die Pluspunkte, die 
etwa beim Ll!.nderftnanzausgielchsgesetz zu 1.U1Seren 
Gunsten eintreten k5nnen, aufgewogen werden 
durch die Minuspunkte, die sich gegebenen!alla nach 
der Beratung des Finanzreformgesetzes so oder so 
ergeben k1Snnen. 

Ich habe - das werden S!e mir bestätigen - aus
drücklich hinzugefügt, daß das Andern. Steigen C>Qer 
Fallen dieser Summe im Länderfinanzausgleim, von 

· den Steuerschätzungen abhängig ist, kein Grund sein 
kann Pessimismus zu zeigen, weil es ja geradezu -
so h~be ich ausgeführt - ein Idealzustand werden 
kBnnte, wenn · etwa die Steuereinnahmen des Landes 
s o steigen würden, daß wlr überhaupt nicht mehr an 
einem Länderfinanzausgleich· beteiligt werden. 

Meine Damen und Herren! Nehm~n Sie es mir nicht 
übel, wenn ich der Auffassung bin, daß ein Verfah
ren wie das von Ihnen, Herr Kollege Schmidt, vor
getragene im privaten Leben als leichtfertig bezeich
net wird, etwa so, daß die Hausfrau sagt: „Weil im 
jetzt noch eine Mark, mit der ich nicht gerechnet habe, 
hlnzubekommen habe, deshalb muß sie sofort wieder 
ausgegeben werden." - Ich meine, meine Damen und 
Herren, dlese Methode kann doch nicht die Methode 
des Parlaments sein. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Ich bin der Auffas&wlg, 'wenn dieses ges;µnte Ge
setzeswerk - Länder!inanzausi!eichsgesetz, Finanz
re!ormgesetz und Finanzanpassungsgesetz - abgeschlos
sen Ist u.nd wir dann, was wir ho!fen wollen, aus dem 
Länderfinanzausgleich, auch nach dem Vergleich der 
dann :feststehenden Zahlen, zu einem Mehr kommen, 
dann können wir auch dieses Plus im Verlaufe des 
J'ahres 1955 sehr wohl verkraften. Ich möchte hinzu
:ff.lgen. wir wollen einen ecllteo ausgeglichenen Haus
halt. Deshalb emeu.t meine Bitte, meine Damen und 
Herren, es bei den Einnahmen des Länderfinan.zaus
gleiches von 65 Millionen zu belassen, was auf . der 
anderen Seite heißt, daß icp Sie bitten muß, den An
trag der SPD-Fraktion II/1069 hinsichtlich der Er
höhung des Landw!rtschaftsetats abzulehnen. 

cBei!all bei den Regi~u~gsparteien.) 

Prlsldent Wolters: 

Das Wort hat der Herr Ab~eordnete Schmidt von 
der Fraktion der SPD. 

Abi. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Ministerpräsident hat mir am dritten Tage der Etat
beratungen erstmall.i seit fast neun Jahren unseres 
Zusammenwirkens den Vorwurf der Leichtfertigkeit 
gemacht.. 

(Minister Dr. Finck: Nicht persönlich -
Zuruf von der CDU: Hat 

1
er nicht eesagtl) 

Der Herr Ministerpräsident hat nicht gesagt: Ich 
mache den Vorwurf nicht persönlich. -

(Abg. Dr. Boden: Er bat aber gesagt, es ist leicht
fertig, wenn man lm Leben das und das tutt -) 

" ''." ,. ·•• '1"·,1,,: ·.·1·· 1 • , : ,•': • •• l: " ~:' ,:./ .,. 
- ' '-!... - . ' ·~ j ~ 

- Entschuldigen Sie, Herr Kollege Dr. Boden, wir wer
den ja das Stenogramm bekommen. Ich bedauere 
überhaupt, daß wir bei dieser Auseinandersetzung die 
Stenogramme vom ersten Beratungstag n<>ch nicht zur 
Verfügllllg haben. Vielleimt überlegen wir uns in der 
neuen Legislaturperiode, sofern wir zusammenkom
men, unser Büro so einzurichten, 'o/ie es in anderen 
Parlamenten ist, daß man bei grundsätzlichen Bera
tungen mindestens 24 Stunden später das Stenogramm 
zur Verfügung hat, damit man sich gleich im .Verlaufe 
der Beratungen au! das, was tatsächlich gesagt worden 
ist, beziehen kann. 

Im muß auch den Vorwurf der Leichtfertigkeit, wenn 
er für die Fraktion gemeint war, zurückweisen. Ich 
muß es dem Hause überlassen, darüber zu urteilen. 
wer leichtfertig gehandelt hat. Der Herr Ministerprä
sident hat hier am Montag in seiner Eröffungserklä
rung klar gesagt, daß die Bundesausgleichsmittel von 
6!5 Millionen au! 76 Millionen erhöht würden. 

Nachdem wir im Haushaltsansatz nur 65 Millionen 
D-Mark haben, sind wlr als Landtag geradezu ver
pfiichtet, auf diese Erklärung hin den Ansatz um 10 
Millionen DM In der Einnahme und auch in der Aus
gabe zu erhöhen. Vielleicht kann man nicht unbedingt 
sagen, daß wir verpflichtet seien, aber es ist jedenfalls 
hau&haltsrechtlich in Ordnung, <ia wir im übrigen einen 
ausgeglichenen Haushalt hatten. 

Wenn der Herr Ministerpräsident sagt, die Gesetz
gebung darüber sei noch nicht abgeschlossen, dann 
hätte er das höchstens als eine mögliche Verbesserung 
ankündleen müssen; aber davon haben wir nichts ge
hört. 

(Min_isterpräsident .N.tmeier : Dann lesen Sie es nach!) 

Wir haben. es, Herr MiniSterpräsident, au! Grund 
Ihrer Erklärung als eine tatsächliche Erhöhung werten 
milssen. Entschuldigen Sie, wenn ich Ihnen jetzt etwas 
sage. 

Herr Ministerpräsident! Wir haben in unserer Frak
tion ob Ihrer Erklärung am Montag den Kopf ge
schüttelt. Wir haben unter uns gesagt, es dürfte ein
malig sein, daß zu Beginn einer Haushaltsberatung 
eine Regierung eine Einnahmeerhöhung von sich aus 
bereit3 in der ersten Minute dem Hause bekanntmacht, 
nachdem die Haushaltsberatungen erst wenige Stun
den abgeschlossen waren. Und es ist ganz natürlich, 
Herr Ministerpräsident, daß Ihre Erklärung die Mit
glieder des .Haushalts- und Finanzausschusses, soweit 
sie unserer Fraktion angehören, in eine schlwere Ver
legenheit brachte. Ich sage es ganz of!en; ich habe 
es heute mittag angedeutet. 

Wir Mitglieder des Haushalts- und Finanzausschusses 
von der sozialdemokratischen Seite hatten in unserer 
Fraktion vorgetragen, was bei diesen Haushaltsansät 
%en !m Sachlkhe.."l zu holen war, sel in gemeiill!amcr 
Beratl.llilg .geholt und angesetzt worden ; deshaLb unser 
Grundsatzbeschluß, keine beso,nd.eren El"höhungsan
träge! An diesen Grundsatz haben v.."ir uns runächst 
gehalten . .AJber Ihre Erklärung setzte diejenigen Mit
glieder des Haushalts- und FinßllZ6usschus.ses in un
serer Fraktion ins Unrecht, die auf die Ehrlichkeit der 
Angaben bei der Beratung seitens der Regierung ge
baut haben. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich bedauere, dns heute hier zum Abschluß unserer 
Beratungen fes tstellen zu müssen. 

Wenn sie sagen, Herr Ministerpräsident, die ~setz
gebung darüber sei noch l:)'icht abgeschlossen, dann muß 
kh Ihnen sagen - entschuldigen Sie! - : Es gibt keinen 



2690 st.,,nographische Berich1.e des Landtageir von Rheinland~Pralr.. U. Wahlperiode 
-------------~---· · · ·. 

Elau~lrnlt~-inrni7. <Hlf der Einnahmeseite, den mim end
gültig E>l!f d•m letzten Pfennig fe:-;thalten kann. 

(Sehr gut! und Re.hr richtig! bei der SPD.) 

Al!€' Steuereingänge, alle zu erwartenden Ein~än!i(e 
find iri;f'ndwie gel'ehiät:>:te l!:innahmen. 

(Sehr richtigl und Sehr gut! bei der SIPD.) 

Une nachdem Sie uns ookanntg<1be11, daß die ge
sdüit'.lten F.innahmr-n bei diesem Haushaltsansatz von 
H!l MillirinPn f>M ::ouf 7'fi ·Millionen DM zu ef'höhen wit
ren, Herr Ministerpräsident. haiben wir nicht leicht
fertig, sondern konsequent gehandelt. 

(Bravoru(e un<l Beifall bei der SPD.} 

Präsident Wolters: 

Me;n„ Damen lmd HerrPn! IJ)ie Redner1iste i:st er
schöp!t. Wir kommen zur Abstimmung. 

(Frau Abg. Dr. Gan!.enberg: Wir siru:l ;ium 
erscttöpft 1) 

Ich lasse runächst ~bstimmen über den Antrag DruC'k
~ache JI/1046 des 1HauR'halts- und Finan1.am1~u11F:l"R. 
WPr d.e:n Antrag zustimmt, den 1hitte ich um das Hand
zei<'hen1 - Die Gegenprobe! - •Mit überwi~ender .Mehr
heit ~ngenJ}l'Y)men. 

kh lasse .;:i.bstimmen über den Ergänznmgsantra.g des 
Haushalts- und Finanzau1>8chusses II/1057. Wer diesem 
Antrag zu10timml. den bitte ich um das Hand'.l!Picht>n 1 -

Mit überwiegen<ler -M~hrheit angenommen. 

Idt lasse abstimmen ri.i!ber den Antrag der Fraktion 
der SPD. Drucksache II/1064, Wf>r dem Antrag JI/1064 
seine Z1.i~timmiung geben will. d€'n bitte ich um das 
Handzeichen1 - Die Geigenprobe! - Der Antrag iFt mit 
Nf,ehrheit abgelehnt. 

Ich r.ufe auf Drucksache II/1()65, Antrag der Fraktion 
der SPD, Wer diesem Antrag zustimmt. den bitte id1 
um das Handzeichen! - Die Ge.genprobei - Der Antrug 
ist mit Mehrheit abgelehnt. 

kh rufo auf Drucksache ll/1069, Antrag der Frak
tion der SBD. Wer diesem. Antrag zustimmt. den bitte 
ich um das Handi:f?"ichen! - Die·Gegenprobe! - Mit Mehr
heit ~bgelehnt. 

Ich rufe au! die Kapitel 01, 02, 03, 04, 05, 00, 07, (}8 - -

(A1bg. Schmidt : Zu Kapitel 07, Herr Präsident!) 

- Zu Kapitel· 07 hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Schmidt von der Fraktion der SPD. 

Abg. Schmidt: 

kh beantrage, bei Kapitel 07 30 unter Titel 15 die 
Wiederhernteriung der Regierungsvorlage, das; heißt 
also die Herabsetzung des Einnahmeansatzes von 45 
Millionen auf 42 Millionen DM. 

Pri&i.dent Wolte.rs: 

Es ist der Antl'a!!! gestellt worden, den Einnahme
ttte1 15 in Kapitel 07 30 von 45 MillionPn attf 42 Mil
lionen herabzusetzen. 

(Abg. Dr, Boden: Ver;:pi ht>n Sie. Hf>rr Pri'i:"irlf>nt, 
das geht Ja nicht! Durch die Annahme der 
Drucksache IIil057 hat da!\ Hohe Haus die Er
höhun~ di~P~ 'Tit.t>ls Rnf 45 Millionen DM be-

schlof!.sen!) 

- Richtig,_ qie, Erhöhung auf 45 Millionen DM ist be
;reits b~pssen durcl1 die Annahme de;; Antrages des 
Haushalts- und Finan?:a11s::wht1~„„~ 

Ich rufe weiter auf: o.a, Ofl, 10, 11, 12, 13, 16, 17. l!I. 
22, 23, 24, 25, 2ß, 30, 32, 33, 34, 35, 40 und 41. 

WE'r dem Haui:.haltsplan 07 in zweiter Beratung 
:>ejne Zu;;timmung geben will, den bitte ich um da:" 
Handzeichen! - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun
gen! - 1Cb. stelle die einstimmige Anm1hme fest. 

(Lebhartex Beifall im. ganzen Hause.) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß es an
gesichts der vorgerückten Zeit nicht mehr möglich ist, 
heute noch den Haushaltsplan 04 zu verabschieden. 
Ich :schlage dem Hause vor, daß wir morgen vormit
tag aber pünkllich um 9.30 Uhr beginnen, und zwar 
mit dem Haushaltsplan 04, anschließend kommt dann 
der außercirdeniHche Haushalt. - Bitte R<:hün, Herr 
Dr, Roden! 

Abg. DT. Boden: 

leb. da:rf bitten, Herr Präsident, dem Hause be
kanntgeben zu dürfen, daß die Fraktion der CDU 
morgen. fE"ilh um 9 Uhr zu einer Fraktionssitzung zu
sammentritt. 

Pr!sident Wolters: 

Die Fraktion der CDU tritt morgen früh um 9 Uhr 
zur l"raktions.;;itzung zu~amnwn. Auch die Fraktion 
der FDP tritt morgen um 9 Uhr zur Fraktionssitzung 
zusammen, 

Meine Damen und Herren! Ich habe eine Reihe vun 
Abgeordneten zu einer ganz kun.en Rf'i;prl?"chung inf' 
Regierungszimmer gebeten. Soweit die Herren noch 
anwesen<i sind, .möchte.ich bitten, mit den Herrn Vize
präsidenten an dlese1· Besprechung teil:nmeh.men. 

Die näch:;:te Sitzung wird einberufen auf morgen, 
Donner-stag, um 9.30 lJhr. 

Die Sftzung ist geschlotisen. 

Schluß der Sitzung: 19.52 Uhr. 


